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Zivilgesetzbuch 
der Deutschen Demokratischen Republik 


vom 19.Juni 1975“ 
(GBI. 1 Nr. 27. 465) 


Die Politik des sozialistischen Steates bei 
der weiteren Gestaltung der entwickelten so- 
zialistischen Gesellschaft in der Deutschen 
Demokratischen Republik ist auf die kontinu- 
ierliche Erhöhung des materiellen und kultu- 
rellen Lebensniveaus der Bürger und ihre, 
Entwicklung zu allseitig gebildeten sozialisti-. 
schen Persönlichkeiten gerichtet. Sie. beruht 
auf der politischen Macht der Arbeiterklasse, 
‚den sozialistischen Produktions- und Eigen- 
tumsverhältnissen sowie der staatlichen Lei- 
tung und Planung der gesellschaftlichen Pro- 
2esse, die jedem Bürger ein Leben in materiel- 
ler und sozialer Sicherheit garantieren. 

Das Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik dient in seiner Gesamtheit der Ver- 
tung dieserdem Wohle des Volkes ver- 
pflichteten Politik. Die Aufgabe des sozial 
schen Zivilrechts als Teil des einheitlichen 
Rechts besteht darin, die gesellschaftlichen 
Beziehungen im Bereich der Versorgung der. 
Bevölkerung mit materiellen und kulturellen 
Gütern und Leistungen, insbesondere mit 
Wohnraum, Konsumgütern und Dienstlei- 
stungen mit hoher Wirksamkeit zu gestalten. 
Es ist darauf gerichtet, die Persönlichkeit der 
Bürger zu entwickeln, das sozialistische Ei- 
gentum zu mehren, verantwortungsvol 
zen und vor Schaden zu bewahren sowie das 
persönliche Eigentum der Bürger zu schützen. 

Die Befriedigung der materiellen und kul 
turellen Bedürfnisse der Bürger erfordert, ein 
hohes Entwicklungstempo der sozialstischen 
Produktion, die Steigerung der Effektivität, 
des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
"und des Wachstums der Arbeitsprodaktivität 


























zu gewährleisten, Grundlage für den Erwerb 
von Konsumgütern und Leistungen ist die von 
‚jedem Bürger für die Gesellschaft geleistete 
‚Arbeit, nach der sich der Anteil des einzelnen 
am gesellschaftlichen Reichtum bemißt. Mit 
der weiteren Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaft werden die persönlichen Bedürf- 
nisse der Bürger im zunehmenden Maße auch 
durch die kollektive und individuelle Nutzung 
gesellschaftlicher Fonds, insbesondere in den 
Bereichen der Kultur, des B 
heits- und S 
Im Zivilrecht der Deutschen Demokrati- 
schen Republik finden die von den Anschau- 
ungen dor Arbeiterklasse bestimmten Prinzi- 
pien dersozialistischen Moral ihren Ausdruck, 
Es fördert vor allem den aktiven Einsatz der 
Bürger und ihrer Kollektive zur Mehrung und 
zum Schutz des sozialistischen Eigentums, ihre 
umfassende Mitwirkung ander Gestaltung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen und an der 
Entwicklung eines sozialktischen Gemein. 
schaftslebens sowie ihr verantwortungsbewuß- 
tes Handeln bei der Verhütung und Abwehr 
von Schäden an Leben und Gesundheit der 
Bürger. 
ie Bestimmungen des Zivilgesetzbuches 
verpflichten die Bürger und Betriebe, ihre 
wechsekeitigen Beziehungen in Wahrneh- 
mung der ihnen obliegenden gesellschaftlichen 
Verantwortung zu gestalten. Sie beruhen auf 
dem Prinzip der Einheit von Rechten und 
Pflichten und der Übereinstimmung der per- 
nlichen Interessen mit den gesellschaftlichen 
Erfordernissen. 
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Erster Teil 
Grundsätze des sozialistischen Ziyiltechts 


Erstes Kapitel 
Aufgaben des Zivilfechts 


sı 
Grundlagen und Ziele 









itere Erhöhung des maleric 












icklung der Bürger zu 


deren sori Persönlichkeiten: 





schaft, Diesen Aufgaben dient 
recht der Deutschen Demokratischen Rey 
blik, 

(2) Das Zivilrecht gestaltet di 
mäßig. garantie 
Grundpflichten der Bürger weiter aus. Es rc- 
gelt Beziehungen, die von den Bürgern zur Be 
friedigung ihrer materiellen und kulturelle 
Bedürfnisse mit Betrieben sowie untereinan- 
der eingegangen werden. Es schützt dıs sozia- 
um, die Persönlichkeit und das 
igentum der Bürger. 


s2 
Förderung sozialistischer Beziehungen 


Das Zivilrecht fördert sozialistische Ge- 
meinschaftshezichungen. Es hilft, die von den 
Anschauungen der Arbeiterklasse geprägten 
Grundsätze der sozialistischen Moral im Ver- 
halten indein der Bürger sowie in ihren 

nder und mit Betricbeı 
t darauf gerichtet, 
Übereinstimmung der individuellen und kol 










































Iektiven Interessen mit den gesellschaftliche 
Lifordernissen zu sichern. 
83 
Gewährleistung des Leistungsprinzips 
as, Zivilrecht trägt zur Verwirklichung 
des Prinzips „Jeder nach seinen Fähigkeiten, 





‚jedem nach seiner Leistung“ bei. Die Bestim 
mungen dieses Geseizes sind’so auszulegen 
‚Bdie LeistungdesBürgers 











n gesellschaflicheı 
ich ode Persinlichen: 


utums, fürdie Gestaltung sein 
Sicherheit sowie für 











‚setzung dafür, daß die Bürger ihre m 
‚len und kulurellen Bedürfnisse zune) 
mend besser befriedigen können 


sa 
Schutz der Rechte der Bürger 
und des sozialistischen Eigentums 


Das Zivilrecht verpflichtet alle Bürger und 
Betriebe, sich gegenüber dem Leben, der Gi 
sundheil und der Persönlichkeit der Bürg 
dem sozialistischen Eigentum und dem per- 

ö tum der Bürger veruntwo 
nesbewüßt zu verhalten. Es Ist darauf gerie 
et, Rechtsverletzungen vorzubeugen sowie 

iden und Gefahren von Bürgern und Be- 
icben abzuwenden. 




























ss 

Aufgaben der staatlichen Organe. 
"bei der Durchsetzung des Zivilrechts. 
(1) Die staatlichen Organe haben in Wahr- 
mung ihrer Verantwortung auf der Grund- 
lage der stlichen ie erforder 
Maßnahmen und Entscheidungen zu treffen, 
um die Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Bürger zu verbessern. Das gilt insbesondere 
für die Versorgun, 
ütern und Di 
kulturelles Leben sowiedie, Mönlehkeiten 
ir Erholung und Gestaltung der Freizeit. Die 
cheidungen der stantlichen Organe bilden 
ie Grundlöge für die Tätigkeit der Betriche 
und die Versorgung der Bürger, 

(2) Die staatlichen Organe habs 
gaben, Rechte und Pflichten, die sich aus di 
sem Gesetz für sie ergeben, im gesellsch: 
hen Interesse wahrzunehmen und zu erfüllen. 


Anmerkungz, Vgl. hierzu Gesetz vom 
16. 10. 1972 über den Ministerrat der DDR 
(GBI.INr. 168.253), insbes. 1 Abs. 2und 7, 
$3 Abs. 3, $9 Abs. 2; GöV, insbes. 8 2-4, 
20. 
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Zweites Kapitel 
Stellung der Bürger im Zivilrecht 
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Grundsatz 





(1) Die Rechte und Pflichten der Bürger in 
den zivilrechtlichen Beziehungen werden 
durch die sozilistischen. gesellschaftlichen. 
Verhältnisse bestimmt, die auf der politischen 
Macht der'Arbeiterklasse, dem sozialistischen 
jgentum an den Produktionsmitteln und der 
Leitung und Planung. der. Volkswirtschaft 
durch den sozialinischen Staat beruhen, 

(2) Jeder Bürger kann im Rahmen des 
vilrechts soziaistisches Eigentum nutzen, 
sönliches Eigentum, Urheberrechte so 
dere Rechte erwerben und innehabe 
träge schließen und andere Rechtsgeschäfte 
vornehmen, über sein Eigentum durch Tos 
ment verfügen und erben; er hat die damit ver- 
bundenen Pflichten verantwortungsbewußt zu 
erfüllen, 























$7 


‚Achtung der Persönlichkeit 





Jeder Bürger hat das Recht auf Achtung 
seiner Persönlichkeit, insbesondere seiner 
[Ehre und seines Ansehens, seines Namens, 
seines Bildes, seiner Urheberrechte sowie an- 
derer gleichartig geschützter Rechte aus 
schöpferischer Täligkeit. Er ist verpflichtet, in 
gleicher Weise die Persönlichkeit anderer 
Bürger und die sich daraus ergebenden Rechte 
zu achten, 

















Anmerkung: Vgl. hie 
27 ZGB; URG. 


insbes, Arı, 30 Verf 


ss 
Gestaltung der zivilrechtlichen Bezichungen 
durch die Bürger 


ten aufdler Grundlage 
dieses Geseizes ihre zivilrechtlichen Bezie- 
ungen zu den Beirieben und zu anderen Bür- 
(2) Die Bürgersind berechtigt, im Rahmen 
dieses Gesetzes Verträge.aller Art zu schlic-. 











Ben, die darauf gerichtet sind, ihre materiellen 
und kulturellen Bedürfnisse zu befriedigen. 


so 
Recht auf Mitwirkung 


(1) Die umfassende Mitwirkung der Bür- 
ger und ihrer Kollektive an der Entwicklung 
‚des politischen, wirtschaftlichen und kulturel- 
len Lebens ist Ausdruck der sozialistischen 
Demokratie. In Wahrnehmung ihres demo- 
kratischen Rechts auf Mitgestaltung der Ar- 
beits- und: Lebensbedingungen wirken. die 
Bürger insbesondere bei der Erhaltung, dem 
Um-und Ausbau und der Modernisierung von 
Wohnraum, der Verbesserung der Handelstä- 
tigkeit und der Versorgung nıit Konsumgütern 
und Dienstleistungen mit. Die Mitwirkung der 
Bürger gilt ebenso der Ausnutzung aller Mög- 
Hiehkeiten zur Erholung und Freizeitgestahtung, 
sowie dem sozialistischen Gemeinschaftsleben. 
im Wohngebiet 

(2) Die örtlichen Staatsorgane, die Han- 
dels- und Dienstleistungsbetriebe sowie. die. 
Beiriebe der Gebäude- und Wohnungswirt- 
schafı_ haben entsprechende Organisations- 
fornıen für die Einbeziehung der Bevölkerung 
zur Lösung ihrer Aufgaben zu schaften und die. 
Mitwirkung der Bürger zu fördern. 














‚Anmerkung: Vel; hierzu Verf; insbes. Art. 19 
und 215.88 97, 114-119, 135, $ 163 Abs. 2 
7GB 


Drittes Kapitel 
Stellung der Betriebe im Zivilrecht 





so 
Grundsatz 


(1) Die Rechte und Pflichten der Betriebe 

den sivilrechtlichen Bezichungen werden 
auf der Grundlage der Leitung und Planung 
(der Volkswirtschaft durch die Verantwortung 
bestimmt, die sie für eine planmäßig, bedarfs- 
gerechte und kontinuierliche Versorgung der 
Bevölkerung sowie die Nutzung, Mehrung und 
den Schutz des sozialistischen Eigentums tra- 











(2) Die Betriebe sind verpflichtet, im 
Rahmen ihrer staatlichen Aufgaben solche 





Waren bereitzustellen und Leistungen zu er- " 


bringen, die eine planmäßige Versorgung der 
Bevölkerung gewährleisten. Sie haben zur 
ständigen Verbesserung der Versorgung der 
Bevölkerung moderne Verkaufsformen zu 
‚entwickeln und einzuführen, den Kunden- 
dienst zu erweitern sowie die nätigen Zube- 
hör- und Ersatzteile bereitzustellen. 


Anmerkung: Vgl hierzu Art, 41, 42,46 Verf 


su 
Betriebe 


(1) Die Teinahme der Betriebe amı 
Rechtsverkehr und ihre Anerkennung als juri- 
sische Personen bestimmen sich nach den für 
ihre Tätigkeit geltenden Rechtsvorschrifte. 

(2) Beuriebe in Sinne dieses Gesetzes sind 
alle Betriebe der Industrie, des Bauwesens, der 
Land-, Forst- und Nahrungsgüterwrischaft,, 
des Handels, der Gebäudewirtschaft, des 
Dienstleistungswesens, der Kultur, des Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesens sowie Genos- 
senschaften, Handwerks. und andere Gewer- 
beberricbe. 

(&) Die Bestimmungen dieses Gesetzes 
über Betriebe gelten auch für staatliche Or- 
gane und rechtlich selbständige staatliche Ein- 
Fichtungen, für gesellschafliche Organisatio- 
nen und ihre selbständigen Einrichtungen so- 
wie andere rechtlich selbständige Organisatio- 
nen und Vereinigungen, soweit sie Ziltechtl- 
(he Beziehungen eingehen. 











‚Anmerkung: Vgl. hierzu insbes. VEB/VVB- 
‘VO, MSıPGH, LPG-Ges, 





sı 
Gestaltung der zivilrechtlichen Beziehungen 
durch die Betriebe 
(1) Die Betriebe haben im Rahmen dieses 
Gesetzes ihre Beziehungen zu den Bürgern so 
zu gestalten, daß sie die ihnen obliegenden 
stanglichen» Aufgaben zur planmäßigen Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit hoher gesell- 
schaftlicher Effektivität erfüllen. 


Zivilgesetzbuch 
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(2) Die Betriebe sing verpflichtet, ihre zi 
vilrechtlichen Beziehungen zu den Bürgern in 
Wahrnehmung ihrer geseilschaftlichen Ver- 
antyortung zu begründen und die sich daraus 
ergebenden Aufgaben zu erfüllen, Im Rahmen 
ihrer geplanten Versorgungsaufgaben hahen 
sie über die von ihnen zu erhringenden L.i- 
Stüngen mit den Bürgern Verträge abzuschlic- 
Ben. 

Anmerkung: Vgl. hierzu 83 95, 134, 163, 204 
217.225, 233, 246, 323 ZGB. 














Viertes Kapitel 
Grundsätze für das Zusammenwirken 
'von Bürgern und Betrieben 


s13 
Allgemeine Verhaltenspflicht 


Bürger und Betriebe haben bei der Be- 
gründung und Ausübung ihrer Rechte sowie 
bei der Erfüllung ihrer Plichten dieses Gesetz 
und andere Rechtsvorschriften, Verträge und 
ändere ihnen obliegende Verpflichtungen zu 
beachten, die gesellschaftlichtn Rrfordernisse 
zu berücksichtigen, die Regeln des sozilist 
schen Zusammenlebens enzuhalten und auf 
berechtigte Interessen der Partner sowie ande- 
rer Bürger und Betriebe Rücksicht zu nehmen. 





sıa 
Pflicht zur Zusammenarbeit 
Bei der Vorbereitung, der Begründung, 
der inhaltlichen Ausgestaltung und der Erfül- 
lung zisilrechtlicher Beziehungen haben die 
Bürger und Betriebe vertauensvoll zusan- 
menzuvirken, Sie haben sich von den Grund- 
sätzen der sozialistischen Moral sowie vonder 
Notwendigkeit der Übereinstimmung der in- 
dividuellen und kollektiven Interessen mit den 
gesellschaftlichen Erfordernissen leiten zu las- 
sen. 
Anmerkung: Val. hierzu insbes. $ 44 ZGB. 





sıs 
Verantwortungsbewußte Rechtsausibung 


(1) Die den Bürgern und Betrieben aufder 
Grundlage dieses Gesetzes gewährten Rethte 
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Sind entsprechend ihrem gesellschaftlichen In- 
halt und ihrer Zweckbestimmung auszuliben. 
(2) Die Ausübung eines Rechts ist unzuläs- 
sig, wenn damit den Rechtsvorschriften oder 
den Grundeätzen der sozilistischen Maral wi-. 
dersprechende Ziele verfolgt werden. 








‚sozialistisches und persönliches Eigentum 1 


Organe in Anspruch nehmen, wenn ihre 
Rechte aus zivilrechtlichen Beziehungen ver- 
letzt oder gefährdet werden oder Unklarheiten 
über Rechtsverhältnisse bestehen. Dem Ver- 
langen auf Rechtsschutz sollen eigene Bemüi- 
hungen der Beteiligten um eine Beilegung des 
Konflikts vorausgehen. In Verwirklichung ih- 
res Rechts auf Mitgestaltung staatlicher und 
gesellschaftlicher Angelegenheiten nehmen 








s16 die Bürger in umfassender Weise an der 
Rechtsschutz Rechtspflege ti 2 
Bürger und Retriche können die Hilfe der merkung: Val hierzu ZPO, GGG, KKO, 
Gerichte oder anderer zuständiger staatlicher N) KO, Einsaben, 
Zweitet Teil 
Das sozialistische Eigentum 


(und das persönliche Eigentum 


Erstes Kapitel 
Das sozialistische Eigentum 


so 
Grundsatz 


(1) Das sozialistische Eigentum ist die 
ökonomische Grundlage der Entwicklung der 
sozialistischen Gesellschaft und aller Bürger. 
Bssichert die weitere Erhöhung des materiel- 
en und kulturellen Lebensniveaus des Volkes 
auf der Grundlage eines hohen Entwicklungs- 
tempos der sozialistischen Produktion, der Er- 
höhung der Effektivität, des wissenschaftlich“ 
Forischritis und des Wachstums 








tische Eigentum, seine Nut- 
1e Mehrung und sein Schutz dienen 
(der Entwicklung der Bürger zu sozialistischen 
Persönlichkeiten und der Entfaltung. ihrer 
schöpferischen Kräfte. 


sıs 
Sozialistisches Eigentum 





(1) Sozialisisches Eigentum ist das Volks- 
eigentum, das Eigentum sozialisischer Genos- 


A 


senschaften und das Figentum gesellschaftli- 
eher Organisationen der Bürger. 

(2) Das Volkseigentum als Grundlage der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse istent- 
sprechend den gesellschaftlichen Erfordernis- 
sen und den Prinzipien der. sozialistischen. 
Planwirtschaft zu nutzen und zu mehren. Der 
sozialistische Staat organisiert die Nutzung 
und Mehrung des Volkseigentums insbeson. 
dere durch die volkseigenen Betriebe, Kombi- 
nate, wirtschaftsleitenden Organe, staatlichen. 
Organe und Einrichtungen, sozialistischen. 
Genossenschaften und gesellschäftlichen Or- 
ganisationen sowie dutch Bürger. 

(8) Das Eigentum sozialistischer Genos- 
senschaftem dient im Rahmen der staatlichen. 
Leitung und Planung der Erfüllung ihrer wirt- 
schaftlichen Aufgaben, der Verwirklichungih. 
rer Verpflichtungen gegenüber der sozilisti 
schen Gesellschaft sovie der Gestaltung der 
‚Arbeits- und Lebensbedingungen ihrer Mit 
glieder. Die Rechte aus dem genossenschafti 
chen Eigentum stehen der Genossenschaft zu. 

() Das Eigentum. der gesellschaftlichen 
Organisationen dient der Erfüllung ihrer pol 
schen, sozialen, wissenschaftlichen, kulturel- 
len und sonstigen Aufgaben. Die Rechte aus 
dem Eigentum stehen der gesellschaftlichen. 
Organisation zu und sind entsprechend ihren. 
Zielen wahrzunehmen. 





















1 
‚Ausübung der Befugnisse 
aus dem sozialistischen Eigentum 


(4) Die volkseigenen Betriebe, Kombina- 
te, wirtschaftsleitenden Organe, staatlichen 
Organe und Einrichtungen sind zur Durchfüh- 
rung der ihnen übertragenen staatlichen Auf- 
gaben und zur Wahrnehmung der ihnen über- 
\ragenen Befugnisse berechtigt, dasihnen vom 
sozialistischen Staat anvertraute Volkseigen- 
tum auf der Grundlage der Rechtsvorschriften 
zu besitzen und zu nutzen. Zur Durchführung 
der staatlichen Pläne sind sie berechtigt, im 
Rahmen der Rechtsvorschriften über das ih- 
nen anvertraute Volkseigentum zu verfügen. 

(2) Die sozialistischen Genossenschaften 
und die gesellschaftlichen Organisationen sind 
als sozialistische: Eigentümer entsprechend 
‚den Rechtsvorschriften tind ihren Statuten be- 
rechtigt, dasihnen gehörende Eigentum zu be- 
sitzen, zu nutzen und darüber zu verfügen. 

(&) Für sozialisische Genossenschaften 
nd andere sozialistische Betriebe sowie ge- 
sellschaftliche Organisationen, denen Volks- 
eigentum zur Nutzung übertragen ist, gilt 
Abs, 1 entsprechend, 


820 
Schutz des sozilisischen Eigentums. 














(1) Das sozialistische Eigentum ist unan- 
tastbar. Es genießt den besonderen Schutz des 
sozialistischen Staates. 

(2) Das sozialistische Eigentum zu schüt- 
isı Pflicht aller Bürger und Beitiebe. 
3) Der Erwerb und der Übergang von Sa- 
(chen, die Grundlage der wirtschaftlichen Tä- 
ügkeit der Betriebe sind, aus dem sozialisti 
schen Eigentum in persönliches Eigentum ist 
unzulässig. Volkseigentum darf weder ver- 
pfändet, gepfändet noch belastet werden. 
Ausnahmen müssen in Rechtsvorschriften ge- 
regelt werden. 

















sa 
Nutzung sozialistischen Eigentums 
durch die Bürger 
(1) Die Bürger sind berechtigt, staatliche 
und gesellschaftliche Einrichtungen der Bil- 
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dung und Kultur, der Wissenschaft, des Ver- 
kehrs, des Naehrichtenwesens, für Dienstlei- 
stungen und Erholung, des Gesundheits- und 
‚Sozialwesens und des Sports sowie den staatl 
hen und genossenschafilichen Wohnungs- 
fonds kollektiv und individuell zu nutzen, 

(2) Die Nutzung erfolgt entgeltlich oder 
unentgellich in Übereinstimmung mit den ge- 
sellschaflichen Erfordernissen und Möglich- 
keiten entsprechend den Rechtsvorschriften. 

(&) Die Bürger sind verpflichtet, mit dem 
sozialistischen Eigentum pfleglich und sorg- 
sam umzugehen, es vor Schaden zu bewahren 
sowie die Rechte und Interessen anderer Nut- 
zer zu berücksichtigen. 





Zweites Kapitel 
Das persönliche Eigentum 


s22 
Grundsatz 


(1) Das sozialistische Eigentum, seine 
Mehrung und sein Schutz sind Grundlage für 
die Entwicklung des persönlichen Eigentums, 
‚Quelle des persönlichen Eigentums ist die für 
die Gesellschaft geleistete Arbeit. 

(2) Das persönliche Eigentum dient der 
Befriedigung der materiellen und kulturellen 
Bedürfnisse der Bürger und ihrer Entwicklung 
zu sozialistischen Persönlichkeiten. 

(8) Das persönliche Eigentum wird durch 
den sozialistischen Stat geschützt. Der Er- 
werb des persönlichen Eigentums und seine 
Nutzung haben in Übereinstimmung mit den 
Rechtsyorschriften zu erfolgen. Sein Gebrauch 
‚darf den gesellschaftlichen Interessen und den 
berechtigten Interessen anderer Bürger und 
Betriebe nieht zuwiderlaufen, 





Anmerkung: Val. hierzu Art. 11, 16 Verf 
92 
Gegenstand des persönlichen Eigentums 


(1) Zum persönlichen Eigentum gehören 
insbesondere die Arbeitseinkünfte und Er- 
sparnisse, die Ausstattung der Wohnung und 
des Haushalts, Gegenstände des persönlichen. 
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Bedarfs, die für die Berufsausbildung, Wei- 
terbildung und Freizeitgestaltung erworbenen 
Sachen sowie Grundstücke und Gebäude zur 
Befriedigung der Wohn- und Erholungsbe- 
ürtaisse des Bürgers und seiner Familie, Zum 
persönlichen Eigentum gehören auch die.dem 
‚Wesen des persönlichen Eigentums entspre-. 
chenden Rechte, einschließlich vermögens- 
rechtlicher Ansprüche aus Urheber-, Neuerer- 
ind Erfinderrechten. 


Anmerkung: Val. hierzü URG, NeuererV.O) 





(2) Auf das überwiegend auf persönlicher 
‚Arbeit beruhende Eigentum der Handwerker 
und Gewerbetreibenden sind die Bestim- 
mungen über das persönliche Eigentum ent- 
sprechend anzuwenden, soweit in Rechtsvor- 
schriften nichts anderes festgelegt it 





Anmerkung: Vgl. hierzu Art. 14 Abs, 2 


g2 
Befugnisse des Eigentümers. 


Der Bürger istzum Besitz und zur Nutzung 
der zu seinem Eigentum gehörenden Sachen 
berechtigt, Er ist berechtigt, über die ihm ge- 
hörenden Sachen zu verfügen, insbesondere 
das Eigentum einem anderen zu übertragen. 
sowie den Besitz und die Nutzung der Sachen 
einem anderen zu überlassen. 


DrittesKapitel 
Erwerb und Schutz des Eigentums. 


s25 
Formen des Erwerbs des Eigentums 


Das Eigentum an Sachen kann durch Kauf, 
Schenkung und anderen Vertrag, durch Erb- 
schaft sowie aufGrund der Entscheidung eines 
Gerichts, Staatlichen Notariats oder eines an- 
deren staatlichen Organs oder kraft Gesetzes 
erworben werden. 


‚sozialistisches und persönliches Eigentum 1 


Erwerb des Eigentums durch Vertrag 
326 


(4) Der Übergang des Eigentums an einer 
Sache auf Grund eines Vertrages erfolgt mit 
der Übergabe der Sache, soweit in diesem Ge-, 
setzoder in anderen Rechtsvorschriften nichts 
anderes bestimmt ist. Es kann auch vereinbart 
‚werden, daß der Erwerber Eigentümer der Sa- 
che wird, der Veräußerer jedoch im Besitz. der 
Sache bleibt. Ist ein anderer im Besitz der Sa- 
che, kann der Veräußerer anstelle der Über- 
gabe seinen Anspruch auf Herausgabe der Sa- 
che an den Erwerber abtreten. 

(2) Das Eigentum an Grundstücken und 
Gebäuden geht mit der Eintragung im Grund- 
buch auf den Erwerberüber, soweitin Rechts- 
vorschriften nichts anderes bestimmt ist. 





827 


Der Erwerb des Eigentums auf Grund ei- 
nes Vertrages tritt ein, wenn der Veräußerer 
selbst Eigentümer oder zur Veräußerung be- 
rechtigt ist. An unrechtmäßig erlangten Sa- 
‚chen kann kein Eigentum erworben werden. 


828 


‚An Sachen, die im Einzelhandel gekauft 
wurden, sowie an Geld und Inhaberpapieren 
erlangt der Erwerber das Eigentum, auch 
wenn die Voraussetzungen des $ 27 nicht vor- 
liegen. Der Eigentumserwerb tritt nicht ein, 
wenn der Erwerber weiß, daß die Veräußerung 
unrechtmäßig erfolgt. 


82 


Erwerb des Eigentums 
auf Grund staatlicher Entscheidung 


Wird das Eigentum auf Grund der Ent- 
scheidung eines Gerichts, eines Staatlichen 
Notariats oder eines anderen staatlichen Or- 
gan erworben, tritt der Erwerb mit dem Zeit- 
punkt ein, der in der Entscheidung bestimmt 
ist, und wenn kein Zeitpunkt bestimmt ist, mit 
‚dem Tage der Rechtskraft der Entscheidung. 








1 vilgeserzbuch 20 
830 g32 
Verbindung, Vermischung Ewerb des Eigentums 
in besonderen Fällen 
(&) Werden Sachen verschiedener Eigen- 
&ümer wntsenubar mieimander verbunden (1) Eine bewegliche Sache, an der das Ei 





oder vermischt, entsteht Miteigentum. Ist eine 
der Sachen als Hauptsache anzusehen, erwirbt 
ihr Eigentümer Alleineigentum. Der bisherige 
Eigentümer der anderen Sache hat einen An- 
spruch auf Wertersatz in Geld. 

(@) Verbindet oder vermischt der 
tümer einer Sache diese mit der Sache eines 
anderen, obwohl er wußte oder wissen mußte, 
(daß sie einem anderen gehört, hat er dem an- 
‚deren nach dessen Wahl die entstandene Sache 
gegen Wertersatz herauszugeben oder Scha- 
denersatz zu leisten. War der Wert der Sache. 
des anderen wesentlich geringer als der Wert 
der durch die Verbindung oder Vermischung 
entstandenen Sache, kann nur Schadenersatz 
gefordert werden, 











sa 
Verarbeitung 
(1) Wird durch Verarbeitungeine neue Sa- 








che hergestellt, wird der Eigentümer der w 
arbeiteten Sache Eigentümer der neuen Sache. 

(@) Übersteigt der Wert der Verarbeitung 
wesentlich den Wert der verarbeiteten Sache, 
wird der Hersteller der neuen Sache deren 
gentümer. Das gil nicht, wenn die Verarbei- 
ung im Auftrage des Eigentümers der verar- 
beiteten Sache erfolat ist. Wird der Hersteller 
der neuen Sache Eigentümer, hat er dem Ei- 
gentümer der verarbeiteten Sache deren Wert 
zu ersewzen. 

(&) Wubte der Hersteller oder hätte er wis- 
sen müssen, daß er die Sache eines anderen 
unberechtigt verarbeitet, kann der andere, 
nach seiner Wahl entweder die Herausgabe 
der neuen Sache oder Schadenersatz verlan- 
gen. Hat der Hersteller die Sache herauszuge- 
ben, kann er nur Ersatz des Wertes für verar- 
beitete Materialien verlangen. Ein Anspruch 
auf Herausgabe der neuen Sache besteht nich, 
wenn der Wert der verarbeiteten Sache im. 
Verhältnis zum Wert der neuen Sache wesent- 
Bee 














gentum aufgegeben worden ist, kann von je- 
dem zu Eigentum erworben werden. Das Ei- 
gentum wird in diesem Fall durch die Inbesitz- 
nahme der Sache mit der erkennbaren Absicht 
begründet, Eigentum daran zu erlangen. Das 

‚asienungsrecht an Sachen, die von erhebl 
‚chem gesellschaftlichem Wert oder Interesse 
sind, steht ausschließlich dem Staat zu. 

(2) Wer eine bewegliche Sache 10 Jahre 
wie ein Eigentümer besessen hat, ohne zu wis- 
sen, daß ein anderer der Eigentümer ist, er- 

irbt.andieser Sache das Eigentum. Diese Re- 
gelung gilt nicht für sozialitisches Eigentum. 

















33 
Ansprüche des Eigentümers 


(1) Dem Eigentümer steht das Recht auf 
Schutz gegen jeden zu, der sein Eigentum 
rechtswidrig verletzt oder seine Nutzung be- 
einträchtigt, 

(2) Der Eigentümer kann von jedem, der 
ihm sein Eigentum unberechtigt vorenthält, 
die Herausgabe verlangen. Die Herausgabe- 
pflicht umfaßt auch die erlangten Nutzungen. 
Der zur Herausgabe Verpllichtete kann vom 
Eigentümer die Erstattung notwendiger Auf- 
wendungen verlangen. Der Anspruch entfällt, 
wenn der Besitzer die. Unrechtmäßigkeit des 
Besitzes kannte oder kennen mußte. 

(8) Die gleichen Ansprüche stehen dem 
rechtmäßigen Besitzer einer Sache zu. 
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Viertes Kapitel 
Gemeinschaftliches Eigentum 


338 
Arten des gemeinschaftlichen Eigentums 


(1) Das Eigentum an einem Grundstück, 
einem Gebäude oder einer anderen Sache 
kann mehreren Eigentümern gemeinschaftlich 
zustehen. 

(2) Das gemeinschaftliche Eigentum kann 
Miteigentum oder Gesamteigentum sein. Mit- 
eigentum ist anteliges Eigentum zu gleichen 
oder unterschiedlichen Teilen, Ist die Größe 
der Anteile nicht bestimmt, stehen den Mitei- 
gentümern gleiche Anteile zu. Das Gesamtei 
gentum steht nur allen Eigentümern gemein- 
sam zu. 

(3) Die Bestimmungen über das gemein- 
schäfliche Rigentim an Sachen gelten ent- 
sprechend auch für Rechte, die mehreren Be- 
teiligten gemeinschaftlich zustehen. 















s3 
Nutzungsbefugnisse der Miteigentümer 


(1) Jeder Miteigentümer ist berechtigt, das 
gemeinschaftliche Eigentum so zu nuzen, wie 
& zwischen den Miteigentümern vereinbart 
ist. Er hat die Interessen der anderen Mitei- 
gentümer zu wahren. 

(®) Die Erträge aus dem gemeinscha 
chen Eigentum stehen den Miteigentümern im 
Verhältnis zur Größe ihrer Anteile zu. 





s36 
Rechte und Pflichten bei der Vermaltung 
‚des Miteigentums 


(1) Die Verwaltung des gemeinschafili- 
chen Eigentums steht allen Miteigentümern 
gemeinsam zu. Können sie sich über die Ver- 
waltung nicht einigen, kann jeder Miteigentü- 
‚mer durch gerichtiche Entscheidung eine den 
gemeinsamen Interessen entsprechende Ver- 
waltung verlangen. 

(2) Jeder Miteigentümer ist berechtigt, 
‚ohne Zustimmung der anderen Miteigentü- 
mer unaufschiebbare Handlungen vorzunch- 
en dr Zur ordninginenien Verwallung: 








des gemeinschaftlichen Eigentums notwendig 
sind. 

(&) Jeder Miteigentümer hat entsprechend 
seinem Anteil die Aufwendungen und sonsti- 
gen Ausgaben zu tragen, die für die Erhaltung, 
Nutzung und Verwaltung des gemeinschaftli- 
lien Eigentums erforderlich 








837 
Verfügung über Miteigentum 


Jeder Miteigentümer kann seinen Anteil 
einem anderen zu Eigentum übertragen oder 
änderweiig über ihn verfügen, Eine Verfü 
gung über den Anteil ist urzulässig, wenn da 
durch die Rechte und Interessen der anderen 
Miteigentümer unzumutbar beeinträchtigt 
würden. Über das Miteigentum insgesamt 
‚können die Miteigentümer nur gemeinschaft- 
lich verfügen. 





338 
Vorkaufsrecht 


(1) Den Miteigentümern steht ein Vor- 
kaufsrecht zu, wenn ein Miteigentiimer seinen 
Anteil an einen nicht zur Eigentumsgemein- 
Schaft gehörenden Dritten verkaufen will. 

(&) Die Miteigentümer können das Vor- 
kaufsrecht durch Vertrag ausschließen. 


Anmerkung: Ve’ 





9 
‚Ausübung des Vorkaufsrechts 


(1) Wil ein Miteigentümer seinen Anteil 
verkaufen, hat er das den anderen Miteigen- 
tümern unverzüglich mitzuteilen undihnen die 
Verkaufsbedingungen bekanntzugeben. Die 
anderen Miteigentümer sind verpflichtet, in- 
nerhalb von 2 Wochen schriftlich zu erklären, 
ob sie ihr Vorkaufsrecht ausüben. 

(2) Erklärt ein Miteigentümer, daß er das 
Vorkaufsrecht ausübt, darf der Anbietende 
den Kaufvertrag nur mit ihm abschließen. 
“Wollen mehrere Mileigentümer das Vorkaufs-- 
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recht ausüben, entscheidet der Anbietende, 
mit wem er den Kaufvertrag abschließt. 

(3) Erfolgt der Verkauf eines Anteils unter 
Nichtbeachtung eines Vorkaufsrechts, ist der 
Vertrag nichtig. 

(&) Für die Ausübung des Vorkaufsrechts 
über einen Anteil an einem Grundstück oder 
Gebäude gelten die Bestimmungen über das, 
Vorkaufstecht an Grundstücken entspre- 
chend. 

so 
Ansprüche aus Miteigentum 


Jeder Miteigentümer ist berechtigt, alle 
Ansprüche aus dem Miteigentum selbständig, 
gegenüber Dritten geltend zu machen. 
Herausgabe kann er jedoch nur an alle Mitei- 
gentümer verlangen. 
sa 
Aufhebung des Miteigentums, 








(1) Jeder Miteigentümer kann jederzeit die 
‚Aufhebung der Eigentumsgemeinschaft ver- 
langen, wenn der Zeitpunkt berechtigten In- 
teressen anderer Miteigentüimer nicht wider- 
spricht. 


(2) Die Art der Teilung des Miteigentums 
ist zwischen den Miteigentümern zu vereinba- 
ren. Einigen sie sich nicht, sind Grundstücke 
und Gebäude zu veräußern, und der Erlösist zu 
.n. Andere Sachen sind so zu teilen, daß 
‚mäßiger Schaden entsteht. 











verkaufen und der Erlös ist zu teilen. 


342 
Gesamteigentum 


(1) Die Rechte und Pflichten der Gesamt- 
eigentümer ergeben sich aus den für das Ge- 
samteigentum geltenden Rechtsvorschriften 
oder aus den von den Gesamteigentümern ge- 
troffenen Vereinbarungen, 

(2) Für das Gesamteigentum der Mieter- 
gemeinschaft ($ 118), von Gemeinschaften der 
Bürger ($ 266 #) und der Erbengemeinschaft 
($ 400) gelten die besonderen Bestimmungen 
dieses Gesetzes. 

(&) Für das gemeinschaftliche Eigentum 
der Ehegatten gelten die Bestimmungen des 
Familiengesetzbuches. 





Aumerkung: Vel. hierzu 88 13 ff. F 





Dritter Teil 
‚Verträge zur Gestaltung 
des materiellen und kulturellen Lebens. 


Erstes Kapitel 
Allgemeine Bestimmungen über Verträge 


Erster Abschnitt 
Grundsätze 


sa 
Aufgabe der Verträge 


(&) Die zivilrechtlichen Beziehungen zwi- 
schen Bürgern und Betrieben sowie Bürgern 
untereinander werden insbesondere durch 
Verträge gestaltet. In den Verträgen sind aus- 
gehend von den Bestimmungen dieses Geset- 
zes die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
beim Erwerb von Leistungen zur Befriedigung 
der materiellen und Külturellen Bedürfnisse 








der Bürger im beiderseitigen Einverständnis 
festzulegen, 
Anmerkung: Vgl; hierzuinsbes. $$ 1-16ZGB. 





(2) Die Betriebe haben Verträge mit den 
‚Bürgern so abzuschließen und zu erfüllen, daß 
sie ihre Aufgaben zur Versorgung der Bevöl- 
kerung entsprechend der ihnen übertragenen 
staatlichen Verantwortung planmäßig und all- 

ig verwirklichen. Die Verträge tragen dazu 
, die individuellen Interessen der Bürger 
itden gesellschaftlicen Interessen in Über- 
einstimmung zu bringen. 









bei 








erkung: Val hierzu $995,134, 163,204 
233, 246 ZGB. 


5 
Pflicht zur Zusammenarbeit 


Bei der Vorbereitung, dem Abschluß, der 
inhaltlichen Ausgestaltung und der Erfüllung 
von Verträgen haben die Bürger und Betriebe 
als Vertragspartner vertrauensvoll zusammen- 
zuwirken und sich von den Grundsätzen der 
sozialistischen Moral leiten zu lassen. 


‚Anmerkung: Vol, hierzu insbes. $ 14 ZGB) 


sas 
Bestimmung des Vertragsinhalts. 


(1) Die Rechte und Pflichten beim Ab- 
schluß und bei der Erfüllung von Verträgen er- 
geben sich aus den Bestimmungen dieses Ge- 
seizes. 

(2) Werden von den Partnern besondere 
Vereinbarungen getroffen, sollen sie ihre ge- 
genseitigen Rechte undPflichten im Vertragso 
festlegen, daß der mit dem Vertrag beabsich- 
tigte Zweck eindeutig bestimmt und Streit 
über den Vertragsinhalt vermieden wird. 

(3) Die Partner können auch Vereinbarun- 
gen treffen, dien diesem Gesetz nicht geregelt 
sind oder die von seinen Bestimmungen ab- 
weichen, soweit ihre Anwendung nicht ver- 
"bindlich vorgeschrieben ist. Die Vereinbarun- 
gen dürfen jedoch nicht gegen Inhalt und 
Zweck dieses Gesetzes verstoßen, 


(&) Die Verantwortlichkeit wegen vorsätz- 
licher oder grob fahrlässiger Plichtverletzung 
"kann nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt 
werden; das gleiche gilt für die Verantwort- 
lichkeit für nicht qualitätsgerechte Leistung, 
soweit dieses Gesetz nicht abweichende Ver- 
einbarungen zuläßt. 


846 
Verbindlichkeit Allgemeiner Bedingungen 


(1) Die Vertragsbeziehungen können un- 
ter Berücksichtigung der Besonderheiten der 
Leistung durch Allgemeine Bedingungen (Lie- 
fer-, Leistungs-, Geschäfts-, Nutzungs- und 
Zahlungsbedingungen) weiter ausgestaltet 
en 
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(2) Allgemeine Bedingungen werden von 
den zuständigen zentralen Staatsorganen als 
Rechtsvorschriften erlassen. Werden sie als. 
‚Anordnung erlassen, bedürfen sie der Zu- 
stimmung des Ministers der Justiz. 

(8) Handelsbetriebe, Dienstleistungsbe- 
{riebe und ähnliche Einrichtungen sind ver- 
pflichtet, die für ihren Bereich geltenden All- 
‚gemeinen Bedingungen in den Verkaufs- oder 
Geschäftsräumen in geeigneter Form be- 
kanntzugeben. 








jerküngt Ve). hierzu insbes. die AO über, 
AB für die Veröffentlichung von Anzeigen 
(Reg.Nr. 8), AO über die ALB für Wäsche- 
ei-, Chemisch-Reinigungs- und Färbereilei- 
stungen für die Bürger (Reg.-Nr. 9), AO über 
die Leistungsbedingungen des Reisebüros 
(Reg-Nr. 10), ELB (Reg.-Nr. 11), AO über 
Kundendienstleistungen beim Verkauf neuer 
Möbel an Bürger (Reg-Nr. 14) sowie die 
Anm. zu $ 247 ZGB. 








su 
Pilcht zu vertraggemäßen Erfüllung 


(1) Die Partner sind zur Vertragstreue und 
Zur realen Erfüllung der Verwäge verpflichtet 
Sie haben alle Anstrengungen zu unterneh- 
men, um die beiderseitigen Leistungen so zu 
erbringen, wie es durch Rechtsvorschriften be- 
stimmt oder im Vertrag vereinbart ist 

(2) Verletzen die Partner vertragliche 
Pflichten, sind sie einander nach den Bestim- 
mungen dieses Geseizes materiell verantwort- 
lich, 
Anmerkung: Vgl. hierzuinsbes, $8 82 1. 2GB, 

sa 
Geltungsbereich 
der allgemeinen Bestimmungen 
über Verträge, 


(1) Die allgemeinen Bestimmungen über 
Verträge gelten für allein diesem Gesetz gere- 
gelten vertraglichen Beziehungen. Sie sind 
auch Grundlage für die Gestaltung solcher 
Vertragsverhältnisse, die in diesem Gesetz. 
nicht besonders geregelt sind. 
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(2) Die allgemeinen Bestimmungen über 
Verträge gelten entsprechend auch für einsei- 
tige Rechtsgeschäfte sowie andere nieht durch 
Vertrag begründete Rechte und Pflichten, so- 
weit im folgenden nichts anderes bestimmt ist. 





Zweiter Abschnitt 
Handlungsfähigkeit, 
Vertretung und Vollmacht 


$ 
Inhalt der Handlungsfühlgkeit 





in Bürger, der das 18. Lebensjahr vollen- 
det hat, ist volljährig. Er kann durch eigenes 
Handeln Rechte und Pflichten des Zivilrechts 
begründen, insbesondere Verträge abschlie- 
Ben und andere Rechtsgeschäfte vomehmen 
(Handlungsfähigkeit). 








Handlungsfähigkeit 
'von Kindern und Jugendlichen 


850 


(1) Kinder, diedas6. Lebensjahr vollendet. 
haben, und Jugendliche bis zu 18 Jahren kön- 
nen Rechte und Pflichten nur mit Zustimmung 
ihres gesetzlichen Vertreters begründen. 

(2) Verträge, die ohne vorherige Zu 
mung (Einwilligung) abgeschlossen werden, 
erlangen durch die nachträgliche Zustimmung 
(Genehmigung) des gesetzlichen Vertreters. 
Wirksamkeit, Einseitige Rechtsgeschäfte, die 
ohne Einwilligung vorgenommen werden, sind 
nichtig, 











5 469,2GB. 





(8) Für Verträge, die nicht der Schriftform 
bedürfen, gilt die Genehmigung zum Zeit- 
punkt des Vertragsabschlussesalserteilt, wenn 
sie der gesetzliche Vertreter nicht innerhalb 
eines Monats nach Kenntnis vom Vertragsab- 
schluß verweigert. 

(4) Die Genehmigung oder ihre Verweige- 
rung ist gegenüber demjenigen zu erklären, 
mit dem der Vertrag abgeschlossen wurde. 





(8) Verträge, die zur Befriedigung tägl 
(cher Lebensbedürfnisse abgeschlossen wer- 
den, bedürfen keiner Zustimmung des gesetz- 
lichen Vertreters. 


s51 


Jugendliche, die das 16. Lebensjahr voll- 
‚endet haben, können Verträge abschließen, 
wenn die Zahlungsverpflichtungen auseigenen. 
Mitteln erfüllt werden. 








g52 
Handlungsunfähigkeit 


(1) Kinder, die das 6. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, sind handlungsunfäl 
können durch eigenes Handeln keine 
Rechte und Pflichten begründen. 

(2) Handlungsunfähig sind auch entmün- 
digte Bürger, 








Aamerkun; 
i 


(8) Die von Handlungsunfähigen vorge- 
inommenen Rechtsgeschäfte sind nichtig. 
Nichtig sind auch Rechtsgeschäfte, die von ei- 
nem Bürger in einem seine Entscheidungsfä- 
higkeit ausschließenden Zustand vorgenom- 
men wurden. Verträge zur Befriedigung tägl 
(her Lebensbedürfnisse über einen unbedeu- 
tenden Wert sind wirksam, wenn die Ver- 
pflichtungen daraus beiderseits sofort erfüllt 
werden. 











95 
Vertretung. 


(1) Bürger und Betriebe können sich beim 
‚Abschluß von Verträgen und bei der Vor- 
‚nahme von einseitigen Rechtsgeschäften ver- 
reten lassen. 

(2) Als Vertreter handelt, wer befugt ist, 
für-einen anderen und in dessen Namen Ver- 
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träge abzuschließen oder einseitige Rechtsge- 
schäfte vorzunehmen. Durch das Handeln des, 
Vertreters wird der Vertretene unmittelbar 
berechtigt und verpflichtet. 

(6) Die Vertretungsbefugnis kann sich aus 
Rechtsvorschriften ergeben (gesetzliche Ver- 
iretung) oder durch Vollmacht begründet 
werden (rechtsgeschäftliche Vertretung). 

(4) Handlungunfähige Bürger können 
nicht Vertreter sein. 





854 
Umfang der Vertretungsbefuguis 


(1) Der Umfang der Vertretungsbefugnis 
ergibt sich bei gesetzlicher Vertretungaus den 
‚Rechtsvorschriften, bei rechtsgeschäflicher 
Vertretung aus der Vollmacht. 

(@) Bei. rechisgeschäflicher Vertretung 
darteine Untervolimacht nur mit Zustimmung 
des Vertretenen erteilt werden, 


355 
Vertretung von Betrieben 


(1) Betriebe handeln durch ihre in Rechts- 
vorschriften oder Statuten bestimmten Vertre- 
ter oder durch Bevollmächtigte. 

(2) Mitarbeiter von Betrieben gelten als 
bevollmächtigt, solche Rechtshandlungen vor- 
zunehmen, die zur Erfüllung der sich aus ihrer, 
Tätigkeit ergebenden Aufgaben üblich sind, 
Darauf kannsich nicht berufen, werdas Fehlen 
der Vertretungsbefugnis kannte oder kennen 
mußte, 


856 
Pflichten des Vertreters 


(1) Die Beziehungen zwischen Vertreter 
und Vertretenen bestimmen sich nach dem 
Rechtsverhältnis, dasder Vertretungzugrunde 
liegt. 

(2) Der Vertreter hat seine Vertreiungsbe- 
fugnisim Interesse des Vertretenen auszuüben 
and veraniwortungsbewußt zu handeln. 


(&) Ein Rechtsgeschäft, das ein Vertreter 
mit sich selbst abschließt, bedarf der Zustim- 
mung des Vertretenen. 





957 
Form der Vollmacht 


(1) Die Vollmacht wird durch Erklärung 
gegenüber dem Vertreter, dem Vertragspart- 
ner oder durch öffentliche Bekanntmachung 
erteilt. 

(2) Die Vollmacht bedarf der gleichen 
Form wie das vorzunehmende Rechtsgeschäft 
Ist eine Beurkundung vorgeschrieben, genügt 
die Beglaubigung der Vollmacht, 


8:58 
Erlöschen der Vollmacht 





(1) Die Vollmacht erlischt durch 
durch Beendigung des der Vollmacht zu 
gründe liegenden Rechtsyerhältnisses oder 
nach Ablauf der Zeit, für die sie erteilt wurde, 

(2) Einem Dritten gegenüber ist das Erlö- 
schen der Vollmacht nur wirksam, wenn er da- 
‚von wußte oder wissen mußte, 





” 
Handeln ohne Vertretungsbefugnis 


(1) Aus einem Vertrag, der ohne Vertre- 
tungsbefugnis oder in Überschreitung der Ver- 
tretungsbefugnis abgeschlossen worden ist, 
wird der Vertretene nur soweit berechtigt und 
verpflichtet, wie er den Abschluß des Vertra- 
ges genchmigt. Wird die Genehmigung nicht 
innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach 
Kenntnis des Vertragsabschlusses erklärt, gilt 
sie als verweigert. 

(2) Wird die Genehmigung ni 
derjenige, der ohne Vertretungsbefugnis han- 
delt oder die Vertretungsbefügnis überschrei- 
tet, dem anderen zum Ersatz des daraus ent- 
standenen Schadens verpflichtet. 

(8) Handelt ein Mitarbeiter eines Betriebes 
im Zusammenhang mit der Erfüllung von Ar- 
beitspflichten einem anderen gegenüber ohne 
Vertretungsbefugnis oder überschreitet er die 
Vertretungsbefugnis, ist der Betrieb zum Er- 
san dei daraus eutständenen Schadens'ver- 
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pflichtet. Eine Schadenersatzpflicht des Mit- 
arbeiters gegen den anderen besteht nicht, Die 
Verantwortlichkeit des Mitarbeiters gegen- 
über dem Betrieb nach arbeitsrechtlichen oder 
anderen Vorschriften wird dadurch nicht be- 
rührt, 


Anmerkung: Vgl. hierzu us a. Arbeilsgesetz 
‚ich der DDR vom 16. 6.1977 (GBLINT. I$ 
$; 185), insbes, 88 66; 88 15 It 





LPG 

(4) Eine Pflicht zum Ersatz des Schadens. 
besteht nicht, wenn der andere die fehlende 
Vertretungsbefugnis kannte oder kennen 
mußte. 





Dritter Abschnitt 
‚Abschluß und Form von Verträgen 


560 
Vertragsinhalt 


Der Vertrag soll die Vereinbarungen ent- 

halten, die für Art und Zweck der Beziehun- 

gen erforderlich sind. Das können insbeson- 

‚dere Vereinbarungen sein über: 

1. Art, Umfang und Qualität der Leistung; 

2. Leistungszeit, Leistungsort, Transport und 
Transportkosten; 

3. Mitwirkungshandlungen sowie Infor- 
mationspflichten der Vertragspariner; 

4. den Preis und seine Bezahlung; 

5. Folgen von Pflichtverletzungen; 

6. Voraussetzungen für eine Änderung oder 
vorzeitige Beendigung des Vertrages. 








(1) Die Leistung hat entsprechend den 
staatlichen Gütevorschriften und den vertrag- 
lichen Vereinbarungen vollständig mit allen. 
notwendigen Teilen, Zubehör und Dokumen- 
tationen zu erfolgen. Staatliche Güte-, Sicher- 
heits- und Schutzvorschriften sind auch dann 
Vertragsinhalt, wenn sie nicht vereinbart wur- 
en! 





(2) Soll eine von den statlichen Gütevor- 
schriften abweichende Leistung erbracht wer- 
den, ist das im Vertrag zu vereinbaren. 





Anmerkung: Vgl. bierzu die Standardisie- 
rungsVO vom 21. 9.1967 (GBI. II Nr. 90 8. 
665) 1. d. F, der AnpassungsVO vom 13. 6. 

118 (GBI. II Nr. 62. 363; Ber. Nr. 103 $, 
527) sowie die dazu erlassenen Rechisvor 











$62 
Preis 


(1) Der von den Partnem vereinbarte Preis, 
muß den gesetzlichen Presvorschriften ent- 
sprechen. 

(2) Wird kein Preis oderein höhererals der 
gesetzlich zulässige vereinbart, gilt der gesetz- 
zulässige Preis, 









Anmerkung isAO Nr 
15 vom 6.5. 195: derung 
ind Gewährung preisred zulässi 
Preise - (GBl, INT. 39 





EXz3 
Einigung über den Vertragsinhalt 


(1) Ein Vertrag kommt: durch überein- 
stimmerde Willenserklärungen der Partner 
(Angebot und Annahme) zustande. 

(2) Für das Zustandekommen eines Ver- 
rages ist es erforderlich, daß sich die Partner 
Üüber alle wesentlichen Purkte des Vertrages 
oder über die von einem Partner geforderten 
Festlegungen einigen. 

(3) Wenn Erklärungen über unwesentliche 
Punkte des Vertrages fehlen oder unvollstän- 
dig sind, ergibt sich der Vertragsinhalt unter 
Berücksichtigung des Vertragszweckes. aus 
den Bestimmungen dieses Gesetzes. 


‚Angebot und Annahme 
5 


(4) Ein mündliches Vertragsangebot kann 
nur sofort angenommen werden, wenn nicht 
der Anbietende für die Annahme eine Frist 
N 
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(@) An ein schriftliches Angebot ist der 
/Anbietende. 2 Wochen. gebunden, wenn er 
keine andere Frist gesetzt hat, Die Frist be- 
ginnt mit dem Zugang des Angebots. Der Ver- 
trag kommt zustande, wenn die Annahmeer- 
klärung dem Anbietenden innerhalb der An- 
nahmefrist zugeht. 

(&) Geht die innerhalb der Frist abgege- 
bene Annahmeerklärung verspätet zu, kommt 
der Vertrag zustande, wenn der Anbietende 
die Annahmeerklärung nicht unverzüglich zu- 
rückweist 

(®) Eine Annahme des Angebots mit Er- 
‚weiterungen, Einschränkungen oder sonst 
‚Änderungen gilt als neues Angebot, 





86 


Der Vertrag kommt auch ohne Übermitt- 
lung einer Annahmeerklärung zustande, wenn 
sich die Annahme des Angebots aus einem all- 
gemein oder im rechtsgeschäftlichen Verkehr 
der Partner üblichen Verhalten ergibt. Das 
geiche gilt, wenn der Anbietende aufeine An- 
nahmeerklärung verzichtet hat. 


866 
Mündlicher und schriftlicher Vertrag 


(1) Ein Vertrag kann mündlich abgeschlos- 
sen werden. Schriftform, Beurkundung oder 
Beglaubigung sind nur erforderlich, wenn das 
durch Rechtsvorschriften bestimmt ist 





Anmerkung: Vgl. hierzu u 
2A1/AbS, 2, 8 267 Abs.2, 82 5 
Abs. 1, 8.306. Abs. 1, 8,312 Abs. 1 2GB; 


(2) Ein nicht inder vorgeschriebenen Form 
abgeschlossener Vertrag ist nichtig, soweit 
durch Rechtsvorschriften nichts anderes be- 
stimmt ist 





867 
Beurkundung und Beglaubigung 


(9) Ist die Beurkundung eines Vertrages 
vorgeschrieben, genügt es, wenn Angebotund 
‚Annahme getrennt beurkundet werden. Das 
‚gleiche gilt für die Beglaubigung der Unter- 







schriften. Die Beurkundung oder Beglaubi- 
gung erfolgt durch das Staatliche Notariat oder 
das sonst zuständige staatliche Organ. Die Be- 
urkundung eines Vertrageserseizt die Beglau- 
bigung. E 

(2) Der Vertragkommt zustande, wenn die 
beurkundeten oder beglaubigten Erklärungen 
beiden Partnern zugegangen sind." 


Anmerkung: Zu Reurkv 





iber Grundstie 





Nichtigkeit von Verträgen 
868 


(4) Ein Vertrag ist nichtig, wenn. 

1.. sein Inhalt gegen ein in Rechtsvorschriften 
enthaltenes Verbot verstößt; 

2. ermit.den Grundsätzen der sozialistischen 
Moral unvereinbar ist; 

3. er bei Abschluß auf eine inmö 
stung gerichtet ist; 

4. die vorgeschriebene Genehmi, 
das zuständige staatliche Organ 
wird 
(2) Ein Vertrag ist teilweise nichtig, wenn 

sich der Nichtigkeitsgrund nur auf einen Teil 

des Vertrages bezicht und der Vertrag auch 

‚Ohne diesen Teil abgeschlossen worden wäre, 

Bei Preisverstößen ist der Vertrag mit dem 

zulässigen Preis wirksam. 


so 








(1) Das auf Grund eines nichtigen Vertra- 
ges Gekistete ist nach den Bestimmungen 
Über die Rückgabe von unberechtigt erlangten 
Leistungen ($$ 356 und 357) herauszugeben. 

(@) it ein Vertrag nach $ 68 ganz oder 
teilweise nichtig und waren sich die Partnerih- 
es ungeseizlichen oder moralwidrigen Han- 
delns bewußt, kann das zu Unrecht Erlangte 
ganz oder teilweise zugunsten des Staates ein- 
gezogen werden. Die Einziehung erfolgt auf 
Äntrag des Staatsanwaltsdurch das Gericht, bei 
Preisverstößen auch durch das zuständige 
staatliche Oigan. 
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Vel.hierzu AON. Pr.9vom 28 
gunddie Aı 
erlösen aus Preisüberse 
GBI. IEN. 











rung von Me 


ungen - Mehrerlös-AO 





s” 
‚Anfechtung von Verträgen 


(1) Ein Partner, dersich bei Abschlußeines 
Vertrages über den Inhalt seiner Erklärung im 
Irrtum befand oder dessen Erklärung fehler- 
haft übermittelt worden it, kann den Vertrag 
anfechten, wen er bei Kenntnis der Sachlage 
ünd unter Berücksichtigung aller Umstände 
den Vertrag nich! abgeschlossen hätte. Das 
gleiche gilt, wenn die Erklärung auf arglistiger 
Täuschung oder rechtswidriger Drohung be- 
ruht 

(@) Die Anfechtung ist gegenüber dem 
Partner unverzüglich. zu erklären. Wider- 
sprieht der Partner der Anfechtung, kann sie 
bis zum Ablauf von 2 Monaten gerichllich gel- 
tend gemacht werden. Nach Ablauf dieser 
Frist ist die Anfechtung ausgeschlossen, Das 
Recht auf Anfechtung erlischt spätestens 4 
‚Jahre nach Abschluß des Vertrages 

(&) Ein mit Erfolg angefochtener Vertrag 
ist nichüg. Der Anfechtende hat dem Partner 
die Aufwendungen zu erstätten, die dieser im 
Vertrauen auf die Gültigkeit des Vertrages 
gemacht hat. Eine Pflicht zur Erstattung be- 
Steht nicht, wenn der Partner den Anfech- 
tungsgrund kannte oder kennen mußte, 








Vierter Abschnitt 
Erfüllung von Verträgen 


sa 
Grundsatz, 


(1) Die vertraglich vereinbarten Leistun- 
gen sind ordnungsgemäß zu erbringen, insbe- 
sondere in der vorgesehenen Menge und Qua- 
lität, am vereinbarten Ort und zur rechten. 
Zeit. Ist die Leistung nur allgemein bestimmt, 
ist sie so zu erfüllen, wie es dem Zweck des 
Vertrages entspricht. 


(&) Jeder Partnereines Vertragesist für die 
Leistung, die er zu erbringen hat, Schuldner 
und für die Leistung, die er zu fordern hat, 
Gäu 

(©) Dei Schuldner hat zur Erfüllung seiner 
Verpflichtung alle Anstrengungen zu unter: 
nehmen, die dem Vertragszweck entsprechend 
im allgemeinen erwartet werden können. Be- 
{riebe haben hierzu alle Möglichkeiten zu nut- 
zen, die ihnen durch die sozialistischen Pro- 
duktionsverhältnisse zur Erfüllung ihrer Pro- 
uktions-, Handels- und Diensileistungsauf- 
gaben gegeben sind einschließlich der Zusam- 
menarbeit mit anderen Betrieben. 

(4) Der Gäubiger hat inder erforderlichen 
Weise mitzuwirken und die vereinbarte, insbe- 
sondere qualitäts- und termingerecht angebo- 
iene Leistung entgegenzunehmen und als Er- 
füllung anzuerkennen (Abnahme). 


a2 
Leistungsort 

















(1) Die Leistung istam Sitz des Schuldners 
zu erbringen, soweit sich aus dem Vertrag und 
aus dem Zweck der Leistung kein anderer Lei- 
stungsort ergibt. Für Zahlungsverpflichtungen 
gi $ 75. 

(2) Ist der Schuldner ein Betrieb und die 
Leistung durch einen Betriebsteil zu erbringen 
oder auszuliefern, ist der Sitz des Betriebsteils. 
der Leistungsort. 








g73 
Leistungszeit 


(4) Ist eine Leistungseit (Termin oder 
Fri) nicht bestimmt und ergibt sie sich auch 
nicht aus der Zweckbestimmung der Leistung, 
kann der Schuldner jederzeit leisten und der 
Gläubiger vom Schuldner die Leistung jeder- 
zeit fordern. 

(0) Eine vorzeitige Leistung ist zuläscig, 
wenn sich der Gläubiger damit einverstanden 
erklärt oder wenn er die Leistung abnimmt. 
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37% 
Rechnung und Quittung 


(4) Der Gläubiger hat dem zur Geldzah- 
ung verpflichteten Schuldner auf Verlangen 
Rechnung und Quittung zu erteilen. 

(2) Die Rechnung soll sofort oder späte- 
stens 2 Wochen nach Empfang der Leistung 
erteilt werden. Bezahlung kann erst nach Er- 
teilen der Rechnung verlangt werden. 

(@) Der Überbringer einer quittierten 
Rechnung oder einer Quittung gilt als berech- 
tigt, die darin bezeichnete Geldsumme in 
Empfang zu nehmen, soweit die Umstände 
nichts anderes ergeben. 





87 
Geldzahlung und Überweisung 


(1) Geld hat der Schuldner dem Gläubiger 
an dessen Wohnsitz, Sitz oder Kreditinstitut zu 
übermitteln. 

(&) Als Zeitpunkt der Zahlung gilt: 

1. bei Barzahlung der Tag der Übergabe 
des Bargeldes an den Gläubiger; 

2. bei Überweisung von einem Konto der Tag 
‚des Eingangs des Überweisungsuuftrages 
beim Kreditinstitut des Schuldnen;; 

3. bei Zahlung mittels einer Bareinzahlung 
bei einem Kreditinstitut oder bei der Post 
der Tag der Einzahlung 
(3) Die Erfüllung tritt mit Gutschrift auf 

dem Konto des Gläubigers oder mit Eingang 

des Geldes beim Gläubiger ein. 








876 
Zahlung durch Scheck 


(3) Erfolgt die Zahlung durch Scheck, gi 
die Übergabe des Schecks als Zeitpunkt der 
Zahlung und bei Übersendung des Schecksder 
‚Tag seines Eingangs beim Gläubiger, 

(2) Die Erfüllung tritt mit Gutschrift auf 
dem Konto des Gläubigers oder mit Auszah- 
lung des Geldes an den Gläubiger ein, wenn 
der Scheck eingelöst ist. 





Numerkur AO über den Sch. 





hr (Reg 


Fünfter Abschnitt 
Änderung und Beendigung von Verträgen 


sm 
Anderung und Aufhebung 
durch Vereinbarung 


(1) Verträge können durch Vereinbarung 
der Partner geändert oder aufgehoben werden, 
Die Bestimmungen über das Zustandekom- 
men von Verträgen gelten entsprechend. 

(2) Ist für den Abschluß des Vertrages. 
eine Form bestimmt, bedarf auch seine Ände- 
rung oder Aufhebung dieser Form. 


Anmerkung: Vel-hierzu 88 60-76 ZGE 
sr 
Änderung und Aufhebung von Verträgen 
‚durch das Gericht 


(1) Das Gericht kann auf Klage eines 
Partnerseinen Vertrag ändern oder aufhebei 
wenn sich die für den Vertragsabschluß maßge- 
benden Umstände nach Vertragsabschluß so 
verändert haben, daß nach dem Stand der ge- 
sellschaflichen Entwicklung und der Bezie- 
hungen zwischen den Partnern einem von 
nen die Erfüllung nicht mehr zuzumuten ist. 

(2) Ein Vertrag kann durch das Gericht 
nicht mehr geändert oder aufgehoben werden, 
‚wenn aus dem Vertrag nur noch die erbrachte 
Leistung zu bezahlen ist. 





s” 
Wirkung der Änderung und Aufhebung 


(4) Die Änderung oder Aufhebung eines 
Vertrages erstreckt sich nurauf die noch nicht 
erbrachten Leistungen, soweit nicht etwas an- 
eres vereinbart oder gerichtlich fstgelegt it. 
(2) Wird ein Vertrag geändert oder aufge 
hoben, ind die dadurch bedingten sowie die 
Vorbereitung der Vertragserfllung entstan- 
denen notwendigen Aufwendungen von den 
Partnern entsprechend den Vorteilen zu tra- 
gen, die sich für sie aus der Änderung oder 
Aufhebung dex Vertrages erben 














1 Zivilgeserzbuch 


580 
Rücktritt 


() Zum Rücktritt vom Vertrag ist ein 
Partner nur berechlgı, wenn das durch 
Rechtsvorschriften besimmt oder im Vertrag 
vereinbart ist, Der Rücktritt darf nicht unter 
einer Bedingung erklärt werden. 


i 
S193 
s2ı 








Abs 2,8 180 Abs, 
9,8210 Abs. 
‚60. ZGB 





(2) Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Partner. Der Rücktritt von ei- 
nem schriftlich abgeschlossenen Vertrag be- 
darf. der Schriftform. 

(&) Wird das Rücktritsrgcht ausgeübt, st 
der Vertrag rückwirkend aufgelöst. Frbrachte 
Leistungen sind gegenseitig herauszugeben. 

(4) Die Ausübung des Rücktritsrechts 
schließt die Möglichkeit nicht aus, eine bereits 
entstandene Schadenersatzforderung geltend 
zu machen. 


ss 
Kündigung 


(1) Ein Vertrag kann gekündigt werden, 
wenn das durch Rechtsvorschriften bestimmt 
oder im Vertrag vereinbart ist. Die Kündigung 
darf nicht unter einer Bedingung erklärt wer- 
den. 










SITAbE NS 





(2) Die Kündigung erfolgt durch Erklä- 
rung gegenüber dem Partner. Die Kündigung 
eines schriflich abgeschlossenen Vertrages 
"bedarf der Schriftform. 

(8) Der Vertrag wird mit dem in der Kün- 
igung genannten Zeitpunkt beendet, jedoch 
nicht vor Ablauf einer durch Rechtsvorschrift 
Golamen oder m Verras vereinbaren 
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(Kündigungsfrist). Eine verspätet zugegan- 
‚gene Kündigung wirkt zum nächsten Kündi- 
gungstermin. 





Sechster Abschnitt 
Verantwortlichkeit für Pflichtverletzungen 
aus Verträgen 


se 
Grundsatz 


(1) Der Partner eines Vertrages, derseine 
Pflichten nicht oder nicht ordnungsgemäß er- 
füllt, ist dem anderen Partner materiell ver- 
antwortlich. Dem anderen Partner stehen die 
durch Rechtsvorschriften bestimmten oder im 
Vertrag vereinbarten Garantieforderungen, 
Verzugszinsen, das Recht auf Abnahmever- 
Weigerung, Rücktritt und Leistungsverweige 
rung sowie auf Schadenersatz zu. 








Zur Garantie vol. 88 148 Mi 
/erzugszinsen vgl. 886 

Ns. 3; zum Rücktritt vgl, Anm, zu $ 80 

Abs, 1; zum Schadenersatz vel, 8 93 ZGB. 


(2) Ein Parıner, der einem Dritten die Er- 
füllung seiner Pflichten überträgt, ist für dessen 
Verhalten wie für eigenes verantwortlich. 

(8) Soll eine Leistung nach dem Zweck 
des Vertrages auch anderen dienen oder vom 
Empfänger an andere übertragen werden, ist 
der Leistende diesen gsgenüber für Pflichtver- 





letzungen ebenso verantwortlich wie seinem 
Vertragspartner. 
383 
Mitteilung über Vertragsstörungen 


(1) Treten beider Erfüllung eines Vertra- 
ges Störungen auf oder erkennt ein Partner, 
daß er seine Pflichten trotz aller Anstrengun” 
gen nicht oder nicht ordnungsgemäß erfüllen 
kann, ist er verpflichtet, dem anderen Partner 
‚davon Mitteilung zu machen und die maßge- 
benden Gründe anzugeben. Droht Leistungs- 
verzug, ist der voraussichtliche Leistungster- 
min mitzuteilen. Die Mitteilung befreit nicht 
‘von der Erfüllung der Vertragspflichten. 
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(2) Der andere Partner ist verpflichtet, 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um einen 
möglicherweise eintretenden Schaden abzu- 
wenden oder zu mindern. 


884 
Nicht qualitätsgerechte Leistung 


*(1) Eine Leistung ist nicht qualitätsge- 
recht, wenn sie nicht den staatlichen Güte- 
(cherheits- und Schutzvorschriften entspricht 
oder nicht die Eigenschaften aufweis, die im 
Vertrag vereinbart, nach dem vorgesehenen 
Zweck der Leistung vorausgesetzt oderzugesi 
chert sind. 








Anmerkung: Vgl.hierzu Anm. zu $ 61 ZGB; 
vel. ferner $:148 Abs, 1 und 2, $8 166, 177 


ZGB. 





(2) Ist eine Leistung nicht qualitätsge- 
recht, kann der Gläubiger ihre Abnahme ver- 
\weigern. Hat der Gläubiger die Leistung be- 
reits abgenommen, kann er Garantieansprü- 
(che geltend machen und die Erstattung not- 
wendiger Aufwendungen sowie den Ersatz ei- 
nes durch die nicht qualitätsgerechte Leistung 
entstandenen Schadens fordern 


Nicht termingerechte Leistung 
durch den Schuldner 
$35 

(1) Leistet der Schuldner nicht termin- 
oder fristgemäß, kommt er in Verzug, Ist für 
dieLeistung keine Zeit bestimmt, kommt er in 
Verzug, wenn er innerhalb einer vom Gläubi-. 
ger festzulegenden angemessenen Frist nicht 
leistet 

(2) Solange der Schuldner in Verzug ist, 
kann der Gläubiger seine Gegenleistung ver- 
weigern. 
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(&) Ist.der Schuldner in Verzug, kannihm 
der Gläubiger eine angemessene Fristzur Lei- 
stung setzen. Leistet der Schuldner nicht in- 
nerhalb dieser Frist, kann der Gläubiger vom 
Vertrag in dem Umfang zurücktreten, in dem 
der Schuldner mit seiner Leistung im Verzug 
et. Hat der Gläubiger an dereilweisen Eifüll- 


ung des Vertrages kein Interesse, kann er vom 
gesamten Vertrag zurücktreten, 

(2) Einer Fristsetzung nach Abs. I bedarf 
snicht, wenn das Interesse des Gläubigers an 
er Erfüllung des Verwages infolge des Ver- 
zugs erheblich beeinträchtigt ist. Das Interesse 
des Gläubigersistinsbesondere dann erheblich 
beeinträchtigt, wenn er die nachträgliche Lei 
Stung nicht mehr bestimmungsgemäß verwen- 
den kann, 

(&) Ist der Schuldner mit der Erfüllung ei 
ner Geldverbindlichkeit in Verzug, hat er.dem 
Gläubiger Verzugszinsen in Höhe von 4 % 
jährlich zu zahlen, soweit in Rechtsvorschrif- 
ten nichts anderes bestimmt ist 

(4) Der Schuldner hat dem Gläubiger den 
durch Verzug entstandenen Schaden zu erset- 
zen. 











Nicht tormingerechte Leistung 
durch den Gläubiger 
887 
Der Gläubiger kommt in Verzug, wenn er 
die ordnungsgemäß angebotene Leistungnicht 
abnimmt oder wenn er eine vereinbarte Mit- 
wirkung unterläßt, die für eine ordnungsge- 
mäße Erfüllung des Vertrages erforderlich ist. 


s8 

(%) Während des Verzugs des Gläubigers 
hat der Schuldner die Sache zu verwahren und 
in einem ordnungsgemäßen Zustand zu erhal- 
ten. Ist er hierzu nicht in der Lage, hat er die 
Sache in einer Weise zu verwerten, die den 
volkswirtschaftlichen Interessen und den In- 
teressen des Gläubigers enispricht. Soweit es. 
ihm möglich ist, hat er das dem Gläubiger vor- 
"her anzuzeigen. Die dem Schuldner entstan- 
denen Aufwendungen hat der Gläubiger zuer- 
statten. 

(@) Geht während des Verzugs des Gl 
Digers die Sache verloren oder wird sie ver- 
nichtet oder beschädigt undist dafür weder der 
Schuldner noch der Gläubiger verantwor 
verliert der Gläubiger insoweit seine Ansprü 
‚che aus dem Vertrag, Er bleibt jedoch zur Ge- 
genleistung verpflichtet. 

(8) Der Gläubiger hat dem Schuldner den 
durch Verzug entstandenen Schaden zu erset- 








1 ‚Zivilgesetzbuch 


s” 
Unvoliständige Leistung 


(1) Leistet der Schuldner nicht vollständig 
und ist dadurch. eine bestimmungsgemäße, 
Verwendung der Leistung nicht möglich, kann 
der Gläubiger die Abnahme und die Bezah- 
ung der Leistung verweigern, bis sie vllstän- 
dig erbracht ist. Eine nicht vereinbarte Teillel- 
stung ist abzunehmen, wenn sie sebständig 
verwendbar ist und keine zusätzlichen Auf- 
wendungen erfordert 

(2) Nimmt der Gläubiger eine unvollstän- 
dige Leistung ab, ist der Schuldner verpflich- 
tet, die Leistung unverzüglich zu vervolltä 
digen. Er hat dem Gläubiger die notwendigen 
‚Aufwendungen zu erstatten. 

(&) Der Schuldner hat dem Gläubiger den 
durch die unvollständige Leistung entstande- 
nen Schaden zu ersetzen. 


3’ 
Folgen der Nichterfüllung 
wegen Unmöglichkeit der Leistung 








(3) Wirddem Schuldner die Leistung ganz 
oder teilweise unmöglich, verliert erin diesem 
Uinfang den Anspruch auf die Gegenleistung, 

(@) Hat der Gläubiger die Unmöglichkeit 
der Leistung verursacht, behält der Schuldner 
seinen Anspruch auf die Gegenleistung. Der 
Schuldner muß sich jedoch das anrechnen las- 
sen, was er durch Befreiung von der Leistung 
oder durch anderneitigen Einsatz seiner Ar- 
beitskraft erlangt hat oder häute erlangen kön- 
nen. 

(@) Hat der Schuldner die Unmöglichkeit 
der Leistung verursacht, ist dem Gläubiger der, 
dadurch entstandene Schaden zu ersetzen. 

(&) Beiteilweiser Unmöglichkeit kann der 
Gläubiger vom gesamten Vertrag zurücktre- 
ten, wenn eine nur teilweise Erfüllung sein In- 
heresse erheblich beeinträchtigt 

















59 
Ersatzanspruch 


Hat der Schuldner für eine ihm unmöglich, 
‚gewordene Leistung einen Ersatz, eine Ent- 
'schädigung oder einen Ersatzanspruch erhal- 
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ten, kann der Gläubiger die Herausgabe des 
Erlangten oder die Abtretung des Ersatzan- 
spruches verlangen. 


392 
Sonstige Pflichtverletzungen 


(1) Verletzt ein Partner andere als die in 
den $$ 34 bis 90 genannten Pflichten eines 
Vertrages, ist er zum Ersatz des daraus ent- 
standenen Schadens verpflichtet. Das gleiche 
gilt, wenn ein Partner bei der Erfüllung einer 
vertraglichen Pflicht in sonstiger Weise einen 
Schaden verursacht 

(2) Ein Partner, der bei der Vorbereitung 
eines Vertrages Pflichten verletzt, auf deren 
Erfüllung der andere Partner vertrauen durfte, 
hatden daraus entstandenen Schaden zu erset- 
zen. 





$93 
Schadenersatz 


‚Auf die Verantwortlichkeit eines Part- 
iners, für Pflichtverletzungen aus Verträgen 
Schadenersatz zu leisten, sind die Bestimmun- 
gen über die Verantwortlichkeit für außerver- 
taglich verursachte Schäden ($ 330 ff.) anzu- 
wenden. 





Zweites Kapi 
Wohnungsmiete 





Erster Abschnitt 
‚Allgemeine Bestimmungen 


898 
Aufgaben und Ziele 


(1) Der sozialistische Staat gewährleistet. 
jedem Bürger und seiner Fanilie das Recht auf 
Wohnraum. Die staatliche Wohnungspolitik 
wird durch den Wohnungsneubau, die Moder- 
nisierung, den Um- und Ausbau, die Erhaltung 
und rationelle Nutzung des Wohnungsfonds 


sowie durch die gerechte. Verteilung des 
Wohnraums verwirklicht 

(2) Die Bestimmungen über die Woh- 
nungsmiete regeln die Beziehungen zwischen 
Mieter und Vernieter, zwischen Mieterge- 
meinschaften und Vermietern sowie zwischen 
Mietern untereinander. Sie fördern die Initia- 
ive der Betriebe und Bürger bei der Verwirk- 
lichung der staatlichen Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Wohnverhältnisse. Sie dienen 
der Sicherung der Rechte und der Erfüllung 
der Pflichten aus cem Mietverhältnis,der Pfle- 
ge. Erhaltung und Modernisierung des Wohn- 
aums und der Entwicklung sozialistischer Be- 
ziehungen zwischen den Bürgern im Wohnge- 
biet. 








s9s 
‚Aufgaben der Betriebe als Vermieter 
zur Verbesserung der Wohnverkältnisse 
der Bürger 


(1) Die Betriebe der Gebäude- und Woh- 
nungswirtschaft, die. Wohnungsbaugenossen- 
schaften und die Betriebe mit Werksohnun- 
gen sind verpflichtet, die ihnen zur Verfügung 
stehenden materiellen und finanziellen Mitel 
plänmäßig und mit hohem Nutzeifekt für die 
Pilege, Erhaltung und Moderaisierung von 
'n einzusetzen. 
utzer von Wohnun-, 
gen und anderer Bürger ist hierbei durch ge- 
eignete Maßnahmen, wie Einrichtung von 
Baureparaturstützpunkten und Bereitstellung 
von Bau- und Reparaturmaterialien, zu für- 
dern. Die Bildung und Tätigkeit von Mieter- 
gemeinschaften ist zu unterstützen. 

(2) Andere Vermietersind verpflichtet, die, 
Wohngebäude entsprechend den Grundsätzen 
des Abs. 1 zu verwalten. Sie haben dafür vor- 
Fangig die Mieteinnahmen zu verwenden. Sie 
sind dureh die Örlichen Staawsorgane und die 
Betriebe der Gebäude und Wohnungswirt- 
schaft in die Gestaltung und Verbesserung der 
Wohnverhältniece einzubeziehen und bei der 
Erfüllung ihrer Pfichten zu unterstützen. 























Wohnungsmiete 1 


896 
Staatliche Lenkung des Wohnraums. 


Zur Gewährleistung des Grundrechts der 
Bürgerzuf Wohnraum undzurSicherungeiner 
gerechten Verteilung unterliegt der gesamte 
Wohnraum der staatlichen Lenkung unter 
Mitwirkung von Kommissionen der Bürger in. 
den Wehngebieten und Beirieben. Die Len- 
kung des Wohnraums erfolgt nach den dafür 
geltenden Rechtsvorschriften. 





Anınerkuags Ve). hierzu WLVO; WWO: 1 


DB von 24. 10, 1967 zur WLVO (GBI. HIN. 
105 8.730); VO'vom 10,5. 1972 zur‘Verbes- 
der Wohnverhältnisse der Arbeit 










Angesellten und Genossenschaftsbaueı 
(GBI. IENr. 27 8318) LP. des Beschlusses 
vom 7.6.1972 über die Ergänzung von 
Rechtstorschriften (GBI. INT. 34 8.379) und 
der 2. VO vom 11,10: 1976 (GBI.INn 378; 
#38); VO vom 4. 12.1975 über die Gewäh 





rung eines stäatichen Kindergeldes sowie die 
besondere Unterstützung kinderreichet Fam 
Nien und alleinstehender Bürger mit 3 Kindern, 
(GBIL1 1976 Nr. 48. 52), 


997 
Stellung der Mieter 






(1) Die Stellung der Mister wird bestimmt. 
durch ihr Recht auf Wohnraum, ihr. demokrä- 
isches Recht auf Mitgestaltung der Wohnver- 
"ältnise, ihre gesellschaftliche Verantwortung 
für den Schutz und die pflegliche Behandlung 
‚der Wohngebäude und ihr Recht auf Schutz, 
vor Kündigung. 

(& In Ausübung ihres demokratischen 
Rechts auf Mitgestaltung der Wohnverhält- 
nisse wirken die Mieter im Rahmen der Mie- 
tergemeinschaft undin anderen Formen insbe- 
sondere bei der Pflege, Instandhaltung, Ver- 
schönerung und Modernisierung ihrer Wohn- 
häuser mit. 
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Zweiter Abschi 
Entstehen des Mietverhältnisses, 
und Hauptpflichten der Partner. 





898 
Grundsatz 





Der Mietvertrag ist die Grundlage für die 
Gestaltung der Beziehungen zwischen Ver- 
mieter und Mieter. Im. Mietyertrag haben 
Vermieter und Mieter, ausgehend vonden Be- 
Stimmungen dieses Gesetzes, ihre gegenseit- 
gen Rechte und Plichten zu vereinbaren. Die, 
Vereinbarungen dienen dazu, die Wohnräume 
und Gemeinschaftseinrichtungen durch die 
Mieter bestmöglich zu nutzen und ein harmo- 
nisches Zusammenleben im Wohnhaus zu för- 
dern, 





3 
Zuweisung des Wohnraums 


Voraussetzung für die Begründung eines. 
Mietverhältnisses ist die Zuweisung des 
Wohnraums durch das zuständige Organ. Auf 
der Grundlage der Zuweisung sind Vermieter 
[und Mieter verpflichtet, einen Mietvertrag ab- 
zuschließen. 








Anmerkung: Val. hierzu’$$ 9 ft. WL.VO; 
s13 wwo. 


3100 
Vertragsabschluß 


(1) Das Mietverhältnis entsteht durch Ab- 
schluß eines Vertrages zwischen Vermieter 
und Mieter. Der Vertrag soll schriftlich abge- 
schlossen werden. 

(@) Istder Vermieter oder der Mieterzum 
Abschluß des Mietvertrages nicht bereit oder 
einigen sie sich nicht über seinen Inhalt, wer- 
den die gegenseitigen Rechte und Pflichten auf 
‚Antrag durch däs für die Wohnraumlenkung 
zuständige Organ verbindlich festgelegt. Bis 
zum Abschluß des Mietvertrages ergeben sich 
die,Rechte und Pflichten der Partner aus die- 
sem Gesehz. 





(&) Mieter einer Wohnung sind. beide 
Ehegatten, auch wenn nur ein Ehegatte den 
Vertragabgeschlossen hat. Für die Gestaltung 
des Mietverhältnisses im Falle der Scheidung 
der Ehe gelten die Desimmungen des Fa 
Hiengesetzbuches. 





‚Anmerkung: Vgl. hierzu. $34 FGB. 


5101 
Gebrauchsüberlassung und Instandhaltung 


Der Vermieter ist verpflichtet, dem Mieter 
die Wohnung in einem zum vertragsgemäßen 
Gebrauch geeigneten Zustand zu übergeben, 
der es ihm gestattet, sie sofort zu nutzen. 
‚Wohnung ist während der Mietzeit in diesem 
Zustand zu erhalten. Die dafür erforderlichen 
Instandhaltungsmaßnahmen hat der Vermie- 
ter durchführen zu lassen. Kann ein Mangel in 
der Wohnung, der die Nutzung beeinträchtigt, 
in angemessener Zeit nicht beseitigt werden, 
istder Vermieter verpflichtet, durch vorläufige 
Maßnahmen die Auswirkungen des Mangels 
einzuschränken. 














Anmerkung: Zur malermißigen Instandhal- 
tung vel.$ 104 ZGB; bei Auftreten von Män- 
geln beachte $$ 107-109 ZGB. 





5102 
Zahlung des Mietpreises. 


(1) Der Mieter ist verpflichtet, den ver- 
einbarten Mictpreis regelmäßig und pünktlich 
zuzzahlen. Den Zeitpunkt der Zahlung können 
Vermieter und Mieter im Mietvertrag verein- 
"baren. Istnichts vereinbart, hat die Zahlung bis. 
zum 15. des laufenden Monats zu erfolgen. 

(2) Die Betriebe der Gebäude- und 
Wohnungswirtschaft sind berechtigt, von den. 
Mietern, die ihrer Pflicht zur pünktlichen Zah- 
lung des Mietpreises schuldhaft nicht' nach- 
kommen, eine Gebühr von 10.% des rück- 
ständigen Mietpreises zu erheben, 





‚Anmerkung: Zum Zeitpunkt der Zahlung vgl; 
5:75 Abs. 2 ZGB; yal. ferner $ 45 ZGB. Bei 
Zahlunssverzug-beachte $ 86 Abs, 3 ZGB. 














8103 
Höhe des Mietpreises 


(1) Der Mietpreis ist entsprechend den. 
Rechtsvorschriften oder den auf ihrer Grund- 
lage ergangenen siaatlichen Festlegungen zwi- 
schen Mieter und Vermieter zu vereinbaren. 

(2) Wird Wohnraum durch Um- oder 
Ausbau erweitert oder der Wohnkomfort 
durch Modernisierung erhöht, können Ver- 
mieter oder Mieter beantragen, daß der zuläs- 
sige Mietpreis neu bestimmt wird. 








Anmerkung: Vgl.hierzu $ 57 GÖV 
8108 
Malermäßige Instandhaltung 


(1) Der Vermieter ist zur Übergabe der 
‚Wohnung in einen zum vertragsgemäßen Ge- 
brauch geeigneten malermäßigen Zustund 
verpflichtet. Die während des Mietyerhält 
ses in der Wohnung durch vertragsgemäße 
"Nutzung notwendigen Malerarbeiten obliegen 
(dem Mieter. Bei Beendigung des Miewverhält- 
isses ist $ 107 Abs. 2 entsprechend anzu- 
wenden. 

(@) Im Mieiverurägkönnen Vermieter und 
Micter etwas anderes vereinbaren. 








$105 
Nutzungsrecht des Mieters 


(1) Der Mieter und die zu seinem Haushalt 
gehörenden Personen sind berechtigt, die 
Wohnung und die Gemeinschaftseinrichtun- 
gen vertragsgemiß zu nutzen. Sie sind ver- 
Pflichtet, diese pfleglich zu behandeln. 

(2) Beider Nutzung der Wohnung und der 
Gemeinschaftseinrichtungen haben die Haus- 
'bewohner aufeinander Rücksicht zu nehmen. 


8106 
Hausordnung 

Die Hausordnung dient dazu, die vertrag 
(chen Rechte und Pflichten, insbesondere bei 
der Nutzung der Gemeinschaftseinrichtungen, 
‚näher zu bestimmen. Sie ist vom Vermieter 
und den Mietern gemeinsam auszuarbeiten 

und gilt als Bestandteil des Mietvertrages. 
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8107 
Anzeige und Beseitigung von Mängeln 


(1) Mängel, die während der Mietzeit auf- 
treten und vom Vermieter zu beseitigen sind, 
hat der Mieter dem Vermieter unverzüglich 
anzuzeigen und die Mietergemeinschaft dar- 
über zu informieren. Der Mieter, hat alles Zu- 
mutbare zu tun, um ihre Ausweitung zu ver- 
hindern. 

(2) Mängel, die infolge der Verletzung der 
Pflicht des Mieters zur malermäßigen Instand- 
haltung oder zur pfleglichen Behandlung der 
Wohnung entstanden sind, hat der Mieter un- 
verzüglich auf seine Kosten zu beseitigen. 

(&) Kommt der Mieter seiner Anzeige- 
Pflicht oder seiner Pflicht zur Beseitigungeines 
Mangel nicht odernicht genügend nach, hater 
dem Vermieter den dadurch entstandenen 
Schaden zu ersetzen. 








8108 
Mietpreisminderung und Schadenersatz 


(4) Wird der vertragsgemäße Gebrauch 
der Wohnung dureh einen Mangel beeinträch- 
tigt, den der Vermieter zu beseitigen hat, ist 
derMicter berechugt, für die Zeit von der An- 
zeige des Mangels Dis zu seiner Beseitigung 
einen Betrag vom Mietpreis abzuziehen, der 
derBeeinträchtigung des Gebrauchswertesent- 
spricht (Mietpreisminderung). Der Umfang 
der Mietpreisminderung sell zwischen Mieter 
und Vermieter vereinbart werden, 

(2) Verletzt der Vermieter seine Instand- 
haltungspflicht, haterdem Mieter den dadurch 
entstandenen Schaden zu ersetzen. 


8109 
Mängelbeseitigung, 
Erstattung der Aufwendungen 
und Aufrechnung 


(ü) Im Falle des $ 108 Abs. 1 ist der Mie- 
ter auch berechtigt, die notwendigen Repara- 
turen selbst durchzuführen oder durchführen, 
zu lässen und die Erstattung der dafür erfor- 
derlichen Aufwendungen zu verlangen. Zuvor 
muß er dem Vermieter zur Beseitigung des 
Mangel eine angemessene Frist gesetzt haben, 
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dienicht kürzerals1 Monat sein soll. Einer vor- 
herigen Anzeige und Fristsetzung bedarf es 
nicht, wenn die Beseitigung des Mangels kei- 
nen Aufschub duldet, insbesondere weilersich 
erheblich auszuweiten droht oder weil seine 
sofortige Beseitigung zur Sicherung des be- 
stimmungsgemäßen Gebrauchs der Wohnung 
erforderlich 

(2) Der Mieter ist berechtigt, seine Auf- 
Wendungen gegen den Mietpreis aufzurech- 
nen. Die Absicht der Aufrechnung ist dem 
Vermieter mindestens einen Monat vor Fällig- 
keit des Mieipreises mitzuteilen unter gleich- 
zeitiger Angabe von Grund ung Höhe der 
Aufwendungen. Mieier und Vermieier kön- 
nen vereinbaren, daß eine Aufrechnung gegen 
den monatlichen Mietpreis in Teilbeträgen er- 
folgt. Die Mietergemeinschaft ist über die 
durchgeführten Reparaturen und über die be- 
absichtigte Aufrechnung zu informieren. 











Driter Abschnitt 
Baumaßnahmen 





Gestaltung des Mietverl 
infolge von Baumaßnahmen 


(1) Kann die Wohnung wegen Maßnahmen 
zum Um- und Ausbau sowie zur Modernisie- 
rung von Wohnraum zeitweilig nur beschränkt 
genutzt werden, sollen Mieter und Vermieter 
Vereinbaren, welche Rechte und Pflichten sich 
daraus für sie ergeben. 

(2) Muß die Wohnung wegen staatlich an-. 
geordneter Baumaßnahmen geräumt werden, 
"hat das zuständige staatliche Organ eine Rege- 
lung über die Erstattung der notwendigen 
‚Aufwendungen zu treffen, die dem Mieter 
durch Aus- und Wiedereinzug sowie zeitwei- 
lige Unterbringung in Ersatzwohnraum ent- 
stehen. 





Bauliche Veränderungen durch den Mieter 
sur 


Bauliche Veränderungen, die der Mieterin. 
seiner Wohnung durchführen will, bedürfen 
der Zustimmung: des" Vermieters die schrift 


lich erteilt werden soll. Der Vermieter ist ver- 
plichtet zuzustimmen, wenn die baulichen 
Veränderungen zu einer im gesellschaftlichen 
Interesse liegenden Verbesserung der Woh- 
nung führen. Verweigert der Vermieter seine 
Zustimmung unbegründet, kann sie auf An- 
rag des Mieters durch Entscheidung des Ge- 
richts ersetzt werden. 


suz 

(ü) Mieter und Vermieter sollen sich über 
die gegenseitigen Rechte und Pflichten eini- 
gen, diesich aus baulichen Veränderungen er- 
geben, insbesondere darüber, ob und in wel- 
cher Höhe die Kosten erstautet werden. Die 
Vereinbarung sollschriftlichgetroffen werden. 

(2) Sind bauliche Veränderungen vom 
Mieter chne Zustimmung des Vermieters vor- 
genommen worden, ist der Mieter auf Verlan- 
‚gen des Vermieters verpflichtet, den ursprüng- 
lichen Zustand wiederherzustellen. Diese 
Pflicht entfällt, wenn die baulichen Verände- 
rungen zu einer Verbesserung der Wohnung 
geführt haben, die im gesellschaftlichen Inter- 
esse liegt, 

(8) Ist über die Erstattung der Kosten 
nichts vereinbart worden, hat der Mieter bei 
Beendigung des Mietverhältnisses Anspruch 
‚auf angemessene Entschädigung durch den 
Vermieter, soweit dieser infolge der baulichen 
Veränderungen wirtschaftliche Vorteile er- 
langt. Der Anspruch besteht nicht, wenn der 
Mieter verpflichtet ist, den ursprünglichen. 

 ustand wiederherzustellen. 











sus 
Entfernen von Einrichtungsgegenständen 


(1) Der Mieter ist berechtigt, Einrich- 
tungsgegenstände wieder zu entfernen, die er 
in der Wohnung ohne bauliche Veränderun- 
gen angeschlossen oder angebracht hat. Soweit 
ir von diesem Recht Gebrauch macht, hat er 
den ursprünglichen Zustand wiederherzustel- 
len, Macht der Mieter von diesem Recht kei- 
nen Gebrauch, weil’ wirtschaftlich nicht ver- 
weibar wäre, den Einrichtungsgegenstand zu 
entfernen und den ursprünglichen Zustand 
Wwiederherzustellen, hat er Anspruch auf an- 
gemessene Entschädigung nach 81122 
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() Der Mieter kann mit dem nachfolgen- 
den Mieter vereinbaren, daß dieser die ange- 
schlossenen oder angebrachten Einrich- 
Qungsgegenstände übernimmt, Eine entspre- 
Shende Vereinbarung kann auch überdie vom 
Mieter in der Wohnung vorgenommenen bau- 
lichen Veränderungen getroffen werden. Über 
die Vereinbarungen ist der Vermieter zu in- 
formieren. 








Vierter Abschnitt 
Mitwirkung der Mietergemeinschaft 





sıa 
‚Abschluß von Verträgen 
über die Mitwirkung 





(4) Zur Mitwirkung der Mieter im Rahmen 
der Mietergemeinschaft bei der Pflege, In- 
standhaltung, Verschönerung und Verwaltung 
sowie bei der Modernisierung ihrer Wohnhäu- 
ser schließen die Betriebe der Gebände- und 
Wohnungswirtschaft für die von ihnen verwal- 
teten WOhnhäuseer mit den Mietergemein- 
schaften Verträge, in denen die beiderseitigen 
Rechte und Pflichten festgelegt werden. 

(@) Auch andere Vermieter von Wohn- 
raum sollen entsprechend ihrer geselschaftli- 
‚chen Verantwortung für.die ständige Verbes- 
serung der Wohnverhältnisse der Bevölkerung 
mit Mietergemeinschaften Verträge nach Abs, 
1 abschließen, 





sus 
Inhalt der Verträge über die Mitwirkung, 


In den Verträgen sollen insbesondere Ver- 

einbarungen getroffen werden über. 

1. die vom Vormistergemeinsam mit dor Mi- 
tergemeinschaft vorzunehmende Aufstel- 
Iung eines Reparatur- und Insandhal- 
tungsplanes; 

2. die Höhe der Mittel, über die die Mieter- 
gemeinschaft zur Durchführung von Klein- 
reparaturen und zur Erfüllung anderer 
Aufeaben Jerfügen kann: 





3. die pflegliche und schonende Behandlung 
‚der Wohnungen durch die Mieter und die 
‚Anzeige von Mängeln, insbesondere sol- 
cherMängel, die im Interesse der Erhaltung 
‚des Wohnraums dringend behoben werden 
müssen; 

4. die pünktliche Mietzahlung, die Inkasso- 
Vollmacht und Maßnahmen bei Mietrück- 
ständen; 

5. Pflege von Grünanlagen, Haus- und Vor- 
gärten sowie gesellschaftlich genutzter Frei- 
flächen, wie Kinderspielplätze und Klein- 
sportanlagen. 


$116 
Verhältnis 
zwischen Mitwirkung und Mietvertrag 


(1) Die vertragliche Übernahme von Rech- 
ten und Pflichten durch die Mietergemein- 
schaft befreit den Vermieter nicht von seiner 
Verantwortung, die Wohnhäuser zu erhalten, 
sie zu pilegen und zu verwalten sowie seine 
Pflichten aus den einzelnen Mietyerträ 
erfüllen 

(2) Die im Rahmen der Mitwirkung beider 
‚Erhaltung, Pflege und Verwaltung der Wohn- 
häuser von den Mictergemeinschaften gefaß- 
ten Beschlüsse dienen dazı, die Rechte und 
Pflichten aus den einzelnen Mietverträgen 
bestmöglich zu verwirklichen. Neue Rechte 
und Pflichten können dadurch nicht begründet 
werden, 





su 
Wirkungen des Handelns. 
der Mietergemeinschaft 


(1) Mieter, die im Rahmen der Mieterge- 
meinschaft vertraglich übernommene Ver- 
pflichtungen erfüllen und dabei für den Ver- 
mieter tätig werden, handeln insoweit als des- 
sen Vortreter. 





Antierkung: Zur Vertretung vel..8$ 


(2) Mieter, die im Rahmen der Mieterge- 
meinschaft tätig werden, haben dem Vermie- 
ern Inlprächknaä Alena de Be 
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Stimmungen über die arbeitsrechtliche Ver- 
antwortlichkeit den Schaden zu ersetzen, den 
durch vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Verletzung der von ihnen übernommenen 
Pflichten verursacht haben. 





sus 
Gemeinschaftliches Eigentum der Mieter 


(1) Die Mietergemeinschaft entscheidet 
‚darüber, wie die von Ihr erworbenen Mittel 
und Sachen verwendet werden. 

(2) Die Mittel und Sachen der Mieterge- 
meinschaft sind Gesamteigentum aller Mieter. 
‚Alle Mieter sind berechügt, diese Sachen in 
gleicher Weise zu nutzen. 

(&) Scheidet ein Mister aus der Mieterge- 
meinschaft aus, hat er keinen Anspruch gegen 
die Mietergemeinschaft auf Teilung des ge- 
‚meinschäftlichen Eigentums oder Auszahlung 
eines Anteil 














Anmerku 





sus 
Beilegung von Konflikten 


Die Mietergemeinschaft setztsich mit Mie- 
tern kameradschaftlich auseinander, die ihre, 
Pflichten aus dem Mietvertrag nicht erfüllen, 
insbesondere den Mietpreis nicht regelmäßig 
und pünktlich zahlen oder die Wohnung und 
die Gemeinschaftseinrichtungen nicht pfleg- 
lich behandeln und die Regeln des Zusammen- 
lebens mißachten. Die Mietergemeinschaft 
hilf, Konflikte zu vermeiden und beizulegen. 





Fünfter Abschnitt 
Beendigung des Mietverhältnisses, 


s120 
Kündigungsschutz. 





(1) Jeder Mieter hat das Recht auf Kündi- 
güngsschutz. Gegen seinen Willen kann das 
'Mietverhältnis nur durch das Gericht auf Ver- 


langen des Vermietersin den in diesem Gesetz, 
geregelten Fällen aufgehoben werden. 


Anmerkung: Vgl. hierzu Art. 37Abs.2 Verf 


(2) Der Mieter kann das Mietverhältnis je- 
derzeit mit einer Frist von 2 Wochen kündigen. 
Die Kündigung muß schriftlich erfolgen. 

(&) Das Mietverhältnis kann jederzeit 
durch Vereinbarung zwischen Mieter und 
Vermieter beendet werden. 





Gerichtliche Aufhebung des Mietverhältnisses 
sıı 


(1) Das Mietverhältnis kann auf Verlangen. 

des Vermieters aufgehoben werden, wenn. 

1. der Mieter seine Plichten aus dem Miet- 
vertrag wiederholt gröblich verletzt; 

2. dor Mieter oder andere zu seinem Haushalt 
gehörende Personen die Rechte der ande- 
ren Hausbewohner gröblich verletzen. 

(2) Vor einer Klage auf gerichtliche Auf- 
hebung des Mietverhältnisses soll sich der 
Vermieter gemeinsam mit der Mietergemein- 
schaft oder einem anderen Kollektiv bemühen, 
den Mieter oder andere zu seinem Haushalt 
‚gehörende Personen zu einem Verhalten zu 
veranlassen, das den Regeln des sozialistischen. 
Zusammenlebens entspricht 





Anmerkung: Vel. hierzu $ 119 ZC 





(3) Das Gericht kann das Verfahren bis zu 
(6 Monaten aussetzen, wenn zu erwarten ist, 
‚daß der Mieter oder andere zu seinem Haus- 
halt gehörende Personen ihr Verhalten än- 
dern und damit die Gründe für die Klage ent- 
fallen. 








sı22 


(1) Das Mietverhältnis kann auf Verlangen 
des Vermieters auch aufgehoben werden, 
wenn der Vermieter aus gesellschaftlich ge- 
rechtfertigten Gründen die Wohnung drin- 
gend benötigt (Eigenbedarf). Bei der Ent- 
Scheidung darüber hat das Gericht die Interes- 
sen des Mieters und des Vermieters abzuwä- 
Ben imdidie örtliche Wohnanlage zu bach 
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ten. Das Mietverhältnis darf nur aufgehoben 
werden, wenn dem Gericht eine Erklärung des 
zuständigen Organs vorliegt, daß dem Vermie- 
ter die Wohnung zugewiesen wird, 

(© Bei Eigenbedarf für einen Teil der 
Wohnung, für Nebenräume, den Hausgarten 
‚oder einen Teil von diesem kann die Aufhe- 
bung nur insoweit verlangt werden. 

(&) Ist die Wohnung im Zusammenhang 
mit der Übernahme von Hauswartsflichten 
oder ähnlichen Aufgaben zugewiesen und 
vermietet worden, ist Eigenbedarf insbeson- 
dere gegeben, wenn dieses Verhältnisbeendet 
wurde und die Wohnung für einen Nachfolger 
des Mieters zur Erfüllung dieser Pflichten be- 
nötgt wird, 

(@) Auf Antrag des Mieters kann das Ge- 
richt den Vermieter unter Berücksichtigungal- 
ler Umstände verpflichten, dem Micter die, 
Kosten des gerichtlichen Verfahrens und des 
Umzugs sowie die mit dem Umzug verbunde- 
nen notwendigen Aufwendungen ganz oder 
teilweise zu erstatten. 


s123 
Folgen der Beendigung des Mietverhältnisses 





(1) Das Mietverhältnis endet in den Fällen 
der $$ 121 und 122 zu demin.ergerichlichen 
Entscheidung angegebenen Zeitpunkt, 

(2) Mit der Beendigung des Mieiverhält- 
nissesist der Mieter verpflichtet, die Wohnung 
zuräumen und an den Vermieter herauszuge- 
ben. Bis zur Räumung gilt für die beiderseiti- 
gen Rechte und Pflichten der bisherige Miet- 
vertrag. 

(&) Die Räumungeiner Wohnungim Wege 
der Vollstreckung setz die Zuweisung ande- 
ven Wohnraums voraus. 





mg: Vgl. hierzu auch $ 128 Abs. 2 





s124 
Wechsel des Eigentümers, 


Das Mietverhältnis wird durch Wechseldes. 
Eigentümers des Wohnhauses nicht berührt 
Der. neue Eigentümer tritt an die Stelle des 
‚Vermieters und hat dessen Rechte und Pflich- 
N Zi übernehmen und rsrtllen. 


s12s 
Fortsetzung des Mietverhältnisses 





(1) Nach dem Tod des Micters können 
seine im Haushalt lebenden Familienangehö- 
tigen inden Mietvertrageintreten. Der Eintritt 
erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Vermieter. 

(2) Verfügungen des für die Wohnraum- 
lenkung zuständigen Organs werden dadurch 
nicht ausgeschlossen 





Sechster Abschnitt 
Wohnungstausch 


8126 
Tauschvertrag 


(1) Zur besseren Gestaltung ihrer Wohn- 
verhältisse und zur Erschließung von Wohn- 
raumreserven haben die Bürger das Recht, 
ihre Wohnung zu tauschen. Sie sind durch das 
zuständige staatliche Organ zu unterstützen. 

(2) Der Tauschvertrag St schriftlich abzu- 
schließen. Er bedarf der Genehmigung des für 
die Wohnraumlenkung zuständigen Organs 
und der Zustimmung des Vermieters, Verwei 
gert der Vermieter die Zusimmung ohne aus- 
reichenden Grund, kann sie durch Entsch 
dung des für die Wohnraumlenkung zuständi 
gen Organs ersetzt werden. 














Anmerkung: Vgl. hierzu $$9:ff: WLVO. 


(8) Bei einem durch Vertrag vereinbarten 
Wohnungstausch tritt der jeweilige Tausch- 
partnermit. dem Einzug in die Wohnung in das 
Mietyerhältnis des änderenein undübernimmt 
damit dessen Rechte und Pflichten. 


8127 
Rücktritt vom Tauschyertrag 








(1) Der Anspruch 'auf Erfüllung eines 
Wohnungstauschvertrages kann nur innerhalb 
von 3 Monaten nach Wirksamkeit des Vertra- 
Fa ad Bomachtaverden: 
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(2) Ein Rücktritt vom Vertragistnurzuläs- 
sig, wenn nach Vertragsabschluß bei einem 
Tauschpartner Umstände ‚eingetreten sind, 
durch die die Erfüllung des Tauschvertrages 
für ihn unzumutbar geworden ist, Der Rück- 
tritt ist dem anderen Tauschpartner unverzüg- 
lich mitzuteilen. 

(8) Der vom Vertrag zurücktretende 
‚Tauschpartner ist verpflichtet, dem anderen 
‚Tauschpartner unter Berücksichtigung aller 
Umstände die entstandenen Aufwendungen 
ganz oder teilweise zu erstatten. 





Siebenter Abschnitt 
Besondere Mietverhältnisse 


s128 
Untermietverhältnisse 


(1) Der Mieter ist berechtigt, einen Teil 
seiner Wohnung unterzuvermieten, soweitdas 
nicht durch besondere Rechtsvorschriften aus- 
geschlossen ist. Das Untermietverhältnis ent- 
steht durch Vertrag zwischen Mieter und Un- 
termieter. 

(2) Der Mieter ist zum Vertragsabschluß 
verpflichtet, wenn das zuständige Organ dem 
Untermieter den Wohnraum zugewiesen hat. 

(&) Untermietverhältnisse über zugewie- 
senen Wohnraum können nur nach den $$ 120 
bis 123 beendet werden. Dasgleiche gilt für 
Untermietverhältnisse über nicht zugewiese- 
nen Wohnraun, wenn der Untermieter diesen 
Wohnraum vertragsgemäß mit seiner Familie 
bewohnt oder ihn ganz oder überwiegend mit 
Einrichtungsgegenständen ausgestattet hat. In 
den übrigen Fällen kann das Untermietver- 
hältnis von beiden Partnern jederzeit mit einer 
Frist von 2 Wochen gekündigt werden. 

(4) Im übrigen gelten die Bestimmungen 
über die Wohnungsmiete für Untermietver- 
hältnisse entsprechend. 








8129 
Mietverhältsisse über Wochenendhäuser, 
Zimmer für Erholungszwecke 
und Garagen 





Mietverhältnisse über: Wochenendhäuser, 
Zimmer für Eiholungszwecke und über Gara- 
gen, die auf unbestimmte Zeit oder für einen 
vorher bestimmten längeren Zeitraum abge- 
schlossen worden sind, können nur in entspre- 
(chender Anwendung der $$ 120 bis 123 Ab- 
sätze 1 und 2 beendet werden 





s130 
Werkwohnungen. 


(1) Das Mietverhältnis über eine Werk- 
wohnung entsteht durch schriftlichen Vertrag 
zwischen dem Betrieb als Vermieter und dem 
Mitarbeiter des Betriebes als Mieter. 

(2) Für die beiderseitigen Rechte und 
Pfichten des Vermieters und des Mieters gel- 
ten die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
die Wohnungsmiete, soweit in. Rechtsvor- 
schriften nichts anderes festgelegt ist. 

(3) Das Mietverhältnis kann außer in den 
in diesem Gesetz genannten Fällen auch durch 
Kündigung des Vermieters beendet werden, 
wenn das Arbeitsverhältnis beendet ist. Endet 
es.durch Tod des Mitarbeiters des Betriebes, 
entscheidet det Betrieb darüber, ob das Mi 
yerhältnismitden im Haushaltiebenden Fam; 
lienangehörigen fortzusetzen ist. 

(4) Auf werk- und dienststellengebundene 
Wohnungen sind die Absätze 1 bis 3 entspre- 
chend anzuwenden. 














hierzu WWO. 





Anmerkung: 


$131 
Gewerberäume 


Die Bestimmungen über die Wohnungs- 
miete sind auf die Nutzung von Gewerberä 
men enisprechend anzuwenden, soweit dafür 
besondere Rechtsvorschriften nicht bestehen. 





Eu 


‚Achter Abschnitt 


Wohnungen 
der Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 
sı132 


(4) Das Nutzungsverhälinis über_eine Ge- 
nossenschaftswohnung beruht. auf, der Mit- 
gliedschaft in. der Arbeiterwohnungsbauge- 
nossenschaft 

(©) Die Rechte und Pflichten der Mitglie- 
der aus dem Nutzungsverhältnis ergeben sich 
aus den Rechisvorschriften über die Arbelter- 
wohnungsbaugenossenschaften und dem auf 
ihrer Grundlage beschlossenen Statt der je- 
weiligen Genossenschaft. 





1erkung: Val. hierzu VO vom 21. 11.1963 
er die Arbeiterwohnungsbaugenossenscha 


d. Neufassung vom 23. 2. 1973 (GBI, I 
Nr. 128.109) 








(8) Für die Nutzung von Wohnungen der 
gemeinnützigen Wohnungsbaugenosenschaf- 
en gelten die Absätze | und 2 entsprechend, 


‚Anmerkung: Vgl. Hierzu 4. DB vom 8, 12) 
1967 zur VO über die Unibildung gemeinnüt 
ziger und sonstiger Wohnungsbaugenoscn: 
schaften (GBI. 111968 Nr. 12. 49)1. d.F. der 
‚AndVO vom 9,3, 1971 (GBL. Nr. 328.2 





Drittes Kapitel 
Kauf 


Erster Abschnitt 
‚Allgemeine Bestimmungen 


s133 
Aufgaben und Ziele 


(1) Die Betriebe der Produktion und des 
Handels sowie‘ die wirtschaftsleitenden Or- 
‚gane sind verpflichtet, in Verwirklichung der 
staaulichen Versorgungspoliik planmäßig 
Konsumgüter bereitzustellen, die dem Bedarf 
Se Bsvölkerung entsprechen? 





Kauf 1 


(2) Die Bestimmungen über den Kauf re- 
geln die Beziehungen zwischen Bürgern und 
Betrieben des Einzelhandels sowie der Bürger 
untereinander beim Kauf von Waren. Sie gel- 
ten auch für den Kauf von Waren bel anderen 
Betrieben. Die Bestimmungen über den Kauf 
dienen der Sicherung der Rechte der Bürger 
und der Erhöhung der Verantwortung der Be- 
iriebe des Einzelhandels bei der Versorgung 
der Bürger mit Konsumgütern entsprechend 
ihren wachsenden materiellen und kulturellen 
Bedürfnissen. 


s134 
Pflichten der Betriebe des Einzelhandels. 





(1) Die Betriebe des Einzelhandels sind 
verpflichtet, Ihre Vertragsbeziehungen zu den 
Bürgern so zu gestalten, daß sie entsprechend 
ihren Aufgaben planmäßigzur bedarfsgerech- 
ten Versorgung der Bevölkerung mit Konsum- 
gütern beitragen. 

(2) Die Betriebe des Einzelhandels sind 
yerpflichtet, im Rahmen ihrer Handelstätig- 
keit zur Bedarfsermittlung beizutragen. Sie 
haben das für sie vorgesehene Warensortiment 
zu führen, Bürgern auf Verlangen Auskunft 
über hr Sortiment zu geben und sie über Mög- 
lichkeiten des Kaufs einer gewünschten Ware 
zu informieren, 

(8) Die Betriebe des Einzelhandels haben 
dafür zu sorgen,-daß der Einkauf weiter er- 
leichtert wird, indem sie geeignete Verkaufs- 
formen entwickeln, den Kundendienst erwei- 
tern und die Verkaufskultur heben. 

(4) Auf der Grundlage ihrer Mitverant- 
wortung für die Produktion und Bereitstellung 
bedarfsgerechter Konsumgiiter haben die Be- 
iriebe des Einzelhandels die Pflicht, ihre Be- 
ziehungen zu den Großhandels- und Herstel- 
"lerbeirisben so zu gestalten, daß die Bevölke- 
rung auf dor Grundlage des Planes kontinuier- 
lich und dem Bedarf entsprechend mit Kon- 
sumgütern und Ersatzteilen versorgt wird. 








Anmerkung: Val. hierzu u. a. AO vom 
1973 über die Aufgaben, Rechte und Pflichten, 
der Leiter von Verkaufseinrichtungen des so 


ilistischen Einzelhandel 
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ten- und Hotelwesens(GBl. INr. 34 5. 3 





) 





i.d.F. der AO Nr. 2vom 30.6. 1976 (GBI. Nr. 
$. 352) und der Bkm. vom 20.9.1977 
(GBI. IN. 31 8. 346) 
sus 
Mitwirkung der Bürger, 


(1) Die Bürger haben das Recht, anderLö- 
sung der Aufgaben des sozialistischen Einzel- 
handels mitzuwirken. Ihre Mitwirkung erfolgt 
insbesondere durch Kundenbeiräte und Aus- 
Schüsse bei den Verkaufseinrichtungen. 
werden als Inieressenvertretungen der Bevöl- 
'kerung beratend und kontrollierend tätig. Sie 
unterstützen die. Verkaufseinrichtungen bei 
der Erfüllung ihrer Versorgungsaufgaben 

(2) Die Beiräte und Ausschüsse der Bürger 
nehmen insbesondere auf die Bedarfsermitt- 
lung, das Sortiment, den Kundendienst und. 
Verkautskultur Einfluß. Sie tragen dazu bei, 
(daß in den Verkaufseinrichtungen Ordnung 
und Sicherheit gewährlistet sowie die berech- 
tigten Anliegen der Bürger berücksichtigt 
werden. 

(3) Die Betriebe des soz hen Ein- 
zelhandels sind verpflichtet, mit den Beiräten 
und Ausschüssen der Bürger eng zusammen- 
zuarbeiten und sie bei der Wahrnehmung ihrer 
‚Aufgaben zu unterstützen. Die Leiter der Be- 
{riebe des Einzelhandes, der übergeordneten 
irtschaftsleitenden Organe oder der zustän- 
digen staatlichen Organe haben zu Empfeh- 
ungen der Beiräte und Ausschüsse zur Ver- 
besserung der Handelstätigkeit oderzur Besei- 
ügung von Mängeln nach den dafür geltenden 
Rechtsvorschriften Stellung zu nehmen. 





























Anmerkung: Vgl. hierzu insbes, AO vom 
16.8. 1966 über die HO-Beiräte (GBI HI Nr. 
96 S: 604) i.d.F, der AO Nr. 2 vom 13.8 
1969 (GBIL IL Nr. 73 8. 460); RL über Stel- 
lung, Aufenben, Rechte und, Pflichten. der. 
Verkaufssiellen- Ausschüsse und Beiräte der 
konsumgenossenschaftichen Organisation 


(Beschluß Nr. 35 des Genossenschäftsratesdes 





Verbandes der Konsumgenossenschaften der 
DDR, in: Beschlüsse - Anweisungen - Infor- 
mationen des Verbandes der Konsumgenos- 


senschaften der DDR Nr, 


11/75); Eingaben. 





42 


$136 
Kundenbücher 


Die Betriebe des Einzelhandels sind ver- 
plichtet, Kundenbücher zu führen und in ih- 
ten Verkaufseinrichtungen sichtbar auszule- 
gen. Die Bürger sind berechtigt, ihre Hinweise 
und Anregungen in das Kundenbuch einzutra- 
‚en. Die Betriebe des Einzelhandels haben zu 
diesen Eingaben Stellung zu nehmen und 
Schlußfolgerungen füreine bessere Handelstä- 
tigkeit zu ziehen. 








Yal. hierzu AO vom 2.1, 1969. 
über die Führung von Kundenblichern in den 
Verkaufseinrichtungen und Gaststätten des 
soziulistschen Einzelhandels (GBI. IL Nr. 10 
Nr. 315, 218), 








Zweiter Abschnitt 
Rechte und Pflichten beim Kauf 


8137 
Information und Beratung. 


(4) Der Verkäufer ist verpflichtet, den 
Käufer beim Einkauf sachkundig zu beraten, 
ihn insbesondere über Gebrauch, Bedienung 
und Behandlung der Ware zu unterrichten. 
Technische. Konsumgüter sind vorzuführen, 
soweit das nach Art und Beschaffenheit der 
Ware in der Verkaufseinrichtung möglich ist. 
(2) Bei Übergabe der Ware hat der 
Verkäufer dem Käufer di erforderlichen Ge- 
brauchs-, Bedienungs- und Behandlungsvor- 
schriften und bei technischen und anderen 
‚Konsumgütern, deren Betreuung durch Ver- 
tragswerkstätten im Rühmen des Kundendien- 
stes handelsüblich ist, cn Verzeichnis der Ver- 
ragswerkstätten oder der zuständigen Dienst- 
Teistunge- und: Repsratureinrichtungen zu 
übergeben oder diese Angaben mitzuteilen. 














sı138 
Pflicht zum vollständigen. Watenangebot 


(1) Die Betriebe des Einzelhandels sind 
verpflichtet, die in den Verkaufseinrichtungen 
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vorhandenen Waren in das Angebot aufzu- 
nehmen und für die Bürger sichtbar auszustel- 
len. Ist das nicht möglich, sind die im Angebot 
vorhandenen Waren dem Käufer auf Wunsch 
vorzulegen. 

(@) Für jede in der Verkaufseirichtung 
vorhandene Ware muß der Einzelhardelsver- 
kaufspreis entsprechend den dafür geltenden 
Rechtsvorschrifien ersichlich sein. 


Anmerkung: Vgl. hierzu 
10.1. 190 

Nr 128 

1.10, 1964 (GBI IENr. 101 














8139 
Pflichten aus dem Kaufvertrag 


(1) Der Verkäufer ist verpflichtet, dem 
Käufer die Ware in einwandfreier Beschaffen- 
heit zu übergeben und ihm das Eigentum an 
der Ware zu verschaffen. 

(2) Der Käufer ist verpflichtet, den durch 
gesetzliche Preisvorschriften festgelegten oder 
den vereinbarten zulässigen Kaufpreis zu zah- 
len und die Ware abzunehmen. 

(8) Das Eigentum geht mit Übergabe der 
Ware und Zahlung des Kaufpreises auf den 
Käufer über, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, 

(4) Die Ware ist dem Käufer ordnungsge- 
mäß verpackt zu übergeben, soweit das nach 
‚Art der Ware erforderlich oder üblich ist. Bei 
Selbstbedienung ist dem Käufer eine entspre- 
(chende Verpackung zu ermöglichen. 


8140 
Anlieferung. 


(1) Möbel und andere sperrige oder 
schwerlastige Konsumgüter hat der Vorkäufer 
‚nach den dafür geltenden Bestimmungen in- 
nerhalb seines Versorgungsbereiches zum ver- 
‚einbarten Termin frei Haus zu liefern 

(2) Wird zwischen dem Verkäufer und ei- 
nem außerhalb des Versorgungsbereiches, 
wohnenden Käufer Anlieferung der Ware ver- 
'einbart, trägt der Käufer die Mehrkosten, 


Anmerkung: Ve) ge c 
Konsumgüter 


s1aı 
Kauf auf Teilzahlung 





ır Erleichterung des Kaufs langlebiger 
Konsumgüter gewähren die Kreditinstitute 
nach den dafür geltenden Rechtsvorschriften. 
Teilzahlungskredite. Zur Sicherung des Kre- 
dits erlangt das Kreditinstitat an der gekauften 
Ware ein Pfandrecht ($ 448), das mit der voll- 
ständigen Rückzahlung des Kredits erlischt. 





8142 
Versendungskauf 


Der Beirieb des Einzelhandels kann im 
Rahmen des Kundendienstes die Ware an ei- 
nen vom Käufer zu bezeichnenden Ort ver- 
senden. Der Käufer erwirbt das Eigentum mit 
Zahlung des Kaufpreises und Versendung der 
Ware. Die Kosten der Versendung trägt der. 
Käufer. 


8143 
Kauf nach Muster 


Beim Kauf nach Muster ist der Verkäufer 
verpflichtet, dem Käufer eine Ware zu überge- 
ben, die dem Muster entspricht. 


s144 
Kauf nach Erprobung 


Die Betriebe des Einzelhandels können 
hochwertige Konsumgüter oder andere geeig- 
Inete Waren Bürgern, die am Kauf interessiert 
sind, befristet zur Erprobung überlassen. Der 
Kaufvertrag kosımt zustande, wenn der Käu- 
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fer innerhalb der vereinbarten Frist erklärt, 
daß er die Ware kauft 


s1a5 
Verkauf im Auftrag, 


Der Verkaufeiner Sache kann in der Weise 
vereinbart werden, daß ein Betrieb des Einzel- 
handels die Sache übernimmt und sich ver- 
pflichtet, sie zu den vereinbarten Bedingungen 
im eigenen Namen für den Bürger gegen Ent- 
richtung einer Vergütung zu verkaufen. 





8146 
Umtausch 


(1) Der Käufer kann eine Ware umtau- 
schen, soweit das im Rahmen des Kundendien- 
stes vom Verkäufer gestattet wird. 

(@) Der Ausschluß einer Ware vom Um- 
tausch berührt nicht das Recht des Käufers, 
wegen eines Mangels der Ware Garantiean- 
sprüche geltend zu machen. 


8147 
Kauf von Rechten und Tausch 


Die Bestimmungen über den Kauf gelten 
für den Kauf von Rechten und für den Tausch 
entsprechend. 


Dritter Abschnitt 
Garantie 


sı1a8 
Inhalt der Garantie 


(4) Der Verkäufer hat für die verkaufte 
Ware Garantie zu gewähren. Die Garantie er- 
streckt sich darauf, daß die Ware den staatl 
chen Gülte-, Sicherheits- und Schutzvorschrif- 
ten entspricht, daßsie die vom Herstellerzuge- 
sicherte oder für den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck erforderliche Gebrauchstähigkeit 
und Beschaffenheit hat und diese bei sachge- 
mäßem Gebrauch während der Garant 
behält. 
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(2) Die Garantie erstreckt sich auch auf 
die Eigenschaften der Ware, die vom Verkäu- 
fer oder Hersteller zugesichert sind, und auf 
Eigenschaften, die für den vereinbarten be- 
sonderen Verwendungszmeck vorausgesetzt 
werden. 


(3) Garantieansprüche und die zu ihrer 
Geltendmachung bestimmten Fristen dürfen 
‚durch Vertrag nicht ausgeschlossen oder ein 


schränkt werden. 








s19 
Garantiezeit 


(4) Die Garantiezeltbeirigt 6 Monate. Sie 
beginnt mit Übergabe der Ware an den Käu- 
fer. Die Garantiezeit kann durch Rechtsvor- 
schriften oder Vertrag verlängert werden. 
Durch das zuständige Organ kann anstelle 
oder neben der Garantiezeit auch eine Be+ 
triebsdauer festgelegt werden. 

(2) Die Garantie für Waren, die zum als- 
baldigen Verbrauch bestimnt ind_oderbeibe- 
simmungsgemäßem Gebrauch eine begrenzte 
Verwendungsdauer haben, beschränkt sich auf 
die für Waren dieser Arı angemessene Zeit 
oder Nutzungsdauer. Die Kennzeichnung 
durch Angabe des Herstellungsdatums oder 
des Datums des Endverbrauchs hat nach den 
dafür geltenden Rechtsvorschriften zu erfal- 
gen. 






und AO 
Bennzeichnung der 
smivelverkehr (GBI. 1 


Nr.2 


jensmitel- val-u.n 
1975 über di 





jensmittel im L 
7 5.764) i.d.E.der AO) 
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(&) Der Käufer kann Ansprüche aus der 
(Garantie auch nach Ablauf der Garantiezeit 
geltend machen, wenn nachgewiesen ist, daß, 
(die Ware Mängel aufweist, die auf einen gro- 
ben Versioß gegen elementare Grundsätze der 
Konstruktion, der Materialauswahl, der Ferti- 
gung und Montage, der Erprobung sowie der 
Lagerhaltung zurückzuführen sind und die 
Ware dadurch bei bestimmungsgemäßem 
(Gebrauch keine ihrer Art angemessene Nut- 
Zungsdauer und Haltbarkeit hat. 


s150 
Zusatzgarantie 








(1) Die Hersteller sollen entsprechend der 
planmäßigen Qualitätsentwicklung für geeig- 
nete Waren eine längere Garantiezeit gewäh- 

(2) Die Zusatzgarantie kann aufbestimmte. 
Garantieleistungen beschränkt werden. Kann 
durch diese der Mangelnicht beseitigtwerden, 
sind die berechtigten Garantieanspräche des 
Käufers durch andere Garantieleistungen zu 
erfüllen. 

(&) Für die Zusatzgarantie istein Garantie- 
schein auszustellen und dem Käufer bei der 
Übergabe der Ware auszuhändigen, Der Ver- 
Käufer ist nicht berechtigt, die vom Hersteller 
gewährten Garantiebedingungen gegenüber 
dem Käufer einzuschränken. 

(4) Ansprüche aus der Zusatzgarantie. 
Kann der Käufer bereits während der Garan- 
tiezeit des $ 149 geltend machen. Nach Ablauf 
dieser Garantiezeit bestehen die Ansprüche 
aus der Zusatzgarantie in dem vom Hersteller 
gewährten Umfang weiter; sie können auch 
beim Verkäufer gegen den Hersteller geltend 
gemacht werden. 








sısı 
Garantieansprüche 


(1) Treten während der Garantiezeit Män- 

"gel auf, die den Gebrauchswert der Ware 

($ 148) beeinträchtigen, kann der Käufer ge- 

gen den Verkäufer folgende Garanticansprü- 

che geltend machen: 

1. kostenlose Beseitigung des 
(Nachbesserung); 


Mangels. 


2. Übergabe einer neuen Ware gegen Rück- 
gibe der mangelhaften (Ersatzlieferung); 

3. angemessene Herabsetzung des Kaufprei- 
ses (Preisminderung); 

3. Rückzahlung des vollen Kaufpreises gegen 
Rückgabe der mangelhaften Ware (Preis- 
rückzahlung) 

(2) Der Anspruch auf Nachbesserung kann 
auch gegen eine Vertragsverkstatt oder den 
Hersteller, der Anspruch auf Ersatzlieferung 
auch gegen den Hersteller geltend gemacht 
werden. 

(©) Ersatzlieferung und Preisrückzahlung 
kann der Käufer nicht mehr verlangen, wenn, 
unabhängig von dem Mangel eine wesentliche 
Verschlechterung der Ware eingetreten ist. 





$152 
Nachbesserung 


(1) Verkäufer und Hersteller können die 
Garantisansprüche des Käufers durch Nach- 
besserung erfüllen, wenn dadurch der Mangel 
in angemessener Frist einwandfrei beseitigt 
werden kann und die berechtigten Interessen 
des Käufers gewahrt bleiben. 

(2) Widerspricht die Nachbesserung den 
berechtigten Interessen desKäufersoderistsie 
nicht innerhalb einer angemessenen Fr 
durchzuführen, kann der Käufer das Angebot 
der Nachbesserung zurückweisen und Ersatz- 
lieferung, Preisminderung oder Preisrückzah- 
lung verlangen 

(3) Die Fristen und Bedingungen für die 
Nachbesserung sind durch Rechtsvorschriften 
zu regel. 











9153 
Folgen nicht ordnungsgemäßer 
Nachbesserung 


‚Wird durch die Nachbesserung der Mangel 
nicht beseitigt oder erfolgt das nicht innerhalb 
der vereinbarten oder einer angemessenen. 
Frist, kann der Käufer die Nachbesserung ab- 
lehnen und Ersatzlieferung, Preisminderung 
‚oder Preisrückzahlung verlangen. 
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sısa 
Verlängerung der Garantiezeit 
bei Nachbesserung und Ersatzlieferung 


(4) Wird die Ware nachgebessen, verlän- 
gert sich die Garantiezeit um die Zeit von der 
Mängelanzeige bis zur Rückgabe der Ware an 
den Käufer. 

(@) Bei Ersatzlieferung beginnt mit der 
Übergabe der neuen Ware eine neue Garan- 
tezeit. 





‚Weitere Ansprüche aus der Garantie 
sıss 


(1) Hat der Käufer beim Verkäufer, Her- 
steller oder bei der Vertragswerkstatt berech- 
tigt Garantieansprüche geltend gemacht, kann 
er vom Garantieverpflichteten verlangen, daß 
ihm die damit verbundenen notwendigen 
Aufwendungen erstattet werden. 

(2) Der Garantieverpflichtete trägt die Ge- 
fahr des Verlustes, der Vernichtung oder Be- 
Schädigung der Ware, die der Käuferzur Erfül- 
ung der Garantieverpflichtung übergibt oder 
übersendet 

(3) Können Waren, die nach $ 140 frei 
Haus zu liefern sind, nicht am Aufstellungsort 
'nachgebessert werden, ist der Verkäufer oder 
Hersteller verpflichtet, die Ware abzuholen 
und nach der Nachbesserung zurückzuliefern, 
Entsprechendes gilt bei Rückgabe einer man- 
gelhaften Ware wegen Ersatzlieferung oder 
Preisrückzahlung, 








s156 


Der Käufer kann vom Verkäufer oder Her- 
steller Ersatz eines während der Garantiezeit 
durch den Mangel verursachten Schadens ver-, 
langen, der nach allgemeiner Erfahrung als 
Folge des Mangels anzusehen ist. 








Geltendmachung von Garantieansprüchen 
s187 
(1) Der Käufersoll unverzüglich nach Fest. 


stellung des Mangels seine Garantieansprüche 
Besen. den ‚aus der Garantie verpllichteien‘ 





Verkäufer, Hersteller oder gegen die Ver- 
tragswerkstatt geltend machen. 2 Wochen 
nach Ablauf der Garantiezeit können Garan- 
ieansprüche nicht mehr geltend gemacht wer- 
den. 






Anmerkung: Zur Verjährüng eines. geltend 
machten Garantieanspruchs beachte 

insbes, Abs. 1Zitf. Lund$ 

1, 8.477 Abs. 1 Zit. 5 ZOB 


(2) Der Käufer hat in geeigneter Weise 
nachzuweisen, insbesondere durch Kassenbe- 
leg, Garantieschein oder andere Beweismittel, 
daß er die Ware innerhalb der Garantiezeit 
beim Verkäufer gekauft hat 

(8) Der Garantieanspruch kann beim Kauf 
im sozialistischen Einzelhandel auch an einem 
anderen Ort als dem des Kaufs geltend ge 











macht werden. Einzelheiten werden in 

Rechtsvorschriften geregelt, 

Numierkung: Vgl. hierzu $$ 1,4 der DVOzum 
sıs 


(1) Der Leiter oder die Mitarbeiter der 
Verkaufseinrichtung haben den Käufer bei 
Geltendmachung seiner Garantieansprüche zu 
beraten. Sie haben sofort darüber zu entschei- 
den, ob der Garantieanspruch anerkannt wird. 
Ist das wegen der Art des Mangels oder der. 
Ware nicht möglich, ist die Entscheidung in- 
merhalb von 2 Wochen zu treffen und dem 
Käufer mitzuteilen; andernfalls gilt der An- 
spruch als anerkannt. 





Aumerku ch $ 5 der DVO 
m ZGB (Reg;-Nr. 3), 





(2) Der Beirieb des Einzelhandels, die, 
Vertragswerkstatt oder der Hersteller dürfen. 
‚den Käufer, der bei ihnen einen Garantiean- 
spruch geltend macht, nicht an einen anderen 
Garantieverpflichteten verweisen. 

(&) Der Betrieb des Einzelhandels darf die 
‚Anerkennung eines Garantieanspruchs nicht 
davon abhängig machen, ob der Großhandels- 
BArIKOGEE Here den Manael ans kennt: 
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8189 
Garantie bei wertgeminderten 
und gebrauchten Waren 


(0) Beim Kauf nicht gebrauchter, aber 
werigeminderter Waren zu herabgesetzten 
Preisen besteht kein Garanticanspruch wegen 
der Mängel, für die der Preis herabgesetzt 
wurde. Der Verkäufer hat die Preisherabset- 
ung auf der Ware, ihrer Verpackung, dem 
Kassenbeleg oder auf sonstige Weise anzuge- 
ben. 

(2) Beim Kauf gebrauchter Waren beträgt 
die Garantiezeit 3 Monate. Der Käufer kann 
Preisminderung oder Preisrückzahlung sowie 
Erstattung seiner Aufvendungen verlangen, 
wenn die Ware bei der Übergabe Mängel hat: 
te, die den vertraglich vorausgeseizten Ge- 
brauchswert erheblich mindern. Die Garantie 
kann vertraglich beschränkt oder ausgeschlos- 
sen werden. 








Anmerkung: Vel, hierzu AO über den Handel 
mit Gebrauchtwaren (Rex--Nr. 7) 





5100 
Übergang der Garantierechte 


Wird das Eigentum an der Ware innerhalb 
der Garantiezeit übertragen, gehen die Garan- 
ieansprüche auf den Erwerber über. 


Vierter Abschnitt 
Lieferung von Energie und Wasser 


sı0ı 


(4) Für die Lieferung von Energie und 
Wasser über Leitungsanlagen und die damit 
zusammenhängenden Leistungen gelten die 
dafür bestehenden Rechtsvorschriften. 

(2) Soweit besondere Rechtsvorschriften 
nicht bestehen, gelten für Beziehungen, an de- 
nen Bürger beteiligt sind, die Bestimmungen 
dieses Gesetzes. 


el. hierzu insbes. ELB 
: AO vom 26.1; 1978 über die 





Anschluß yon Grundstücken an die 
lagen. und 


AB fürd 
öffentl 
für die Lieferung und Abnahme von Trink: 
.d Betriebswasser — Wasserversorgungsbe 
dingungen — (GBl. 1 Nr. 6 8. 89). 








hen Wasserversorgui 








Viertes Kapitel 
Dienstleistungen 


Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 


s162 
Aufgaben und Ziele 


(1) Die Dienstleistungsbetriebe und wirt- 
schaftsleitenden Organe sind in Verwirklichung 
der staatlichen Versorgungspolitik verpflich- 
tet, die Bevölkerung planmäßig mit solchen. 
Dienstleistungen zu versorgen, die den Be- 
dürfnissen. der Bürger insbesondere nach 
Verminderung und Erleichterung der Hausar-. 
beit, nach Verbesserung der Wohnverhältnisse 
und nach sinnvoller Nutzung der Freizeit und 
Erholung entsprechen. 

(2) Die Bestimmungen über Dienstleistun- 
gen regeln die Beziehungen zwischen Bürgern 
und Betrieben über hauswirtschaftliche 
Dienstleistungen und Reparaturen, Baulei- 
stungen, persönliche Dienstleistungen, Lei 
stungen für Reise und Erholungsowiedie Aus 
leihe und Aufbewahrung von Sachen. Sie die- 
nen der Sicherung der Rechte der Bürger und 
der Erhöhung der Verantwortung der Betriebe. 
für eine termin- und qualitätsgerechte Durch- 
führung der ihnen übertragenen Aufgaben 
entsprechend den Bedirfnissen der Bürger. 

(&) Für Dienstleistungen, die in den fol- 
genden Bestimmungennicht geregelt sind, gel- 
ten die Bestimmungen über diejenige Dienst- 
leistungsart, dic ähnliche Bezichungen zum 
Gegenstand hat. 
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5163 
Pflichten der Betriebe 


(1) Die Dienstleistungsbeiriebe haben zur 
Gestaltung ihrer Veriragsbeziehungen ent- 
sprechend den Bedürfnissen der Bürger ihre 
Kapazitäten rationell zu nutzen und planmäßig 
zuerweitern, die Qualität der Dienstleistungen 
bei glei r Verkürzung der Warte- und 
Lieferzeiten ständig zu erhöhen, das Netz der 
Annahmestellen zu erweitern und den Kun- 
dendienst zu verbessern, 























Anmerkung: Vgl. hierzu insbes. VEB/V 
Vo: MSt PGH; VO vom 12. 7. 1972 über die 
Förderung des Handwerks bei Dienst- und 
Reparaturleistungen und die Regelung der 
privaten Gewerbetätigkeit (GBI: II Nr, 47 5. 
541)i.d. E.der AndVO vom 21.8.1975 (GBI. 
INT. 30,5. 082 


(2) Die Dienstleistungsbeiriebe haben zu 
gewährleisten, daß die Bürger ihr Recht auf 
kollektive Mitwirkung bei der Gestaltung und 
Entwicklung der Dienstleistungsverhältnisse 
verwirklichen können. Die Bestimmung des 
$ 135 ist entsprechend anzuwenden. 

6) Die Dienstleistungsbeiricbe sind ver- 
pflichtet, Kundenbücher zu führen und in ih- 
ten Geschäftsräumen und Annahmestellen 
sichtbar auszulegen. Die Bürger sind berech- 
tigt, ihre Hinweise und Anregungen in das 
Kundenbuch einzutragen. Die Dienstlei- 
stungsbeiriebehaben zu diesen Eingaben Stel- 
lung zu nehmen und Schlußfolgerungen zur 
Verbesserung ihrer Täigkeit zu ziehen. 





Zweiter Abschniit 
Hauswirtschaftliche Dienstleistungen 
und Reparaturen 


s164 
Gegenstand 


Die Bestimmungen über hauswirtschafi 
(che Dienstleistungen und Reparaturen regeln 
die Beziehungen zwischen Bürgern und 
Diensileistungbetneben Sb -Renleunge: 
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Pülege- und Wartungsarbeiten, bei Reparatu- 
ren sowie bei der Umarbeitung und Einzelan- 
fertigung von Sachen auf Bestellung. 


Anmerkung: Vgl. hierzu AO über AB für die 
Veröffentlichung von Anzeigen in Zeitungen, 
Zeitschriften und anderen Druckerzeugnissen 
Rex.-Nr. 8); AO über die Allgemeinen Lei 
stunesbedingungen für Wäscherei-,, Che- 
misch-Reinigungs- und Färbereileistungen für 














ie Bürger (Reg-Ni, 9); die Leistungsbedin- 
zungen des Reisebüros (Rep-Nr. 10) sowie 
die AB Kfz-Instandhaltung 
165 
Inhalt des Vertrages 
(1) Der Diensileistungsbetrieb ist ver- 





Pflichtet, die vereinbarte Leistung termin- und 
qualitätsgerecht zu erbringen. Beim Einbau 
von Teilen und der Einzelanfertigung von Sa- 
chen ist dem Bürger das Eigentum an der Sa- 
che zu verschaffen, soweit das zur Erfüllung 
des Vertrages erforderlich ist. 

(2) Der Bürger ist verpflichtet, die zur ord- 
nungsgemäßen Ausführung der Dienstleistung 
notwendigen Mitwirkungshandlungen vorzu- 
nehmen, die vertragsgemäß angebotene Lei- 
stung abzunehmen und den durch gesetzliche 
Preisvorschriften festgelegten oder den ver- 
‚einbarten zulässigen Preis zu zahlen, 











8166 
Einhaltung der Sicherheits- und Schutz- 
bestimmungen 


(1) Der Dienstleistungsbetrieb hat die Lei 
stung so zu erbringen, daß sie den Rechtsvor- 
schriften für den Gesundheits-, Arbeits- und 
Brandschutz sowie den verkehrstechnischen 
Vorschriften entspricht. 

(2) Sind dazu Leistungen erforderlich, die 
über den Auftrag hinausgehen, hat der Dienst- 
Neistungsbetrieb die Zustimmung des Bürgers. 
einzuholen. Der Zustimmung bedarf es nicht, 
‚wenn der Preisfür die Dienstleistung durch die 
zusätzliche Leistung um nicht mehr als 10 % 
überschritten wird. 
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sı07 
Leistung durch einen anderen Betrieb, 





Der Dienstleistungsbetrieb ist berechtigt, 
die Dienstleistung ganz oder teilweise einem 
anderen Betrieb zu übertragen, soweit das 
nicht durch Vereinbarung oder nich Art der 
Leistung ausgeschlossen ist. Der Dienstlei- 
stungsbeirieb ist dafür verantwortlich, daß die 
Dienstleistung durch den anderen Betrieb ver- 
trogsgemäß ausgeführt wird. 


s108 
Beratungs- und Auskunftspflicht 


(1) Der Dienstleistungsbetrieb ist. ver- 
Pflichtet, den Bürger sachkundig zu beraten. 
Die Beratung soll Empfehlungen über den er- 
forderlichen Umfang und die zweckmäßigste 
‚Ausführung der Diensuleistung enthalten, Es 
soll auch der voraussichtliche Preis und Termin 
der Leistung mitgeteilt werden. 

(2) Der Dienstleistungsbetrieb ist ver- 
pflichtet, auf Verlangen des Bürgers Auskunft 
über den Stand der Ausführung der Dienste 
stung zu erteilen und ihn nach Beendigung der 
Leistung mit Besonderheiten der künftigen 
Behandlung und Nutzung der Sache vertraut 
zu machen. 

(&) Der Dienstleistungsbeirieb ist bei 
Mängelanzeigen verpflichtet, den Bürger über 
die ihm zustehenden Garantieanspräche zu 
beraten. 





510 
Pflichten des Bürgers bei Übergabe 
der Sache 


(1) Der Bürger ist verpflichtet, dem 
Dienstleistungsbeirieb die Sache im bearbei- 
tungsfähigen Zustand und zum vereinbarten. 
‘Termin zu übergeben. 

(2) Hält der Bürger die Verpflichtung nicht 
‚ein, kann der Dienstleistungsbetrieb die An- 
nahme der Sache verweigern oder die erfor- 
erlichen Arbeiten selbst vornehmen und vom 
Bürger die Erstattung der Aufwendungen ver- 
langen. 





ping 


8170 
Prüfungs- und Mitteilangsplichten 


(1) Stellt der Dienstleistungsbetrieb Män- 
gel oder Eigenschaften der Sache fest, die den 
Zweck des Vertrages oder die Qualität der ge- 
forderten Leistung oder die Sicherheit beim 
weiteren Gebrauch der Sache beeinträchtigen 
können, hat er das dem Bürger unverzüglich 
mitzuteilen und dessen weitere Entscheidung 
abzuwarten, 

(2) Der Bürger ist verpflichtet, den Dienst- 
leistungsbewricb beim Vertragsabschluß auf 
ihm bekannte Mängel oder Eigenschaften hin- 
zuweisen, die eine besondere Behandlungoder 
Bearbeitung erfordern, 


sırı 
Verletzung der 








ikungspflicht 





Kann die Dienstleistung nicht oder nicht 
vertragsgemäß ausgeführt werden, well der 
Bürger erforderliche Mitwirkungshandlungen 
nterläßt, hat der Dienstleistungsbeirieb dem 
Bürger eine angemessene Frist zu setzen und 
ihn aufzufordern, die versäumte Handlung 
nerhalb dieser Frist nachzuholen. Kommt der 
Bürger dem nicht nach, kann der Betrieb vom 
Vertragzurücktreten und Erstattung der Auf- 
wendungen verlangen. 











sın 
Sorgfaltspflicht 


Der Dienstleistungsbetrieb ist verpflichtet, 
die ihm vom Bürger übergebene Sache sorgfü 
ig aufzubewahren und sie vor Verlust und Be- 

hädigung zu schützen. Der Betrieb ist wäh. 
rend der Dauer der Aufbewahrung für die Be- 
schädigung und den Verlust der Sache verant- 
wortlich, Die Verantwortlichkeit entfällt, so- 
‚weit der Verlust oder die Beschädigung durch 
‚den Bürger oder ein unabwendbares Ereignis 
verursacht worden ist 











(4) Im Vertrag sollen die Partner einen 
‚Termin für die Fertigstellung der Leistung ver- 
einbaren. 





ne 


(2) Die durch die zuständigen steatlichen 
Organe festgelegten Leistungszeiten für be- 
stimmte Dienstleistungen gelten als Höchstiri- 
sten. Sie bestimmen die Leistungszeit, wenn 
‚zwischen dem Bürger und dem Dienstlei- 
Stungsbetrieb darüber nichts vereinbart ist. 

(®) Wird die Leistungszeit durch den Be- 
trieb nicht eingehalten, kann der Bürger eine 
angemessene Frist zur Fertigstellung setzen. 
Wird die Leistung innerhalb dieser Frist nicht 
erbracht, kann der Bürger vom Vertrag zu- 
rücktreten. Er kann ohne Fristsetzung vom 
Vertrag zurücktreten, wenn die Leistung zu ei- 
nem späteren Zeitpunkt für ihn ohne Interesse, 
ist. Beim Rücktritt vom Vertrag hat der Bürger 
Teilleistungen zu bezahlen, die für ihn ver- 
wendbar sind. 


s174 
Leistungsort 


(1) Wirdim Vertrag vereinbart, die Dienst- 
leistung zu einem bestimmten Zeitpurktin der 
Wohnung des Bürgers oder an einem anderen 
Ort auszuführen, hat der Bürger alle dafür er- 
forderlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

(2) Der Dienstleistungsbetrieb ist ver- 
pflichtet, die Dienstleistung am vereinbarten 
Ort und zum festgelegten Zeitpunkt zu erbrin- 
gen. 


sus 
Selbstausführung 


(1) Ermöglicht der Dienstleistungsbeirieb 
dem Bürger, eine Leistung selbst auszuführen, 
ist er verpflichtet, dem Bürger die erforderli- 
(hen Einrichtungen, Werkzeuge und Arbeits- 
materialien zur Verfügung zu stellen und dafür 
zu sorgen, daß erentsprechend fachlich bera- 
ten und angeleitet wird. Der Betrieb ist dafür 
verantwortlich, daß die Arbeitsschutz-, Ge- 
sundheitsschutz- und Brandschützbestimmun- 
gen eingehalten werden. 

(2) Der Bürgerist verpflichtet, die Einrich- 
tungen und Werkzeuge bestimmungsgemäß 
und pfleglich zu nutzen, den Weisungen des 
‚Fachpersonals Folge zu leisten und den ver- 
'einbarten zulässigen Preis zu zahlen. 
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s176 
Pflege- und Wartungsverträge 


Wird zwischen dem Bürger und dem 
Dienstlistungabetrieb ein Piloge- und War- 
ungsvertrag über technische Geräte und An- 
Hagen abgeschlossen, ist der Betrieb verpflich- 
tet, die im Vertrag bezeichneten Geräte und 
‚Anlagen nach den Vorschriften und Sicher- 
heitsbestimmungen so zu pflegen und zu war- 
ten, daß ihre Gebrauchsfähigkeit. erhalten 
wird, Erhat, soweit vereinbart, kleinere Repa- 
raturen durchzuführen. Werden Schäden fest- 
gestellt, deren Beseitigung der Pflege- und 
Wartungsvertrag nicht umfaßt, ist der Bürger 
davon zu unterrichten 


sım7 
Garantie 


(1) Bei Reparaturen und beim Einbau von 
Ersatzteilen sowie bei der Einzelanfertigung, 
|Umarbeitung oder sonstigen Bearbeitung von 
Sachen garantiert der Dienstleistungsbeirieb, 
aß die Sache im Umfang der entsprechend 
dem Vertrag erbrachten Leistung den staatl 
(chen Güte-, Sicherheits- und Schutzvorschrif- 
ten entspricht, daß sie die vereinbarte oder zu- 
gesichere oder nach dem Vertrag vorausge- 
setzte Gebrauchsfähigkeit und Beschaffenheit 
aufweist sowie bei sachgemäßem Gebrauch 
während der Garantiezeit behält, 

(2) Bei anderen Djensileistungen, insbe- 
sondere bei Reinigung, Pflege und Wartung, 
garantiert der Dienstleistungsbetrieb, daß die 
Leistung zum Zeitpunkt der Abnahme den 
‚Anforderungen entspricht, die durch Rechts- 
vorschriften bestimmt oderim Vertrag verein- 
bart sind, oder den üblichen Anforderungen, 
die sichaus dem Zweck der Dienstleistung er- 
geben, 

(&) Garantieansprüche und die zu ihrer 
Geltendmachung bestimmten Fristen dürfen 
durch Vertrag nicht ausgeschlossen oder ein- 
geschränkt werden, 


8178 
Garantiezeit 

















(1) Die Garantiezeit beträgt 6 Monate. 
beginnt mit der Abnahme der Leistung. Die 
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Garantiezeit kann durch Rechtsvorschriften 
verlängert werden. Bei Sachen, die bei be- 
stimmungsgemäßem Gebrauch einem erhöh- 
ten Verschleiß unterliegen, ist der Erfolg der 
Diensuleistung fü die übliche Gebrauchsdauer 
zu garantieren. 

(2) Durch daszuständige Organ oderdurch 
Vereinbarung kann anstelle oder neben der 
Garantiezeit auch eine bestimmte Betriebs- 
dauer festgelegt werden. 

(®) ie Garantiezeit kann durch Vereinba- 
Tung verlängert werden. Eine kürzere Garan- 
Üezeit darf nicht vereinbart werden. 


Garantieansprüche 
sı9 


(9) Erweist sich die Leistung während der 
Garantiezeit als mangelhaft, kann der Bürger 
Nachbesserung oder Preisminderung verlan- 
gen. 

(2) Ist die Beseitigung des Mangels unmög- 
lich oder lehnt der Dienstleistungsbetrieb die 
‚Nachbesserung ab, weilsie einen nicht vertret- 
baren Aufwand erfordert, kann der Bürger 
vom Vertrag zurücktreten. Dieses Recht steht 
ihm auch zu, wenn ihm die Nachbesserung aus 
berechtigten Interessen nicht zumutbar ist. 

(&) Im Falle des Rücktritts hat der Dienst- 
leistungsbetrieb Keinen Anspruch auf Zahlung 
des Preises. 
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(1) Wählt der Bürger die Nachbesserung, 
sollen die Vertragspartner dafür eine ange- 
messene Frist vereinbaren. 

(2) Wird der Mangel durch die Nachbesse- 
rung nicht oder nicht inangemessener Fristbe- 
seiigt, kann der Bürger Preisminderung ver- 
langen oder vom Vertrag zurücktreten. 





sa 
Garantiezeit bei Nachbesserung 


(1) Bei Nachbesserung verlängert sich die 
Garantiezeit fürdie Dienstleistung um die Zeit 
von der Geltendmachung des Mangels bis zu 
Seaner Baeiunlan, 





(&) Für die Nachbesserungsleistung be- 
ginnt eine neue Garantiezeit 


Weitere Ansprüche aus der Garantie, 
sı82 


Der Dienstleistungsbetrieb ist verpflichtet, 
‚dem Bürger die notwendigen Aufwendungen 
zu erstatten, die ihm durch Geltendmachung 
seiner Garanticansprüche entstanden sind, 


8183 


Der Bürger kann Ersatz eines während der 
‚Garantiezeit durch den Mangel verursachten 
Schadens verlangen, der nach allgemeiner Er- 
fahrung als Folge des Mangels anzusehen ist 


sı88 
Zusatzgarantie 


(1) Die Dienstleistungsbetriebe sollen für 
geeignete Dienstleistungen, insbesondere grö: 
Bere uder umfangreiche Reparaturen hoch- 
wertiger Konsumgüter, eine längere Garantie- 
zeit gewähren. Die Zusatzgarantie kann auf 
bestimmte Garantieleistungen beschränkt 
werden, 

(2) Für die Zusatzgarantie hat der Dienst- 
leistungsbetrieb dem Bürger einen Beleg aus- 
zustellen. 











siss 
Geltendmachung von Garanı 





ansprüchen 


(1) Der Bürgersollunverzüglich nach Fest- 
stellung des Mangels seine Garantieansprüche 
gegen den Dienstleistungsbetrieb geltend ma- 
‚chen. 2 Wochen nach Ablauf der Garantiezeit 
"können Garantieansprüche nicht mehr geltend 
gemacht werden. 

(2) Wird ein Garanticanspruch geltend 
‚gemacht, hat der Dienstleistungsbetrieb dem 
Bürger unverzüglich mitzuteilen, ob der An- 
spruch anerkannt wird oder welche Maßnah- 
men zu seiner Klärung eingeleitet werden. 
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s186 (&) Der Dienstleistungsbetrieb ist ver- 
Kündigung pfichter, auf Verlangen des Bürgers ihm den 





(1) Das Dienstleistungsverhältnis kann 
vom Bürger jederzeit, vom Diensuleistungsbe- 
trieb nur bei Vorliegen eines wichtigen Grun-, 
des gekündigt werden, 

(®) Kündigt der Bürger, hat er die bisher 
geleistete Arbeit zu bezahlen und dem Beirieb 
die notwendigen Aufwendungen zu erstaiten, 
die dieser im Hinblick auf die Ausführung des 
' gemacht hat. Der Betrieb muß sich 
ag.anrechnen lassen, dener durch Lei- 
stung an einen anderen erlangt hat oder hätte, 
erlangen können. 

(®) Kündigt der Dienstleistungsbetrieb, hat 
er Anspruch auf Bezahlung der Leistungen, 
die nach dem Zweck des Vertrages für den 
Bürger verwendbar sind. Der Dienstleistungs- 
betrich hat dem Bürger die notwendigen Auf- 
wendungen zu erstatten 


8187 
Rückgabe von Unterlagen 

















Der Dienstleisungsbetrieb hat dem Bür- 
ger nach Beendigung des Dienstleisuungsver- 
bältnisse die ihm zur Ausführung der Dienst- 
leistung übergebenen Unterlagen, nicht ver- 
brauchtes Material und auf Verlangen auch 
ausgebaute Teile zurückzugeben. Überläßt der 
Bürger dem Dienstleistungsbetrieh ausge- 
baute Teile zur weiteren Verwendung, ist ihm 
deren Wert zu erstatten. 


sı8g 
'htabholung von Sachen 














(1) Hat der Bürger die Sache nicht inner- 
halb der vereinbarten Frist abgeholt, kann der 
Dienstleistungsbeirieb Mahn- und Lagen 
bühren entsprechend den dafür geltenden 
Rechtsvorschriften verlangen, 

(2) Sind nach Ablauf der Frist mehr als 2 
Monate vergangen, kann der Dienstleistungs- 
betrieb die Sache verkaufen oder in sachgemä- 
Ber Weise anderweitig verwerten. Diese Ab- 
sicht ist dem Bürger spätestens einen Monat 
vor Verkauf oder Verwertung mitzuteilen. Die, 
Mitteilung kann unterbleiben, wenn die Sache 
einen Zeitwert unter 20 M hat. 














durch Verkauf oder Verwertung erzielten Er- 
lös bis zum Ablauf eines Jahres nach Verwer- 
tung herauszugeben, Vom Erlös sind der Preis 
für die Leistung, die Kosten der Verwertung 
sowie. die sonstigen Aufwendungen abzuzi 

hen. Nach Ablauf der Jahresfrist ist der Erlös 
an das zuständige staatliche Organ abzufüh- 








Dritter Abschni 





Bauleistungen 


5189 
Gegenstand 


(1) Die Bestimmungen über Bauleistungen 
regeln die vertraglichen Beziehungen zwischen 
Bürgern und Baubeirieben zur Vorbereitung 
und Durchführung von Bauleistungen für In- 
standhaltungund Instandsetzung, Modernisie- 
rung, Um- und Ausbau von Gebäuden, Ge- 
bäudereilen und baulichen Anlagen sowie zur 
Errichtung von Eigenheimen, Erholungsbau- 
ten. Garagen, anderen Gebäuden und bauli- 
chen Anlagen, 

(2) Für Bauleistungen gelten die $$ 164 bis 
188 über hauswirtschaftliche Dienstleistungen 
und Reparaturen, soweit nachfolgend 
änderes bestimmt ist. 





5190 
Inhalt des Vertrages 


(1) Der Baubetrieb ist verpflichtet, die ver- 
einbarten Leistungen termin- und qualitätsge- 
recht zuerbringen und dem Bürger das Eigen- 
tum an der Sache zu verschaffen, soweit das zur 
Erfüllung des Vertrages erforderlich ist. 

(2) Der Bürger ist verpflichtet, die zur ord- 
nungsgemäßen Ausführung der Bauleistung 
notwendigen Mitwirkungshandlungen vorzu- 
nehmen. Er hat insbesondere die dafür erfor- 
derlichen staatlichen Genehmigungen einzu- 
holen, die vertragsgemäß angebotene Leistung 
‚abzunehmen und den durch gesetzliche Preis- 
'vorschriften festgelegten oder den vereinbar- 
ten zulässigen Preis zu zahlen. 





3 Dienstleistungen 4 


(8) Im Vertrag über Bauleistungen sind 
insbesondere Vereinbarungen zu treffen über 
1. Gegenstand, Art und Umfang der Baulei- 
stung; 

‚haflung der Baufrei 
. Leistungsort und Leistungszeit; 
. Qualität der Bauleistung; 
den Preis und seine Bezahlung; 
. Garantieleistungen. 








511 
Baufreiheit 


(1) Der Bürger ist verpflichtet, die zur 
Schaffung der Baufreiheit vereinbarten Maß- 
nahmen zum festgelegten Zeitpunkt zu treffen. 

(@) Ist das zum vereinbarten Termin nicht 
möglich, hat der Bürger das dem Baubetrieb 
unverzüglich mitzueilen. 





Umfang der Bauleistung 
s192 


Kann der Leistungsumfang im einzelnen 
nicht bestimmt werden, haben die Vertrags 
partner zu vereinbaren, wie er zu ermitteln i 
Der Bürger hat dem Baubetrieb die für die 
Ermittlung des Leistungsumfangs durchge- 
führten Arbeiten auch dann zu vergüten, wenn. 
ernach Kenntnis des Umfangs von der Baulei- 
stung absicht, 








8193 


(1) Sind zusätzliche Arbeiten zur Gewähr- 
leistung der Bausicherheit erforderlic hat der 
Baubetrieb hierfür die Zustimmung des Bür- 
gers unverzüglich einzuholen, 

(®) Wird die Zustimmung nich! erteilt, 
kann der Baubetricb vom Vertrag zurücktre- 
ten. In diesem Fall hat der Bürger die ber 
ausgeführten Leistungen zu vergüten und die 
in Vorbereitung der Vertragserfüllung ent- 
standenen Aufwendungen zu erstatten. 

(&) Die Pflicht zur Einhaltung der in be- 
sonderen Rechtsworschiffen festgelegten 
Sehutz- und Sicherheitsbestimmungen wird 
durch den Rücktritt vom Vertrag nicht be- 
rührt. Notwendige, Arbeiten’ zur Einhaltung. 




















der Schutz- und Sicherheitsbestimmungen hat 
der Bürger zu vergüten, 


s194 
Leistungsangebot 


(1)-Auf Anforderung des Bürgers hat der 
Baubeuieb ein Leistungsangebot abzugeben. 
Über die Abgabe des Leistungsangebots kann 
ein besonderer Vertrag abgeschlossen werden. 

(2) Das Leistungsangebot soll enthalten: 
1. den Leistungsgegenstand, seine Nutzungs- 

ähigkeit und den Nutzungsumfang, 
den Umfang der zu erbringenden Baulei- 
stung; 
3. den Kostenanschlag; 
den Leistungszeitraum einschließlich Zwi 
schenterminen, soweit der bauausführende 
Betrieb das Angebot selbst abgibt. 
(6) Bei Bauleistungen geringen Umfangs 
sich das Leistungsangebot auf den Ko- 
stenanschlag beschränken 


























$195 
Überschreitung des vereinbarten Breises 
oder Kostenanschlages 


(9 Sul der Baubetrieb fest, da die 
stung nur ausgeführt werden kann, wenn der 
vereinbarte Preis oder der Kostenanschlag um 
mehr als 10.% überschritten werden, it er 
verpflichtet, den Bürger davon unverzüglich 
unter Darlegung der Gründe in Kenntnis zu 
setzen undihn aufzuforder, sichinnerhalb ei 
ner angemessenen Frist zu äußern 

(&) kt der Bürger mit der Überschreitung 
des vereinbarten Preises oder des Kostenan- 
schlagesnicht einverstanden, kann der Baube- 
rich kündigen. Er ist zur Kündigung nicht be- 
rechtigt, wenn die Überschreitung des verein- 
Darten Preises oder des Kostenanschlages 
durch eines vertragswidries Verhalten ver- 
urtacht wurde, 

(&) Kündigt der Baubetrieb den Vertrag 
hat der Bürger bereits erbrachte Leitungen 
abzunehmen und zu bezahlen, soweit sie für 
ihn nach dem Zweck des Vertrages verwend- 
bar sid, 

(&) Kommt der Bauberrieb seiner Mitti 
hungspflicht nach Abs Infekt nach oder ki er 
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zur Kündigung nach Abs. 2 nicht berechtigt 
hat er die vertraglich vereinbarte Leitung zu 
erbringen. Der Bürger ist nicht verpflichtet, 
‚einen höheren als den vereinbarten Preis oder 
einen den Kostenanschlag um mehr als 10 % 
übersteigenden Preis zu bezahlen, 


$196 
Garantiezeit 


(1) Die Garantiezeit. für neu errichtete 
Bauwerke beträgt 5 Jahre, für andere Baulei- 
stungen 2 Jahre. Für Bauleistungen, die bei be- 
stimmungsgemäßem Gebrauch einem erhöh- 
ten Verschleiß unterliegen, wird die Garantie- 
zeit nach der üblichen Gebrauchsdauer be- 
stimmt, sie muß jedoch mindestens 6 Monate 
betragen. 

(2) Der Bürger kann Garanuieansprüche 
auch nach Ablauf der Garantiezeit geltend 
machen, wenn die Bauleistung Mängel auf- 
weist, die auf einen groben Verstoß gegen 
Grundsätze der Konstruktion, der Material- 
auswahl, der Fertigung und Montage, der 
probung oder anderer anerkannter Regeln der 
Bautechnik zurückzuführen sind und die Bau- 
leistung dadurch bei bestimmungsgsmäßem 
Gebrauch Keine ihrer Art angemessene Nut- 
ungschuer nl Haltbarkeit hat 








Anmerkung: Val: hierzu 88 1 


Vierter Abschnitt 
Persönliche Dienstleistungen 


8197 
Gegenstand 


Die Bestimmungen, über persönliche 
Dienstleistungen regeln die Bozichunsen zwi- 
schen Bürgern und Betrieben sowie Bürgern 
untereinander zurBesorgung von Vernögens- 
und anderen Angelegenheiten, zur Vermitt- 
ung von Kenntnissen, Fähigkeiten oder For- 
ügkeiten, zur Erbringung von kulturel- künst- 
lerischen Leistungen sowie zur persönlichen 
Pics oder Bekteninen 





Anmerkung: Val. hierzu auch AO über AB für 
(die Veröffentlichung von Anzeigen (Reg-Ni 
8198 
Inhalt des Vertrages 


(1) Der Auftragnehmerist verpflichtet, die 
vereinbarte Leistung so zu erbringen, daß sie 
den Anforderungen entspricht, die durch 
Rechtsvorschriften bestimmt oder im Vertrag 
vereinbart sind, oder den üblichen Anforde- 
rungen, die nach dem Zweck des Vertrages an 
die Leistung zu stellen sind 

(@) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dem 
‚Auftragnehmer die erforderlichen Informa- 
{üonen zu erteilen, notwendige Unterlagen zu 
übergeben, weitere ihm obliegende Mitwir- 
kungshandlungen vorzunehmen und die ver- 
einbarte zulässige Vergfitung zu zahlen 





519 
Beratungs- und Auskunftspflicht 


(1) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
den Auftraggeber über die zweckmäßigste 
Ausführung der Dienstleistung zu beraten und 
ihm die voraussichtliche Höhe der Vergütung 
mitzuteilen. 

(2) Hat der Vertrag die laufende Wahr- 
nehmurg von Vermögens- oder anderen An- 
gelegenheiten zum Inhalt, ist der Auftragnch- 
mer verpflichtet, dem Auftraggeber aufdessen 
Verlangen jederzeit Auskunft über den Stand. 
der Dienstleistung zu erteilen und nach deren 
Beendigung Rechenschaft zu legen. 


5200 
Besondere Pflichten des Auftragnehmers, 


(1) Der Auftragnehmeristbei der Ausfüh- 
rung der Dienstleistung an die getroffenen 
Vereinbarungen gebunden. Er darf davon nur 
abweichen, wenn das im Interesse des Auf- 
raggebers geboten ist und die Einholung der 
Einwilligung zu einer Verzögerung führen 
würde, die eine ordnungsgemäße Ausführung 
des Auftrages gefährden könnte. Der Aufirag- 
nehmer darf die Ausführung der Leistung nur 
dann einem anderen übertragen, wenn der 
Aufisekereingenilligchar 








55 Dienstleistungen 


(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
ihm übergebene Unterlagen sicher aufzube- 
währen. 

(8) Der Auftragnehmer hat eine ihm oblie- 
gende Schweigepflicht zu währen, sowelt ihn 
der Auftraggeber davon nicht befreit. 


201 
‚Ansprüche bei nicht vertragsgemäßer 
Erfüllung 


(1) Entsprichtdie Leistung nicht den an sie, 
zu stellenden Anforderungen, kann der Auf- 
traggeber Nachleistung oder, wenn diese nicht 
erbracht werden kann, Preisminderang ver- 
Tangen. Wird die Leistung nicht termingemäß 
erbracht, steht dem Auftraggeber das Recht 
auf Rücktritt vom Vertrag und Schadenersatz 
zu, soweit eine Nachleistung für ihn ohne In- 
eresse it. 

(2) Nimmt der Auftraggeber eine ihm ver- 
tragsgemäß angebotene Leistung nicht in An- 
spruch, kann der Auftragnehmer die verein- 
"barte Vergütung verlangen, Ohne zur Nachlei- 
stung verpflichtet zu sein. Der Auftragnehmer 
muß sich jedoch den Betrag anrechnen lassen, 
denerdurch Leistunganeinen anderen_erlangt 
hat oder hätte erlangen können. 





8202 
Kündigung. 


(1) Das Dienstleistungwverhältnis kann 
vom Auftraggeber jederzeit, vom Auftrag- 
nehmer nur mit einer angemessenen Frist 
‚oder. fristlos bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes, gekündigt werden. 

(2) Hat der Auftragnehmer gekündigt, ist 
ex verpflichtet, soweit es der Zwack der 
Dienstleistung erfordert, insbesondere bei der 
laufenden Wahrnehmung von. Vernögens- 
und anderen Angelegenheiten, die Interessen 
des Auftraggebers auch über die Kündigung 
hinaus wahrzunehmen, bis dieser einen ande- 
en mit der Wahrnehmung seiner Anzelegen 
heit beauftragt hat. Die Verpflichtungentfäl, 
wenn dem Aufirsgnchmer aus den Gründen 
der Kündigung eine weitere Leistung nicht 
mehr zuzumuten ist oder wenn der Auftragge- 
ber inierlasän hat In elnsrihn vom AuE 














U 


tragnehmer gesetzten angemessenen Frist ei 
nen anderen mit der Wahrnehmung seiner 
‚Angelegenheiten zu beauftragen. 





9203 
Herausgabepflicht und Erstattung der Auf- 
wendungen 


(1) Der Auftragnehmer hat nach Beendi- 
gung des Vertrages das in Ausführung der 
Dienstleistung Erlangte herauszugeben und 
überlasene Unterlagen zurückzugeben. 

(2) Der Auftraggeber hat dem Auftrag- 
nehmer die Aufwendungen zu erstatten, die, 
dieser in Ausführung der Dienstleistung ge- 
macht hat und den Umständen nach für not- 
wendig ansehen durfte. 





Fünfter Abschnitt 
Reise und Erholung 


8204 
Gegenstand 


(1) Die Bestimmungen über Reise und Er- 
holung regeln die Beziehungen zwischen Bür- 
gern und Reiseveranstaltern sowie entspre- 
chende Einrichtungen gesellschaftlicher Or- 
ganisationen zur vertraglichen Gestaltung von 
‚Reisen und Erholungsaufenthalten. Diese Be- 
zichungen sind so zu gestalten, daß sie den Be- 
dürfnissen der Bürger nach Erholung und kul- 
turvoller Freizeit entsprechen und ihre sportli- 
che Berätieung fördern 


Anmerkung: Vgl. hierzu auch die Leistungs- 





(2) Eür Verträge, die nur eine Personenbe- 
förderung zum Gegenstand haben, gelten die, 
Bestimmungen über Verkehrsleistungen, 

Anmerkung: Vel. hierzu insbes. PBO}LG 


s205 
Information und Beratung 


Der Reiseveranstalter it verpflichtet, die 
für &ite Rate oder Sinsn Erholangzaufenthalk: 
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notwendigen Auskünfte zu erteilen und die 
Bürger sachkundig zu beraten. Er hat insbe- 
sondere Angaben zu machen über Fahrtroute 
und Reiseziel, Reiseprogramm sowie Teil- 
nahmebedingungen und Preis, über Reisever- 
sicherungen, Kategorie der Leistungen ein- 
schließlich Art der Beförderung und Unter- 
bringung sowie bei Auslandsreisen in erforder- 
ichem Umfang über Zoll-, Währungs- und 
Gesundheitsbestinmungen, 











8206 
Inhalt des Vertrages 


(1) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, 
die Reise oder den Erholungsaufenthalt 
mäß dem Programm und den Teilnahmebe- 
dingungen zu gesialten und die vereinbarten 
Leistungen vertragsgemäß zu erbringen 

(2) Der Bürger ist verpflichtet, die Teil- 
nahmebedingungen für den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Reise und des Erholungsaufenthal- 
tes einzuhalten und den vereinbarten zulässi- 
gen Preis zu zahlen, 

(8) Reiseprogramm und Teilnahmebedin- 
gungen sind Bestandteile des Vertrag 








8207 
Zustandekommen des Vertrages. 


Der Vertrag über eine Reise oder einen 
Erholungsaufenthalt kommt mit der Unter- 
zeichnung des Vertrages oder der Übergabe 
eines entsprechenden Belegs über die verein- 
arten Leistungen durch den Reiseveranstal- 
ter und der Zahlung des Preises durch den 
Bürger zustande. 


5208 


Reiseleiter und andere Beauftragte, 


Reiseleiter und andere Beauftragte han- 
dein im Touristenverkehr als Verireter des 
Reiseveranstalters. Sie sind berechtigt und 
verpflichtet, in seinem Namen verbindliche 
Erklärungen abzugeben und entgegenzunch- 
men; 





$209 
Rücktritt 


(1) Der Bürger ist berechtigt, vor Beginn 
der Reise oder des Erholungsaufenthaltes vom 
Vertragzurückzutreten. Erhat dem Reisever- 
anstaher die notwendigen Aufwendungen zu 
erstatten. Ist für den Rücktritt eine Frist ver- 
einbart und hält der Bürger diese nicht ein, hat 
erauch den dadurch entstandenen Schaden zu 
ersetzen. 

(2)Der Reiseveranstalter ist zum Rücktritt 
berechtigt, wenn es ihm unmöglich geworden 
ist, den Vertragzu erfüllen. Er hat dem Bürger 
den dadurch entstandenen Schaden zu erset- 
zen. Mit dem Rücktrit it dem Bürger ein an- 
deres Angebot zum nächstmöglichen Terı 
zu unterbreiten. 





s210 
Ansprüche bei nicht vertragsgemäßer 
Erfüllung 


(1) Werden die Leistungen aus dem Ver- 
trag unvollständig oder mangelhaft erbracht, 
kann der Bürger vertragsgemäße Erfüllung, 
Ersatzleistung und Preisminderung verlangen. 

(2) Leistet der Reiseveranstalter nicht in- 
nerhalb einer angemessenen Frist vertragsge- 
mäß oder erbringt er keine Ersätzleistung und 
ist dadurch der Vertragszueck erheblich be- 
‚einträchtgt, kann der Bürger vom Vertrag zu- 
rücktreten, Preisrückzahlung und Schadener- 
satz verlangen. 





szu 
Vermittlung von Leistungen 


Übernimmt der Reiseveranstalter im Zu- 
sammerhangmiteiner Reise ausschließlich di 
Vermittlung von Leistungen, beschränken sich 
seine Pflichten auf die ordnungsgemäße Ver- 
mittling. Der Vertrag über die Leistung 
kommt unmittelbar zwischen dem Bürger und 
‚dem zur Leistung Verpflichteten zustande. 











sq Diensileistungen rt 


Unterbringung in Hotels, Pensionen und 
Fremdenzimmern 


s212 


Der Vertrag über die Unterbringung in 
Hotels, Pensionen und Fremdenzimmern be- 
rechtigt den Bürger, die dafür besimmten 
Räume vertragsgemäß zu nützen und die mit 
‚der. Unterbringung verbundenen Nebenlei- 
stungen zu empfangen. Er ist verpflichtet, den 
vereinbarten zulässigen Preis zu zahlen. 


s213 


(1) Der Bürger kann von einer bestätigten 
Vorbestellung zurücktreten. In diesem Falle 
hat er die dadurch entstandenen Aufwendun- 
genzu erstatten. Istfür den Rücktritt eine Frist 
vereinbart und hält der Bürger diese nicht ein, 
hater auch den dadurch entstandenen Schaden 
zu ersetzen, 

(2) Die Unteröringung beginnt und endet 
zu dem vereinbarten Zeitpunkt. Kündigt der 
Bürger den Vertrag vor Ablauf der vereinbar- 
ten Frist, hat er den dadurch entstandenen 
Schaden zu ersetzen. Dem Bürger darf der 
Vertrag vor Ablauf der vereinbarten Frist nur 
gekündigt werden, wenn er seine Vertrags- 
Pflichten gröblich verletzt hat oder wenn die 
weitere Erfüllung des Vertrages unmöglich 
geworden ist 





9214 


(1) Werden die Unterbringungsleistungen 
unvollständig oder mangelhaft erfült, kann 
der Bürger vertragsgemäße Erfüllung Ersatz- 
leistung und Preisminderung verlangen. 

(2) Wird die vertragsgemäße Leistung oder 
Ersatzleistung nicht innerhalb einer angemes- 
senen Frist erbracht und ist die Unterbringung 
deshalb unmöglich oder für den Bürger unzu- 
mutbar, kann er vom Vertragzurücktreten und 
Schadenersatz verlangen 








eingebrachter Sachen 





(1) Hotels, Erholungsheime, Ponsionen 
und ähnliche Einrichtungen sind aus einem 
Vertrag über die Unterbringung von Bürgern 
für den Verlust oder die Beschädigung von 
eingebrachten Sachen auch dann verantwort 
lich, wenn diese nicht gesondert zur Aufd« 
wahrung übergeben wurden. Die Verantwort- 
lichkeit entfällt, soweit der Verlust oder die 
Beschädigung durch den Bürger oder durch 
ein unabwendbares Ereignis verursacht wor- 
den ist. 

(2) Die Verantwortlichkeit umfaßt Geld 
und Wertsachen bis insgesamt 1.000 M, so- 
weit diese nicht gesondert zur Aufbewahrung 
übergeben wurden, 

(&) Der Anspruch erlischt, wenn der Bür- 
ger den Verlust oder die Beschädigung der 
Sache nicht unverzüglich nach Kenntnis mit- 
teilt, 














8216 
Aufbewahrung von Garderobe in Gaststätten 


Öftenuiche Gasistäuen sind für Verlust 
der Beschädigung der von den Gästen abge- 
legten Garderobe nach $ 215 verantwortlich, 
wenn nicht die Möglichkeit bestcht, daß 
Gäste ihre Garderobe selbst beäufsichtigen 
könn 








Sechster Abschnitt 
Ausleihdienst 


5217 
Gegenstand 





Die Bestimmungen über den Auslei 
regeln die Beziehungen zwischen Bürgern und 
Betrieben oder entsprechenden Einrichtungen 
gesellschaftlicher Organisationen, die sich aus 
der zeitweiligen enigeltlichen Gebrauchsüber- 
ie-sunz von Serhenorsenas 
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8218 
Inhalt des Vertrages 


(1) Der Betrieb ist verpflichtet, dem Bür- 
ger die Sache in einem zum vertragsmäßigen 
Gebrauch geeigneten Zustand zu übergeben 
und für die vereinbarte Zeit zur Nutzung zu 
überlassen, 

(2) Der Bürger ist verpflichtet, die Sache 
pfleglich zu behandeln, den vereinbarten zu- 
lässigen Preis zu zahlen und die Sache nach 
Beendigung der Ausleihzeit zurückzugeben. 


8219 


Intormations- und Mi 





ungspflichten 


(1) Der Betrieb ist verpflichtet, den Bürger 
darüber zu infornieren, wie die Sache ord- 
nungsgemäß behandelt und bedient werden 
muß. 

(2) Ist die Sache mit einem Mangel behaf- 
tet oder treten während der Ausleihe Mängel 
auf, hat der Bürger dem Betrieb davon unver- 
züglich Mitteilungzu machen. Das gleiche gilt, 
wenn die Sache abhanden gekommen ist. 








8220 
Sonstige Pflichten der Partner 


(1) Der Bürger ist nicht berechtigt, die 
che ohne Zustimmung des Betriebes einem 
anderen zu überlassen. 

(2) Diedurch den GebrauchderSache ent- 
stehenden Kosten hat der Bürger zu tragen. 

(8) Der Betrieb ist verpflichtet, dem Bür- 
ger Aufwendungen zu erstatten, die zur Erhal- 
tung der Sache notwendig waren. 


g221 
Verantwortlichkeit für 





Istdie Sache mangelhaft und wirddadurch 
ihre Gebrauchsfähigkeit beeinträchtigt od 

aufgehoben, oder ırit während der Ausleihe 
ein solcher Man el’aufekann der Diner eine: 








einwandfreie Sache fordern oder die.Ausleihe 
durch Rückgabe der Sache beenden. Für die 
Zeit der Beeinträchtigung der Gebrauchsfä- 
higkeit kann der Bürger eine entsprechende 
Preinminderung verlangen, 


g222 
Beendigung der Ausleihe 


(1) Die Ausleihe endet mit Ablauf der ver- 
einbarten Zeit, st keine Zeit vereinbart, kann 
der Betı b mit angemessener Frist kündigen. 

(&) Der Betrieb kann fristlos kündigen, 
wenn der Bürger die Sache vertragswidrig ge- 
braucht. 

(&) Der Bürger kann die Sache jederzeit 
zurückgeben. Mit der Rückgabe wird die Aus- 
leihe beendet. 

(4) Wird eine befristete Ausleihe vorzeitig 
beendet, it der Preis nur für die tatsächliche 
Ausleihzeit zu zahlen, soweit nichts anderes 
vereinbart is 


8223 
Prüfungspflicht bei Rückgabe der Sache 


Bei Rückgabe der Sache ist der Betrieb 
verpflichtet, sie auf ihren ordnungsgemäßen 
Zustand zu überprüfen und sofort feststellbare 
Mängel dem Bürger mitzuteilen. 


5224 
‚Ausleihe von Sachen 
aus gesellschaftlichen Fonds 





Werden von staatlichen Organen und Ein- 
Fichtungen, gesellschaftlichen Organisationen. 
und Betrieben an ihre Mitarbeiter oder andere. 
Bürger Sachen für Weiterbildung, Freizeitge- 
staltung, Erholung und andere persönliche 
Zwecke unentgeltlich ausgeliehen, gelten die 
Bestimmungen über die Ausleihe entspr 
‚chend, soweit in Rechtsvorıchriften nichts an- 
deres festgelegt ist 





Siebenter Abschnitt 
‚Aufbewahrung von Sachen 


9225 
. Gegenstand 


Die Bestimmungen über die Aufbewah- 
rung von Sachen regeln die Beziehungen zı 
schen Bürgern und Betrieben bei derzeitw 
gen entgeltlichen Aufbewahrung von Sachen. 
sowie ihren Schutz vor Verlust und Beschädi- 
gung. 





8226 
Inhalt des Vertrages 





(1) Der Betrieb ist verpflichtet, die ihm 
übergebene Sache vertragsgemäß aufzube- 
wahren, sie gegen Verlust und Beschädigung 
zu schützen und sie nach Beendigung der Auf- 
bewahrung zurückzugeben. Der Betrieb ist 
nicht berechtigt, ohne Einwilligung des Bür- 
gers die Sache zu nutzen oder die Aufbewah- 
rung der Sache einem anderen zu übertragen. 

(2) Der Bürger ist verpflichtet, die Sache 
‚nach Beendigung der Aufbewahrung zurück- 
zunehmen und den vereinbarten zulässigen 
Preis zu zahlen. 





8227 
Mitteilungspflichten. 


(1) Der Bürgerist verpflichtet, den Betrieb 
auf ihm bekannte Gefahren hinzuweisen, 
von der Sache ausgehen können, sowie auf die 
‚Notwendigkeit einer besonderen Behandlung 
der Sache. 

(@) Treten wihrend der Aufbewahrung 
Schäden an der Sache aufoder ist sie abhanden 
gekommen, hat der Betrieb den Bürger davon. 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 








s228 
Beendigung der Aufbewahrung 


(1) Die Aufbewahrung endet mit Ablauf‘ 
der vereinbarten Zeit, Ist keine Zeit verein- 
"barı, kann der Beirieb verlangen, daß die Sa- 
(che in angemessener Frist zurückgenommen 
Find} 


Dienstleistungen 1 





(2) Der Bürger kann die Sache jederzeit 
zurückfordern. Der Betrieb kann die Rück- 
nahme der Sache nur bei Vorliegen eines wich- 
tigen Grundes verlangen. Mit Rücknahme der 
Sache endet die Aufbewahrung. 

(8) Wirdein befristetes Aufbewahrungsver- 
hältnis vorzeitig beendet, ist der Preis nur für 
(die Dauer der tatsächlichen Aufbewahrungs- 
zeitzu zahlen, soweit nichtsanderes vereinbart 
ist. 


8229 
Bankdepot 


Für das Bankdepot gelten die Bestimmun- 
‚gen über die Aufbewahrung entsprechend. 


3230 
‚Aufbewahrungspflicht staatlicher 
und gesellschaftlicher Einrichfungen 


(1) Staatliche Organe und Einrichtungen, 
Beiriebe sowie gesellschafiliche Organisatio- 
nen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit Bürger 
‚empfangen oder Veranstaltungen durchfüh- 
ren und dabei Garderobe oder andere Sachen 
zur Aufbewahrung übernchmen, sind auch 
dann für Verlust oder Beschädigung der Sa- 
(chen verantwortlich, wenn die Aufbewahrung 
unentgeltlich erfolgt. Die Verantwortlichkeit 
entfällt, soweit der Verlust oder die Beschädi- 
gung der Sache vom Bürgeroder durch ein un- 
abwendhares Ereignis verursacht wurde. 

(2) Der Anspruch erlischt, wenn der Bür- 
ger den Verlust oder die Beschädigung der Sa-, 
(che nicht unverzüglich nach Kenntnis mitteilt. 





‚Achter Abschnitt 
Verkehrs- und Nachrichtenleistungen. 


3231 
‚Anzuwendende Bestimmungen 


(1) Für die Rechtsbezichungen aus Perso 
nenbeförderung, Gütertransport, einschließ- 
lich Spedition, Beförderung von Posisendun- 
gen sowie für die Übermittlung von Nachrich- 
Van an dank Z ir meeaften sichende 
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Leistungen gelten die dafür bestehenden 
Rechtsvorschriften 





















Anmerkung: Val. hierzu insbes. PBO; LIOK; 
LG; 

Postordnung vom 21. 11.1974 (GBI I 1975 
Nr. 138. 236) 

Po. nordmungvom21. 11.1974 (GBI, 
111975 Nr. 138.249); 

Fernsprechordnung vom 21. 11.1974 (GBl.1 
1975 Nr. 148, 284); 
Femsprechgebührenordnung vom 21. 11.1974 
(GBI. 1.1975 Nr. 148. 209), 

Telegrammordnung vom 26. 10: 1973 (GBI. 
Nr. 548. 531; Ber, GBI. 1 1974 Nr. 2 $. 20) 
i.d. F. der AONT. 2 vom 21. 10. 1975 (GBL.1 
Nr, 438.710) 
Telegramm-Gebührenordnung vom 26. 10: 
1973 (GBI. IN. 548,536) 1.d.. der AO Nr 





> vom 21.10. 1978 (GRI I Nr 438 711) 

(2) Soweit besondere Rechtsvorschriften 
nicht bestehen, gelten für Beziehungen, an de- 
‚nen Bürger beteiligt sind, die Bestimmungen 
dieses Gesetzes, 


232 
Verantwortlichkeit der Verkehrsbetriebe 
aus der Personenbeförderung 


(1) Die Verantwortlichkeit der Verkehrs 
betriebe für Personenschäden, die einem Bür- 
ger bei einer vertraglichen Personenbeförde- 
rung entstehen, richtet sich nach den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes über die Verantwort- 
lichkeit für Schadenszufügung außerhalb von 
Verträgen, Das gleiche gilt für die Beschädi 
gung oder den Verlust des Handgepäcks, das 
der Reisende mit sich führte, oder anderer Sa- 
hen, die er bei sich hatte, 

(2) Für andere Schäden, die einem Bürger 
bei einer vertraglichen Personenbeförderung 
entstehen, ist der Verkehrsbetrieb nach den 
dafür bestehenden Rechtsvorschrifien ver- 
antwortlich 
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Fünftes Kapitel 
Konto-, Sparkonto-, Kredit- und 
Darlehnsverträge 


8233 
‚Aufgaben und Ziele 





(1) Konto-, Sparkonte- und Kreditver- 
träge zwischen Bürgern und Banken, Sparkas- 
sen, genossenschaftlichen Geldinstituten so- 
‚wie Posscheckämtern und dem Postsparkas- 
senamt (Kreditinstitute) dienen dem Zah- 
lungsverkehr, der Anlage von Ersparnissen 
und der Gewährung von Krediten. Sie erleich- 
tern die Abwicklung des Zahlungsverkehrs, 
fördern das Sparen und enöglichen den Bür- 
gern durch die Aufnahme von Krediten den 
Erwerb langlebiger Konsumgüter oder die Fi- 
nanzierung anderer Vorhaben, 

(2) Dährlehnsverträge zwischen Bürgern 
sowie zwischen gesellschaflichen Organisa- 
ionen und Bürgern haben die Gewährung von 
Darlchen als persönliche finanzielle Hilfe zum 
Inhalt, Eine gewerbsmäßige Gewährung von 








hierzu insbes. AO über den 
Sparverkehr (Reg.-Nr. 12) und AO über den 
Scheckverkehr (Reg-Nr. 13), 





Erster Abschnitt 
Kontovertrag 


8234 
Inhalt des Vertrages 


(1) Durch den Kontovertrag übernimmt 
das Kreditinstitut die Verpflichtung, für den 
Bürger ein Konto einzurichten und über dieses. 
Konto den Zahlungsverkehr des Kontoinha- 
bers im Rahmen seines Guthabens oder eines 
zugesagien Kredits durchzuführen. 

(2) Die Kreditinstitute sind entsprechend 
den Rechtsvorschriften verpflichtet, im Rah- 
men ihrer Zuständigkeit Kantoverträge abzu- 
schließen) 
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(8) Der Kontovertrag bedarf. der Schrift- 
form. Soll das Konto für mehrere Berechtigte 
‚eingerichtet werden, ist im Vertrag zu verein- 
baren, ob jeder von ihnen für sich allein, alle 
gemeinsam oder einige von ihnen gemeinsam 
die Rechte des Kontoinhabers ausüben kön- 
nen. 





3235 
Weitere Rechte und Pflichten 


(1) Dem Kontoinhaber steht in Höhe sei 
nes Guthabens eine Forderung gegen das Kre- 
itinstitut zu. Des Guthaben wird entspre- 
‚chend dem Inhalt des Kontovertragesund den 
allgemeinen Zinsfestseizungen verzinst 

(2) Auskünfte über das Konto dürfen an 
Dritte nur in den durch Rechtsvorschüiften be- 
stimmten Fällen gegeben werden. 





8236 
Verfügungen über das Konto 


(1) Der Konteinhaber ist berechtigt, über 
sein Konto im Rahmen der vertraglichen Ver- 
einbarungen jederzeit zu verfügen. Das Kredit- 
institut darf vom Guthaben des Kontoinha- 
bers ohne dessen Auftrag oder Zusimmung 
nur dann Beträge abbuchen, wenn es sich um 
eine Vollstreckungsmaßnahme handelt oder 
das Kreditinstitut mit einer begründeten Ge- 
genforderung aufrechnet. 

(2) Das Kreditinstitut ist auch ohne Auf- 
rag des Kontoinhabers berechtigt und ver- 
pflichtet, eine irrümlich vorgenommene und 
sachlich unrichtige Buchung auf dem Konto zu 
berichtigen, 

(8) Der Kontoinhaber kann den Kontover- 
\rag jederzeit, das Kreditinstitut nur bei Vor- 
liegen eines wichtigen Grundes kündigen, Die 
Kündigung bedar! der Schriftform. 








9237 
Konten auf Grund besonderer 
Rechtsvorschriften 


Durch Rechtsvorschriften können die Kredit- 
Institute verpflichtet werden, auch ohne Ver- 
rag ein Konto einzurichten und zu führen, Für 
das Rechisverhällnis zwischen. Kreditinstitut. 








und Kontoinhaber gelten die Bestimmungen 
über den Kontovertrag entsprechend. 


Zweiter Abschnitt 
Sparkontovertrag 


8238 
Inhalt des Vertrages 


(4) Durch den Sparkontovertrag über- 
nimmt das Kreditinstitut die Verpflichtung, für 
den Sparer ein Sparkonto einzurichten, Geld- 
beträge als Spareinlagen entgegenzunchmen, 
zu verzinsen und das Sparguthaben auf Ver- 
langen des Sparers bei Fälligkeit ganz oder 
teilweise zurückzuzahlen. 

(2) Soll das Sparkonto gleichzeitig dem 
bargeldiosen Zahlungsverkehr dienen (Spargi 
tokonto), gelten die $$ 234 bis 236 entspre- 
hend. 

(6) Für Sparkonten, über die ein Sparbuch 
auszustellen ist, gelten die $$ 234 bis 236 nur 
insoweit, als sich aus den nachfolgenden Be- 
Stimmungen über das Sparbuch nichts anderes 
ergibt 








5239 
Sparbuch 


(&) Dem Sparer ist durch das Kreditinstitut 
ein aufeinen Namen lautendes Sparduch aus- 
zustellen, soweit esich nicht um ein Spargiro- 
konto handelt. 

(2) Im Sparkontovertrag kann vereinbart 
werden, daß das Sparkonto und das Sparbuch 
aufden Namen eines Driten eingerichtet wer- 
den sollen. In diesem Fall gilt der Drite als 
Sparer. Entgegenstehende Abreden sind nich- 
ig. 


8240 
Verfügungen über die Spareinlage 


(1) Über die Spareinlage, über die ein 
Sparbuch ausgestellt ist, kann nur gegen Vor- 
lage desSparbuches verfügt werden. Das Kre- 
itinsta ist berechtigt, an jeden Inhaber des 
'Sparbuches zu zahlen, es zei denn, daß ihmdie 





1 


fehlende Verfügungsbefugnis des Inhabers 
bekannt ist. Das Kreditinstitut kann vom In- 
haber des Sparbuches den Nachweis seiner 
Verfügungsbefugnis verlangen. Solange der 
|Nachweisnicht erbracht ist, kann das Kreditin- 
stitut die Auszahlung verweigern. Auszahlun- 
gen, die von einem anderen als dem das Spar- 
"konto führenden Kreditinstitut im Freizügig- 
keitsverkehr vorgenommen werden, erfolgen 
nur an den Sparer gegen Vorlage des Sparbu- 
ches, 

@&) Durch eine im Sparbuch zu vermer- 
kende Vereinbarung zwischen Sparer und 
Kreditinstitut kann die Berechtigung des Kre- 
ditinsituts ausgeschlossen werden, an jeden 
Inhaber des Sparbuches zu zahlen. 

(&)Die Rechte auseiner Spareinlage kön- 
nen durch schriftliche Abtretungserklärung 
und Umschreibung des Sparkontos auf einen 
anderen übertragen werden. Ist über die Spar- 
einlage ein Sparbuch ausgestellt, muß auch das 
Sparbuch von dem Kreditinstitut umgeschrie- 
ben und dem neuen Berechtigten übergeben 
werden. 











Dritter Abschnitt 
Kreditvertrag. 


8241 
Inhalt des Vertrages 


(1) Durch den Kreditvertrag übernimmt 
das Kreditinstitut die Verpflichtung, dem Kre- 
ditnehmer einen Geldbetrag in bestimmter 
Höhe oder bis zu einem Höchstbetrag zu den 
durch Vertrag vereinbarten Bedingungen 
zeitweilig zur Verfügung zu stellen. Der Kre-, 
itnehmer darf den Kreditbetrag nur zu den 
vereinbarten Bedingungen insbesondere zum 
vereinbarten Zweck verwenden. Er hat ent- 
sprechend dem Kreditvertrag Zinsen zu ent- 
richten und den Krediibetrag zurückzuzahlen. 
(2) Der Kreditvertrag ist schriftlich abzu- 
schließen. Ein nicht schriftlich abgeschlossener 
Kredityertrag ist wirksam, wenn dem Kredit- 
nehmer der Kredit gewährt worden ist. 


ve 


uch VOREm 10:5; 
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'62 
zünstigten Bedingungen’an junge Eheleute 
(GBI. INT. 27. 316)i.dUF. desBeschl. vom 
7.6.1972 über die Ergänzung von Rechtsvor 
schriften (GBI. I N. 4, 370); AO Nr 
vom 22. 6. 1963 über die Austelchung von 
Teilzahungskrediien zum Eink 





Gebrauchsgüter (GBI. IINt 


522 
Sicherung des Kredits 


Der Kredit kann davon abhängig gemacht 
werden, daß der Kreditnehmer bestimmte Si- 
cherheiten gewährt. Als Sicherheiten können 
Pfandrechte oder Hypotheken vereinbart, 
Forderungen verpfändet oder Bürgschaften 
übernommen werden. Reichen die durch Ver- 
{rag vereinbarten Sicherheiten nicht aus, kann 
das Kreditinstitut nachträglich zusätzliche Si- 
cherheiten verlangen. 





3243 
Rückzahlung des Kredits 


(1) Der Anspruch auf Rückzahlung des, 
Kredits wird zum vereinbarten Termin oder 
miteiner vom Kreditinsitutentsprechenddem 
Vertrag ausgesprochenen Kündigung fällig. Ist 
über die Fälligkeit nichts vereinbart, ist das 
Kreditinstitut berechtigt, den Kreditvertrag 
jederzeit mit der Frist von einem Monat zu 
kündigen. 

(@) Das Kreditinstitut ist berechtigt, sofor- 
{ige Rückzahlung oderhöhere Verzinsung des 
Kredits zu verlangen, wenn der Kreditnehmer 

1. den Kreditzweckwidrig verwendet oder 
gegen andere Bedingungen des Kreditvertra- 
ges verstößt, bei deren Verletzung die sofor- 
lüge Rückzahlungodereine höhere Verzinsung 
des Kredits vereinbart war; 

2. nach $ 242 erforderlich gewordene zu- 
sätliche Sicherheiten nicht stellt, 
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Vierter Abschnitt 
Darlehnsyertrag, 


9244 
Inhalt des Vertrages 


(4) Der Darlehnsvertrag kommt dadurch 
zustande, daß der Darlehnsgeber dem Dar- 
lchnsnehmer einen durch Vertrag bestimmten 
Geldbetrag überlißt und der Darlehnsnehmer 
sich zur Rückzahlung des Darlehns verpflich- 
iet 

(2) Im Darlehnsvertrag kann vereinbart 
werden, daß das Darlehen nur für einen be- 
stimmten Zweck gewährt wird und vom Dar- 
ehnsnehmer nur zu diesem Zweck zu ver- 
wenden ist. 

(@) Darlehaszinsen dürfen nur gefordert 
werden, wenn das durch Vertrag vereinbart st 
Die Zinsvereinbarung ist nur bis zu der Höhe 
wirksam, in der die Kreditinstitute fürentspre- 
chende Spareinlagen Zinsen gewähren. Zin- 
seszinsen dürfen nicht vereinbart werden. 

(4) Als Sicherheiten für Darlehnsforde- 
rungen können Pfandrechte oder Hypotheken 
vereinbart, Forderungen verpfändet oder 
Bürgschaften übernommen werden. 





Anmerkung: Zur Sicherung von Forderunge 
vall 48.442 It. 7GB, 
8245 
Rückzahlung des Darlehns 


(1) Der Anspruch auf Rückzahlung des 
Darlehns wird zum vereinbarten Termin oder 
mit einer vom Darlehnsgeber entsprechend 
(dem Vertrag ausgesprochenen Kündigung fäl- 
lig, Der Darlehnsnehmer ist berechtigt, das 
Darlehen jederzeit zurückzuzahlen. 

(2) Ist über die Fälligkeit nichts vereinbart 
nd ergibt sich auch aus don Umständen nicht 
die Fälligkeit der Darlchnsforderung, kann der 
Darlehnsgeber den Darlehnsvertrag jederzeit 
‚mit der Frist von einem Monat kündigen. 

(&) Der Darlehnsgeber ist berechtigt, so- 
fortige Rückzahlung des Darlehns zu verlan- 
gen, wenn der Darlehnsnehmer das Darlchen 
Calsasender Vereinbarung Zreckwiäde ver 





rl 


wendet oder wenn durch sein Verhalten die 
spätere Rückzahlung des Dahrlehns gefährdet 
wird. 


Sechstes Kapitel 
Versicherungen 


8246 
Aufgaben und Ziele 


(1) Die Versicherungen sind in Überein- 
stimmung mit dem gesellschaftlichen Interesse 
ander Sicherstellung der Bürger daraufgerich- 
teı, den Bedürfnissen der Bürger nach Vor- 
sorge bei unvorhergeschenen Schäden am per- 
sönlichen Eigentum, bei Schadenersatzan- 
sprüchen anderer sowie bei Körperschäden, 
Todestälen und anderen Ereignissen zu ent- 
sprechen. Die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten sollen Schäden verhüten helfen und 
zu sorgfältigem Verhalten erziehen, 

(2) Versicherungen können durch Vertrag. 
(freiwillige Versicherung) oder kraft Rechts- 
vorschriften. (Pflichtversicherung) zwischen 
Versicherungseinrichtungen und Bürgern als 
Sach-, Haftpilicht- und Personenversicherun- 
gen begründet werden. 


gi. vo 
Hi 


kung: Zu 

hriften 
tab 
188.504) .d.F. der2, V 
1971 (GBI #803) u 
1 Rechtsvorschiifien; V 
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Beuriebseinrichtung 





(8) Die Bestimmungen dieses Kapitels gel- 
ten nicht für die Sozialversicherung. 


8247 
Bedingungen und Tarife 


(1) Auf der, Grundlage dieses Gesetzes 
werden die Versicherungen durch Versiche- 
Tungsbedingungen und Tarife näher ausgestal- 
ke 
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(2) Die „Versicherungsbedingungen be- 
stimmen für die einzelnen Versicherungsfor- 
men die Rechte und Pflichten der Beteiligten. 





1 über die A) 
n.der Bürger (GB! 





für freiwillige Perso: 








die Ai 








(6) Die Tarifelegen entsprechend den ge- 
sellschaftlichen Erfordernissen fest, unter wel- 
hen Voraussetzungen und zu welchen Beiträ- 
gen Bürgern bei Eintritt bestimmter Ereignisse 
Versicherungsschutz gewährt wird. 








8248 
Inhalt der Versicherungen 


(0) Die Versicherungseinrichtung ist ver- 
pflichtet, nach Eintritt des in den Versiche‘ 
Kungsbedingungen oder im Versicherungs- 
schein bezeichneten. Ereignisses (Versiche- 
rungstall) die Versicherungsleistung zu erbrin- 
gen. Sie erfolgt in Geld. 

(2) Der Versicherungsnehmer ist ver- 
pilichtet, die Beiträge entsprechend dem T: 
zu zahlen. 












it 


3290 
Beitrag 


(1) Der Zeitraum, für den die Beiträge be- 
messen sind (Beitragszeitraum), bestimmt sich 
nach den Tarife. 

(©) Beitragszahlung und Beginn des Versi- 
herungsschutzes für Pflichtversicherungen 
werden in besonderen Rechtsvorschrften ge- 
Tees 





8250 
Beitragszahlung bei freiwilliger Versicherung 


(1) Der erste oder einmalige Beitrag wird 
nach Abschluß des Vertrages mit der Anforde: 
rung durch die Versicherungseinrichtung fäl- 
Hig. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem 
beantragten Zeitpunkt, wenn der Beitrag in- 
‚nerhalb von 2 Wochen nach Anforderung ge- 
zahlt wird, anderenfalls erst mit Zahlung des 
Beitrages. Wird der Beitrag nicht innerhalb 
von 3 Monaten nach Abschluß des Vertrages. 
gezahlt, gilt der Vertrag alsnicht zustande ge- 
kommen. 

(2) Der Folgebeitragistzu Beginn des Bei 
tragszeitraumes zu zahlen. Wird der Beitrag 
nach Anforderung nicht gezahlt, kann die Ver- 
sicherungseinrichtung den Versicherungs- 
nehmer schriftlich auffordern, den Beitrag in- 
nerhalb eines Monats zu zahlen, wobei auf die 
Folgen einer Nichtzahlung hinzuweisen ist. 
Wird der Beitrag nicht innerhalb der Frist ge- 
zahlt, erlischt der Vertrag mit Ablauf der Zah- 
lungsfrist. Der Vertrag erlischt nicht, wenn der. 
Hinweis auf die Folgen der Nichtzahlung un- 
terblieben ist 

















251 
Versicherungsleistung 


(1) Der Anspruch auf die Versicherungs- 
leistung entsteht mit Einritt des Versiche- 
fungsfalls, bei der Hafipflichtversicherung 

Geltendmachung von Schadenersatzan- 
sprüchen des Geschädigten. Der Anspruch i 
2 Wochen nach Eingang der vollständigen, die 
Versicherungsleistung begründenden Nach- 
weise fällig, 

(&) Ist der Umfang der Leistungspflicht 
nichtinnerhalb.eines Monats nach Anzeigedes 
Versicherungsflles festzustellen, hat die Ver- 
sicherungseinrichtung dem Versicherungs- 
nehmer auf Antrag einen Abschlag zu zahlen. 











8252 
Beratungs-, Anzeige- und Mitwirkungspflicht 


(1) Die Versicherungseinrichtung ist ver- 
pflichtet, den Versicherungsnehmer über die 
Versicherunssformen und dia sich därans fir 
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ihn ergebenden Rechte und Pflichten zu bera- 
ten sowie aufdie anzeigepflichtigen Umstände. 
hinzuweisen. 

(2) Versicherungsnehmer und Versicherte 
sind verpflichtet, der Versicherungseinrich- 
tung unverzüglich alle Umstände mitzuteilen, 
auf.deren Anzeigepflicht sie hingewiesen wur- 
den. 

(8) Der Versicherungsnehmer hat der Ver-, 
sicherungseinrichtung den Eintritt des Versi- 
cherungsfalles unverzüglich anzuzeigen. Erhat 
bei der Feststellung der Leistungspflicht mit- 
auwirken. Insbesondere hater die von der Ver. 
sicherungseinrichtung geforderten Auskünfte. 








253 
Pflicht zur Schadensverhütung 


(1) Der Versicherungsnehmer und die 
Versicherten haben zur Vermeidung von 
Schäden die Sicherheits- und Ordnungsvor- 
schriften einzuhalten sowie alle in den Ve: 
(cherungsbedingungen oder durch Vertrag 
festgelegten Maßnahmen zu treffen und auf- 
rechtzuerhälten. 

(2) Bei Sach- und Haftpflichtversicherun- 
gen kann die Versicherungseinrichtung ver- 
Yangen, daß der Versicherungsnehmer Gefah- 
renquellen innerhalb einer angemessenen Frist 
beseitigt. 

(&) Werden Gefahrenquellen vom Versi- 
herungsnehmer oder vom Versicherten in der 
von der Versicherungseinrichtung angegebe- 
nen Frist schuldhaft nicht beseitigt, kann der 
Versicherungsschutz für die daraus entstehen- 
den Schäden ausgesetztwwerden, bis die Gefah- 
senquellen beseitigt sind. 











s258 
Pflicht zur Minderung von Schäden 


(4) Trit ein Schaden ein, auf den sich der 
Versicherungsschutzerstreckt, haben der Ver- 
sicherungsnehmer und die Versicherten alle 
ihnen zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen, 
um den Umfang des Schadens zu mindern. 

(2) Aufwendungen zur Minderung. des, 
Schadens bei versicherten Ereignissen der 
Sach- und Haftpfichtversicherung, die der 


STORE engen 


Versicherungsnehmer oder andere Bürger 
nach den Umständen für erforderlich halten 
durften, sind von der Versicherungseinrich- 
tung zu erstatten, und zwar unabhängig von 
der Höhe einer vereinbarten Versicherungs 
summe. Zu ersetzen sind auch die durch kör- 
perliche Schäden entstandenen materiellen 
Nachteile, wenn der Körperschaden unmittel- 
bar bei Maßnahmen zur Minderung des Scha- 
dens eingetreten ist. 





255 
Pfchtverletzungen des Versicherungs- 
nehmers 


(1) Verletzen der Versicherungsnehmer 
‚oder der Versicherte vorsätzlich oder grob. 
fahrlässig ihre Pflichten, ist die Versicherungs- 
‚einrichtung berechtigt, die Versicherungslei 
stung teilweise oder ganz zu versagen, wenn 
(die Pflichtyerletzung für den Schaden oder die 
Erhöhung seines Umfanges ursächlich war. 
Bei einer Haftpflichtversicherung kann in die- 
sem Fall der an den Geschädigten gezahlte Be- 
rag vom Versicherungsnehmer oder Versi- 
cherten teilweise oder ganz zurückgefordert 
werden. Hierbei sind die. gesellschaftlichen 
‚Auswirkungen der Pflchtverletzung, Art und 
Grad des Verschuldens, die Schwere der Fol 
gen sowie die persönlichen und wirtschaftli- 
‚chen Verhältnisse des Versicherungsnehmers. 
und der vom Schaden betroffenen mitversi- 
(cherten Personen zu berücksichtigen. 

(2) Die Rechtsfolgen nach Abs. 1 treten 
auch ein, wenn der Versicherungsnehmer vor- 
sätzlich oder grob fahrlässig die Feststellung 
verhindert, ob erseinen Pflichten aus der Ver- 
sicherung nachgekommen ist. 

(6) Für Leistungen aus der Personenvers 
‚cherung treten die Rechtsfolgen nach Abs. 1 
nurein, soweit.das in den Versicherungsbedin- 
gungen festgelegt oder durch Vertrag verein- 
bart ist. 

















8256 
Übergang von Ersatzansprüchen 


(ü) Steht dem Versicherungsnehmer, dem 
Versicherten oder dem Eigentümer einer ver- 
sicherten Sache ein Ersatzanspruch gegen 
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Dritte zu, geht dieser Anspruch auf die Vei 
(cherungseinrichtung über, soweit sie den 
Schaden ersetzt. Bei nur teilweisen Ersatz 
durch die Versicherungseinrichtung hat der 
weitergehende Ersatzunspruch des Veı 
rungsnehmers und des Versicherten gegen 
Drite den Vorrang vor dem auf die Versiche- 
rungseinrichtung übergegangenen Anspruch. 
‚Vom Schädiger geleistete Ersatzzahlungen hat 
der Versicherungsaehmer oder Versicherte an 
lie Yersicherungseinrichtung herausaugeben, 
soweit diese Zahlungen den durch die Versi- 
ingsleistung nicht gedeckten $ 














(2) Haben der Versicherungsnehmer, der 
Versicherte oder der Eigentümer der v 
















(cherten Sache ihren Anspruch gegen Dritte 
oder ein diesen Anspruch sicherndes Recht 
ungerecht aufgegel 





Cherungseinrichtung von Ahnen den Betrag zu- 
rückfordeen, den se aus dem Ersatzanspruch 
erlangt hit 

(®) Besicht der Anspruch des Versiche- 
fungsnehmers, des Versicherten oder des 
gentümers der vericherten Sache gegen einen 
Familienangchörigen, geht der Anspruch nur 
über, wenn der Angehörige den Schaden vor- 
sätzlich oder grob Ahrlasigverun 
grober Fahrlässigkeit jedoch nur in dem durch 
8255 Abs | tesigelegten Umfang. 

(®) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 
gelten für ie Personenversicherung nur dann, 
wenn diese auch «uf die Erstatung von Auf. 
wendungen für eine Heilbehandlung gerichtet 

















Änderung und Kündigung 
der freiniligen Versicherung 
9257 


(1) Der Versicherungsnehmer karn jeder- 
zeitschriflich eine Änderungdes Vertragesim 
Rahmen der fü diesen Vertraggelienden Ver- 
Sicherungsbedingungen und Tarife verlangen. 
Für das Zustandekommen des Änderungsver- 
trages weten die für den Abschluß des Vertra- 
ges maßgebenden Bestimmungen. 

(@) Der Versicherungsnehmer kann den 
Vertrag einen Monat vor Ende des Beitrags- 
"Zeitraumes schriftlich kändiger 
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8258 


(1) Die Versicherungseinrichtung kann 
(dem Versicherungsnehmereinen sehriflichen 
Antragauf Änderung des Vertrages unterbrei- 
ten, wenn dieser den Versicherungsbedingun- 
gen und Tarifen nicht mehr entspricht. Kann 
eine Einigung über die Änderung des Vertra- 
ges nieht erreicht werden, kann die Versiche- 
Fungseinrichtung den Vertrag mil einer Frist 
von einem Monat schritich kündigen. 

2) Kann gegen eine bestimmte Gefahr 
oder füreine bestimmte Sache nach den Versi- 
herungbedingungen und Tarifen. Versiche- 
Fungsschütz nicht mehr gewährt werden, kann 
die Versicherungseinrichtung den Vertrag. 
der Frist von einem Monat schriflich kündi 
zen. 




















8259 





(1) Ist eine Änderung des Vertrages des- 
halb erforderlich, weil der Versicherungsneh- 
mer seine Anzeigepflicht schuldhaft verletzt 
hat und daher besondere Bedingungen oder 
ein höherer Beitragssatz nicht festgelegt wor- 
den sind, gilt $ 258 Abs. 1 entsprechend, Der 
Änderungsantrag ist innerhalb eines Monats 
seit Kenninis von der Pflichtverletzung zu un- 
terbreiten. 

(&) Tritt der Versichenmgsfall vor einer 
‚Änderung des Verträgen ein, ist die Versiche- 
rungsleistung so zu bewirken, als wären die be- 
sonderen Bedingungen vereinbart. It infolge 
der Pfichwerletzung ein zu niedriger Beitrag 
gezahlt worden, mindert sich die Versiche- 
Tüngsleitung im Verhältnisdes gezahlten Bei- 
tages zum Tarifbeitrag, 

















3260 
Rücktritt bei freiwilliger Versicherung 


(4) Der Versicherungsnehmer kann vom 
Vertrag zurücktreten, wenn er von der Vorei- 
(cherungseinrichtung über die Versicherungs- 
formen und die sich daraus für ihn ergebenden 
Rechte und Pflichten unrichtig beraten worden. 
ist. Der Rücktritt ist innerhalb eines Monats 
nach Kenntnis der: Pflichtverletzung, späte 
stens jedoch innerhalb eines Jahres nach der 
Pflichtverleizung zu erklären. 
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(@) Die. Versicherungseinrichtung kann 
vom Vertrag zurücktreten, wenn dieser infolge 
schuldhafter Verletzung der Pflicht des Versi- 
eherungsnehmers oder Versicherten zur An- 
zeige von Getahrenumsiänden vier deren 
Änderung zustande gekommen ist, obwohl 
Versicherungsschutz nach den Versicherungs- 
bedingungen und Tarifen nicht gewährt wer- 
den kann. Der Rücktrit ist innerhalb eines 
Monats seit Kenninis der Pfichtverletzung zu 
erkläre 

















3261 
Anderweitige Beendigung der Versicherung 


Die Versicherung endet, wenn sie gegen- 
standslos wird oder wenn die Versicherungs- 
bedingungen ihr Erlöschen bei Eintritt be- 
stimmter Ereignisse vorsehen. 





3262 
Beitragsregelung 

bei vorzeitiger Beendigung 
der Versicherung 


Wird die Versicherung vor Ablaufdes Bei- 
ragszeitraumes beendet, hat die Versiche- 
fungseinrichtung nur Anspruch auf den antel- 
ligen Beitrag, Sie behält jedoch den Anspruch 
aufden vollen Beitrag für den laufenden Bei- 
tragszeitraum, wenn die Versicherung endet, 
weil der Versicherungsfall eingetreten it 








8263 
Sachversicherung. 


(1) Durch eine Sachversicherung wird die 
Versicherungseinrichtung _ verpflichtet, im 
Rahmen der Versicherungsbedingungen den 
Schaden zu ersetzen, der an den versicherten. 
Sachen durch ein im Vertrag bezeichnetes Er- 
eignis entstanden st. Maßgebend für die Höhe 
der Leistung sind die Kosten der Wiederbe- 
schaffung oder Wiederherstellung der ve 
eherten Sachen entsprechend den Neı 
rungsbedingungen. 

(2) Wird die versicherte Sache veräußert, 
tritt der Erwerber mit dem Zeitpunkt des Ei- 
gentumsübergangs in die. Versicherung ein. 
‚Der, Versicherungsnehmer hal’ der Versiche- 











fungseinrichtung den Eigentumsübergang un- 
verzüglich anzuzeigen und den Erwerber 
von in Kenntnis zu setzen, daß die Sache ver 
chert ist 

(5) Der Erwerber ist berechtigt, eine frei 
wilige Versicherung mit sofortiger Wirkung zu 
kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es der Erwerber nicht innerhalb eines. 
Monats nach Kenntnis von dem Versiche- 
Fungsvertrag ausübt 


8264 
Häftpfichtversicherung 











(1) Durch eine Hafipflichtversicherung 
Wird die Versicherungseinrichtung verpflich- 
tet, im Rahmen der Versicherungsbedingun- 
gen den Schaden zu ersetzen, für den der Ver- 
Sicherungsnehmer oder der Versicherte nach 
den Rechtsvorschrifien verantwortlich ist, s0- 
wie unberechtigt gegen sie erhobene Ansprüs 
che abzuwehren. 

(2) Schadenersatzverpflichtungen des Ver- 
sicherungsnehmers oder Versicherten sind von 
der Versicherungseinrichtung durch Zahlung 
an den Geschädigten zu erfüllen. Hat der Ver- 
sicherungsnehmer oder Versicherte an den 

eschädigten. bereits, rechtlich begründete 
Zahlungen geleistet, erhält er die Versiche- 
rungsleistung, 








9265 
Personenversicherung, 


(1) Durch eine Personenversicherung wird 
‚die Venicherungseinrichtung verpflichtet, im 
‚Rahmen der Versicherungsbedingungen’ die 
durch Rechtsvorschriften bestimmte oder im 
Vertrag vereinbarte Leistung für die zusätzli- 
che Versorgung in den im Versicherungsver- 
trag bezeichneten Fällen zu zahlen. 

(2) Anspruch auf die Leistung haben der 
Versicherte und, soweit die Versicherungslei- 
stung durch seinen Tod fällig wird, die Erben. 
Leistungen aus Versicherungen, bei denen 
Teile d6s Beitrages ein Sparguthaben bilden, 
sichen dem Versicherungsnehmer auch bei 
Versicherung anderer Personen zu. Das gilt 
nicht für Rentenleistungen. Die Versiche- 
Tüngseinrichtung Kannidie beim Todedes Ver: 
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sicherten fällig werdenden Leistungen an den 
Inhaber des Versicherungsscheines zahlen, 
kein Begünst 

(8) Der Versicherungsnehmer ist bis zum 
Eintrit des. Versicherungsfalles berechtigt, 
durch schrifiche Erklärung gegenüber der 
Versicherungseinrichtung einen Dritten als 
Begünstigten einzusetzen, die Begünstigungzu 
ändern oder zu widerrufen. 

(&) Der Begünstige erwirbt den Anspruch 
gegen die Versicherungseinrichtung erst mit 
‚Eintritt des Versicherungsfalles. Mit dem Tode 
des Begünstigten erlischt die Begünstigung. It 
als Begünstigter der Ehegatte des Versiche- 
Tungsnehmers eingeseizt, erlischt die Begün- 
stigung, wenn die Ehe geschieden oder für 
nichtig erklärt worden ist. 











Siebentes Kapitel 
Gemeinschaften von Bürgern, Gegenseitige 
Hilfe und Schenkung 


Erster Abschnitt 
Gemeinschaften von Bürgern 


3266 
Aufgabe und Ziel 


‚Zur Verbesserung ihrer Arbeits- und Le- 
bensbedingungen können sich Bürger durch 
Vertrag zu einer Gemeinschaft zusammen- 
schließen, um durch Arbeitsleistungen und 
materielle Mittel Einrichtungen und Anlagen 
für die kollektive und individuelle Nutzung zu 
schaffen und zu unterhalten. 





8267 
Inhalt des Vertrages 


(1) Der Vertrag über die Bildung einer 
Gemeinschaft soll Festlegungen über den 
Zweck der Gemeinschaft, die Beteiligung 








den Aufwendungen, das Ausscheiden von 
Vertragsparinern, die Beendigung der Ge- 
meinschaft und die sich daraus ergebenden 
‚Ansprüche enthalten. 

(2) Der Vertrag Is schrifuich abzuschlie- 
Ben. Erist dem zuständigen staatlichen Organ 
zur Registrierung vorzulegen. 





(1) Die Vertragspartner sind verpflichtet, 
die vereinbarten Leistungen zur Erreichung 
(des Vertragszweckes zu erbringen, vertrau- 
ensvoll zusammenzuarbeiten und die gemein- 
schaftlichen Interessen zu wahren. 

(2) Wird der Gemeinschaft durch Vertrag 
eine Bodenfläche zur Nutzung überlassen, sind. 
die Vertragspartner gemeinschaftlich berech- 
Higt und verpflichtet, die Bodenfläche besti 
mungsgemäß zu nutzen, 








8269 
Eigentumsverhältnisse 


(1) Die von den Vertragsparinern einge- 
zahlten Beträge werden gemeinschäftliches 
Eigentum. Die durch gemeinschaftliche Tätig- 
keit geschaffenen Sachen werden gemein- 
schaftliches Eigentum, soweit nichts anderes 
vereinbart ist 

(2) Dasgemeinschaftlich® Eigentum ist Ge- 
samteigentum. Die Vertragspartner können. 
darüber nur gemeinschaftlich verfügen. 


$270 
Erfüllung von Verpflichtungen 


(1) Die Vertragspartner haben Verpflich- 
tungen, die sich aus der gemeinschaftlichen. 
Tätigkeit ergeben, als Gesamtschuldner zu er- 
füllen. Forderungen undandere Rechte stehen 
ihnen als Gesamtgläubiger zu. 

(2) Reicht das gemeinschaftliche Eigentum 
zur Erfüllung bestehender Verpflichtungen 


©) ‚Gemeinschaften von Bürgern, gegenseitige Hilfe und Schenkung 1 


nicht aus, sind die Vertragspartner verpflich- 
tet, zu gleichen Teilen den Fehlbetrag zu er- 
statten, soweit nichts anderes vereinbart ist 


sarı 
Vertretung der Gemeinschaft 


Die Vertretung der Gemeinschaft steht al- 
len Vertragspartnern gemeinschaftlich zu. 
‚Einzelne Vertragspartner können mitder Ver- 
retung beauftragt werden. 





Anı 





san 
Ausscheiden von Vertragspartuern 


(1) Jeder Vertragspariner ist berechtigt, 
aus der Gemeinschaft unter Einhaltung der im 
Vertrag vorgesehenen Kündigungsfrist auszu- 
scheiden. Ist im Vertrag keine Frist vorgese- 
hen, wird die Kündigung sofort wirksam. 

(2) Der ausgeschiedene Vertragspartner 
hat Anspruch auf Auszahlung seines Anteils. 
am gemeinschaftlichen Eigentum. 








g273 
Beendigung der Gemeinschaft 


(1) Die Gemeinschaft endet, wenn der im 
Vertrag festgelegte Zweck erreicht ist, zum 
vereinbarten Zeitpunkt oder durch Aufhe- 
bung des Vertrages. 

(@) Das gemeinschaftliche Eigentum ist 
wertmäßig zu gleichen Teilen an die Vertrags- 
partner zu verteilen. 


Zweiter Abschnitt 
Gegenseitige Hilfe 


9274 
Aufgabe und Ziel 


Gegenseitige Hilfe im Sinne der folgenden 
Bestimmungen istdie unentgeltliche Tätigkeit 
ner Bürsen Tür inch anderen ser äle in 


entgelliche Gebrauchsüberlassung von Sa- 
(chen. Sie beruht auf den Grundsätzen kame- 
radschaflicher Hilfe und Zusammenarbeit 
und wägt dazu bei, sozialisische Verhaltens- 
weisen zu fördern. 


9275 
Handeln im Auftrag 


(1) Verpflichtet sich ein Bürger, einem an- 
deren durch Besorgungen oder sonstige Tätig- 
keit kameradschaftich zu helfen, hat er so zu 
handeln, wie es den Interessen des anderen 
Bürgers entspricht. Er hat die ihm gegebenen 
zu beachten und darf davon nur ab- 
wenn es sich durch veränderte Um- 
stände als notwendigerweist under annehmen 
kann, daß sein Handeln dem mutmaßlichen 
Willen des anderen entspricht, 

(2) Der Bürger hat die Hilfe persönlich zu 
leisten. Er darf seine Pflichten einem anderen 
Bürger nur übertragen, wenn die Angelegen- 
heit keinen Aufschub duldet oder es den Um- 
ständen nach nicht erforderlich ist, die Hilfe 
persönlich zu leisten 

(@) Der Bürger kann jederzeit erklären, 
daß er die Hilfe nicht weiterleistet. Duldet die 
Angelegenheit keinen Aufschub, it er i 
weit zum weiteren Handeln innerhalb 
angemessenen und ihm zumutbaren Zeit ver- 
pflichtet 














8276 
Handeln ohne Auftrag 


(4) Handelt ein Bürger für einen anderen 
ohne Auftrag, hater 0 tätig zu werden, wie es 
den Interessen und dem mutmaßlichen Willen 
des anderen entspricht. 

(2) Das Handeln für einen anderen istauch 
gegen dessen Willen gerechtfertigt, wenn ohne 
diese Handlung eine Rechtspflicht des ande- 

n, deren Erfüllung im gesellschaftlichen In- 
tercsse legt, verletzt oder nicht rechtzeitig er- 
fült worden wäre, 





827 
Erstattung von Aufwendungen 


() Der Bürger kann verlangen, daß ihm 
die Aufvendungen erstattet werden, die für 
die Hilfeleistung erforderlich wären. 
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(2) Dieser Anspruch besteht nicht, w 
der Handelnde wußte oder wissen muß, di 
die Handlung den Interessen und dem mut- 
maßlichen Willen des anderen nicht entsprach. 
Ein Anspruch ist jedoch gegeben, wenn die 
Voraussetzungen des $ 276 Abs. 2 surliogen. 








8278 
Verantwortlichkeit 





Verletzt der Bürger, der Hilfe leistet, vor- 
sätzlich oder grob fahrlässig die von ihm über- 
‚nommenen Pflichten, hat er den daraus ent- 
Standenen Schaden zu ersetzen. Diese Ver 
pflichtung beschränkt sich auf den Ersatz des 
vorsätzlich herbeigeführten Schadens, wenn 
sich aus den Umständen ergibt, daß eine wei- 
tergehende Verantwortlichkeit nicht begrün- 
det werden sollte. 


Zur vorsätzlichen und grob Iuh 
Pflichten val $ 3 





529 
Tätigkeit gegen Entgelt 


Wird zwischen den Beteiligten ein Entgelt 
vereinbart oder ergibt sich aus den Umstän- 
den, daß die Täugkeit nur entgeltlich, insbe- 
sondere. gewerbsmäßig, ausgeführt werden 
soll, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes 
über Dienstleistungen, 





Anmerkung: Val. hierzu 88 162 





8280 
Leihe 


(1) Der Bürger, dem eine Sache zum vor- 
übergehenden unentgeltlichen Gebrauch 
überlassen wird, hat die Sache pfleglich zu be- 
handeln, sie vor Schaden und Verlust zu 
schützen und nach Gebrauch dem Verleiher 
zurückzugeben. Er ist für alle während der 
Leihzeit an der Sache eingetretenen Schäden 

schließlich ihres Verlustes verantwortlich, 
soweit nicht der Schaden oder Verlust auch 
beim Verläiher eingetreten wäre. 
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(2) Der Verleiher isı bei Überlassung der 
Sache verpflichtet, auf Mängel der Sache und 
auf Gelahren, die von ihr ausgehen können, 
hinzuweisen. Verletzt er diese Pflicht vorsätz- 
ler grob fahrlässig und enisicht daraus 
Schaden, hat er diesen zu ersetzen, 








Anmerkung 


;B 





Zur vorsätzlichen und grob fa 


Pflichten yal: $ 











(3) Der Verleiher kann die Sache jederzeit 
zurückverlangen. Ist für die Leihe eine be- 
stimmte Zeit vereinbart, kann er die Sache nur 
vorzeitig zurückverlangen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt 


s281 
Überlassen von Sachen zum Verbrauch 


Erhält ein Bürger von einem anderen Sa- 
chen zum Verbrauch, hat er in angemessener 
Frist Sıchen in gleicher Menge, Art und Güte 
zurückzugeben, soweit nichts anderos verein- 
bar ist. 





Dritter Abschnitt 
Schenkung 


8282 
Inhalt der Schenkung 


(1) Die Schenkung ist eine unentgeltliche 
Zuwendung des Schenkers an den Beschenk- 
ten, die im beiderseitigen Einverständnis er- 
folgt. 

(2) Eine‘ Schenkung darf nicht von einer 
Bedingung oder einer Aufage abhängig ge- 
macht und auch nicht widerrufen werden, 

(8) Aus einem Schenkungsversprechen 
können keine Ansprüche hergeleitet werden. 


3283 
Verantwortlichkeit 


Der Schenker ist verpflichtet, den Be- 
schenkten auf Mängel und Eigenschaften des 
Geschenks aufmerksam zu machen, die zu ei 


a 


‚nem Schaden führen können. Verletzt er diese 
Pflicht vorsätzlich oder grob fahrlissig und 
entsteht daraus ein Schaden, hat er diesen zu 


ersetzen. 


lüssigen Verletzung 
7GB, 


Grundsätze der Nutzung von Grundstücken und Gebäuden 1 





un vorsätzlichen und geab f 
der Pfichten vol. & 


Anmerkung: 





Vierter Teil 
‚Nutzung von Grundstücken und Gebäuden 
zum Wohnen und zur Erholung, 





Vorbemerkung: Zu den Grundsätzen der 
staatlichen Bodenpolitik vgl. Art. 15 Verf; 
‚Landeskulturgesetz sowie die zu seiner Durch 
führung erlassenen Rechisvorschriften; VO. 
vom 17, 12: 1964 zum Schutz des land- und 
forstwirtschaftichen Grund und Bodens und 
zur Sicherung der sozialistischen Bodennüt 
zung — Bodennutzungs-VO — (GBI. 11 1965 
Nr. 32 $: 233; Ber. Nr. 299) LER. der 
'Anpassungsverorenung vom 13.6.1968. 
(GB1. ILNT. 02 8. 303) sowie die dazu erlasse- 
nen Rechtsvorschrtten. 
























Erstes Kapitel 
Allgemeine Bestimmungen 


8284 
Schutz und Sicherung einer rationellen 
Bodennutzung 






(1) Der soziulitische Staat gewährleistet 
‚entsprechend den in Rechtsvorschriften fest- 
gelegten Grundsätzen der sozialistischen Bo- 
denpolitik und Bodenordnung den Schutz und 
die rationelle Nutzung des Bodens, Er fördert 
die Bodennutzung. die dazu dient, die Wohl 

verhältnisse der Bürger zu verbessern und ihre. 
Erholung zu gewährleisten. Die gemeinschäft- 
liche und genossenschäftliche Nutzung von 
‚Grundstücken zum Wohnen und zur Erholung 

ird vom Staat vorrangig unterstütz. 

(2) Die Nutzung des Bodens durch Bürger. 
hat so zu erfolgen, daßsie mit den gesellschaft- 
lichen Erfordernissen übereinstimmt. Sie um- 
faßt die Pflege und den Schutz des Bodens als. 
wichtige Voraussetzung für die Gestaltung der 
sozialistischen Umwelt- und Lebensbedingun- 
igen der Bürger. Grundstücke und Gebäude 
sind zweckgebunden zu nutzen. Eine den ge- 
sellschaftlichen Erfordernissen widerspre- 
chönde Bodennutzung ist.unzuiägsie 














9285 
Staatliche Leitung des Grundstücksverkehrs 





‚Zur Sicherung der staatlichen Ordnung auf 
‚dem Gebiet des Grundstücksverkehrs undzum 
Schutze der Rechte der Bürger bedürfen Ver- 
fügungen über das Eigentum an Grundstücken 
und Gebäuden einschließlich deren Belastung 
sowie die Überlassung von Grundstücken zur 
"Nutzung der staatlichen Genehmigung, soweit 
das in Rechtsvorschriften über den Grund- 
stücksverkehr vorgesehen ist 





Anmerkung: Vgl. hierzu Grundstücksve 
kehrsvO; DB vom 19,1. 1978 zur Grund- 
IcksverkehrsVO (GBI. I Nr. 5 8. 77) AO 
vom 23.1.1978 zur GrundsticksverkehrsvO. 
(GBI. INr. 58,79); VO von 22, 3. 1972 über 
ie Verantwortung der Räte der Gemeinden, 
Stadtbezirke, Städte und Kreise beider Errich- 
tung und: Veränderung von Bauwerken der 
Bevölkerung (GBI. TEN. 26 8.293) 














8286 


Formen der Nutzung von Grundstücken 
durch Bürger 


(1) Bürger können Grundstücke nutzen 

1. auf Grund der Verleihung des Nut- 
Zungsrechts an einem volkseigenen Grund- 
stück für den Bau und die persönliche Nutzung 
von Eigenheimen (88 287 bis 290); 

2. auf Grund der Zuweisung genossen- 
schaftlich genutzten Bodens durch eine sozial 
stische Genossenschaft für den Bau und die. 
persönliche Nutzung von Eigenheimen (88 
291 bis 294); 

3. als Eigentümer eines Grundstücks ($ 
295). 
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4. auf Grund eines Vertrages über die 
Nutzung von Bodenflächen zur Erhelung ($$ 
312 bis 315). 

(2) Der Inhalt der Nutzungsbefugnisse er- 
gibt sich aus diesem Geseiz, anderen Rechts- 
vorschriften und den auf ihrer Grundlage ge- 
{roffenen Vereinbarungen. 

(8) Bürgern kann auch ein Mütbenutzungs- 
recht an Grundstücken eingeräumt werden($$ 
321 und 322). 

(@) Die Bestinmungen dieses Teils gelten. 
auch für Betriebe bei der Übertragung und 
Nutzung von Grundstücken und Gebäuden, 
soweit dafür besondere Rechtsvorschrifen 
nicht bestehen. 


Zweites Kapitel 
Verleihung von Nutzungsrechten 
an volkseigenen Grundstücken 


8287 
Entstehen des Nutzungsrechts 


*(1) Bürgern kann zur Errichtung und per- 
sönlichen Nutzung eines Ei 
nes anderen persönlichen Bedürfnissen die- 
menden Gebäudes an volkseigenen Grund- 
Stücken ein Nutzungsrecht verliehen werden. 





(2) Über die Verleihung des Nutzungs“ 
rechts wird dem Berechtigten durch das zu- 
ständige staatliche Organ eine auf seinen Na- 
men lautende Urkunde ausgestellt. Das Nut- 
Zungsrecht entsteht mit dem in der Urkunde 
fenselesten Zeitpunkt, 
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8288 
Inhalt des Nutzungsrechts 





(1) Der Nutzungsberechtigt ist berec 
und verpflichet, das volkseigene Grundstück 
bestimmungsgemäß zu nutzen. 

() Das Nutzungsrecht st unbefristet. In 
Ausnahmefällen kann das Nutzungsrecht be- 
fristet verliehen werden. 

(6) Für das Nutzungsrecht istein Entgeltzu 
entrichten. Durch Rechtwvorschriften kann 
festgelegt werden, daß die Nutzung unentgelt- 
lich erfolgt. 

(4) Die auf dem volkseigenen Grundstück 
errichteten Gebäude, Anlagen und Anpflan- 
Zungen sind persönliches Eigentum des Nut- 
zungsberechtigten 








8289 
Übergang des Nutzungsrechts 


(1) Gebäude auf volkseigenen Grundstük- 
ken, für die ein Nutzungsrecht verlichen wur- 
de, können veräußert und vererbt werden. 

(2) Mit der staatlichen Genehmigung des 
Vertrages über die Veräußerung geht das Nut- 
zungsrecht auf den Erwerber über. Der Über- 
gang des Nutzungsrechts auf den Erben be- 
stimmt sich nach den dafür geltenden Rechts- 
vorschriften, 


(8) Dem Erwerber oder dem Erben ist 
durch das zuständige staatliche Organ eine auf 
seinen Namen lautende Urkunde auszustellen, 
aus der sich der Übergang des Nutzungsrechts. 
ergibt. 


8290 
Entzug des Nutzungsrecht 


(1) Wird das volkseigene Grundstück nicht 
bestimmungsgemäß genutzt, kann das zustän- 


73 ‚persönliche Nutzung genossenschafilich genutzten Bodens ı 


ige staatliche Organ das Nutzungsrecht ent- 
ziehen. 

(2) Bei Entzug des Nutzungsrechts gehen 
Gebäude, Anlagen und Anpflanzungen 
Volkseigentum über. Die Entschädigung er- 
folgt nach den dafür geltenden Rechtsvor- 
schriften. Für Gebäude wird eine Enischäd 
gung gewährt, wenn se mit staatlicher Ge- 
nchmigung auf dem volkseigenen Grundstück 
errichtet wurden. 








Drittes Kapitel 
Persönliche Nutzung 
genossenschaftlich genutzten Bodens. 


3291 
Entstehen des Nutzungsrechts 


Landwirtschaftliche Produktionsgenossen- 
schaften und andere sozialistische Genossen- 
schaften können, soweit Rechtsvorschriften 
das vorsehen, Bürgern genossenschaftlich ge- 
nutzten Boden zum Bau von Eigenheimen 
oder anderen persönlichen Bedürfnissen die- 
nenden Gebäuden zuneisen. 


8292 
Inhalt des Nutzungsrechts 


(1) Der Nutzungsberechtigte ist berechtigt 
und verpflichtet, die zugewiesene Bodenfläche 
bestimmungsgemäß zu nutzen. 

(2) Das Nutzungsrecht an der zugewiese- 
nen Bodenfläche istunbefristet. In Ausnahme- 
fällen kann das Nutzungsrecht befristet wer- 
den. 


(8) Die aufder zugewiesenen Bodenfläche 
errichteten Gebäude, Anlagen und Anpflan- 
zungen sind unabhängig vom Eigentum an der 
Bodenfläche persönliches Eigentum des Nut-, 
zungsberechtigten. 


$293 


Übergang des Nutzungsrechts 





(1) Die errichteten Gebäude können an 
Bürger, denen nach $ 291 Boden zugewiesen 
werden kann, veräußert werden. Mit Zustim- 
mung der Genossenschaft ist eine Veräuße 
rung an andere Bürgerzulässig, wenn das Ge-, 
bäude persönlichen Wohnbedürfnissen dienen 
soll, 

(2) Dis errichteten Gebäude können ver- 
erbt werden. 





(8) Mit dem Übergang des Eigentums am 
Gebäude geht auch das Nutzungsrecht an der 
zugewiesenen Bodenfliche auf den neuen Ei- 
gentümer über, 





3294 
Entzug des Nutzungsrechts 


(1) Wird die zugewiesene Bodenfläche 
nicht bestimmungsgemäß genutzt, kann das 
zuständige staatliche Organ das Nutzungsrecht 
entziehen. 

(2) Nach Entzug des Nutzungsrechtsistder 
Gebäudeeigentümer verpflichtet, das Ge- 
bäude nach $ 293 Abs. 1 zu veräußern 


1 ‚Zivilgeserzbuch 


Viertes Kapitel 
Persönliches Eigentum 
an Grundstücken und Gebäuden. 


Erster Abschnitt 
Eigentums- und Nutzungsrechte 


3295 
Umfang 
der Eigentums- und Nutzungsrechte 


(1) Das Eigentum am Grunstück umfaßt 
den Boden und die mit dem Boden iest ver- 
bundenen Gebäude und Anlagen sowie 
‚Anpflanzungen. 

(2) Durch Rechtsvorschriften kann fesige- 
legt werden, daß selbständiges Eigentum an 
Gebäuden und Anlagen unabhängig vom Ei- 
gentum am Boden bestehen kann, Für die 
Rechte an solchen Gebäuden und Anlayen 
sind die Bestimmungen über Grundstücke enl- 
sprechend anzuwenden, soweit nichts anderes 
festgelegt ist. 














‚Anmerkung: Vgl. hierzu $ 288 Abs. d, 3 202 
Abs. 3 und 8 459 ZGB; unterscheide davon 
Eigentum an Baulichkeiten nach $ 290 ZGB 
Zum Eigentum an Grundstücken und Gehäu- 
den vl. auch $ 26 Abs. 2 ZGB. 





(6) Das Recht zur Nutzung eines Grund- 
stücks umfaßt das Recht, Anptlanzungen vor 
‚zunehmen und sich den Erirag anzeigen 
soweit sich aus dem Zweck der Nutzung nicht“ 
anderes ergibt oder nichts anderes vereinbart 
wurde, 

(4) Die in besonderen Rechtsvorschriften 
getroffenen Regelungen über die Ausübung 
der Eigentums- und Nutzungsrechte an 
Grundstücken bleiben unberührt. 











Anmerkung: Zur Beschränkung und zum Ent 
zug von Nutzungs- und Eigentumsrechten vgl. 
insbes. $ 14 Abs, 5 Landeskulturgestzi. V. m. 
88 8. der 2. DVO vom 14. 5. 1970 zum Lan- 
deskulturgesetz — Erschließung, Pflege und 
Entwicklung der Landschaft für die Erholur 
-(GB1.IINT. 468.336). Vel.auch $ 3 Bergge- 
setz (mineralische Rohstoffe sind unabhängig. 
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som Grundeigentum Volkseigentum) i. V- m. 
$ 12 (Nutzungsänderung an volkseigenen und 
nichtvolkseigenen Grundstücken) der 1.DVO 
vom 12, 5. 1969 zum Berggesetz (GBl. II Nr. 
40.8. 257; Ber, Nr. 508. 396). Zur Nutzung 
der Gewässer vgl. $$ 1] ff. Wassergesetz und 
‚ie dazu erlassenen Rechtsvorschriften. 


s296 





igentum an Wochenendhäusern 
'und anderen Baulichkeiten 
uf veriraglich genutzten Bodenflächen 





tung oder ähnlichen persönlichen Bedürfnis- 
sen der Bürger dienen undin Ausübung eines. 
vertraglich vereinbarten Nutzungsrechts er- 
richtet werden, sind unabhängig vom Eigen- 


tum am Boden Eigentum des Nutzungsberech- 
tigten, soweit nichtsanderes vereinbart ist. Für 
das Eigentum an diesen Baulichkeiten gelten. 
die Besimmungen über das Eigentum an be- 
\weglichen Sachen entsprechend, 





Anmerkung: Zur vertraglichen Vereinbarung 
der Errichtung einer Baulichkeit vgl. $ 313 
Abs. 2 ZGB. 


(2) Ender das Nutzungsverhältnisund wird 
in neucs Nutzungsverhältnis vertraglich ver- 
Snbact,kann das Eigentuman der Baulichkeit 
red schaftlichen Vertrag auf den nachfol- 

‚ten. Nuszungsberechtigten übertragen 
werden Der Vertrag über die Begründung des. 
‚neuen Nutzungsverhältnisses bedarf der 
Schriftform und der staatlichen Genehmigung. 








Anmerkung; Zur Genehmigung vgl. $ 
Buchst. m GrundstücksverkehrsVO, 


1Abs.1 
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Zweiter Abschnitt 
Erwerb des Eigentums an Grundstücken, 


9297 
Inhalt des Vertrages und Eigentumsübergang 


(1) Verträge, durch die Eigentum an 
Grundstücken übertragen werden soll müssen 
die unbedingte und unbefrisete Erklirung des 
Veräußerers unddes Erwerbersenthilten. daß 
das Eigentum andem Grundstück auf den Er- 
Werber übergehen soll, Si bedürfen der Beur- 
kundung und der statlichen Genehmigung. 





Anmerkung: Zu 











(2) Das Eigentum geht mit Eintragung im 
‚Grundbuch auf den Erwerber über. Mit dem 
Eigentumswechsel gehen auch die Verpflich- 
tungen aus den im Grundbuch eingetragenen 
Rechten und anderen zur Nutzung berechtig- 
ten Verträgen auf den Erwerber über, soweit 
nichts anderes vereinbart ist. 





Anmerkung: Zur im Grün 
i Grundstüicksdo} 
BL. 11976 Nr 








30. 12. 1975 ( sa) 

(3) Der Eigentumswechsel erstreckt sich 
auch auf_ das Grundstückszubehör, soweit 
hts anderes vereinbart ist. 





Anmerkung: Zum Grundstücksz 
(68 ZGB. 








8298 
Vereinfachtes Verfahren 


Für den Erwerb von Grundstücken oder 
Grundstücksteilen, die zum Bau oder Ausbau 
von Verkehrswegen, Wasserläufen oder zu 
ähnlichen Zwecken in Anspruch genommen 
werden müssen, kann durch besondere, 
|Rechtsvorschriften ein vereinfachtes Verfah- 
ren geregelt werden. 


persönliches Eigentum an Grundstücken und Gebäuden 


\ 829 
Erwerb von Grundstücken durch Ehegatten 





(W) Ein Grundstück, das ein verheirateter 
Bürger aus Mitteln erwirbi,die persönliches Ei- 
gentum nach $ 23 Abs. 1 sind, wird gemein- 
schaftliches-Eigentum der Ehegatten. 





Anmerkung: Zum 
Eheg 


FGB, 








(@) Das Grundstück wird Alleineigentum 
des Erwerbers, wenn 


1,, der andere Ehegatte durch beglaubigte Er- 
klärung bestätigt, daß die familienrechtli- 
chen Voraussetzungen für den Erwerb von 
Alleineigentum erfüllt sind; liegen diese 
Voraussetzungen vor, ist der andere Ehe- 
gatte zur Abgabe der Erklärung verpflich- 














tet; oder 

2. die cheliche Vermögensgemeinschaft 
rechtskräftig aufgehoben ist. 

Anmerkung: Zu den familienrechtlichen Vor 

um vgl, $ 14 FOB id. F dess 12 EGZGE 

(Reg-Nr, 2); zur Au jer ehelichen 





5.300. 
Auskunftspflicht des Veräußerers 


(1) Der Veräußerer eines Grundstücks ist 
verpflichtet, den Erwerber über Größe und 
Grenzen des Grundstücks, die darauf ruhen- 
den Lesten und Abgaben, über bestehende 
Mitbenutzungsrechte, über Nutzungsverhält- 
nisse und über die zum Grundstück gehören- 
den Gebäude zu unterrichten. Er hat dem 
Erwerber die in seinem Besitz befindlichen 
Urkunden auszuhändigen, die zum Beweis von 
Rechtei am Grundstück oder Mitbenutzungs- 
rechten dienen. 

(2) Der Veräußerer ist weiter verpflichtet, 
den Erwerber über die Beschaffenheit des. 
Grundstücks, insbesondere über den tatsächli- 
chen Zustand der Gebäude, nach bestem Wis- 
sen zu unterrichten. 
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8301 
Garantie 


Erfolgt die Veräußerung eines Gründ- 
stücks enigeltlich, garantiert der Veräußerer, 
daß Begrenzung und Beschaffenteit des 
Grundstücks dem Vertrag oder den nach den 
Umständen vorauszusetzenden Nutzungsmög- 
lichkeiten entsprechen. Die Garantie umfaßt 
auch zugesicherte Eigenschaften des Grund- 
stücks. 


8302 
Garantieansprüche 


(1) Zeigen sich an dem Grundstück Män- 
gel, welche die vereinbarten oder nach den 
Umständen vorauszusetzenden Nutzungsmög- 
lichkeiten beeinträchtigen, oder fehlen zugesi- 
cherte Eigenschaften, kann der Erweiber ver- 
langen, daß 


1. der volle Kaufpreis gegen Rückübertra- 
gung des Eigentums am Grundstück zu- 
rückgezahlt wird (Preisrückzahlung) oder 

2: der Kaufpreis angemessen herabgesetzt 
wird (Preisminderung). 

(2) Kante der Erwerber die Mängel bei 

Vertragsabschluß, stehen ihm die im Abs, 1 

genannten Ansprüche nicht zu. 








Die Garantiezeit beträgt 1 Jahr. Sie kann 
durch Vertrag verlingert werden. Die Frist be- 
ginnt mit der Übergabe des Grundstücks an 
den Erwerber oder, wenn diese bereits vor 
Vertragsabschluß erfolgte, mit dem Tage des. 
Vertragsabschlusses. 


$304 
Kosten des Eigentumswechsek; 


Die mit dem Eigentumswechsel verbunde- 
nen Kosten hat der Erwerber zu tragen, soweit 
Auchts anderes vereinbart ai 


8305 
Kaufpreis 


(1) Der im Vertrag vereinbarte Kaufpreis 
muß den geseizlichen Preivorschrifien ent- 
sprechen. 

(2) Wird ein vereinbarter Kaufpreis vom 
zuständigen staatlichen Organ nicht geneh- 
migt, kommt der Vertrag nicht zustande. Hat 
das zuständige staatliche Organ einen niedri- 
geren Kaufpreis als zulässig bezeichnet, 
kommt der Vertrag zustande, wenn der Ver- 
äußerer gegenüber dem Erwerber die beglau- 
bigte Erklärung abgibt, daß er damit einver- 
standen is. 

(&) Wird im Grundstückskaufvertrag zur 
Täuschung ein niedrigerer Kaufpreis als der 
vereinbarte beurkundet, gilt der beurkundete, 
Kaufpreis, 











3306 
Vorkaufsrecht 


(1) Der Eigentümer eines Grundstücks. 
Kann durch Vertrag einem anderen das Vor- 
kaufsrecht an seinem Grundstück einräumen. 
Der Vertrag bedarf der Beglaubigung und der 
staatlichen Genehmigung. Das Vorkaufsrecht 
entsteht mit Eintragung im Grundbuch. Es ist 
nicht übertragbar und geht nicht aufdie Erben 
des Vorkaufsberechtigten über, 

















Anmerkung: Unterscheid dasge 
he Vorkaufsrecht des Miteigentümers nacı 
den $8 38 ff, ZGB. Zur ung 
Anmerkung zu 8 67 ZGB. ntragung ins 
Grundbuch vel, 8 2 Abs. 1 Buchst. e Grund 
stücksverkehrsVO i.V.m! der DB vom 





19.1.1978 zur Grundstücksverkchrs VO 


(2) Das staatliche. Vorerwerbsrecht wird 
durch die Desuimmungen Über das Vorkaufs- 
recht nicht ausgeschlossen, 





Zum stand 
SS LIE. Grün 


hen Vore 
KehrsvO 


Anmerkun; ‚bs 





V.m. 88 6-10 der AO vom 23. | 
GrundstücksverkehrsVO (GBI. INr. 5 8. 79) 





Kl persönliches Eigentum an Grundstücken und Gebäuden 1 


Ausübung des Vorkaufsrechts 
5307 


(1) Will der Eigentümer sein Grundstück 
verkaufen, hat_er das dem Vorkaufsberechtig- 
ten schriflich mitzuteilen und ihm die Ver- 
kaufsbedingungen bekanntzugeben. Der Vor- 
kaufsberechtigte hat dem Eigentümer inner- 
halb von 2 Monaten schriftlich zu erklären, ob. 
er vonseinem Vorkaufsrecht Gebrauch mach 

(2) Erklärt der Vorkaufsberechtigte, daß 
erssein Vorkaufsrecht ausübt, darf der Eigen- 
tümer den Kaufvertrag nur mit ihm abschlie- 
Ben. 

(8) Das Vorkaufsrecht erlischt, wenn der 
Vorkaufsberechtigte die staatliche Genehmi- 
gungzum Erwerb des Grundstücks nicht erhält 
oder wenn er_erklärt, daß er aufsein Vorkaufs- 
recht verzichtet, oder wenn er innerhalb von 2 
Monaten keine Erklärung abgibt. Auf Ver- 
langen des Eigentümers ist der Vorkaufsbe- 
rechtigte verpflichtet, die Löschung des Vor- 
kaufsrechts im Grundbuch zu bewilligen. 











5308 


Das. Vorkaufsrecht darf nicht ausgeübt 
‚werden, wenn der Verkauf zugunsten soziali- 
stischen Eigentums erfolgt, In diesem Falle er- 
ht das Vorkaufsrecht. 





5309 


(4) Is ein anderer unter Nichtbeachtung 
eines Vorkaufsrechts als. Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen worden, kann der. 
Vorkaufsberechtigte von ihm die Übertragung 
des Eigentums verlangen. Ein bereitsgezahlter, 
Kaufpreisist vom Vorkaufsberechtigten zuer- 
statten. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Rechtsfolgen 
weten auch ein, wenn das Grundstück nach 
Verzicht des Vorkaufsberechtigten einem an- 
deren zu günstigeren Bedingungen verkauft 
worden ist, als sie. dem Vorkaufsberechtigten 
mitgeteilt worden waren. 

(@) Der Vorkaufsberechtigte kann die 
Übertragung des Eigentums nicht mehr ver- 
Tansen Shan nach Kenntnietzhmd ya Verl 


kauf 1 Monat oder seit dem Verkauf 1 Jahr 
vergangen ist, 


Verzicht auf das Eigentum an Grundstücken 
s310 


(1) Das Eigentum an einem Grundstück 
kann dadurch aufgegeben werden, daß der Ei- 
gentümer den Verzicht gegenüber dem zu- 
ständigen staatlichen Organ in beglaubigter 
Form oder zu Protokoll erklärt und die Ver- 
zichtserklärung staatlich genehmigt wird. 





An Zur stantlichen Gene 
$ 2 Abs. 1 Buchst. b, 8 8 C 

verkchnV O7 & 2 DB vom 19. 

GrundstücksverkehrsVO (GBI. I 

s6 1,2, 11ff. AO vom 23. 1.1978 zur Gru 


tücksverkehrsVO (GBl. 1Nr.9 8.78) 





(2) Mit der staatlichen Genehmigung der 
Verzichiserklärung und der Eintragung des 
Verzichis im Grundbuch entsteht Volkseigen- 
tum. Belastungen des Grundstücks erlöschen. 
Forderungen von Gläubigern, deren Rechte 
am Grundstück erloschen sind, werden bis zur 
Höhe des Grundstücksweries beglichen. Das 
‚Auszahlungsverfahren regelt sich nach beson- 
deren Rechtsvorschriften. 





Anmerkung: Zum Auszahlung 
15.AO vom 23.1.1 


(GBI [Nr 








stücksverkehrsVC 


(&) Der Verzicht auf das Eigentum er- 
streckt sich auch auf andere im Grundbuch 
eingetragene Rechte des Eigentümers am 
Grundstück. 





ht auf im Grundbuch eingetra- 
gene Rechte erfolgt durch Verzichtserklärung 
des Berechtigten und durch Löschung des 
Rechtsim Grundbuch. Die Ver 

bedarf der gleichen Form, die für das Entste- 
hen des Rechts vorgesehen ist. 

Zur 1 








Anmerkung: 








1 Zivilgeseizbuch 78 


Fünttes Kapitel 
Nutzung von Bodenflächen zur Erholung 


ssız 
Abschluß des Vertrages 


(0) Land- und forstwirtschaftlich nicht ge- 
nutzte Bodenflächen können Bürgern zum 
Zwecke der kleingärtnerischen Nutzung, Er- 
holung und Freizeitgestaltung überlassen wer- 
den. Der Vertrag über die Nutzung ist schri 
lich abzuschließen und bedarf der staatlichen 
Genehmigung, soweit das in Rechtsvorschrif- 
ten vorgesehen ist 








Anm. zu $ 286 Abs.2 76H 


'onland- 


Anmerkung: Ve 





(2) Der Vertrag kann unbefristet oder be- 
fristet abgeschlossen werden. Ein Vertrag darf 
‚nur befristet abgeschlossen werden, wenn da- 
für gesellschafllich gerechtfertigte Gründe 
vorliegen. Sie sind im Vertrag anzugeben. 


sa13 
Rechte und Pflichten 
des Nutzungsberechtigten 


(1) Der Nutzungsberechtigte ist berechtigt 
und verpflichtet, die ihm überlassene Boden- 
fläche bestimmungsgemäß zu nutzen. Er karin 
insbesondere. Anpflanzungen vornehmen und 
sich den Ertrag aneignen. 

(2) Zwischen den Vertragspartnern kann 
vereinbart werden, daß der Nutzungsberech- 
igte auf der Bodenfläche ein Wochenendhaus 
‚oder andere Baulichkeiten errichtet, die der 
Erholung, Freizeiigestaltung oder ähnlichen 
persönlichen Bedürfnissen dienen. 





Anmerkung: Zu 


(&) Der Nutzungsberechtigte ist verpflich- 
tet, das Entgelt für die Nutzung termingemäß 
zu zahlen. Die Übertragung der Nutzung an 
andere Bürger ist:nicht zulässig. 


s318 
Beendigung des Nutzungsverhältnisses. 


(1) Das Nutzungsverhältnis. kann durch 
Vereinbarung der Vertragspartner beendet 
werden. 

(2) Der Nutzungsberechtigte kann unter 
Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum 31. 








„ Oktober des laufenden Jahres kündigen. Aus 


gesellschaftlich gerechtferigten Gründen 
kann zum Ende eines Quartals mit einer Frist 
von einem Monat gekündigt werden. 

(3) Der Überlassende kann mit einer Frist 
von3Monatenzum 31. Oktober deslaufenden 
Jahres kündigen, wenn dafür gesellschaftlich 
gerechtfertigie Gründe vorliegen, insbeson- 
dere dann, wenn der Nutzungsberechtigte 
seine Pflichten wiederholt gröblich verletzt, 
ändere Nutzungsberechtigte erheblich bi 
stigt oder sich auf andere Weise gemein- 
schaftssiörend verhält. Bei besonders schwer- 
\wiegendem vertragswidrigem Verhalten kann 
auch zum Ende des Quartals mit einer Frist 
von einem Mönat gekündigt werden. Erfolgt 
die Nutzung außerhalb einer Kleingartenanla- 
ge, kann das Nutzungsverhältnis auch bei Vor- 
liegen von dringendem Eigenbedarf gekündigt 
werden. 

(4) Die Kündigung des Nutzungsverhält- 
isses durch einen Vertragspartner bedarf der 
Schriftform. Hat der Nutzungsberechtigte in 
Ausübung des Nutzungsrechts auf der Boden- 
fläche ein Wochenendhaus oder eine Garage 
errichtet, kann das Nutzungsverhältnis gegen 
seinen Willen nur durch gerichtliche Entschei- 
dung aufgehoben werden. 

(5) Endet das Nutzungsverhältnis, hat der 
Nutzungsberechtigte die Bodenfläche in einem 
ordnungsgemäßen Zustand zurückzugeben. 
Wertverbesserungen sind dem Nutzungsbe- 
rechtigter zu entschädigen. 

(6) Im Falle der Kündigungnach Abs, 3aus 
dringendem Eigenbedarf ist der Überlassende 
verpflichtet, auf Verlangen des Nutzungsbe- 
rechtigten von ihm errichtete Baulichkeiten 
oder Anpflanzungen durch Kauf zu erwerben. 








Eigenbedart.vel. $. 





EL) 


315 
Bsonderheiten bei der Nutzung 
von Bodenflächen 
in einer Kleingurtenanlage 


(1) Erfolgt die Nutzung innerhalb einer 
Kleingartenanlage, ist der Nutzungiberech- 
tigte berechtigt, die gemeinschaftlichen Ein- 
richtungen zu nutzen. Er hat die sich daraus er- 
gebenden Pflichten zu erfüllen, 

(2) Endet das Nutzungsverhältnis, ist der 
Nutzungsberechtigte auf Verlangen des Vor- 
standes verpflichtet, die von ihm errichteten. 
Gebäude, Anlagen und Anpflanzungen auf 
dem Grundstück zu belassen, soweit das zur 
weiteren kleingärtnerischen Nutzung des 
Grundstücks erforderlich ist. Die auf dem 
‚Grundstück verbleibenden Gebäude, Anlagen 
und Anpflanzungen sind dem Nutzungsbe- 
rechtigten von dem nachfolgenden Nutzer zu 
Vergüten, soweit nichts anderes vereitbart ist 














Anmerkung: Für die hier genannten Gebäule 
ilt entsprechend ihrer Zweckbestimmung 
296 ZGB. 








Sechstes Kapitel 
Beziehungen 
zwischen benachbarten Grundstücksnutzern 


8316 
Grundsatz, 


Die Grundstäcksnachburn haben ihre 
nachbarlichen Beziehungen so zu g-stalten, 
dußihre individuellen und Kollekt 

sen mit den gesellchaftlichen 
übereinstimmen und gegense 
teile oder Belästigungen aus der Nutzu 
Grundstücke und Gebäude entstehen. 
Beilegung von Konflikten haben sie verant- 
wortungsbewußt zusammenzuwirken 























sa17 
Einzäunung von Grundstücken 


(1) Nutzungsberechtigte von Grundstük- 
ken sind verpflichtet, ihre Grundstücke ganz 
oder oa we ea nen wen ie Artundi 


Beziehungen zwischen benachbarten Grundstücksnutzern 1 


‚Weise der Nutzung des Grundstücks oder die 
berechtigten Interessen der Grundstücks- 
nachbamn, die Verkehrssicherheit oder andere 
gesellschaftliche Interessen das erfordern. 

(2) Die Einzäunung muß derjenige in- 
stand halten, der zu ihrer Errichtung verpflich- 

ist 

(&) Sind benachbarte Nutzungsberechtigte. 
zur Einzäunung verpflichtet, haben sie die Ko- 
sten der Einzäunung und Instandhaltung jezur 
Hälfte zu tragen. 





s318 
Kennzeichnung der Grundstücksgrenzen. 


(1) Nutzungsberechtigte von Grundstük- 
ken sind verpflichtet, die Grenzen ihrer 
Grundstücke feststellen und kennzeichnen zu 
lassen, wenn gesellschaftliche Interessen das 
erfordem, 

(2) Die beteiligten Grundstücksnachbarn. 
sind verpflichtet, bei der Wiederherstellung 
eines verlorengegangenen, schadhaften, nicht 
mehr erkennbaren oder unrichig gewordenen 
Grenzzeichens mitzuwirken, wenn die Wie- 
derherstellung aus gesellschaftlichen Interes- 
sen erforderlich ist oderim Interesse der bee 
ligten Grundstücksnachbarn liegt 

(8) Die Kosten der Kennzeichnung sind 
von dem Grundstücksnachbar zu tragen, in 
‚dessen Interesse sie vorgenommen wird, so- 
weit nichts anderes vereinbart ist 














8319 
Überhang 


(1) Der Nutzungsberechtigte eines Grund- 
stücks hut Wurzeln und. herüberragende 
Zweige von Bäumen oder Sträuchern eines 
angrenzenden Grundstücks zu dulden, wenn. 
dadurch die Nutzung des Grundsiicks nicht 
wesentlich beeinträchtigt wird. 

(2) Wird die Nutzung des Grundstücks we- 
sentlich beeinträchtigt, soll der Nutzungsbe- 
rechtigte mit dem Grundstücksnachbar ver- 
einbaren, wie die Beeinträchtigung beseitigt 
oder gerindert werden kann, Einigen sie sich 
nicht, kann der Nutzungsberechtigtr die Be- 
einträchügung auf seinem Grumistüick selbst 
Bekiennder mindern, 
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320 x 
Üherbau 

(1) Hat der Nutzungsberechtigte eines 
Grundstücks ohne Einverständnis des Grund- 
stücksnachbars über die Grundsuicksgrenze 
gebaut, kann der Grundstücksnachbar verlan- 
gen, daß der Überbau beseitigt wird, soweit 
das nicht gesellschaftlichen Interessen wider- 
spricht 

(2) Kann die Beseitigung des Überbaus 
nicht verlangt werden, hat der Grundstücks: 
nachbar Anspruch auf angemessene Entschä- 
digung in dem Umfang, in dem sein Nutzungs- 
recht beeinträchtigt ist. 











Mitbenutzungsrecht an G: 
sa21 


(1) Die Begründung eines Rechts zur vor- 
übergehenden oder dauernden Mitbenutzung 
eines Grundstücks in bestimmter Weise (wie 
Lagerung von Baumaterial, Aufstellen von 
Gerüsten, Einräumen von Wegerechten und 
Überfahrtrechten) bedarf der Vereinbarung 
zwischen den Nutzungsberechtigten. Die Mit- 
benutzung kann auch das Unterlassen 
stimmter Handlungen durch den Nutzungsbe- 
rechtigten des Grundstücks zum Inhalt haben. 
Dauernde Mitbenutzung bedarfeines schrifui- 
chen Vertrages und der Zustimmung des Ei- 
gentümers des betroffenen Grundstücks. Vor- 
übergehende Mitbenutzung bedarf der Zu- 
stimmung des Eigentümers des betroffenen 
Grundstücks nur dann, wenn dessen Rechte 
durch die Mitbenutzung beeinträchtigt wür- 
den, 

(2) Kommt eine Vereinbarung über die 
Mitbenutzung nicht zustande, kann die Ein- 
räumung des Rechts auf Mitbenutzung gefor- 
dert werden, wenn das im Interesse der ord- 
nungsgemäßen Nutzung benachbarter Grund- 
stücke erforderlich ist. Der Anspruch st gegen 
den Nutzungsberechtigten und, soweit die Zu- 

18 des Eigentümers des betroffenen 
Grundstücks erforderlich ist, auch gegen die- 
sen geltend zu machen. 

(&) Der Eigentümer oder der Nutzungsbe- 
rechtigte kann eine angemessene Entschädi- 

gen, soweit seine Rechte durch 
Mitbenutzung wesentlich beeinträchtigt wer- 
den. Weitere Ansprüche bleiben unberührt. 





ndstücken 




















(&) Für die Mitbenutzung von Grundstük- 
ken zum Zwecke der Durchführung staatlicher 
oder wirtschaftlicher Maßnahmen, insbeson-, 
dere der Nachrichtenübermittlung sowie der 
Encergie- und Wasserwirtschaft, gelten die da- 
für bestehenden besonderen Rechtsvorschrif- 
ien, 











s322 

(4) Wird ein Wege- oder Überfahrtrecht 
eingeräumt, kann mit dem Eigentümer des be- 
troffenen Grundstücks vereinbart werden, daß 
das Recht im Grundbuch eingetragen wird. 
Der Ventrag bedarf der Beglaubigung und der 
Staatlichen Genehmigung. Durch Rechisvor- 
schriften kann die Eintragung weiterer Mitbe- 
nutzungsrechte im Grundbuch vorgesehen 
werden. 


nmerkun 





(2) Das Recht auf Mitbenutzung geht auf 
den jeweiligen Rechtsnachlolger des berech- 
igten Nachbars über, wenn es im Grundbuch 
eingetragen ist oder wenn der Übergang zwi- 
schen den beteiligten Eigentümern oder mit 
Zustimmung des Eigentümers des betroffenen 
Grundsticks vereinbart wurde. 

(8) Das Recht auf Mitbenutzung erlischt, 
\wenn die Voraussetzungen für seine Begrün- 
dung wesgefallen sind oder wenn es länger als 
4 Jahre nicht ausgeübt wurde, soweit nichts 
ünderes vereinbart ist. Das gilt auch, wenn das 
Mitbenutzungsrecht im Grundbuch eingetra- 
a 
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Fünfter Teil 
Schutz des Lebens, der Gesundheit und des Eigentums vor Schadenszufügung 





Vorbemerkung: Vgl. hierzu Art, 10. Abs. 2, 

Ast, 11 Abs. 1, Art. 19 Abs. 2 Verf 
Erstes Kapitel 
Schadensverhütung 


Erster Abschnitt 
Allgemeine Pflichten zur Verhütung von. 
Schäden und zur Abwehr von Gefahren 


5323 
Grundsatz 


Bürger und Betriebe sind in Übereinstim- 
mung mit den Grundsätzen der sozialistischen 
Moralzum akuven Handeln bei der Verhütung 
von Schäden und der Abwehr von Gefahren 
verpflichtet, um die sozialistische Gesellschaft, 
ihre Bürger und Betriebe vor Schäden zu be- 
wahren. Die in den folgenden Bestimmungen 
festgelegten Rechte und Pflichten dienen der 
Erziehung aller Bürger zur Achtung des Le- 
bens, der Gesundheit und des Eigentums. 





3324 
it zur Vermeidung von Schäden und 
Gefahren 


en 





Bürger und Betriebe sind verpflichtet, sich 
so zu verhalten, daß das Leben und die Ge- 
sundheit der Bürger nicht verletzt werden und 
dem sozialistischen Eigentum sowie dem per- 
sönlichen Eigentum der Bürger keit Schaden 
entsteht. 


g325 
Pflicht zur Abwehr von Schäden und Gefahren 


Bürger und Betriebe sind verpflichtet, die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 
unmittelbar drohende Schäden und Gefahren 
für das Leben, die Gesundheit, das sozialisti- 
sche Eigentum und das persönliche 
‚der Bürger abzuwenden. Diese Verpili 
besteht nicht, wenn dadurch Leben oder Ge- 





an nee 


sundheit dee Handelnden oder anderer Bürger 
gefährdet würden oder wean andere wichtige 
Gründe vorliegen, 


8326 . 
‚Ansprüche bei der Abwehr von Schäden und 
Gefahren 


(4) Handelt ein Bürger oder Betrieb aus, 
gesellschaftlicher Verantwortung, um Schäden 
zu verhiten oder zu mindern oder Gefahren 
abzuwehren, kann er Erstattung der Aufwen- 
dungen verlangen, die er den Umständen nach 
für erforderlich halten konnte, sowie Enischä- 
digung für eingetretene Nachteile, Dieser An- 
spruch bestcht gegenüber demjenigen, der für. 
den Gefahrenzustand verantwortlich ist oder 
in dessen Interesse er gehandelt hat. 

(2) Bürger, die bei Unglücksfällen oder. 
Katastrophen Hilfe leisten oder die zur Ab- 
wehr von Gefahren für Leben und Gesundheit 
von Bürgern oder im Interesse deröffentlichen 
Ordnung und Sicherheit gehandelt haben, 
können die Ansprüche nach Abs. 1 entspre- 
(chend den dafür bestehenden Rechtsvorsehrif- 
ten auch bei der Staatlichen Versicherung gel- 
tend machen. Soweit diese Ersatz leistet, ge- 
hen die Ansprüche auf sie über. 








undstactliche, 


Einrichtung 
S6Abs 





(8) Istein Bürger aus dienstlichen oder be- 
ruflichen Gründen zum Eingreifen verpflich- 
tet, stehen ihm die Ansprüche nur insoweit zu, 
als ihm durch staatliche oder gesellschaftliche 
Leistungen kein Ersatz gewährt wird. 
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Zweiter Abschnitt 
Ansprüche 
bei Störungen und Beeinträchtigungen 


8327 
‚Ansprüche bei Verletzung 
'von Persönlichkeitsrechten 


(1) Werden Rechte eines Bürgers auf Ach- 

tung seiner Persönlichkeit, insbesondere 

ner Ehre undseines Anschens, seines Namens, 

seines Bildes, seiner Urheberrechte sowie an- 

derer gleichartig geschützter Rechte aus 
schöpferischer Tätigkeit verletzt, kann der in 
seinem Recht Verletzte verlangen: 

1. Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes, 
insbesondere durch den Widerruf von un- 
richtigen Behauptungen und ihre Öffenti- 
che Richtigstelung; 

2. Unterlassung gegenwärtiger und künfüger 
Verletzungen, soweit diese vorauszusehen 
sind; 

3. Ersatz des entstandenen Schadens, soweit 
die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben 
sind; 

4. gerichtliche Feststellung derrechtsvidrigen 
Verletzung des Rechts auf Achtung seiner 
Persönlichkeit 
(2) Die Ansprüche nach Abs, 1 stehen Be- 

{trieben entsprechend zu. 








‚Anmerkung: Beschte auch die Zuständigkeit 
der gesellschaftlichen Gerichte, vel- ZPO. 
GGG, KKO, SchKO, Eingabengese: 








8328 
‚Ansprüche auf Beseitigung 
und Unterlassung von Störungen 


(1) Werden Rechte eines Bürgers oder ei- 
nes Betriebes durch das rechtswidrige Verhal- 
ten eines anderen beeinträchtigt oder gefähr- 
det, kann der Bürger oder Betrieb von dem 
anderen verlangen, daß die Störung oder der 
Gefahrenzustand beseitigt wird. 

(@) Die Unterlassung künftiger Störungen 
kann verlangt werden, wenn weitere Störun- 
gen oder eine erhebliche Gefährdung durch 
fechtswidriges Verhalten des anderen voraus- 
sehen ad 





8329 
Ansprüche bei Immissionen 


(1) Die sozialistische Gesellschaft gestaltet 
planmäßig solche Umwelibedingungen, die 
nen fördernden Einfluß auf die Gesundheit, 
das Wohlbefinden und die Leistungsfähigkeit 
der Bürger ausüben und gesundheitsschä 
gende Faktoren weitgehend ausschalten. Die 
Betriebe sind auf der Grundlage der für den 
Umweltschutz geltenden Rechtsvorschriften 
verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zu 
{reffen, um störende Einwirkungen auf die 
Umwelt, wie Verunreinigung der Luft, des 
Wassersund des Bodens, Lärm und Erschütte- 
rungen, so gering wie möglich zu halten. 














Anmerkung: Ve 
turgeseiz und die zu seiner Durch 
assenen Rechtsvorschriften. insbes. 
IDVO som 14. 5. 1970 — Schutz vor Lärm — 
(GBI. ENT. 46 8. 343) und die 5. DVO vom 
17.1. 1973- Reinhaltung der Luft — (GBl. 1 
Nr, 18, 157). 

















(2) Störende Einwirkungen von Betrieben 
oder Anlagen begründen keinen Anspruch auf 
Unterlassung und Schadenersatz, wenn sie das 
unvermeidliche oder in Rechtsvorschriften 
fesigesetzie Maß nicht übersteigen oder wenn 
entsprechende technische Vorkehrungen ge- 
genwärtig nicht möglich oder volkswirtschaft- 
lich nicht vertretbar sind, Bürgern, denen un-, 
zumutbare Nachteile entstehen, kann eine an- 
gemessene Entschädigung gewährt werden, 
soweit nicht durch andere Maßnahmen ein 
Ausgleich erfolgt. 

(8) Soweit. besondere Rechtsvorschriften 
nicht bestehen, bestimmt sich die Verantwort- 
lichkeit für Schäden, die durch Immissionen 
verursacht werden, nach diesem Gesetz. 


3 
Zweites Kapitel 
Wiedergutmachung von Schäden 
Erster Abschnitt 
Verantwortlichkeit für Schadenszufügung 





5330 
Verpflichtung zum Schadenersatz, 


Ein Bürger oder Betrieb, der unter Ver- 
leizungihm obliegender Pflichten rechtswidrig 
einen Schaden verursacht, ist zum Ersatz die- 
ses Schadens verpflichtet 


SB 
Verantwortlichkeit der Betriebe für ihre 
Mitarbeiter 


‚Verursachtein Mitarbeiter eines Betriebes 
in Erfüllung ihm obliegender betrieblicher 
‚Aufgaben einen Schaden, hat der Betrieb den. 
Schaden zu ersetzen. Eine Ersatzpficht des 
Mitarbeiters gegenüber dem Geschädigten be- 
steht nicht. Die Verantwortlichkeit des Mitar- 
Deiters gegenüber dem Betrieb nach arbeits- 
rechtlichen oder anderen Vorschriften wird 
dadurch nicht berührt, 


Anmerkung: Vgl. hierzu u. a. Arbeitsgesetz- 
buch der DDR vom 16.6. 1977 (GBI.INr. 18 
S. 185), insbes. 88 252-266; $$ 15 ff. 
LPG-Ges. 


8332 
Ansprüche mittelbar Geschüdigter 





Ein Bürger oder Betrieb, der als Folge der 
Schädigung eines anderen Schaden erleidet, 
hat als mittelbar Geschädigter Anspruch auf 
Schadenersatz, soweit das in diesem Gesetz. 
oder in anderen Rechtsvorschriften bestimmt 
ist. Wird durch Rechtsvorschriften ein solcher 
‚Anspruch nicht gewährt, kann das Gericht 
nem Bürger Schadenersatz zuerkennen, wenn 
das unter Berücksichtigung der wirtschaft 
hen Lage der Beteiligten und aller Umstände 
des Einzelfälles gerechtfertigt ist. 
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Befreiung von der Verpflichtung 
zum Schadenersatz 


8333 


(ü) Die Verpflichtung eines Bürgers zum 
Schadenersatz entfällt, wenn er den Schaden 
nicht schuldhaft (vorsätzlich oder fahrlässig) 
verursacht hat. 

(2) Vorsätzlich handelt ein Bürger, derden 
Schaden bewußt herbeifühn oder sich bewußt 
damit abfindet, daß als mögliche Folge seines 
Handelns ein Schaden eintritt 

(@) Fahrlässig handelt ein Bürger, der den 
Schaden dadurch verursacht, daß er sich aus 
mangelnder Sorgfalt, aus Leichtfertigkeit, 
Gleichgältigkeit oder aus ähnlichen Gründen 
nicht so verhält, wie es in der gegebenen Lage 
entsprechend den allgemein an ihn zu stellen- 
den Anforderungen zur Vermeidung des 
Schadens notwendig ist. 

(&) Soweit nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes eine Schadenersaizpflicht für grobe 
Fahrlässigkeit vorgesehen st, tritt diese ein, 
wenn durch den Bürger grundlegende Regeln 
des sozialistischen Zusammenlebens in ver- 
antwortungsloser Weise verletzt worden sind. 


8334 


Die Verpflichtung eines Betriebes zum 
Schadenersatz entfällt, wenn er die Umstände, 
die zum Schaden geführt haben, trotz Aus- 
nutzung aller ihm durch die sozialistischen 
Produktionsverhältnisse gegebenen Möglich- 
keiten nicht abwenden konnte. 


8335 
Durch Rechtsvorschriften kann festgelegt 


werden, daß eine Befreiung von der Verpflich- 
tung zum Schadenersatz nicht zulässig ist 








Anmerkung: Vgl. hierzu $$ 343 ff. ZGB. 


Umfang und Art des Schadenersatzes 
5336 


(1) Schaden ist der materielle Nachteil, der. 
dem Geschädigten durch die Pflichtverletzung 
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eines anderen entsteht. Hierzu zählen Folgen 
von Gesundheitsschäden, Verlust oder Be- 
schädigungen des Eigentums, Aufwendungen 
zur Verringerung oder Beseitigung des Scha- 
dens sowie die dem Geschädigten entgangenen. 
Einkünfte, 

(2) Ist die Höhe des Schadens nur mit ei- 
nem nicht vertretbaren Aufwand festzustellen, 
"kann das Gericht die Höhe des Schadens unter 
Würdigung aller Umstände schätzen. 





8337 


(1) Durch den Schadenersatz ist der Ge- 
schädigte materiel so zu stellen, als wäre das 
schädigende Ereignis nicht eingetreten. 

(2) Schadenersatz istin Geld zuleisten. Die 
Beteiligten können eine andere Art des Er- 
satzes vereinbaren, insbesondere eine Wie- 
derherstellung des ursprünglichen Zustandes 
durch Arbeitsleistungen. 








8338 
Ersatzpflicht bei Gesundheitsschäden 


(1) Bei Gesundheitsschäden umfaßt die 
Ersatzpflicht die für die Heilung erforderli- 
hen Aufwendungen, das entgangene. und 
noch enigehende Arbeitseinkommen oder 
eine sonstige entsprechende Einkommens- 
minderung, Die Ersatzpflicht umfaßt auch er- 
höhte Aufwendungen, die durch vorüberge- 
hende oder dauernde Behinderung des Ge- 
schädigten entstehen, und weitere Nachteile, 
die durch das schädigende Ereienis im Zu- 
sammenhang mit dem Gesundheitsschaden 
verursacht worden sind. 

(2) Führt der Gesundheitsschaden. zur 
ständigen Einkommensminderung oder zu 
dauernden erhöhten Aufwendungen, ist dem 
Geschädigten eine Geldrente zu zahlen. An- 
stelle einer Geldrente kann durch schlichen 
Vertrag die Zahlung einer einmaligen Abfin- 
dung vereinbart werden. 

(@) Kann der Geschädigte wegen des Ge- 
sundheitsschadens nur im beschränkten Um- 
fang am gesellschafilichen Leben teilnchmen, 
istihm ein angemessener Ausgleich zu zahlen. 
Ein solcher Ausgleich ist auch dann zu zahlen, 
Wen Aurch‘ den Gäihndheischalen das 











Wohlbefinden des Geschädigten. erheblich 
oder längere Zeit beeinträchtigt wird 


8339 
Ersatzpflicht beim Tod eines Bürgers 


(4) Führt die Pflichtverleizung zum Tod 
des Geschädigten, umfaßt die Ersatzpflicht 
auch die Kosten einer vorangegangenen ärzıi 
chen Behandlung und der Bestattung. 

(2) War der Verstorbene anderen Bürgern 
gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet oder 
Wäre eine solche Verpflichtung in absehbarer 
Zeit eingetreten, hat der Verpllichtete den 
dureh Verlust des Unterhiltsanspruchs ent- 
Standenen Schaden zu erseizen. 





um Unterhalt vol. insbes. $ 
if. FGB 





(8) Hat der Verstorbene ohne gesetzliche 
Pflicht anderen Bürgern Unterhalt gewährt, 
hat der zum Schadenersatz Verpflichtete für 
eine Übergangszeit von höchstens 2 Jahren 
eine Unterstützung zu zahlen, soweit die be- 
\roffenen Bürgerin dieser Zeitihren Unterhalt 
aus eigenen Einkünften und sonstigen Mitteln 
nicht bestreiten konnen. 





8340 
Herabsetzung des Schadenersatzes 


Das Gericht kann in Ausnahmefällen den 
Schadenersatz herabsetzen. Das ist nur mög- 
lich, wenn der Schaden fahrlässig verursacht 
wurde und so hoch ist, daßin Anbetracht der 
wirtschaftlichen Lage und des Einkommens 
des Schädigers sowie ihrer voraussichtlichen. 
Entwicklung ein voller Ausgleich des Schadens 
nicht zu erwarten ist. 





8341 
Mitverantwortlichkeit des Geschädigten. 


Die Verpfichtungzum Schadenersatzistin 
‚dem Umfang ausgeschlossen, in dem der Ge- 
schädigie für den Schaden mitverantwortlich 
ist oder es unterlassen hat, den Schaden abzu- 
en de ern 
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8342 
Verantwortlichkeit mehrerer Schadensverur- 
sacher 


(4) Sind mehrere gemeinschaftlich oder 
nebeneinander für einen Schaden verantwort- 
lich, sind sie dem Geschädigten als Gesamt- 
Schuldner verpflichtet. Sie sind untereinander 
nach dem Umfangder Verursachung undihres 
pflichtwidrigen Verhaltens zum Ausgleich 
verpflichtet 

(2) In Ausnahmefällen kann das Gericht 
festlegen, daß jeder Schadensverursacher dem 
Geschädigten nur in Höhe des eigenen Anteils 
verpflichtet ist. 





Zweiter Abschnitt 


Erweiterte Verantwortlichkeit 
für Schadenszufügung 


8343 
Inhalt der erweiterten Verantwortlichkeit 


(1) In den Fällen der erweiterten Verant- 
\wortlichkeit ($$ 344 bis 347) isteine Befreiung 
von der Verpflichtung zum Schadenersatz 
nach den $$ 333 und 334 ausgeschlossen, 

(2) Die Verpflichtung zum Schadenersatz 
entfällt nur, soweit der Schaden auf ein unab- 
\wendbares Ereigris zurückzuführen ist, das 
nicht auf einen Fehler in der Beschaffenheit 
der Sache oder ihrem technischen Versagen 
beruht. Ein Ereignis gilt dann als unabwend- 
bar, wenn es nicht vorauszusehen warund von 
einem Betrieb trotz aller Maßnahmen, die den 
gegenwärtigen Möglichkeiten und Erfahrun- 
gen entsprechen, oder von einem Bürger trotz 
aller ihm zumutbaren Bemühungen nicht ver- 
hindert werden konnte 

(&) Eine Befreiung von der Verpflichtung, 
zum Schadenersatz nach Abs. 2 isı ausge- 
schlossen, wenn der Schaden beim Betrieb von 
Luftfahrzeugen entsteht, 





Kesskunat Vol herz LO: 





8344 
Verantwortlichkeit 
aus Quellen erhöhter Gefahr 


(1) Betriebe, deren Tätigkeit zu einer er- 
höhten Gefahr für andere führt, sind für den 
ausdieser Tätigkeit verursachten Schaden ver- 
antwortich. Dasgleich iltfüreinen Schaden, 
der auf das Unterhalten und Betreiben von 
Anlagen sowie den Besitz von Sachen oder 
Stoffen zurüekzuführen ist, bei denen eine er- 
höhte Gefahr für Leben, Gesundheit oder Ei- 
gentum anderer nicht oder nicht vollständig 
auszuschließen ist 

(2) It ie Verantwortlichkeit aus Quellen 
‚erhöhter Gefahr in besonderen Rechtsvor- 
schriften geregelt, sind diese anzuwenden. 


gl. hierzu u.a. das Atomener- 
giegesetz vom 28.3.1962 (ODI.1 Nr. 38.47) 
Üd.F. der Ändgesctze vom 23.1.1964 (GBI. 
Nr. 18.1) und vom 1.9. 1966 (GBL IN. 08 

Sowie des Anpastungsgesetzes vom 11. 6 
1968 (GBI. INT. 11 9.242; Ber. GBI. INT 
103 $. 827) und das Berggesetz 


Anmerkung: 









$345 
Verantwortlichkeit der Verkehrsbetriebe 
und Halter von Fahrzeugen 





(4) Für einen Schaden, der beim Betrieb 
von Bahnen, Luftfahrzeugen, Kraftfahrzeugen 
und Wasserfahrzeugen entsteht, die nur mit 
Zulassung oder Befähigungsnachweis geführt 
\werden dürfen, istder Betrieb oder Halter ver- 
antwortäch. 

(2) Neben dem Halter ist der Fahrer ver- 
antwortlich, wenn er den Schaden schuldhaft 
verursacht hat. Ist der Fahrer Mitarbeitereines. 
Betriebes, bestimmt sich die Verantwortlich- 
keit nach $ 331. 

(8) Benutzt jemand ein im Abs. 1 genann- 
es Fahrzeug unbefugt, ist er neben dem Be- 
trieb. oder Halter zum Schadenersatz nach 
‚Abs. 1 verpflichtet 





1 »Zivilgeserzbuch 86 


5346 
Verantwortlichkeit für Schülden durch Tiere 


(1) Für einen Schaden, den ein Tier verur- 
sacht, Ist der Halter des Tieres verantwortlich 

(2) Für einen Schaden, den ein jagdbares 
Tier verursacht, ist der zuständige siaatliche, 
‚Forstwirtschaftsbetrieb entsprechend den da- 
für geltenden Rechtsvorschriften verantwort- 
lich, 
Anmerkung: Vgl. hierzu $$ 2,3 der Wildscha- 
denVO (Reg.-Nr. 6) 








8347 
Verantwortlichkeit des Gebüudeeigentümers 
‚oder Nutzungsberechtigten 


(1) Für einen Schaden, der durch Einsturz 
eines Gebäudes, Vorsagen seiner Einrichtung 
oder durch Ablösung von Mauerwerk, Dach- 
ziegeln oder anderer Bestandteile des Gebäu- 
des oder Grundstücks verursacht wird, ist der 
Eigentümer des Grundstücks oder des Gebäu- 
des verantwortlich, 

(2) Ist auf Grund eines Nutzungsrechts ein 
anderer verpflichtet, das Gebäude oder 
‚Grundstück zu unterhalten, ist er anstelle des 
Eigentümers verantwortlich. 

(8) Hat sich eine Mietergemeinschaft zur 
Mitwirkung bei der Pflege eines Gebäudes 
oder Grundstücks verpflichtet, befreit das den. 
Eigentümer nicht von seiner Verantwortlich- 
keit gegenüber dem Geschädigten. 














Dritter Abschnitt 


Verantwortlichkeit von Kindem, 
Jugendlichen und Aufsichtspflichtigen 


8348 
Verantwortichkeit von Kindem 
und Jugendlichen 


{1) Kinder, die das 6. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, sind für von ihnen ver- 
ursachte Schäden nicht verantwortlich. 

(2) Kinder, diedas 6. Lebensjahr vollendet 
haben; und Fugendliche bie zu 18:Jähren! <ind: 


für von ihnen verursachte Schäden verant- 
wortlich, wenn sie zur Zeit der schädigenden. 
Handlung auf Grund des Entwicklungsstandes 
ihrer Persönlichkeit fähig waren, sich pflicht- 
gemäß zu verhalten. 


s39 
Verantwortlichkeit 
bei Bewußtseinsstörungen. 


(1) Fehlt einem Bürger infolge zeitweiliger 
oder dauernder krankhafter Störungen seiner 
Seistestäigkeit oder wegen Bewußtseinsstö- 
zungen zur Zeit. der schädigenden Handlung 
(die Fähigkeit, sich pflichtgemäß zu verhalten, 
ist er für den von ihm verursachten Schaden 
nicht verantwortlich, 

(2) Ein Bürger, der sich durch Alkohol 
(oder andere rauscherzeugende Mittel oder 
Drogen in einen Zustand versetzt, der die Fä- 
higkeit zum pflichtgemäßen Verhalten aus- 
schließt und in diesem Zustand einem anderen. 
Schaden zufügt, ist für diesen Schaden verant- 
\wortlich. Der Bürger ist nicht verantwortlich, 
wenn erunverschuldet in diesen Zustand gera- 
ten ist. 


5350 
Schadenersatzglicht 
hei besonderen Umständen 


Bürger, die nach den $$348 und 349 nicht 
verantwortlich Sind, können zum Ersatz. des. 
von ihnen verursachten Schadens ganz oder 
teilweise herangezogen werden, wenn das un- 
ter Berücksichtigung aller Umstände des Ein- 
zelfallesund der wirtschaftlichen Lage der Be- 
teiligten gerechtfertigt ist, 





8351 
Verantwortlichkeit Aufsichtspflichtiger 


(4) Eltern und andere Bürger, die auf 
Grund von Rechtsvorschriften, staailicher 
Anordnung oder aus einem anderen Grunde. 
Kinder oder Jugendliche zu erziehen oder zu 
beaufsichtigen haben, sind zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet, den diese Kinder oder 
Jugendlichen rechtswidrig verursachen. Fl 
Bürger. die die Aufsichtspflicht in Ausübung 
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ihres Berufes wahrmehmen, gelten dieentspre- 
chenden Rechtsvorschriften. 

(@) Das gleiche git, wenn Personen, die 
wegen geistiger Gebrechen unter Aufsicht ste- 
hen, rechtswidrig einen Schaden verursachen. 





Anmerkung: Val. hierzu $$ 98 ffı EGB (Vo 
mundschaft über Volljährige) i. V. m. $ 160 
7GB, 

(8) Die Verantwortlichkeit entfält, wenn 
(der Erziehungsberechtigte oder Aufsichts- 
flichtige seine Pfichten nicht schuldhaft ver- 
letzt hat oder der Schaden auch bei ordnungs- 
gemäßer Erfüllung dieser Pflichten entstanden. 





Vierter Abschnitt 


Ausschluß der Verantwortlichkeit bei 
Notwehr, Notstand und Selbsthilfe 


8352 
Notwehr 


Ein Bürger, der einen gegenwärigen 
rechtswidrigen Angriff gegen die sozialistische 
Staats- und Gesellschafisordnung, auf Leben, 
Gesundheit, soziaistisches Eigentum und per- 
Sönliches Eigentum der Bürger oder auf an- 
dere Rechte in angemessener Weise abehrt, 
handelt nicht rechtswidrig, (Notwehr). Er ist 
füreinen dadurch entstandenen Schaden nicht 
serantwortlich 


8353 
Notstand 





Ein Bürger, der eine Sache, von der eine 
Gefahr für die sozialistische Staats- und Ge- 
sellschaftsordnung, für Leben, Gesundheit, 
sozialisisches Eigentum und persönliches 
gentum der Bürger oder für andere Rechte 
ausgeht, beschädigt oder zerstört, um damit 
die Gefahr in angemessener Weise abzuweh- 
ren, handelt nicht rechtswidrig (Notstand). Er. 
ist für einen dadurch entstandenen Schaden 
nicht verantwortlich. 





Selbsthilfe 
8354 


Ein Bürger ist zur Sicherung und Durch- 
setzung von Ansprüchen oder anderer Rechte 
berechtigt, im Wege der Selbsthilfe die unr 
telbar notwendigen Maßnahmen zu treffen, 
\wenn die Hilfe staatlicher Organe nicht recht- 
zeitig herbeigeführt werden kann und ohne so- 
foriges Eingreifen die Verwirklichung der 
‚Ansprüche und Rechte wesentlich erschwert 
oder vereitelt werden würde. Die Selbsthilfe 
darf nicht weitergehen, als es zur Abwehr der 
Gefahr erforderlich ist, Selbsthilfe ist nicht 
rechtswidrig. 





8355 


(4) Ein Bürger, dor zum eigenen Schutz 
oder zur dringenden Hilfeleistung für andere 
Personen in angemessener Weise bewegliche 
Sachen, Grundstücke oder Gebäude anderer 
benutztoder auf sie einwirkt, um dadurch eine 
unmittelbar drohende Gefahr für Leben und 
Gesundheit oder für erhebliche Sachwerte ab- 
‚zuwehren, handelt nicht rechtswidrig. 

(@) Ein dadurch entstandener Schaden ist 
yon demjenigen zu ersetzen, der für den Ge- 
fahrenzustand verantwortlich ist. Kann von 
diesem Schadenersatz nichterlangt werden, ist 
derjenige zum Ersatz verpflichtet, in dessen 
Interesse gehandelt wurde. 


Drittes Kapitel 


Pflicht zur Rückgabe 
von unberechtigt erlangten Leistungen. 


8356 
Herausgabepfitht 


(9) Hat ein Bürger oderBetrieb zum Nach- 
teil einesanderen einen materiellen Vorteiler- 
langt, ohne darauf einen Anspruch zu haben, 
ist der Empfänger verpflichtet, das Erlangte 
herauszugeben. Die Herausgabepflicht umfaßt 
auch die erlangten Nutzungen sowie den Er- 
satz. die Entschädigung oler den Ersatzan-. 
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spruch, den der Empfänger für einen Gegen- 
stand erlangt hat, dessen Herausgabe nicht 
möglich ist. 

(&) Isteine Herausgabe des Erlangten nicht 
möglich, hat der Empfänger Wertersatz zu lei- 
sten. 


8357 
Umfang des Herausgabeanspruchs. 


(1) Der Anspruch auf Herausgabe des Er- 
langten oder auf Wertersatz entfällt in dem 
Umfang, in dem der Empfänger selbst keine 
Vorteile mehr hat. 

(2) Der Empfänger bleibt jedoch zum 
Wertersatz verpflichtet, wenn er wußte oder 
wissen mußte, daß er die Leistung ohne An- 
spruch erlangthat. Hat der Empfänger daserst 
später erfahren, ist er vom Zeitpunkt seiner 
Kenntnis an zum Ersatz verpflichtet 

(&) Der Empfänger ist für Verlust oder 
Verschlechterung eines erlangten Gegenstan- 
des von dem Zeitpunkt an verantworlich, an 
dem er erfahren hat, daß er den Gegenstand 
ohne Anspruch erlangt hat, 


Viertes Kapitel 
Pflicht zur Abgabe von gefundenen Sachen 


8358 
‚Abgabepflicht 


(4) Der Finder einer verlorengegangenen 
Sache ist verpflichtet, sie unverzüglich dem 
Verlierer, Eigentimer oder sonstigen Emp- 
fangsberechtigten zurückzugeben oder bei ei- 
ner öffentlichen Fundstelle abzugeben. Aus- 
weise, Pässe, andere Öffenuliche Urkunden, 
dienstliche Unterlagen sowie Sparbücher sind 
"bei der ausstellenden Dienststelle oder Ein- 
Fiehtung oder bei dornächsten Diensttelle der 
Volkspolizei abzugeben. 


Anmerkungt Vo 





hierzu 8 23 PBO 


(2) Wird eine Sache im Bereich staatlicher 
Organe und Einrichtungen sowie geselischaft- 
licher Organisationen gefunden, kann sie auch 


dort abgegeben werden. Wird die Sache nicht 
innerhalb einer Woche abgeholt, istsie an eine. 
öffentliche Fundstelle weiterzuleiten. 

() Eine Abgabepflicht für Sachen von ge- 
Fingfügigem Wert (ünter 3M) besicht nur, 
wenn der Finder den Eigentümer, Verlierer 
oder sonstigen Empfangsberechtigten kennt 
oder wenn der Finder erkennen kann, daß es. 
fürden Verlierer wegen derBedeutung derSa- 
che wichtig st, sie wiederzubekommen. 

(4) Der Finder ist verpflichtet, die Sache 
bis zu ihrer Abgabe zu verwahren und vor Be- 
schädigung und Verlust zu schützen. Verletzt 
erdiese Pflichten vorsätzlich oder grob fahrläs- 
Sig, hater den darausentstandenen Schaden zu 
ersetzen. 








3359 
‚Anspruch auf Finderlohn 


(4) Der Finder hat gegenüber dem Verl 
ter, Eigentümer oder sonsügen Empfangsbe- 
rechtigten Anspruch auf Finderiohn. Er be- 
trägt 10 % des Wertes der Sache, jedoch nicht 
mehr al 300 M. Ist der Wert der Sache nicht 
oder nur schwer feststellbar, ist ein unter Ab- 
wägung der beiderseiigen Interessen ange- 
messener Finderiohn zu zahlen. 

(2) Anspruch auf Finderiohn besteht nur, 
‚wenn der Finder seine Abgabepflicht erfüllt 
und der Verlierer, Eigentümer oder sonstige 
Empfangsberechtigte die Sache wiedererlangt 
hat 

(&) Erforderliche Aufwendungen sind dem 
Finder auf sein Verlangen vom Verlierer, Ei 
gentümer oder sonstigen Empfangsberechtig- 
ten und, wenn die Sache nach $ 360in Volksei- 
gentum übergeht, vom zuständigen staatlichen 
Organ zu erstatten. 














3360 
Eigentumserwerb, 
an nicht abgeholten Fundsachen. 


Kann der Verlierer, Eigentümer oder son- 
stige Empfangsberechtigte nicht festgestellt 
werden, geht die Fundsache3 Monatenach der 
Ablieferung, bei Geldbeträgen von mehr als 
100 M, Wertpapieren und Wertsachen nach 
‚einem Jahr, in Volkseigentum über. Der Fin- 
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der hat Anspruch auf Finderlohn. Verzichtet 
das zuständige staatliche Organ auf die Sache, 
hat der Finder Anspruch auf Übertragung der 
Sache in sein Eigentum. 





8361 
Auffinden 
kulturhistorisch wertvoller Gegenstände 


(1) Münzen, Gegenstände von kulturhisto- 
rischer Bedeutung oder andere wertvolle Ge- 
genstände, die so lange verborgen waren, daß 


der Eigentümer nicht mehr festgestellt werden. 
kann, gehen zum Zeitpunkt ihres Auffindens 
in Volkseigentum über. 

(2) Der Finder hat den Fund dem zuständi- 
gen Staatlichen Organ anzuzeigen und Anga- 
ben über die näheren Umstände des Auffin- 
dens zumachen. Er hat Anspruch auf,eine an- 
‚gemessene Relohnung, wenn er seiner Anzei 
geptlicht freiwillig nachgekommen ist. Dieser 
Anspruch besteht nicht, wenn der Fund in 
Ausführung eines hierauf gerichteten berufli 
chen oder sonstigen Auftrages erfolgte. 











Sechster Teil 
Erbrecht. 









Vorbemerkung: 
Schutz des Erbree 


(syal. Art. I1 Abs, 1 V 





Erstes Kapitel 
Allgemeine Bestimmungen 


8362 
Aufgaben und Ziele 


(1) Das Erbrecht sichert eine mit dem Wil- 
len des Erblassers seinen familiären Bindun- 
gen und den geselschaftichen Interessen 
übereinstimmende Verteilung des Nachlasses 
Esgewährleistet jedem Bürgerdas Recht, über 
sein Eigentum darch Testament oder gesetzli- 
che Erbfolge zu bestimmen. 

(2) Das Erbrecht regelt den Übergung des 
Eigentums eines verstorbenen Bürgers (Nach- 
1aß) aufdie Erben. diesich daraus ergebenden 
Rechte und Pflichten der Erben sowie deren 
Verhältnis zueinander, Esregelt Aufgıben der 
Staatlichen Notarate bei der ordnungsgemä- 
Ben Abwicklung der Erbschaftsangelegenhei- 
ten. 








Anmerkung: Vgl. hierzu NG: 


5363 
Erbfolge, Erbfühigkeit 


(4) Der Erbfalltritt mit dem Todeein. Der 
Nachlaß geht kraftgesetzlicher oder testamen- 


tarischer Erbfolge auf einen oder mehrere Er- 
ben über. 

(2) Erbe kann nur werden, wor zur Zeit des 
Erbfalles lebt oder bereits gezeugtist und nach 
dem Erbfall lebend geboren wird. 

(3) Durch Testament kann auch der Staat, 
ein Betrieb oder eine Organisation als Erbe 
eingesetzt werden. 





Anmerkung: Zum Erbschaftserwerb vgl. 8399 
ZGB. 


Zweites Kapitel 
Gesetzliche Erbfolge 


8364 
Grundsatz 


(1) Das gesetzliche Erbrecht richtet sich 
nach der Erbfolgeordnung der $$ 365 bis 369. 
dieses Gesetzes. 

(@) Verwandte der nachfolgenden Ord- 
nung sind nicht zur Erbfolge berufen, solange 
ein Erbe einer vorhergehenden Ordnung vor- 
handen ist, soweit dieses Gesetz nichtsanderes 
bestimmt, 

(3) Ein zur Zeit des Erbfalles lebender 
‚Nachkomme schließt die Nachkommen von 
der Erbfolge aus, die durch ihn mit dem Erb- 
Na änd: 
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Erbrecht des Ehegatten und der Kinder 
8365 


(1) Geseizliche Erbeu der 1. Ordnung sind 
der Ehegatte und die Kinder des Erblassers. 
Sie erben zu gleichen Teilen, der Ehegatte je- 
doch mindestens ein Viertel des Nachlasses. 
Dem Ehegatten stehen neben seinem Erbteil 
die zum ehelichen Haushalt gehörenden Ge- 
genstände zu. 

(2) An die Stelle eines Kindes, das zur Zeit 
des Erbfalles nicht mehr lebt, treten dessen 
Kinder, die zu gleichen Teilen erben. 

(8) Der Nachlaß eines verstorbenen Ehe- 
‚gatten besteht aus seinem Anteil am gemein- 
schaftlichen Eigentum der Ehegatten sowie 
aus seinem Alleineigentum. Für die Feststel- 
lung des Anteils am gemeinschaftlichen Eigen- 
tum gelten die Bestimmungen des Familienge- 
seizbuches. 
















hierau 88 39 und 40,FGB; 
vali ferner RL.Nr. 24 des Plenums des Ober 
1967 zur Aufhebung 

während und nach Beendi 
.ILNT. 308. 180) i.d. des An 





es des Plenums des Obersten 
(GBL.LIOTGNE, 11 














8366 


Der Ehegatte erbtallein, wenn Nachkom- 
men des Erblassers nicht vorhanden sind. 


8367 
Erbrecht der Eltern 
und deren Nachkommen 


(4) Gesetzliche Erben der 2. Ordnung sind. 
die Eltern des Erblassers und deren Nach- 
kommen. 

(2)Leben die Eltern zur Zeit des Erbfalles, 
erben sie allein und zu gleichen Teilen. Lebt 
ein Elternteilnicht mehr, erbt der überlebende 
Elternteil allein. 

(&) An die Stelle der vor dem Erbfall ver 
orbenen Eltern ten die! Nachkommen: 











90 


nach den Bestimmungen für die Erbfolge in 
‚der 1. Ordnung. 


308 
Erbrecht der Großeltern 
und deren Nachkommen 


(1) Gesetzliche Erden der3. Ordnung sind 
die Großeltern des Erblassers und deren 
Nachkommen. 

(2) Leben zur Zeitdes Erbfallesalle Groß- 
eltern, erben sie allein und zu gleichen Teilen. 

(3) Lebt ein Teil eines Großelternpaares 
nicht mehr, erbt der andere dessen Erbteil mit. 
Lebtein Großelternpaar nicht mehr, sind aber 
Nachkommen vorhanden, geht der Erbteil des 
‚Großelternpaares zu gleichen Teilen auf die 
Nachkommen über. 

(4) Lebt ein Großelternpaar nicht mehr 
und’ sind keine Nachkommen vorhanden, er- 
ben die anderen Großeltern oder deren Nach- 
kommen alle 

() Im übrigen gelten für das Eintrittstecht 
‚der Nachkommen die Bestimmungen für die 
Erbfolge der 1. Ordnung, 








3309 
‚Erbrecht des Stautes. 


(1) Sind keine Erben bis zur 3. Ordnung 
vorhanden, ist der Staat gesetzlicher Erbe. 

(2) Mit dem Erbfall geht der Nachlaß in 
Volkseigentum über. Nachlaßverbindlichkei- 
ten werden biszur Höhe des Wertes des Nach- 
asses beglichen. Hat ein Erbe die Erbschaft 
ausgeschlagen, werden die ihm gegen den 
Nachlaß zustehenden Forderungen beglichen, 
soweit sie in einem unmittelbaren wirtschaftli- 
chen Zusammenhang mit dem Nachlaß ent- 
standen sind. 

(8) Gehören Grundstücke oder Gebäude 
zum Nachlaß, erlöschen die darauf ruhenden 
Belastungen. Für die Ablösung der damit im 
Zusammenhang stehenden Forderungen gel- 
ten besondere Rechtsvorschriften. 


Anmerkung: Val, era AO om 23.1, 1979 
zur GrundstücksverkehrsVO, insbes. 99 
GBI INT. 8 701: 









Du tessamientarische Erbfolge 1 


Drittes Kapitel 
Testamentarische Erbfolge 


Erster Abschnitt 
Testament 


3370 
Errichtung des Testaments, 


(4) Der Erblasser kann über sein Eigentum 
durch Testament verfügen. Er muß volljährig, 
und handlungsfähjg sein. 

(2) Ein Testament kann nur yom Erblasser 
persönlich errichtet werden. 

(8) Verfügt der Erblasser nicht durch Te- 
stament über sein Eigentum, tritt die gesetzl 
(che Erbfolge ein. 


$371 
Inhalt des Testaments 


(1) Der Erblasser kann durch Testament 
einen oder mehrere Erben bestimmen, Ver- 
mächtnisse ($380) zuwenden, Auflagen 
(8 382) erteilen, Teilungsanordnungen treffen 
und gesetzliche Erben von der Erbfolge aus- 
schließen, 

(2) Der Erblasser darf den Bedachten in 
seiner Verfügungsbefugnis über das aus der 
‚Erbschaft Erlangte nicht beschränken. 

(8) Der Erblasser kann einen Miterben 
‚oder einen anderen Bürger dazu bestimmen, 
im Testament getroffene Festlegungen auszu- 
führen und insoweit den Nachlaß zu verwalten 
sowie darüber zu verfügen (Testamentsvoll- 
Strecker). In diesem Rahmen kann der Erblas- 
ser die Befugnisse des Testamentsyollstreckers 
im einzelnen regeln. 


s372 
Auslegung des Testaments, 





Läßt der Inhalt eines Testaments verschiedene 
‚Auslegungen zu, ist das Testament soauszule- 
gen, daß dem wirklichen oder mutmaßlichen. 
Willen des Erblassers Geltung verschafft wird. 


8373 
Nichtigkeit testamentarischer Verfügungen 


(1) Eine testamentarische Verfügung ist 
nichtig, soweit sie gegen ein in Rechtsvor- 
schriften enthaltenes Verbot verstößt oder mit 
den Grundsätzen der sozialistischen Moral un-, 
vereinbar ist. 

(2) Ein Testament ist nichtig, wenn es ge- 
gen die Formvorschriften der $$ 383 bis 386 
verstößt 


8374 
‚Anfechtung testamentarischer Verfügungen 


(1) Eine testamentarische Verfügung kann 
angefochten werden, wenn der Erblasser sich 
über den Inhalt seiner Erklärung im Irrtum be- 
fand und er bei Kenntnis der Sachlage die Er- 
Klärung nicht abgegeben hätte, Eine Anfech- 
tung ist auch zulässig, wenn die testamentari- 
sche Verfügung durch arglistige Täuschung 
'oder. widerrechtliche Drohung zustande. ge 
kommen ist 

(2) Die Anfechtung aus Gründen des Abs, 
erfolgt durch Klage. Sie ist innerhalb eines 
Jahres nach Kenntnis des Anfechtungsgrundes 
zu erheben. Das Recht auf Anfechtung erlischt 
spätestens 10 Jahre nach dem Erbfall. Zur An- 
fechtung ist derjenige berechtigt, zu dessen 
Gunsten sich die Nichtigkeit der testamentari- 
schen Verfügung auswirken würde. Die An- 
fechtungsklage ist gegen denjenigen zu rich- 
ten, den die testamentarische Verfügung im 
Falle ihrer Wirksamkeit bezünstigen würde. 


8375 
‚Testamentarischer Erbe 








(1) Testamentarischer Erbe ist derjenige, 
dem der Erblasser seinen gesamten Nachlaß 
oder einen Teil davon zuwendet, 

(©) Dorjenige, dem der Erblasser nur ein- 
zeine Gegenstände zuwendet, ist im Zweifel 
nicht als Erbe anzusehen. 

(@) Hat der Erblasser über einen Teil des 
"Nachlass nicht oder nicht wirksam durch Te- 
stament verfügt, tritt insoweit die gesetzliche 
Erbfolge ein, es sei denn, daß aus dem Testa- 
Tnentetwäganderee hervorgeht, 
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8376 
Erhöhung und Minderung der Erbteile 


(1) Sollen nach dem Willen des Erblassers, 
ie testamentarischen Erben die alleinigen Er- 
ben sein, werden, wenn jeder von ihnen mit ei- 
nem Bruchteil eingesetzt ist und die Bruchteile 
das Ganze nicht erschöpfen, die Bruchteile 
verhältnismäßig erhöht. 

(2) Ist jeder der testamentarischen Erben. 
mit einem Bruchteil der Erbschaft eingesetzt 
und übersteigen die Bruchteile das Ganze, 
werden die Bruchteile verhältnismäßig gemin- 
dent. 


5377 
Erbeinsetzung ohne nähere Bestimmung 


(4) Sind durch Testament mehrere Erben 
eingesetzt, ohne daß ihre Erbteile bestimmt 
sind, erben sie zu gleichen Teilen. 

(2) Hat der Erblasser durch Testament 
seine Verwandten als Erben eingesetzt und 
dazu nichts Näheres bestimmi, gelten im Zwei- 
fel diejenigen, die im Zeitpunkt des Erbfalles 
ichen Erben sein würden, als zu 








Der Erblasser kann durch Testament Er- 
satzerben bestimnen für den Fall, daßein ein- 
geseizter Erbe vor dem Erbfall stirbt, nach 
dem Erbfall die Erbschaft ausschlägt oder für 
erbunwürdig erklärt wird. 


s379 
‚Ausfall testamentarischer Erben 


(1) Sürbteinerder.durch Testament einge- 
setzten Erben vor dem Erbfall, schlägt er die 
Erbschaft aus oder wirder für erbunwärdiger- 
klärt, erhöhen sich die Erbteile der übrigen 
Erben verhältnismäßig. Ist der ausgefallene 
Erbeein Nachkormme des Erblassers, treten an 
seine Stelle dessen Nachkommen nach den 
Vorschriften über die gesetzliche Erbfolge. 

(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit der Erblasser 
ea Embarbin Kinieehik: 


(&) Istnach den Absätzen 1 und 2 niemand 
als testamentarischer Erbe berufen, tritt die 
gesetzliche Erbfolge ein. 


Vermächtnis 
8380 


(1) Ein Vermächtnis ist eine Zuwendung 
aus dem Nachlaß, die nicht als Erbeinsetzung 
anzusehen ist. Der Bedachte ist berechtigt, 
vom Erben die Herausgabe der Zuwendung zu 
verlangen. Die allgemeinen Bestimmungen 
dieses Gesetzes über Verträge gelten für das 
Vermächtnis entsprechend. 

(2) Ein Vermächtnis liegt auch vor, wenn 
die Zuwendung dadurch eriolgt, daß der Erb- 
lasser einen Erben oder Vermächtnisnehmer 
zu einer Leistung aus dem Nachlaß an einen 
anderen verpfliehtet. Zur Erfüllung ist im 
Zweifel der Erbe verpflichtet, soweit der Erb- 
lasser nichts anderes bestimmt hat. 

(&) Ein Vermächtnis ist unwirksam, soweit 
es auf eine unmögliche Leistung gerichtet ist. 

(&) Ein Vermächtnis kann durch schrifti- 
che Erklärung gegenüber demjenigen ausge- 
schlagen werden, der zur Leistung verpflichtet 
ist. In diesem Falle verbleibt ihm die vorgese- 
hene Zuwendung. Soweit mit dem Vermächt- 
nis Verpflichtungen verbunden waren, hat er 
diese zu erfüllen. 


sas1 


(1) Mit einem Vermächtnis kann bedacht 
werden, wer erbfähig ist. Die Bestimmungen 
des $ 399 Abs. 1 Satz 2 und 3 sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) Mit einem Vermächtnis kann auch ein 
‚Erbe bedacht werden. 

(@) Ein Vermächtnis ist unwirksam, wenn 
der Bedachte zur Zeit des Erbfalles nicht mehr 
lebt. Des gilt nicht, soweit der Erblasser für 
diesen Fall einen anderen bedacht hat. 





8382 
Auflage 


(1) Eine Auflage verpflichtet einen Erben 
oder Vermächtnisnehmer, aus Mitteln des 


E23 


Nachlasses für die vom Erblasser bestimmten 
Zwecke Leistungen zu bewirken, ohne daß ein 
anderer darauf Anspruch hat, 

(2) Die Erfüllung einer Auflage könnendie 
Miterben, die Vermächtnisnehmer und jeder 
verlangen, der ein berechtigtes Interesse 
nachweist, Besteht an der Erfüllung der Auf- 
lage ein gesellschaftliches Interesse, kann sie 
vom zuständigen staatlichen Organ verlangt 
werden. 

(8) Eine Auflage ist unwirksam, soweit sie 
auf eine unmögliche Leistung gerichtet ist, 





Zweiter Abschnitt 
Form des Testaments. 


8383 
Arten des Testaments 


(3) Ein Testament kann durch notarielle 
Beurkundung oder durch eigenhändige 
schriftliche Erklärung errichtet werden. 

(2) Ist in besonderen Notfällen die Errich- 
tung eines notariellen oder eigenhändigen Te- 
Staments nicht möglich, kann das Testament 
durch mündliche Erklärung gegenüber 2 Zeu- 
gen errichtet werden (Nottestament). 


5384 
Notarielles Testament 


Das notarielle Testament wird dadurch er- 
richtet, daß der Erblasser dem Notar seinen 
letzten Willen mündlich oder schriflich er- 
klärt. Hierüber ist eine Niederschrift anzufer- 
tigen. Das Testament muß vom Staatlichen 
‚Notariat in Verwahrung genommen werden. 





Anmerkung: Vgl; hierzu $ 24 NG, 
sas5 
Eigenhändiges Testament 


Daseigenhändige Testament muß vom Erb- 
lasse handschriftich geschrieben und unter- 
schriebent sein; es soll Ort und Datum der Er- 
richtung enthalten. Es kann dem Staatlichen 
Notariat in Verwahrung gegeben weıden. 


testamentarische Erbfolge 1 


8386 
Nottestament 


(&) Nach Errichtung eines Nottestaments 
(8 393 Abs. 2) ist der Inhaltder Erklärung des 
leızten Willens des Erblassers unverzüglich 
niederzuschreiben. Die Niederschrift muß Ort 
und Datum der Errichtung und die Unter- 
schriften der beiden Zeugen enthalten. In der 
Niederschriftsollen die näheren Umstände der 
Errichtung des Nottestaments dargelegt wer- 
den. Siesoll dem Erblasser vorgelesen und yon 
ihm genehmigt werden. 

(2) Das Nottestament soll unverzüglich 
dem Steatlichen Notariat in Verwahrung ge- 
geben werden 

(&) Eine Verfügung im Nottestament ist 
nichtig, soweit ein Zeuge, dessen Ehegatte 
oder ein in gerader Linie Verwandter eines 
Zeugen bedacht worden 

(4) Das Nottestament wird gegenstandslos, 
wenn seit seiner Errichtung 3 Monate vergan- 
gen sindund der Erblasser noch lebt. Die Frist 
istgehemmit, solange der Erblasser keine Mög- 
Jichkeit ha, ein notarielles oder eigenhändiges 
Testament zu errichten. 








5387 
Widerruf des Testaments 


(1) Der Erblasser kann cas Testament oder 
einzelne testamentarische Verfügungen jeder- 
zeit widerrufen. 

(2) Der Widerruf.erfolgt durch 

1. Errichtung eines Testaments, das ein 
früheres aufhebt oder früheren Verfügungen 
widerspricht; 

2. Rücknahme des notariellen Testaments 
oder des Nottestaments aus der Verwahrung. 

(8) Vernichtet oder verändert der Erblas- 
ser ein eigenhändiges Testament, wird vermu- 
tet, daß das in Widerrufsaksicht erfolgt. 
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Dritter Abschnitt 
‚Gemeinschaftliches Testament 


$388 
Zulässigkeit 


Ein: gemeinschaftliches Testament kann 
nur von Ehegatten errichtet werden. 


3389 
Inhalt des gemeinschaftlichen Testaments 


(1) In einem gemeinschaftlichen Testa- 
ment können sich die Ehegatten gegenseitigals 
Erben einsetzen. Sie können Nachkommen 
'oder andere Personen als Erben des zuletzt 
versterbenden Ehegatten einsetzen. Weiter 
können sie Vermächtnisse zuwenden, Aufla- 
‚gen erteilen; Teilungsanordnungen treffen, 
Ersatzerben einseizen und einen Testaments- 
vollstrecker bestimmen. 

(2) Vermächtaisse fallen dem Bedachten 
im Zweifel beim Tode des zuletzt versterben- 
den Ehegatten zu. 


3390 
Wirkung des gemeinschaftlichen Testaments, 


(1) Die Ehegatten sind an das gemein- 
schaftliche Testament gebunden, solange es 
nicht widerrufen oder aufgehoben wird. Die 
Ehegatten können sich gegenseitig ermächti- 
gen, vom gemeinschaflichen Testament ab- 
weichende Verfügungen zu treffen. 

(2) Der überlebende Ehegatte kann über 
‚den Nachlaß frei verfügen. Testamentarische 
Verfügungen des überlebenden Ehegatten, die 
‚dem gemeinschaflichen Testament wider- 
sprechen, sind nichtig. 





8391 
‚Form des gemeinschaftlichen Testaments 


(1) Ein notarielles gemeinschaftliches Te- 
stament wird dadurch errichtet, daß. beide, 
Ehegatten dem Notar ihren letzten Willen 
mündlich oder schrifich erklären. Hierüber 
ist eine Niederschrift anzufertigen. 

(2) Ein eigenhändiges gemeinschaftliches 
Testament wird dadurch errichtet, daß die ge- 





meinschaftliche Erklärung von einem Ehegat- 
ten handschriftlich geschrieben und von bei- 
‚den Ehegatten eigenhändig unterschrieben 
wird. Die Bestimmung des $ 385 ist anzuwen- 
den. 
8392 
Widerruf 
des gemeinschaftlichen Testaments 


(1) Das gemeinschaftliche Testament kann 
von beiden Ehegatten jederzeit gemeinsam 
widerrufen werden. Die Bestimmungen des 
$387 Absätze 2 und 3 sind anzuwenden. 

(@) Zu Lebzeiten beider Ehegatten kann 
der Widerruf eines Ehegatten gegenüber dem 
anderen Ehegatten nur durch notariell beur- 
kundere Erklärung erfolgen. 

(&) Das gemeinschaftliche Testament wird 
insgesamt unwirksam, wenn es nach den Ab- 
sätzen 1oder 2 widerrufen wid oder wenn die 
Ehe geschieden oder fürnichtigerklärt worden 
is. 

(&) Nach dem Tode eines Ehegatten kann 
der überlebende Ehegatte seine im gemein- 
schaftlichen Testament getroffenen Verfügun- 
gen durch Erklärung gegenüber dem Staatli- 
chen Notariat widerrufen, wenn er gleichzeitig 
die Erbschaft ausschlägt. In diesem Falle kann 
erseinen Pflichtteilsanspruch geltend machen. 











Anmerkung: Zur Ausschlagung der Erbschaft 
sul. 88402 it. ZGB, zum Plichteil 88 396 I. 
708. 


8393 
Aufhebung 
des gemeinschaftlichen Testaments 


Nach Annahme der Erbschaft kann der 
überlebende Ehegatte seine im gemeinschaft- 
lichen Testament getroffenen Verfügungen 
durch Erklärung gegenüber dem Staatlichen 
Notariat aufheben, wenn er das aus der Erb- 
schaft des verstorbenen Ehegatten Erlangte, 
soweit es seinen gesetzlichen Erbteil über- 
steigt, an die im Testament genannten Erben 
oder deren Rechtsnachfolger herausgibt oder 
wenn diese auf die Herausgabe verzichtet ha- 
ben. Mit der Aufhebung ist der überlebende 
Ehegatte an das gemeinschaftliche Testament 
'nicht mehr: gebunden. 


95 ‚Pflichtteil‘ 1 


Vierter Abschnitt 
‚Ablieferung und Eröffnung des Testaments 


8394 
Ablieferungspflicht 


Ein Bürger, der ein Testament'aufbewahrt 
oder auffindet, ist verpflichtet, es unverzüglich 
nach Kenntnis vom Erbfall beim Stzatlichen 
Notariat abzuliefern. 





Anmerkung: Vel hierzu auch $ 25 NG 
8398 
Testamentseröffnung 


Ein beim Staatlichen Notariat verwahrtes. 
oder. abgeliefertes Testament wird nach 
Kenntnis vom Erbfall unverzüglich durch das 
Staatliche Notariat eröffnet 


Anmerkung: Ve 





auch $ 26. NG 


Viertes Kapitel 
Pflichtteil 


5396 
Pfichteilsanspruch 


(1) Bei Ausschluß von der Erbfolge durch 

Testament sind pfichtteilsberechtigt: 

1. der Ehegatte des Erblassers, 

2. die Kinder, Enkel und Eltern des Erblas- 
sers, wenn sie im Zeitpunkt des Erbfalles 
gegenüber dem Erblasser unterhaltsbe- 
rechtigt waren. 

(2) Der Pfichteilsanspruch ist einGeldan- 
spruch. Er beträgtzwei Drittel des Wertes des 
geseizlichen Erbteils des Pflichteilsberechtig- 
ten. Der Berechnung des Pflichteils wird der 
Wert des Nachlasses zur Zeit des Erbilles zu- 
grunde gelegt. 

(&) Der Pflichtteilsanspruch ist eine Nach- 
Naßverbindlichkeit. Sie entsteht mit dem Erb- 
fall. Der Anspruch verjährt .2 Jahre nach 
Kenntnis vom Erbfall und vom Inhalt des Te- 
staments, spätestens 10 Jahre nach dem Erb- 
Hall. 





(4) Der Pflichteilsanspruch ist vererblich, 


8397 
Verhältnis 
des Pflichtteils zur Erbeinsetzung 


(&) Istder Pflichteilsberechtigte mit einem 
Erbieil bedacht worden, der geringer ist als 
Zwei Drittel des gesetzlichen Erbiels, kann er 
gegenüber den Miterben einen Pfichteilsan- 
spruch im Wert des an zweiDritten fehlenden 
Teiles geltend machen. 

(@&) Ist der Wert des Erbtils, mit dem der 
Pfichteilsberechtigte bedacht wurde, nicht 
größer ls der Pflichtteilsanspruch undsindzu- 
gleich Vermächtnisse oder Auflagen für ihn 
angeordnet, gelten diese as nicht angeordnet. 
Ist der Wert des Erbteils größer als der Pflicht- 
teilsanspruch, kann der Pfichteilsberechtigte 
entweder den Erbteilmit den Verpflichtungen 
annehmen oder den Erbteil ausschlagen und 
den vollen Pflichteilsanspruch verlangen. 

(&) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend, wenn der Pfichtteilberechtigte mit e- 
‚nem Vermächtnis bedacht worden ist. 








8308 
Erfüllung des Pflichtteils 





(1) Zur Erfüllung eines Pfichtteilsan- 
spruchs kann der Erbe ein ihm auferlegtes 
Vermächtnisso weit kürzen, daß der Plichteil 
von ihm und dem Vermächtnisnehmer ver- 
hältnismäßig getragen wird. Dasgleiche gilt für 
eine Auflage, 

(&) Einem pflichueilsberechtigten Ver- 
mächtniinehmer gegenüber ist die Kürzung 
nur o weit zulässig, daß diesem der Pflichttil 
verbleibt 

(@&) Ist der Erbe selbst pflichteilsberech- 
(ig, kann er das Vermächtnis oder die Auflage 
so weit kürzen, daß ihm sein Pfichtteil ver- 
bleibe, 
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Fünftes Kapitel 
Rechtsstellung des Erben 


Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 


8309 
Erbschaftserwerb 


(1) Der Erbe erwirbt die Erbschaftmit dem 
Erbfall. Der Erbschaftserwerb durch einen Be- 
irieb oder eine Organisation bedarf der staatl 
chen Genehmigung. Wird die Genehmigung 
nicht erteilt, gilt der Erwerb der Erbschaft als 
nicht erfolgt 
Anmerkung: Zur Genehmigung vgl.$2Abx. | 
© GrundstücksverkehrsVO. 





(2) Der Erbe ist berechtigt, von jedem Be- 
sitzer von Nachlaßgesenständen Auskunft 
über deren Umfang und Verbleib zu verlan- 
gen 
s.400 
Erbengemeinschaft 


(9 Sind mehrere Erben vorhanden, seht 
ihnen’die Erbschaft gemeinschaftlich zu. Dis 
zur Aufhebung der Erbengemeinschaft kön- 
Inn sie über die Erbschaft und die einzelnen 
Nachlaßgegenstände nur „gemeinschaftlich 
Veni 

(®) Verpflichtungen aus der Verwaltung 
es Nachlasses Können die Erben nurgemein- 
am Angchen Notwendige Mabnalınan zur 
Erhaltung der Ertschaft oder einzelner Nach“ 
Iaßgegenstände kann jeder Erbe sebstindig 
irefen. Bist insbesondere berechtigt, zur Er 
haltung von Grundstücken und Gebäuden 
Kredite aufzunehmen und Hypotheken zu bes 
sten. 

(9) Jeder Eibeist berechtigt, zur Erbschaft 
gehörende Forderungen für alle Miteiden gel 
tend zu machen, 


s 401 
Verfügung über den Erbteil 
(4) Jeder Erbe ist berechtigt, über seinen 
Erbteil durch notariell beurkundeten Vertrag 
zu verfügen. 
(@) Der Erwerber tritt hinsichtlich der 
Rechte und Pflichten an’die Stelle des Erben. 


(3) Den Miterben steht ein Vorkaufsrecht 
zu. Die Bestimmungen der $$ 38 und 39 sind 
entsprechend anzuwenden. 


Zweiter Abschnitt 
Annahme und Ausschlagung der Erbschaft 


5402 
Grundsatz 


(1) Der Erbe ist berechtigt, die Erbschaft 
innerhalb einer Frist von 2 Monaten auszu- 
schlagen. Für Erben mit Wohnsitz außerhalb 
der Deutschen Demokratischen Republik be 
trägt die Frist 6 Monate. Der Erbe kann die 
Erbschaft nicht mehr ausschlagen, wenn er sie 
angenommen hat 

(&) Die Erbschaft gilt als angenommen, 
wenn die Frist zur Ausschlagung verstrichen 

Als Anhahme der Erbschaft gelten auch die 
Verfügung über Nachlaßgegenstände oder 
über den Erbieiloder der AntragaaufErteilung 
des Erbscheines. 

(@) Eine Erbschaft dar nicht unter einer 
Bedingung oder Zeitbestimmung angenom- 
men oder ausgeschlagen werden. Auch die 
‚Annahme oder Ausschlagung von Teilen der 
Erbschaft oder einzelner Nachlaßgegenstände 

nicht zulässig, 

(#) Der Staat kann als gesetzlicher Erbe.die 
Erbschaft nicht ausschlagen. 

















3403 
Erklärung der Ausschlagung 

(1) Die Ausschlagungsfrist beginnt mit der 
Kenntnis vom Erbfall, Ist der Erbe durch Te- 
stament eingesetzt, beginnt die Frist nicht vor 
Eröffnung des Testaments, 

(2) Die Aussschlagung der Erbschaft kann 
gegenüber jedem Staatlichen Notariat erklärt 
werden, Sie bedarf der notariellen Beglaubi- 
gung. 

®) Das Recht dos Erben, die Erbschaft 
auszuschlagen, ist vererblich, 





8.404 
Rechtsfolgen der Ausschlagung 


Wird die Erbschaft ausgeschlagen, gilt der 
Erwerber Erbschaft durchden Äusschlasen 


El Rechtsstellung des Erben 4 


den als nicht erfolgt. An Stelle des ausschla- 
genden Erben treten, soweit kein Eisatzerbe 
bestimmt ist, diejenigen Erben, die berufen. 
sein würden, wenn der Ausschlagende im 
Zeitpunkt des Erbfalles nicht mehr gelebt hät- 
ie. 


8405 
Anfechtung 
der Annahme und Ausschlagung 


(4) Die Annahme oder die Ausschlagung 
der Erbschaft kann innerhalb einer Frist von 2 
Monaten gegenüber jedem Staatlichen Nota- 
Fiat angefochten werden. Für die Anfechtung 
gelten die Bestimmungen dieses Geseizes über 
die Anfechtung eines Vertrages, Das Ver- 
äumnis der Ausschlagungsfrist kan in glei 
cher Weise wie die Annahme angefochten 
werden, 

(2) Die Anfechtungsfrist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem der Anfechtungsberech- 
tigte vom Anfechtungsgrund Kenntniserlangt. 
Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn 
der Erklärung über die Annahme oder Aus- 
schlagung der Erbschaft 4 Jahre vergangen 
sind. 

(&) Wird die Annahme der Erbschaft oder 
das Versäumnis der Ausschlagungstristerfolg- 
reich angefochten, gilt das als Ausschlagung. 
Wird die Ausschlagung erfolgreich angefoch- 
ten, gilt das als Annahme der Erbschaft 


Dritter Abschnitt 
Erbunwürdigkeit 


8406 
Gründe der Erbunwürdigkeit 


(4) Erbunwürdig ist, wer den Erblasser, 
dessen Ehegatten oder dessen Nachkommen 
vorsätzlich getötet oder zu töten versucht hat. 
(2) Erbunwürdig ist auch, wer den Erblas- 
ser durch arglistige Täuschung oder wider- 
rechtliche Drohung veranlaßt hat, ein Testa- 
ichten, zu ändern oder aufzuheben, 
(daran gehindert hat oder wer ein 
‚Testament des Erblassers gefälscht, verfälscht 
‚öder vorsätzlich beseitigt hat. 








a elknnerkinein. 





(8) Erbunwürdig ist auch, wer sich der Er- 
füllung seiner durch vollstreckbaren Titel fest- 
gestellten Unterhältspflichten gegenüber dem 
Erblasser vorsätzlich entzogen hat. 

(4) Erbunwürdigkeit legt nicht vor, wenn 
(der Erblasser oder derjenige, gegen den das 
zur Erbunwürdigkeit führende Verhalten ge- 
richtet war, dem Erbunwürdigen verziehen 
hat. 





8407 
Geltendmachung der Erbunwürdigkeit 


(4) Die Erbunwürdigkeit ist innerhalb von 
'6Monaten nach Kenntnis vom erbunwürdigen 
Verhalten gerichtlich geltend zu machen, 
doch nicht vor dem Erbfall 

(2)Die Klage ist ausgeschlossen, wenn seit 
dem Erbfall 4 Jahre vergangen sind. 

(@) Die Klage kann von jedem erhoben 
werden, der ein rechtliches Interesse an der 
Feststellung der Erbunwürdigkeit hat, 





8.408 
Rechtsfolgen der Erbunwürdigkeit 


(1) Ist ein Erbe für erbunwürdig erklärt 
worden, gilt der Erwerb der Erbschaft durch 
ihn als nicht erfolgt. An seln Stelle treien die- 
‚jenigen Erben, die berufen sein würden, wenn 
der Erbunwürdige im Zeitpunkt des Erbfalles 
nicht mehr gelebt hätte, 

(@) Die Bestimmungen über die Erbun- 
würdigkeit eines Erben gelten für Pfichtteils- 
berechtigte und Vermächtnisnehmer entspre- 
chend. 


Vierter Abschnitt 
Erfüllung von Nachlaßverbindlichkeiten. 
8409 
Grundsatz 


Nachlaßverbindlichkeiten hat der Erbe nur 
mit dem Nachlaß zu erfüllen, 


s410 
Rangfolge der Nachlaßverbindlichkeiten 


(4) Die Nachlaßyerbindlichkeiten sind in 
folgender Rangfolge zu begleichen: 

1. Bestattungskosten, 

2. Kosten des Nachlaßverfahrens, 

3. Zahlungsverpflichtungen des Erblassers. 
einschließlich der Erstattung von Aufwen- 
dungen für die Betreuung des Erblassers, 

4. familienrechtliche Ausgleichsansprüche, 

5. Pflichtteilsansprüche, 

6. Vermächtnisse und Auflagen. 

(2) Reicht der Nachlaß nicht aus, alle Ver- 

bindlichkeiten einer Ranggruppe zu beglei 

(chen, werden die Forderungen innerhalb die- 

ser Gruppe im Verhältnis ihrer Höhe begli- 

hen, soweit nicht für einzelne Gläubiger, ins- 
besondere für Gläubiger eingetragener Rechte 
an Grundstücken und Gebäuden, durch 

Rechtsvorschriften vorgesehen ist, daß ihre 

Forderungen bevorrechtigt zu begleichen sind, 


sau 
Besonderheiten bei der Erfüllung 
von Nachlaßverbindlichkeiten 

(1) Der Ehegatte, unterhaltsberechtigte 
[Nachkommen und Fltern des Erblassershaben 
Pflichtteilsansprüche, Vermächtnisse und 
‚Auflagen nur mit dem Teil des Nachlasses zu 
erfüllen, der ihren Pfichtteilsanspruch über- 
steigt. 

(2) Bestattungskosten und die Kosten des 
|Nachlaßverfahrens hat der Erbe ohne Be- 
schränkung auf den Nachlaß zu zahlen. 

(&) Gehören zu den Nachlaßverbindlich- 
keiten Kredite, sind die Zinsen von dem Erben 
‚ohne Beschränkung auf den Nachlaß zu zah- 
len. 

(4) Der Erbe hat Nachlaßyerbindlichkei 
tenohne Beschränkungauf den Nachlaß zuer- 
füllen, wenn er die Pflicht zur Errichtung eines 
ordnungsgemäßen  Nachlaßverzeichnisses 
schuldhaft verletzt hat 











saz 
Erfüllung der Nachlaßyerbindlichkeiten 
durch Miterben 
(1) Mehrere Erben sind zur Erfüllung ge- 
meinsamer Nachlaßverbindlichkeiten als Ge- 
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samtschuldner verpflichtet. Zur Begleichung 
von Nachlaßverbindlichkeiten, die von einem 
Erben zu erfüllen sind, ist dieser allein ver- 
plichtet, 

(@) Für gemeinsame Nachlaßverbindlich- 
keiten sind die Erben untereinander entspre- 
chend ihren Erbteilen zum Ausgleich ver- 
pflichtet. 

(&) Verletzt ein Erbe schuldhaft die Pflicht 
zur Errichtung des Nachlaßverzeichnisses, 
wird dadurch die Verpflichtung der übrigen 
Erben zur Erfüllung von Nachlaßverbindlich- 
keiten nicht erweitert. Der Erbe hat den sei 
nem Erbteil entsprechenden Teil der Nachlaß- 
verbindlichkeiten ohne Beschränkung auf den 
Nachlaß zu erfüllen. Haben mehrere Erben 
diese Pflicht schuldhaft verletzt, sind sie als 
Gesamtschuldner verpflichtet. 

(&) Nach Aufhebung der Erbengemein- 
schaft it jedor Erbe verpflichtet, Nachlaßver- 
"bindlichkeiten bis zur Höhe des aus der Erb- 
schaft Erlangten zu erfüllen. 





Sechstes Kapitel 
‚Abwicklung der Erbschaftsangelegenheiten 


Erster Abschnitt 
Erbschein. 


33 
Erteilung des Erbscheines. 


(1) Das Staatliche Notariat hat dem Erben 
auf Antrag eine Urkunde über sein Erbrecht 
und über die Größe seines Erbteils zu erteilen 
(Erbschein). 


Anmerkung: Vgl. hierzu auch $$ 27 ff. NG, 


(2) Der Erbschein begründet die Vermu- 
tung, daß der darin als Erbe bezeichneten Per- 
son das angegebene Erbrecht zusteht. Der In- 
"halt des Erbscheines gilt zugunsten desjenigen 
alsrichtig, der von einem nach dem Erbschein 
ausgewiesenen Erben etwäs aus der Erbschaft 
erwirbt oder der an ihn auf Grund eines zur 
Erbschaft gehörenden Rechts eine Leistung 
ercarmet Hiieraufkann sichiricht berufen wer 
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beim Erwerb oderbei der Leistung die Unrich- 
tigkeit des Erbscheines kannte. 

(8) Wird die Unrichtigkeit eines Erbschei- 
nes festgestellt, ister vom Staatlichen Notariat. 
für unwirksam zu erklären. 





Anmerkung: Vgl hierzu auch $ 31 NG, 


gas 
Gegenständlich beschränkter Erbschein. 


Befinden sich Nachlaßgegenstände in der 
Deutschen Demokratischen Republik und ist 
das Staatliche Notariat für die Erteilung eines 
Erbscheines für den gesamten Nachlaß nicht 
zuständig, kann ein auf diese Gegenstände be-, 
schränkter Erbschein erteilt werden. 








Zweiter Abschnitt 
Maßnahmen zur Sicherung und Verwaltung 
des Nachlasses, 








s415 
Fürsorge des Staatlichen Notariats 


(4) Sind die Erben unbekannt, wift das 
Staatliche Notariat, sowelt ein Fünorgeber 
(dürfnis besteht, die erforderlichen Mäßnah- 
men, um die Erben zu ermitteln, den Nachlaß 
zu sichern und die Rechte der Nachlaßgläubi- 
ger zu wahren 








Anmerkung: Vgl hierzu auch $33 Abs. ING, 





(2) Das Staatliche Notariat kann einen 
|Nachlaßpfleger bestellen. Der Nachlaßpfleger 
ist im Rahmen seines Wirkungskreises gesetz- 
licher Vertreter der Erben, wird vom Staatli- 
(chen Notariat angeleitet und beaufsichtigt und 
t ihm gegenüber rechenschaftspflichtig. Das 
Staatliche Notariat kann über die Verwahrung, 
\und Verwaltung des Nachlasses besondere 
Anordnungen treffen und die Vertretungsbe- 
fugnis des Nachlaßpflegers einschränken, 

(&) Die Fürsorgepflicht des Staatlichen 
|Notariats besteht auch, wenn die Erben be- 
kannt sind, aber keine Möglichkeit haben, für 
die Sicherung und Verwaltung des Nachlasses. 
Zu sorgen. 














(4) Die vom Staatlichen Notariat getroffe- 
nen Maßnahmen sind aufzuheben, wenn sie 
nicht mehr erforderlich sind. 


Anmerkung: Zur Nachlafpflegschaft vol. $ 34 
2NG. 





8416 
Nachlaßverzeichnis 


(1) Das Staatliche Notariat kann Erben 
der Resitzer von Nachlafgegenständen ver- 
Pflichten, innerhalb einer festgelegten Fristein 
Nachlaßverzeichnis aufzustellen, wenn. be- 
rechtigte Interessen des Staates, der Nachlaß- 
gläubiger oder der Erben das erfordern. 





Aumerkung: Vel.hierzuauch $33 Abs, 3NG 


(2) Der Verpflichtete hat das Nachlaßver- 
zeichnis innerhalb der. ihm gestellten Frist 
beim Staatlichen Notariat einzureichen. 

(&) Das Staatliche Notariat hat jedem Ein- 
Sicht in das Nachlaßverzeichnis zu gestatten, 
der ein berechtigtes Interesse nachweist. 


8417 
Ynhalı des Nachlaßverzeichnisses 


(1) Im Nachlaßverzeichnis sind. der bei 
Eintritt des Erbfalles vorhandene Nachlaß, 
sein Wert sowie die Nachlaßverbindlichkeiten 
unter Bezeichnung der Gläubiger vollständig 
anzugeben. 

(2) Der Verpfichtete hat die Richtigkeit 
und Vollständigkeit des Verzeichnisses zu ver- 
sichern. Auf Antrag eines Nachlaßgläubigers 
iese Versicherung zu beurkunden. 





3418 
Folge 
eines unrichtigen Nachlaßverzeichnisses 


(1) Verletzt der Erbe schuldhaft seine 
Pflicht, innerhalb derihm vom Staatlichen No- 
tariat gestellten Fristein Nachlaßverzeichniszu 
errichten, oder macht er beider Errichtung des 
Nachlaßverzeichnisses unrichige oder unvoll- 
ständige Angaben in der Absicht, Nachlaß- 
‚gläubiger oder Miterben zubenachteiligen, hat 
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ler die Nachlaßverbindlichkeiten ohne Be- 
schränkung auf den Nachlaß zu erfüllen. 

(2) Die Rechisfolgen des Abs. 1 treten 
auch dann ein, wenn der Erbe sich weigert, 
‚Richtigkeit und Vollständigkeit des Nachlaß- 
verzeichnisses zu versichern oder das beur- 
‚kunden zu lassen, 

(&) Weitergehende Ansprüche, diesich aus 
der Verletzung der Pflicht zur Errichtung des 
|Nachlaßverzeichnisses ergeben, bleiben unbe- 
Führt. 





5419 
Befugnisse des Staatlichen Notarlats 


(1) Das Staatliche Notariat kann Maßn: 
men treffen, damit das Nachlaßverzeichnis. 
richtig und vollständig aufgestellt wird. Insbe- 
sondere kann es Auskünfte, die Vorlage von. 
Urkunden und den Zugang zu Räunen ver- 
langen, in denen sich Nachlaßgegenstände be- 
finden, sowie Sachverständige hinzuziehen. 
(©)’Das Staatliche Notariat kann das Nach- 
1aßverzeichnis auch selbst aufstellen. 





sa20 
Anordnung der Nachlaßverwaltung 


(1) Reicht die Errichtung des Nachlaßver- 
zeichnisses nicht au, um die berechtigten In- 
teressen des Staates, der Nachlaßgläubiger 
oder der Erben zu schützen, kann das Staati- 
che Nötariat die NachlaBverwaltung anordnen 
und einen Nachlaßverwalter bestellen. 


Anmerkung: Zur Nacı 
$ 33 Abs. ING, 





JaBverwaltungval. auch, 


(2) Das Staatliche Notariat kann die Nach- 
1aßverwaltung auch anordnen, wenn Miterben 
sich über eine ordnungsgemäße Verwaltung 
des Nachlasses oder einzelner Nachleßgegen- 
stände nicht einigen’können und dadurch die 
Interessen der Beteiligten, der Nachlaßgläubi- 
ger oder des Staates gefährdet werden. 

(3) Während der angeordneten Nachlaß- 
verwaltung darf der Erbe den Nachlaß nicht 
verwalten und nicht über ihn verfügen. 
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sazı 
Stellung des Nachlaßverwalters 


(1) Der Nachlaßverwalter hat den Nachlaß 
zu verwalten und die Nachlaßverbindlichkei- 
ten zu erfüllen, soweit der Nachlaß dafür aus- 
reicht. 

(2) Der Nachlaßverwalteristberechtigt, im 
Rahmen der ordnungsgemäßen Verwaltung 
Nachlaßgegenstände in Besitz zu nehmen und 
über siezu verfügen. Der Nachlaßverwalterist 
im Rahmen seines Wirkurgskreises gesetzli- 
cher Vertreter der Erben. 

(8) Ansprüche, die sich gegen den Nachlaß 
richten, können nur gegen den Nachlaßverwal- 
ter geltend gemacht werden. 

(@) Der Nachlaßverwalter wird vom Staat- 
lichen Notariat angeleitet und beaufsichtigt 
und ist Ihm gegenüber rechenschaftspflichtig. 


8422 
‚Aufhebung der Nachlaßverwaltung 


(1) Die Nachlaßverwaltung endet mitihrer 
‚Aufhebung durch das Staatliche Notariat. 

(2) Das Staatliche Notariat hat die Nach- 
1aßverwaltung aufzuheben, wenn der Grund 
für die Anordnung weggefallen ist. Im Falle ci- 
ner Anordnung nach $ 420 Abs. 2 gilt das je- 
doch nur, wenn der Nachlaß aufgeteilt ist. 

(3) Nach Aufhebung der Nachlaßverwal- 
tung hat der Nachlaßverwalter Rechnung zu 
legen und den Nachlaß an die Erben herauszu- 
geben. 


Dritter Abschnitt 
‚Aufteilung des Nachlasses 


sa23 
Aufhebung der Erbengemeinschaft 


(1) Steht der Nachlaß mehreren Erben ge- 
meinschaftlich zu und stehen die Erbteil fest, 
kann jeder Miterbe die Aufiebung der Erben- 
gemeinschaft verlangen. 

(@) Aus dem Nachlaß sind zunächst die 
Nachlaßverbindlichkeiten nach ihrer Rang- 
folge zu begleichen: Ist eine Nachlaßyerbind- 
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lichkeit noch nicht fällig oder ist ie streitig, 
sind die zu ihrer Begleichung erforderlichen 
Nachlaßwerte zurickzubehalten. 


Anmerkung: Zur Begleichung der. Nachlif 
verbindlichkeiten vgl. 88 410 ff. ZGB. 

(3) Der nach Abzug der Verbindlichkeiten 
verbleibende Nachlaß ist unter die Erben nach 
dem Verhältnis ihrer Erbteilezu verteilen. Die 
Art.der Aufteilung sollen die Erben im gegen- 
seitigen Einverständnis festlegen. 





9224 
Verhältnis zu erbrechtlichen Bestimmungen 
anderer Rechtsvorschriften 


Wird der Nachlaß oder ein Teil des Nach- 
tasses im Zeitpunkt des Erbfales von soziali- 
stischen Genossenschaften genutzt, gelten die 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Ab- 
wieklung der Erbschaftsangelegenheiten, so- 
weit sich aus den genossenschaftsrechtlichen 
Bestimmungen nichts anderes ergibt. Das glei- 
che gilt, wenn zum Nachlaß Grundstücke oder 
Gebäude gehören, für deren Erwerb und 
Nutzung besondere Rechtsvorschriften beste- 
hen. 


Anmerkung: Zur Nutzung durch eine land- 
"Wirtschaftliche oder gärtnerische Produktions- 
senossenschäft ve}. LPG-Ges., insbes. 38 14, 
24 und 29; 

Zu 6; 











insbes 








stücken und Gebäuden val 
if. und 291. ZGB 


gas 
Vermittlung durch das Staatliche Notariat 


(1) Einigen sich die Erben nicht, wie der 
Nachlaß aufgeteilt werden soll, kann jeder 
Miterbe die Vermittlung durch das Staatliche 
Notariat verlangen. Voraussetzung Ist, daß die 
[Erbteile und ein zum Nachlaß gehörender An- 
teil am gemeinschaftlichen Eigentum von 
Ehegatten unstreiig sind oder rechtskräftig 
festgestellt wurden. Der Antrag kann auch für 
einen Teil des Nachlasses gestellt werden. 

(2) Das gleiche Recht hat der Nachlaßver- 
aller. 


Abwicklung der Erbschaftsangelegenheiten. ı 


Anmerkung: Zur Vermittlung des Staatlichen 
Notariäis bei der Aufteilung des Nachlasses 
vol. auch $$ 34 ff. NG, 


8426 
Einigung 


(1) Das Staatliche Notariat hat im Verfah- 
ren zur Vermittlung der Aufteilung des Nach- 
lasses darauf hinzuwirken, daß sich die Erben 
gütlich einigen. 

(2) Die Erben sind verpflichtet, dem Staat- 
lichen Notariat Vorschläge für eine Aufteilung 
(des Nachlasses zu unterbreiten. 

(3) Die durch seine Vermittlung erreichte 
Einigung ist vom Staatlichen Notariat zu beur- 
kunden. 





807 
Entscheidung 
durch das Staatliche Notariat 


(1) Kann das Staatliche Notariat in dem 
Verfahren zur Vermittlung der Aufteilung des 
Nachlasses keine Einigung der Erben herbei 
führen, hates über die Teilingzu entscheiden. 

(2) Das Staatliche Notariat kann den Mit- 
erben das Alleineigentum an Sachen, Forde- 
rungen und Rechten zusprechen und sie ver- 
Pflichten, den anderen Miterben den an 
gen Wert in Geld zu erstatten, soweit deren 
Ansprüche nicht durch andere Sachen, Forde- 
Tungen oder Rechte aus dem Nachlaß abgegol- 
ten werden. 

(@) Bei Grundstücken und Gebäuden kann 
ie Teilung auch dadurch erfolgen, daß für die, 
Miterben nach dem Verhältnis ihrer Erbteile 
Miteigentum begründet wird. 

(@) Mit Rechtskraft der Entscheidung des. 
Staatlichen Notariats wird jeder Miterbe 
gentümer der ihm zugeteilten Sachen, Forde- 
rungen und Rechte. 

















Anmerkung: Vel. bierzu auch $ 36 NG. 





Zirigeseizbuch 


Siebenter Teil 
Besondere Bestimmungen 
für einzelne Zivilrechtsverhältnisse 


Erstes Kapitel 
Besonderheiten der Erfüllung vertraglicher| 
Verpflichtungen 


gas 
Erfüllung durch eine andere Leistung 
‚oder durch Hinterlegung 


(4) Nimmt der Gläubiger eine andere als 
ie vertraglich vereinbarte Leistung als Erfül- 
ung ab, erlischt die Verpflichtung des Schuld- 
ners, 

&) Sind Geld, Wertpapiere, Urkunden 
oder Wertsachen Gegenstand einer Leistung, 
kann sie. der Schuldner beim zuständigen 
Staatlichen Notariat hinterlegen, wenn der 
Gläubiger mit der Abnahme im Verzug ist. 
Der Schuldner kann auch hinterlegen, wenn er 
nicht weiß, wer der Gläubiger ist oder wenn 
ihm dessen Sitz oder Wohnsitz unbekannt ist 
und wenn der Schuldner glaubhaft macht, daß 
ersich erfolglos bemüht hat, diese Kenntniszu 
erlangen. Mit der Hinterlegung erlischt die 
Verpflichtung zur Leistung. 


Anmerkung: Zur Hinterlegung beim Staauli- 
chen Notariat val. $$ 3-41 NG. 


8429 


Leistung an den Inhaber einer Urkunde. 








Werden dem Gläubiger zum Nachweis sei- 
ner Berechtigung Karten, Marken oder ähnli- 
(che Urkunden übergeben, die den Namen des 
Berechtigten nicht enthalten, ist der Schuldner 
berechtigt, an jeden Inhaber der Urkunde zu 
leisten; cs seidenn, daß ihm die fehlende Ver- 
ügungsbefugnis des Inhabers bekannt ist. 


0 
Währungsklausel 





(1) Zahlungsverpflichtungen sind in gülti- 
ger Währung der Deutschen Demokratischen. 
Republik zu erfüllen. 


(2) Die Voraussetzungen und Bedingun- 
gen, unter denen eine Zahlung in anderer 
Währung vereinbart und geleistet werden. 
kann oder zu vereinbaren und zu leisten ist, er- 
geben sich aus besonderen Rechtsvorschriften 
und den auf dieser Grundlage erteilten staatli- 





Anmerkung: Vgl. hierzu Devisengesetz vom 
19. 12. 1973 (GBI. I Nr. 58 $. 574) und die 
senen DB, 








so 
Verrechnung von Geldzahlungen 


(1) Hat ein Schuldner gegenüber einem 
(Gläubiger mehrere Zahlungsverpflichtungen 
zu erfüllen und reichendie von ihm geleisteten 
Zahlungen nicht aus, um alle fälligen Forde- 
rungen zu begleichen, kann er bestimmen, auf 
weiche Forderung die Zahlungen anzurechnen 
sind. Hat der Schuldrer hierüber nichts be- 
stimmt, ist die Zahlung auf die jeweils älteste 
fällige Zahlungsverpflichtung anzurechnen, 
und zwar zuerst auf die Kosten, dann auf die 
Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung, 

(2) Diese Bestimmung ist auf andere Lei- 
stungen entsprechend anzuwenden. 


3432 
Aufrechnung 


(4) Eine Zahlungsverplichtung kann 
durch Aufrechnung mit einer Gegenforderung 
erfüllt werden, wenn die beiderseiigen Geld- 
forderungen fllig sind. Die Aufrechnung er- 
folgt durch Erklärung gegenüber dem Gläubi- 
ger. Sie darf nicht mit einer Bedingung oder 
Zeitbestimmung verbunden werden. 

(2) Durch die Aufrechnung erlöschen die 
beiderseitigen Forderungen, soweit sie sich 
decken, zu dem Zeitpunkt, in dem sie sich 
erstmalig aufrechenbär gegenüberständen;: 





103 


(3) Gegen unpfändbare Forderungen, Un- 
terhaltsforderungen und Forderungen auf 
Schadenersatz außerhalb von Verträgen darf 
nicht aufgerechnet werden. 


Anmerkung: Zur Unpfändbarkeit von Volks- 
eigentum vgl. $ 20 Abs. 3 ZGB. 
Zur Pfändbarkeit von Forderungen vgl: 88 96 








Zweites Kapitel 


Beteiligung mehrerer Partner 
an einem Vertrag 


Erster Abschnitt 
Vertrag mit mehreren Gläubigern 
und Schuldnern 


3433 
Rechtsstellung mehrerer Gläubiger 
und Schuldner 


(1) Sind an einem Vertrag mehrere Gläu- 
"iger oder Schuldner beteiligt, ist jeder Gläu- 
"biger berechtigt, cenihm zustehenden Teil der 
Leistung zu fordern, und jeder Schuldner ver- 
Pflichtei, seinen Teil der Leistung zu erbrin- 
gen. 

(2) Eine gemeinschaftliche Verpflichtung 
und eine gemeinschaftliche Forderung entste- 
hen nur, wenn der Gegenstand der Leistung 
unteilbar ist oder das durch Rechtsvorschriften. 
bestimmt oder im Vertrag vereinbart ist. 





= 5438 
Gemeinschaftliche Verpflichtung 
mehrerer Schuldner 


(1) Mehrere Schuldner können einem 
Gläubiger in der Weise verpflichtet sein, daß 
der Gläubiger die Leistung nur einmal verlan- 
gen kann, aber von jedem der Schuldner bis 
zur vollen Höhe (Gesamtschuldner). Die Ver- 
iichtung erlischt, soweit einer der Schuldner 
die Leistung erbringt 

(2) Die Gesamtschuldner sind untereinan- 
der zu gleichen Teilen zum Ausgleich ver- 
Enchier, sonreic nichts anderes bestiantist” 





besondere Bestimmungen 





Kann von einem Gesamtschuldner der aufihn 
entfallende Betrag nicht erlangt werden, ha- 
"ben die übrigen zum Ausgleich verpflichteten. 
Schuldner.den Ausfall zu gleichen Teilen zu 
ragen, 


8435 
Gemeinschaftliche Forderungen 
mehrerer Gläubiger 





(1) Mehreren Gläubigern kann eine Ford. 
rung derart zustehen, daß jeder die ganze Lei 
stung verlangen kann, der Schuldner aber nur 
einmal zu leisten hat (Gesamtgläubiger). Die 
Verpflichtung erlischt mit der Leistung an 
nen der Gläubiger. 

(2) Die Gesamtgläubiger sind untereinan- 
derzu gleichen Teilen berechtigt, soweit nichts 
anderesbestimmt ist. Wurde an einen der Ge- 
Samtgläubiger geleistet, ist dieser den anderen 
zu anteilmäßigem, Ausgleich verpflichtet 








Zweiter Abschnitt 
Wechsel des Gläubigers oder Schuldners 


8.436 
Wechsel des Gläubigers 


(1) Der Gläubiger kann seine Forderung 
durch Vertrageinem anderen übertragen (Ab- 
iretung). Die Abtretung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Schuldners. Durch die Abtr 
tung gehen alle Rechte und Pflichten des bi 
herigen Gläubigers auf den neuen Gläubiger 
(über. Der bisherige Gläubiger hat dem neuen 
Gläubiger entweder eine Abtretungsurkunde 
auszustellen oder dem Schuldner die Abtı 
tung unverzüglich mitzuteilen. Diese Mitte 
hung hat auf Verlangen desSchuldners schrift- 
lich zu erfolgen. 

(2) Eine Forderung darf nicht abgetreten 
werden, wenn das durch Rechtsvorschriften 
oder Vertrag ausgeschlossen ist oder wenn si 
nach dem Inhalt der Leistung nur vom Gläubi 
ger geltend gemacht werden kann oder wenn 
sie unpfändbar ist. 

(&) Der Schuldner kann gegenüber dem 
neuen Gläubiger alle Einwendungen gegen die 
Fordenmp erheben die er zur Zeitihrer Ab: 
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tretung gegenüber dem bisherigen Gläubiger 
geltend machen konnte, 

(4) Der Schuldner kann eine ihm gegen den 
bisherigen Gläubiger zustehende Forderung 
auch gegenüber dem neuen Gläubiger auf- 
rechnen, wenn ihm diese Forderung bereits vor, 
Kenntnis der Abtretung zustand undsie nicht 
später als die abgetretene Forderung fällig ge- 
worden ist 





8437 
Erfüllung einer abgetretenen Forderung 


Der Schuldner ist zur Leistung an den 
neuen Gläubiger nur verpflichtet, wenn dieser 
ihm eine vom bisherigen Gläubiger ausge- 
stellte Abtretungsurkunde aushändigt oder 
wenn der bisherige Gläubiger dem Schuldner 
die Abtretung schriftlich mitgeteilt hat. So- 
ange das nicht der Fallist, kann der Schuldner 
an den bisherigen Gläubiger leisten. 





8438 

Gesetzlicher Forderungsübergang 
Geht eine Forderung auf Grund von. 
Rechtsvorschriften von einem Gläubiger auf 


‚einen anderen über, gilt 436 Absätze 3 und 4 
entsprechend. 





540 
Übertragung anderer Rechte 


Fürdie ÜbertragungandererRechte gelten 
die $$ 436 bis 438 entsprechend. 


9440 
Wechsel des Schuldners 


Der Schuldner kann durch Vertrag mit ei- 
nem anderen vereinbaren, daßsich der andere 
an seiner Stelle zur Leistung verpflichtet. Das 
bedarf der Zustimmung des Gläubigers. Der 
neue Schuldner tritt in die Pflichten und 
Rechte des bisherigen Schuldners ein. Beste- 
hende Pfandrechte, Bürgschaften und andere 
Sicherheiten erlöschen, soweit die Bei 

nichts anderes vereinbart haben. Dasgilt nicht 
Te im Grundbuch eingeträpene RECHe: 
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Dritter Abschnitt 


Vertrag zugunsten Dritter 
441 


(1) Die Partner eines Vertrages können 
vereinbaren, daß das Recht auf die Leistung 
einem Dritten (Begünstigten) unmitelbar zu- 
steht. 

(2) Soweit sich aus Inhalt und Zweck des 
Vertrages nichts anderes ergibt, erwirbt der 
Desünsigte dieses Recht mit Fälligkeit der 
Leistung, 

(&) Lehnt der Begünstigte den Erwerb des 
Rechts ab, steht dieses dem Pariner des zur 
Leistung Verpflichteten zu, soweit nichts an- 
deres vereinbart ist. 

(&) Der zur Leistung Yerpflichtete kann 
Einwendungen aus dem Vertrag, die ihm ge- 
genüber dem Partner zustehen, auch gegen- 
über dem Begünstigten geltend machen. 





Drittes Kapitel 
Sicherung von Forderungen 


$aa2 
Grundsazz 


(1) Zur Sicherung von Forderungen kön- 
nen die Partner eines Vertrages die in diesem 
(Gesetz vorgesehenen Sicherheiten vereinba- 
ten. Die Vereinbarung von Sicherheiten dient 





rungen sowie ihre Rückzahlung durch den 
Schuldier zu sichem. 

(2) Begründung, Ausibung und Verwer- 
tung der Sicherungsrechte haben in Überein- 
stimmung mit den Grundsätzen der sozialisti 
schen Moralzu erfolgen und dürfen den gesel- 
schafulichen Interessen und den berechtigten 
Interessen des Schuldners richt zuwiderlaufen. 
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Erster Abschnitt 
Plandrecht 


9443 
Übergabe einer Sache als Pfand 


(Ü) Eine Forderung kann dadurch gesichert 
werden, daß der Schuldner dem Gläi 
‚eine bewegliche Sache als Pfand übergibt. Das 
Pfandrecht entsteht durch Vereinbarung und 
Übergabe der Sache. 

(©) Das Pfandrecht sichert die Forderung 
in ihrer jeweiligen Höhe einschlieflich der 

sen sowie der Kosten der Geltendmachung 
der Forderung und der Verwertung des Pfan- 
des, 








3444 
‚Rechte und Pflichten des Pfandgläubigers 


Der Pfandgläubiger ist verpflichtet, die 
Pfandsache sorgfältig zu verwahren und In ih- 
sem Wert zu erhalten. Eine Nutzung der 
Pfandsache bedarf der Vereinbarung, Der 
Schuldner kann überden Umfang der Nutzung 
Rechenschaft fordern. Erischt die Forderung, 
ist der Pfandgläubiger zur Rückgıbe der 
Pfandsache verpflichtet. 





8445 
Verwertung der Pfandsache 





Ist die gesicherte Forderung fällig und 
stet der Schuldner nicht, kann der Pfandgläu- 
biger die Pfandsache verkaufen oder in ande- 
er Weise verwerten und aus dem Erlös seine 
Forderung begleichen. Er hat das dem Schuld- 
ner vorher anzukündigen, Zwischen Ankündi- 
gung und Verwertung muß mindestens 1 Mo- 
nat liegen. 


8446 
Erlöschen des Pfandrechts, 


Das Pfandrecht erlischt, wenn die Forde-, 
rung erlischt oder wenn die Pfändsache ver- 
Bere oder zuricks&behen sird: 


‚besondere Bestimmungen £ 


9447 
Verpfändung von Wertpapieren. 
und gesetzliche Pfandrechte 


Für die Verpfändung von Wertpapieren 
und für gesetzliche Pfandrechte gelten die 38 
442 bis 446 entsprechend. 


3448 
Pfandrecht ohne Übergabe der Sache 


(1) Forderungen der Kreditinstitute, 
volkseigener Betriebe, staatlicher Organe und 
Einrichtungen sowie sozlalistischer Genosen- 
schaften können durch Pfandrecht in der 
Weise gesichert werden, daß der Schuldner im 
Besitz der verpfändeten Sache bleibt und be- 
rechtigist, sie zu nutzen. 


Anmerkung: Vgl. hierzu auch 9141 ZGB. 


(@) Das Pfandrecht entsteht durch schriftli- 
che Vereinbarung. 

(&) Eine. Veräußerung oder wesentliche 
Veränderung der Pfandsache dürch den 
Schuldner ist nur mit Einwilligung des Gläubi- 
gers zulisig. 

(4) Ist die gesicherte Forderung fällig und 
leistet der Schuldner nicht, kann der Pfand- 
gläubiger die Herausgabe der verpfändeten 
Sache verlangen, sie verkaufen oderin anderer 
Weise verwerten und aus dem Erlösseine For- 
derung begleichen. 


8449 
Verpfändung von Forderungen 


(1) Eine Forderung kann dadurch gesichert 
‚werden, daß der Schuldnerdem Gläubiger ein 
Pfandrecht an einer Forderung einräumt, die 
der Schuldner gegen einen Dritten hat. Das 
Pfandrecht entsteht durch Vertrag zwischen 
dem Schuldner und dem Gläubiger. Die Erklä- 
rung des Schuldners bedarf der Schriftform. 
Die Verpfändung wird erst wirksam, wenn sie 
dem Dritten schriflich mitgeteilt worden ist 
Wird eine Geldforderung verpfändet, muß 
ihre Höhe im Vertrag genannt werden. 

(2) Eine Forderung, die nicht übertragbar 
ick darf nicht versfändet werden) 
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(3) Der Dritte darf nur an den Pfandgläu- 
iger leisten. Ist die gesicherte Forderung fällig 
und leistet der Schuldner nicht, kann der 
Pfandgläubiger aus der verpfändeten Forde- 
tung Erfüllung verlangen. 


Zweiter Abschnitt 
Bürgschaft 


$450 
Entstehen und Inhalt der Bürgschaft 


(1) Eine Forderung kann dadurchgesichert 
werden, daß sich ein Dritter dem Gläubiger 
gegenüber als Bürge schriflich verpflichtet, 
die Forderung zu erfüllen, wenn nach deren 
Fälligkeit der Schuldner nicht leistet und eine, 
Vollstreckung gegen ihn erfolglos war (Bürg- 
schaft) 

(2) Die Bürgschaftsichert die Forderung in 
ihrer jeweiligen Höhe einschließlich der Zin- 
sen sowie der Kosten der Geltendmachung der 
Forderung. 

(&) Der Bürge kann sich schrifich auch 
damit einverstanden erklären, daß derGläubi- 
er berechtigt it, die Erfüllung der fälligen 
Forderung nach seiner Wahl vom Schuldner 
oder vom Bürgen zu verlangen. 


sası 
Rechte des Bürgen 


(1) Der Bürge kann gegen die Forderung 
des Gläubigers alle Einwendungen geltend 
machen, die auch dem Schuldner zustehen. 

(2) Soweit ein Bürge die Forderung des 
Gläubigers erfüllt hat, geht die Forderung auf 
ihn über. 


Dritter Abschnitt 
Hypothek 


$452 
Inhalı der Hypothek 


(&) Ein Grundstück kann zur Sicherung ei- 
ner Geldforderung mit einer Hypothek bela- 
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stet werden. Das gleiche gilt für Gebäude, an 
denen auf Grund von Rechtsvorschriften un- 
‚abhängig vom Eigentum am Boden selbständi 
ges Eigentum besteht, Für eine Forderung 
könnenmehrere Grundstücke mit einer Hypo- 
ihek belastet werden (Gesamthypothek,). 

(2) Die Hypothek erstreckt sich auch auf 
das Grundstückszubehör, soweit es Eigentum 
des Grundstückseigentümers ist, auf die Mi 
einnahmen, Nutzungsentgelte sowie auf For- 
derungen aus Versicherungen des Grund- 
stücks, 





Anmerkung: Zum Eigentuman Grundstücken 
und Getäuden vgl. $ 295 ZGB. 


(3) Ein Grundstück, das persönliches Ei- 
gentum ist, kann mit einer Hypothek nur zur. 
Sicherung einer Forderung belastet werden, 
die im wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
dem Grunstück steht und sich gegen den 
Grundstückseigentümer richtet. Das gilt nicht 
für Forderungen von Kreditinstituten, volksei- 
genen Betrieben, staatlichen Organen und 
Einrichtungen. 





8453 
Entstehen der Hypothek 


(1) Die Hypothek wird durch schriftlichen 
Vertragzwischen Grundstückseigentümer und 
Gläubiger vereihbart. Der Vertrag bedarf der 
Beglaubigung und der staatlichen Genehmi- 
gung, soweit es sich nicht um eine Hypothek 
zugunsten eines Kreditinstitutes handelt. Die 
Hypothek entsteht mit der Eintragung im 
Grundbuch. 

(2) Der Rang einer Hypothek bestimmt 
sich nach dem Zeitpunkt ihres Entstehens. 


Anmerkung: Zur Beglaubigung des Vertrages 
$ 67 ZGB sowie die Anmerkung dazu; 

zur Genehmigung vgl, $ 2 Abs. 1 Buchst. k) 
GrundsticksverkehrsVO; zur Eintragung im 
Grundbuch val. $2’Abs. 1 Buchst.) und $ 3 
Abs. 1 Buchst. d) Grundstücksdokumenta- 
onsordnung; 

‚um Rang einer Hypothek vel. $7,$20 Abs. 1 
ff. 2 GrundstVollstr VO: 
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8454 
Abhängigkeit der Hypothek. 
von der Forderung 


(1) Die Hypothek ist mit der gesicherten 
Forderung untrenabar verbunden. Si besteht 
nur in der jeweiligen Höhe der Forderung ein- 
schließlich Zinsen und Nebenforderungen. 

(&) Brlischt die Forderung, erlischt auch 
‚die Hypothek. 

(&) Wird die Forderung an einen neuen 
Gläubiger abgeireien. geht auch die Hypothek 
auf ihn über. Der Vertrag über die Abtretung 
bedarf der Beglaubigung und der stalichen 
Genehmigung, Die Abtretung der Ferderung 
und der Übergang der Hypothek werden mit 
Eintragung des neuen Gläubigers im Grund- 
buch wirksam. 





Anmerkung: Vgl. hierzu Anm. zu 9433 Zub. 


8455 
Rechtswirkung der Hypothek 


(4) Erfüllt der Grundstückseigentümer die 
Forderung nicht, ist der Gläubiger der Hypo-, 
thek berechtigt, wegen der Forderung sowie 
‚der Kosten der Rechtsverfolgung die Voll- 
streckung in das Grundstück und in die Gegen- 
stände zu betreiben, auf die sich die Hypothek 
erstreckt, Der Gläubiger einer Gesamthypo- 
thek hat die Wahl, in jedes der Grundstücke 
ganz oder zu einem Teil zu vollstrecken. 

(2) Für die Vollstreckung gelten besondere. 
Rechtsvorschriften. 





Anmerkung: Vgl. hierzu GrundstYollstrV O. 


8.456 
Aufbauhypothek 


(1) Ein Grundstück kann zur Sicherung 
yon Krediten, die von Kreditinstituten für 
Baumaßnahmen gegeben werden, mit einer 
‚Aufbauhypoihek belastet werden. 

(2) Für die Aufbauhypothek gelten die Be- 
Stimmungen über die Hypothek entsprechend, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt 

it 








besondere Besilnimungen 


T 


(&) Eine Aufbauhypothek hat Vorrang vor 
anderen Hypotheken. Mehrere Aufbauhypo- 
theken haben gleichen Rang. 


8457 
Aufbauhypothek 
durch staatliche Anordnung 


Für staatlich angeordnete Baumaßnahmen 
kann die Aufnahme eines Kredites und die Be- 
lastung des Grundstücks mit einer Aufbauhy- 
pothek auf Antrag des zuständigen staatlichen 
Organs veranlaßt werden. Hierfür gelten be- 
sondere Rechtsvorschriften. 





Anmerkung: Vgl. hierzu VO, vom 2: 
1900 über die Finanzierung von Baumaßnal 
men zur Schaffung und Erhaltung von priva 
tem Wohnraum (GBl. INr. 348. 351) 1.d. F. 
der 2. VO vom 14.0. 1967 (GBI. 11T. 635. 
419). insbes. $ 16. 















8458 
Stundung von Hypotheken 


Istein Grundstück mit einer Aufbauhypo- 
thek belastet und deshalb eine Zinszahlung. 
und Tilgung bereits bestehender Hypotheken- 
forderungen nur teilweise oder nicht möglich, 
sind diese einschließlich der Zinsen insoı 
gestundet. Während der Stundung dürfen die 
Hypothckenforderungen nicht gekündigt wer- 
den. 





Vierter Abschnitt 


Sicherung des sozialistischen Eigentums 
bei Baumaßnahmen 
auf vertraglich genutzten Grundstücken 


8459 


(1) Die von volkseigenen Betrieben, staat- 
lichen Organen oder Einrichtungen auf ver- 
iraglich genutzten Grundstücken errichteten 
(Gebäude und Anlagen sind unabhängig vom 
Eigentum am Boden Volkseigentum. Sind be- 
deutende Erweiterungs- und Erhaltungsmaß- 
nahmen an vertraglich genutzten Grundstük- 
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ken durchgeführt worden, besteht entspre- 
chend der Werterhöhung ein volkseigener 
Miteigentumsanteil. 

(2) Jeder Vertragspartner kann verlangen, 
(448 die Rechte und Pflichten fesigelegt weı- 
den, die sich aus den baulichen Maßnahmen. 
ergeben, und daß die Rechtsänderung im 
Grundbuch eingetragen wird. 

(8) Bestehende und künftige Belastungen 
des Grundstücks erstrecken sich nicht auf das 
nach Abs. 1 entstandene Volkseigenum. 

(4) Sind von sozialistischen Genossen- 
schaften oder gesellschaftlichen Organisatio- 
nen. bedeutende Erweiterungs- und Erhal- 
tungsmaßnahmen an. vertraglich genutzten 
Grundstücken durchgeführt worden, besteht 
entsprechend der Werterhöhung ein Miteigen- 
tumsanteil zugunsten der sozialisischen Ge- 
nossenschaft oder gesellschaflichen Organi- 
sation. Die Bestimmungen der Absätze 2 und 3 
gelten entsprechend, 

(5) Für landvirtschaftliche: Produktions- 
genossenschaften gelten die genossenschafts- 
rechtlichen Bestimmungen. 





‚Anmerkung: Für LPG vel. $ 10 Abs. 1 Buch 
&), $ 13 Abs. DLPG-Gen. 


ViertesKapitel 
‚Entmündigung, Todeserklärung und Aufgebot 


Erster Abschnitt 
Enmündigung 


8.460 


(4) Die Entmündigung eines Bürgers kann 
nur durch gerichtliche Entscheidung in einem 
durch Gesetz geregelten Verfahren erfolgen. 
(&) Ein Bürger kann entmündigt werden, 
wenn er wegen krankhafter Störung der Gei- 
stestätigkeit in der Fähigkeit erheblich beein- 
wächtgt ist, in gesellschaftlicher Verantwor- 
ung über die Begründung von Rechten und 
Pflichten selbst. zu entscheiden. Ein Bürger 
kann auch entmündigt werden, wenn die er- 
hebliche Beeinträchtigung durch Mißbrauch. 
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von Alkohol oder anderer rauscherzeugender 
Mittel oder Drogen eingetreten ist. 

(&) Bei Wegfall der Gründe ist die Ent- 
mündigung durch gerichtliche Entscheidung 
aufzuheben, 

(4) Dem Entmündigten stein Vormund zu 
bestellen. Für die Vormundschaft gelten die. 
Bestimmungen des Familiengesetzbuches. 








Anmerkung: Zum Entmündigungsverfahren 
vel.8$ 140 B. ZPO 

zur Bestellung eines Vormiundes durch (das 
Staatliche Notarist vgl. 8 37 NG; 





ur Vormundschaft vgl. 88 98 {1 FGB, 


Zweiter Abschnitt 
Todeserklärung 


5461 
Voraussetzungen und Folge, 
der Todeserklärung 


(1) Ein Bürger, dessen Aufenthalt längere 
Zeit unbekannt ist und an dessen Weiterleben 
den Umständen nach ernstliche Zweifel beste- 
hen (Verschollenheit), kanndurch gerichtliche 
Entscheidung für tot erklärt werden. 

(2) Solange ein Verschollener nicht für tot 
erklärt ist, wird vermutet, daß er lebt. Es wird 
jedoch vermutet, daß er das 90. Lebensjahr 
nicht überlebt hat. Dasgiltnicht, wenn die im $ 
462 bestimmten Fristen noch nicht abgelaufen 
sind, 

(&) Stel sich heraus, daß der für tot er- 
klärte Verschollene lebt, wird die Todeserklä- 
rung rückwirkend unwirksam. Sie ist durch das 
Gericht aufzuheben. 


3462 
Verschollenheitsristen 


(1) Ein Verschollener kann für tot erklärt 
werden, wenn seit dem Ende des Jahres, in 
‚dem er nach den letzten Nachrichten noch ge- 
lebt hat, 5 Jahre vergangen sind. 

(2) Ein Bürger, der einer unmittelbaren 
Lebensgefahr ausgesetzt war und seither ver- 
schollen ist. kann nach Ablauf von 6 Monaten. 
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seit dem die Lebensgefahr begründenden Er- 
eignis für tot erklärt werden. Läßt sich dieser 
Zeitpunkt nicht feststellen, ist die Todeserklä- 
rung zulässig, wenn seit dem Zeitpunkt, zu 
dem der Verschollene nach den leızien Näch- 
richten noch gelebt hat, 6 Monate vergangen 
sind. 





5463 
‚Todeszeitpunkt 


(1) Als Todezeitpunkt ist der Zeitpunkt 
festzustellen, der nach den Ermittlungen der. 
wahrscheinlichste ist 

(2) Läßt sich ein solcher Zeitpunkt nicht 
ermitteln, ist der Tag als Todeszeitpunkt fest- 
zustellen, an dem die fünfjährige Frist nach $ 
462 Abs. 1 oder die abgekürzie Frist nach $ 
462 Abs. 2 abläuft, 

(&) Ergibt sich später, daß der Zeitpunkt 
des Todes unrichtig festgestellt wurde, ist er. 
auf Antrag zu ändern, 





5464 
Feststellung des Todeszeitpunktes 


(1) Steht der’Tod eines Bürgers est, ist je- 
(doch der Zeitpunkt des Todes nicht bekannt, 
kann der Zeitpunkt durch gerichtliche Ent- 
scheidung festgestellt werden. 

(2) Kann nich! fesigestellt werden, ob von 
mehreren verstorbenen oder für tot erklärten 
Bürgern der eine den anderen überlebt hat, 
wird ihr gleichzeitiger Tod vermutet. 


Dritter Abschnitt 
‚Aufgebot von Urkunden 
8465 


Ist eine Urkunde, die den Aussteller dazu 
berechtigt und verpflichtet, an jeden Inhaber 
der Urkunde zu lesten (Inhaberpapier), verlo- 
rengegangen oder vernichtet, kann sie im 
Wege des Aufgebotsverfahrens für kreftloser- 
klärt werden, soweit der Aussteller der Ur- 
kunde nicht selbst zu deren Kraftloserklärung. 
berechtigt ist. Das gleiche gilt für Sparbücher. 


besondere Bestimmungen 1 


N 





merkung: Zum Aufgebotsverfah: 
zeO; 


nvgL.$ 


zum Ausschluß von Grund- 

















ückseigentümern, Vorkaufsberechtigten und 
Hypothekengläubigern im Wege des Auf 
botsverlahrens vel.%$ Li, 12 Grundstücksdo. 
kumentationsordnung; 

zur Sicherung von Sparguihaben bei Abhan- 
denkommen von Spärbüchern vgl. $ 15 der 
AO über den Sparverkehr bei den Geld- und 
Kreditinstituten der DDR (Reg.-Nr. 12). 








Fünftes Kapitel 


Bei 





isbestimmungen 


5.466. 
Wohnsitz 


(1) Der Wohnsitzeines Bürgers ist der Ort, 
an dem er sich gewöhnlich aufhält. Ein Bürger 
'kann an mehreren Orten einen Wohnsitz be- 
gründen. 

(2) Kinder und Jugendliche teilen den 
Wohnsitz ihrer Eltern oder des Erziehungs- 
berechtigten, soweit diese nicht einen anderen 
Wohnsitz für sie bestimmen. Leben die Eltern 
getrennt und sind beide erziehungsberechtigt, 
teilen die Kinder und Jugenelichen den Wohn- 
sitz des Elternteils, bei dem sie sich dauernd 
oder überwiegend aufhalten. Im Rahmen sei 
ner Befugnisse kann entsprechend den Vor- 
schriften des Familienrechts auch das Organ 
der Jugendhilfe den Wohnsitz eines Kindes, 
‚oder Jugendlichen bestimmen. 

(3) Der Wohnsitz eines Bürgers, der unter 
Vormundschaft steht, wird durch den. Vor- 
‚mund bestimmt, Die gleiche Befugnis steht ei- 
nem bestellten Pfleger im Rahmen seines 
Wirkungskreises zu. 

(4) Als Wohnsitz eines Bürgers der Deut- 
schen Demokratischen Republik, der sich vor- 
übergehend außerhalb der Deutschen Demo- 
Ieratischen Republik aufhält, gilt sein letzter 
Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen 
Republik. 





8467 
Sachen und wesentliche Bestandteile 


(1). Sachen im Sinne dieses Gesetzes sind 
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bewegliche Gegenstände, Grundstücke und 
Gebäude, 

(2) Wesentliche Bestandteile einer Sache 
Sind Teile, die so miteinander verbunden sind, 
daß sie nicht getrennt werden Können, ohne 
die Sache zu zerstören oder ihren wirschaftli 
chen Zweck erheblich zu beeinträchügen. Zu 
den wesentlichen Bestandteilen eines Gebäu- 
des gehören auch die Sachen, die zu seiner Er- 
richtung, Erhaltung und Erweiterung einge- 
fügt worden sind, 

(8) Wesentliche Bestandteile können nicht 
Gegenstand besonderer Rechte sein. 





sa68 
Zubehör 


(1) Zubehör sind Sachen, die, ohne Be- 
standteile zu sein, zum bestimmungsgemäßen 
Gebrauch einer anderen Sache erforderlich 
sind. 

(2) Der Erwerb des Eigentums an einer Sa- 
che erstreckt sich auch auf das Zubehör, soweit 
durch Rechtsvorschriften nichts anderes be- 
stimmt oder im Vertrag nichts anderes verein- 
bar ist. 


3469 
Einwilligung und Genehmigung 


(1) Einwilligung ist die vorherige Zustim- 
mung, Genehmigung die nachträgliche Zu- 
stimmung zu einem Vertrag. Sie werden mit 
Zugang wirksam. 

(2) Hängt die Wirksamkeiteines Vertrages 
von der Zustimmung eines Dritten ab, kann 
die Erteilung sowie die Verweigerung der Zu- 
stimmung gegenüber jedem Vertragspartner 
erklärt werden. Die Zustimmung bedarf 
der für den Vertrag bestimmten Form. 








Fristen 
3470 , 


(1) Ist für den Beginn einer Frist ein Ereig- 
nis oder ein besimmter Zeitpunkt maßge- 
bend, wird bei der Berechnung der Frist der 
‚Tag nicht mitgerechnet, in welchen das Ereig- 
nis oder der Zeitpunkt fällt. Wird die Frist ver-, 
längert, beginnt die neue Frist'mit dem Tag, 
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welcher der Beendigung der ursprünglichen 
Frist folgt 

(2) Ist für den Erwerb eines Rechts ein be- 
stimmter Tag maßgebend, wird das Recht be- 
reits am Anfang dieses Tages erworben. 





sarı 


(1) Eine Frist endet: 

1. wenn sie nach Tagen berechnet it, mit 
dem Ablauf des letzten Tages der 

2. wenn sie nach Wochen berechnet ist, 
mit‘ dem Ablauf desjenigen Tages der letzten. 
"Woche, der dem entsprechenden Tag des Be- 
ginns der Frist vorausgeht; 

3. wenn sie nach Monaten berechnet ist, 
mit dem Ablauf des Tages des letzten Monats, 
der dem entsprechenden Tag des Begins der 
Frist vorausgeht. Fehlt in einem Monat der für 
das Ende der Frist maßgebende Tag, endet die 
Frist am letzten Tag des Monats; 

4. wenn sie nach Jahren berechnet ist, mit 
‚dem Ablauf des entsprechenden Tages des 
leizten Jahres. 

(2) Das Ende einer Frist kann auch durch 
‚den Eintritt eines Ereignisses bestimmt wer- 
den. 

(&) Ist der leızıe Tag der Frist ein Sonn- 
abend, Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag, 
endet die Frist mit dem Ablauf des darauffol- 
genden Arbeitstagen, 








Sechstes Kapitel 
Verjährung 


sarı 
Grundsatz 


(1) Ansprüche, die Bürgern oder Betrie- 
ben nach diesem Gesetz zustehen, unterliegen. 
der Verjährung. Sie könnennach Ablaufderin 
diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvor- 
Schriften bestimmten Fristen nicht mehr mit 
Hilfe des Gerichts durchgesetzt werden. Ne- 
benansprüche verjähren spätestens mit dem 
Hauptanspruch. 

(2) Das Gericht kann auch nach eingetre- 
tener Verjährung für einen geltend gemachten 


m 


‚Anspruch Rechtsschutz gewähren, wenn dafür 
schwerwiegende Gründe vorliegen und es im 
Interesse des Gläubigers dringend geboten er- 
scheint und dem Schuldner zuzumuten ist. 


9473 e 
Erfüllung verjährter Ansprüche 


Eine nach Ablauf der Verjährungsfrist er- 
‚brachte Leistung kann nicht mit der Begrün- 
dung zurückgefordert werden, daß der An- 
spruch verjährt sei. 


sara 
Verjährungstristen 


(1) Die Verjährungsfrist beträgt, soweit 
in Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt 
ist, 

1. für Garanticanprüche 6 Monate; 

2. für Ansprüche aus Verträgen 2 Jahre; 

3. für Schadenersatzansprüche aus Verträgen 
sowie für außervertragliche Ansprüche 4 
Jahre; 

4. für Zahlungsverpflichtungen aus einem 
schriftlichen Schuldanerkenntnis 10. Jahre; 

5. füt Ansprüche auf Herausgabe von Sachen 
10 Jahre; Ansprüche auf Herausgabe von 
Sachen, die sozialissches Eigentum sind, 
verjähren nicht, 

(@) Kürzere Verjährungsfristen können 
schriftlich vereinbart werden, soweit das nicht 
durch dieses Gesetz oder andere Rechtsvor- 
schriften ausgeschlossen it. 

(@) Vereinbarungen über eine Verlänge- 
rung der gesetzlichen Verjährungsfristen sind 
nicht zulässig. 





sa7s 
Beginn der Verjährung 


Die Verjährung beginnt 
1. bei Garantisansprüchen mit dem 1. Tag 
des auf ihre Geltendmachung beim Garantie-, 
verpflichteten folgenden Monats; 
2. bei Ansprüchen außerhalb von Verträ- 





gen 
rechtigte vom Entstehen des Anspruchs und 
von der Person des Verpflichteten Kenntnis 
erlangt hat. Die Verjährung tnitspätestensmit. 





besondere Bestimmungen 1 


‚Ablauf von 10 Jahren nach Vollendung der 
schädigenden Handlung ein; 

3. bei allen übrigen Ansprüchen mit dem 
1. Tag des Monats, der aufden Tag folgt, an 
dem der Anspruch geltend gemacht werden 
kann, 





8476 
Unterbrechung der Verjährung 


(1) Die Verjährung wird unterbrochen 
durch 

1. schrifiches Anerkenntnis des An- 
spruchs; 

2. Einigung der Partner vor einem gesell- 
schaftlichen Gericht über einen Anspruch; 

3. Teil- oder Zinszahlung auf die Geldfor- 
derung, 

(2) Wird die Verjährung unterbrochen, 
beginnt am 1. Tag des folgenden Monats die 
Verjährungsfrist erneut. 





sam 
Hemmung der Ver 





rung 


(0) Die Verjährung ist gehemmt für die, 

Zeit 

1. einer Stundung des Anspruchs; 

2. von der Geltendmachung des Anspruchs 
vor einem Gericht bis zur rechiskräfigen 
Entscheidung; die Verjährung gilt als nicht 
gehemmt, wenn die Klage oder der Antrag 
aus anderen als aus Zustindigkeitsgründen. 
zurückgenommen wird; 

3. zwischen der Anmeldung der Forderungim 
Verfahren zur Gesamtvollstreckung und 
der Beendigung dieses Verfahre 

4. in der eine Rechtsverfolgung nicht möglich 
ist; 

5. von der Geltendmachung eines Garantie- 
anspruchs bis zu seiner Erfüllung oder bis 
zur Erklärung des Verpflichteten, daß er 
die Erfüllung des Anspruchs verweigert; 

6. von der Anzeige eines Versicherungsfalles 
biszur Erkärung der Versicherungseinrich- 
tung über ihre Leistungspficht; 

7. in welcher der Anspruch durch Pfandrecht, 
Bürgschaft oder auf sonstige Weise gesi- 
cher ist, mit Ausnahme des Anspruchs auf 
Zinsen. 
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(2) Die Zeit, in der die Verjährung ge- 
hemmt ist, wird in die Verjährungsfrist nicht 
eingerechnet. 





Sonderfälle der Verjährung 
8478 


(1) Ein Anspruch gegen einen handlungs- 
unfähigen oder einen in seiner Handlungsfä- 
higkeit beschränkten Bürger, der. ohne gesetz- 
lichen Vertreter ist, verjährt frühestens 6 Mo- 
nate nach dem Zeitpunkt, in weichem der Bür- 
‚ger die Handlungsfähigkeit erlangt hat oder 
gesetzlich vertreten wird. 

(2) Ein Anspruch, der zu einem Nachlaß 
gehört oder sich gegen einen Nachlaß richtet, 
verjährt frühestens 1 Jahr nach dem Zeit- 
punkt, in welchem die Erbschaft von den Er- 
ben angenommen oder die Nachlaßverwaltung 
angeordnet wurde. 


8479 


(1) Ansprüche aus eingetragenen Rechten 
an Grundstücken verjähren nicht, Das gilt 
nicht für Ansprüche auf Zinsen. 

(2) Auf Ansprüche aus gelöschten Grund- 
stücksrechten ist Abs. 1 entsprechend anzu- 
wenden, wenn gegen die Löschung ein Wider- 
spruch im Grundbuch eingetragen ist. 
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8480 
Vollstreckungsverjährung 





(1) Die Frist, in dereeine Vollstreckung we- 
gen eines gerichtlich festgestellten oder für voll- 
streckbar erklärten Anspruchs beantragt wer- 
den kann, beträgt 10 Jahre. Bei Ansprüchen 
auf regelmäßig wiederkehrende Leistungen 
beträgt die Frist 4 Jahre. 

(2) Die Frist beginnt mit dem Tag der 
Rechtskraft der Entscheidung des Gerichts, 
jedoch nicht vor Fälligkeit des Anspruchs. Bei 
Ansprüchen auf regelmäßig wiederkehrende 
Leistungen beginnt die Frist für jede Teillei- 
stung gesondert am 1. Tag des Monats, der auf 
die Fälligkeit der Teilleistung folgt. 

(3) Die Frist wird durch den Antrag auf 
Vollstreckung unterbrochen. 
neut mit dem 1. Tag des Monats, der auf die 
Beendigung der Vollstreckung folgt. Das Ge- 
ticht kann auf Antrag auch nach Ablauf der 
Frist vollstrecken, wenn dafür schwerwiegende 
Gründe vorliegen und es im Interesse des 
Gläubigers dringend geboten erscheint und 
dem Schuldner zuzumuten ist, 

(4) Die Vollstreckungsverjährung ist für 
die Zeit gehemmt, während der der Anspruch 
gestundet oder die Vollstreckung vorläufig 
eingestellt ist. 
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Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch 
der Deutschen Demokratischen Republik 


‚vom 19.Juni 1975 
(GB. INr.27 8. 517) 


1. Anwendungsbestimmungen 


sı 
Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches 


Das Zivilgesetzbuch tritt am 1. Januar 
1976 in Kraft. 


82 
‚Anwendung des Zivilgesetzbuches 


(1) Das Zivilgesetzbuch ist auf alle nach 
seinem Inkrafttreten begründeten Zivilrechts- 
verhältnisse anzuwenden. 

(2) Das Zivilgesetzbuch ist auch auf alle 
bei seinem Inkrafttreten bestehenden Zivil 
rechtsverhältnisse anzuwenden, soweit in die- 
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Für 
das Bestehen dervor Inkrafttreten des Zivilge- 
setzbuches begründeten Rechte und Pflichten 
das bis zu diesem Zeitpunkt geltende Recht 
maßgebend. 











83 
‚Anwendung auf andere Eigentumsformen 


Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches 
sind auf andere Eigentumsformen entspre- 
chend anzuwenden, soweit dafür besondere, 
Rechtsvorschriften nicht bestehen. 


sa 
Versicherungsverhältnisse 





Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches 
über Versicherungsverhältnisse sind auch auf 
die Versicherungsbeziehungen von Betrieben 
und Organisationen mit Versicherungseinrich- 
tungen der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik anzuwenden, soweit dafür besondere 
Rechtsvorschriften nicht bestehen. 








HARTE RUNgEn. 


55 
Nutzung von Grundstücken und Gebäuden. 





(1) Sind vor Inkrafttreten des Zi 
buches in Ausübung eines vertraglich verein- 
"arten Nutzungsrechts auf Bodenflächen Wo- 
chenendhäuseroderandere Baulichkeitenent- 
sprechend den Rechtsvorschrften errichtet 
worden, die der Erholung, Freizeitgestaltung, 
oder ähnlichen Bedürfnissen der Bürger di 
nen, bestimmt sich das Eigentum nach dem Zi- 
vilgesetzbuch. 












Anmerkun; 
7GB (RegeNr. 


(2) Erbbaurechte, die für eine bestimmte 
"Zeit bestellt ind, bestehen nach Ablauf dieser 
Zeit mit dem gleichen Inhalt weiter, wenn das 
Grundstück nicht an den Erbbauberechtigten 
verkauft wird. Mit dem Verkauf des Grund- 
stücks erlischt das Erbbaurecht. Dem Grund- 
stückseigentümer steht ein Heimfallrecht nicht 
zu. Im Falle des Verkaufs des Grundstücks. 
steht dem Erbbauberechtigten gegenüber dem 
Grundstückseigentümer ein Vorkaufsrecht zu. 
Besteht ein Erbbaurecht an einem volkseige- 
‚nen Grundstück und wurde in Ausübung die- 
ses Rechts ein Eigenheim errichtet, kann dem 
Berechtigten nach den dafür geltenden 
Rechtsvorschriften das Nutzungsrecht an dem 
volkseigenen Grundstück veräehen werden. 
Mit der Verleihung des Nutzungstechts er- 
Hischt das Erbbaurecht. 





‚Anmerkung: Beachte, daß durch $ 15 Abs. 21 
Ziff. 11 EGZGB die VO über das Erbbaurecht 
außer Kraft gesetzt wurde; zum Vorkaufsrecht 
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des Erbbauberechtigten vgl. $$ 306-309 ZGB 
(RegNr. D; 
zur Umwandlung eines Erbbaurechis in ein 
Nutzungsrecht an einem volkseigenen Grund- 
stück vgl. 8 287 Abs. 1 ZGB und Anm. hierzu 
(Reg-Ne.). 











(&) Für die bei seinem Inkrafttreten be- 
stehenden Heimstätten gelten die Besimmun- 
gen des Zivilgesetzbuchesüber das persönliche 
Eigentum. 


Anmerkung: Beachte, daß durch $ 15 Abs. 2 1 
Ziff. 13 EGZGB das Reichsheimstättengew'r. 
außer Kraft gesetzt wurde, 


56 
Grundstücksbelastungen 





(1) Auf Rechte, die als Grundstücksbela- 
stungen yor Inkrafttreten des Zivilgesetzbu- 
ches begründet wurden, ist das vor Inkrafttre- 
ten des Zivilgesetzbuches geltende Recht an- 
zuwenden, 

(2) Für die Ausübung di 
ten die allgemeinen Bestimmungen des Zivil- 
gesetzbuches. Wird nach Inkrafttreten des Zi- 
Wügesetzbuches durch Vertrag ein solches 
Recht übertragen, oder wird darüber in ande- 
rer Weise durch Rechtsgeschäft verfügt, istdas 
Zivilgesetzbuch anzuwenden. 


87 
Pfandrechte 





Sicherungsübereignungen, die vor In- 
krafttreten des Zivilgesetzbuches begründet 
wurden, gelten als Pfandrechte ohne Übergabe 
der Sache nach dem Zivilgesetzbuch. 


Anmerkung: Vgl. hierzu $ 448 ZGB (Rex. 
Ned). 





ss 
Erbrecht‘ 


(0) Die Regelung erbrechtlicher Verhält- 
nisse bestimmtsich nach dem vor Inkrafttreten 
des Zivilgesetzbuches geltenden Recht, wenn 
der Eibfall vor diesem Zeitpunkt eingetreten 
re 
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(2) Die Wirksamkeiteines Testaments be- 
stimmt sich nach dem vor Inkrafttreten des Zi- 
vilgesetzbuches geltenden Recht, wenn es vor 
diesem Zeitpunkt errichtet wurde. Das gleiche 
gilt für eine im Testament angeordnete Vorz 
und Nacherbfolge; die sich daraus für den Er- 
ben ergebenden Beschränkungen der Verfü- 
gungsbefugnis bestehen nicht, wenn der Erb- 
fall nach Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches 
eintritt, 

39 


Stiftungen 


(1) Die rechtliche Stellung der bei In- 
krafttreten des Zivilgesetzbuches bestehenden 

ıngen wird durch das bis zu diesem Zeit- 
punkt geltende Recht bestimmt. 

(2) Der Rat des Bezirkes führt die Auf- 
sichtüber alle Stiftungen, deren Sitz sichin sei- 
nem Bereich befindet. Er kontrolliert die Tä- 
tigkeit der Stiftungen und legt die zur Gewähr- 
Neistung der ordnungsgemäßen Erfüllung des 
Stiftungszwecks_ erforderlichen Maßnahmen 
fest. Er ist berechtigt, Auflagen zu erteilen 
und, soweit es für die ordnungsgemäße Erfül- 
Hung desStiftungszwecks erforderlich ist, einen 
Vorstand zu bestellen. 

(@) Der Rat des Bezirkes entscheidet über 
‚Anträge auf Änderung der Satzung oder Auf- 
hebung einer Stiftung. 

(&) Ist der Zweck der Stifwung nicht zu 
verwirklichen oder steht er im Widerspruch zu 
den geselischaftlichen Bedürfnissen, kann der 
Rat des Bezirkes der Stiltung eine andere 
Zweckbestimmung geben und insoweit ihre 
Satzungändern oder die Stiftung auflösen. Das 
ei Aufiösen einer Stiftung vorhandene Ver- 
mögen geht auf den in der Satzung vorgesehe- 
nen Berechtigten oder, wenn dieserin der Sat- 
zung nicht bestimmt ist, auf den Staat über. 











810 
Warenzeichenverbände 


Die rechtliche Stellung der bei Inkrafttre- 
ten des Zivilgesetzbuches bestehenden Wa- 
tenzeichenverbände wird durch das bis zu die- 
sem Zeitpunkt geltende Recht bestimmt, Die 
Registerwerden vom Amt für Erfindungs- und 
"Patentwesen geführt, 
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su 
Verjährung 


(1) Das Zivilgesetzbuch ist auf die Verjäh- 
rung aller Ansprüche anzuwenden, die beisei- 
nem Inkraftreten noch nicht verjährt sind. 
Endet eine vor Inkraftreten des Zivigesetz- 
Duches begonnene Verjährungsfrist rüher als 
die im Ziilgesetzbuch bestimmte Frist, ti 
die Verjährung zu diesem Zeitpunkt, frühe- 
stens jedoch 6 Monate nach Inkraftreten des 
Zivilgeseizbuches in 

(2) Die Bestimmung des Abs. 1 ist ent- 
sprechend auf Frisen anzuwenden, die für die 
Geltendmachung, den Erweib oder den Ver- 
lust eines Rechts maßgebend sind. 





I. Änderung von Gesetzen 
sa 


Mit Inkrafttreten des Zivilgeseizbuches 
werden folgende Gesetze geändert: 


1. Änderung des Familiengesetzbuches 
‚der Deutschen Demokratischen Republik vom 
20. Dezember 1965 (GBLI 1966 Nr.1 8.1) 


= 814 erbält folgende Fassung: 

„(1) Von den Regelungen des $ 13 abwei- 
chende Vereinbarungen der Ehegatten 
sind zulässig, Über Sachen des gemein- 
schaftlichen Eigentums und Vermögens, 
die der gemeinsamen Lebensführung der 
Familie dienen, können abweichende Ver- 
einbarungen nicht getroffen werden. 








(2) Abweichende Vereinbarungen sollen 
schriftlich getroffen werden. Vereinbarun- 
gen über Grundstücke und Gebäude be- 
dürfen der Beurkundung, Vereinbarungen 
über eingetragene Rechte an Grundstük- 
ken und Gebäuden bedürfen der Boglaubi- 
gung.“ 

= 852 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das eltenliche Erziehungsrecht kann 
nicht ausüben, wer nicht volljährig ist, wer 
entmündigt ist oder wer durch gerchtliche 
Entscheidung unbefristet in eine Einrich- 
tung für psychisch Kranke eingewiesen it: 
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(2) Das elterliche Erziehungsrecht kann 
ferner nicht ausüben, wer, ohne daß die 
Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt sind, 
wegen krankhafter Störung der Geistestä- 
gkeit oder wegen einer schwerwiegenden. 
abnormen Entwicklung seiner Persönlich: 
keit mit Krankheitswert unfähig ist, seiner 
elterlichen Verantwortung gerecht zu wer- 
den, oder in dieser Fähigkeit erheblich be- 
rächtigt is 
(&) Die Unfähigkeit zur Ausübung des el- 
terlichen Erziehungsrechts nach Abs. 2 
ird auf Antrag des Organs der Jugend- 
durch das Gericht festgestellt. Beste- 
hen die Gründe für die Unfähigkeit zur 
Ausübung des elterlichen Erzichungs- 
rechts nicht mehr, ist das auf Antrag des 
Organs der Jugendhilfe oder des betroffe- 
nen Elternteils durch das Gericht festzu- 
stellen, 
(&) Die Unfähigkeit zur Ausübung desel- 
terlichen Erziehungsrechts befreit nicht 
on.er Verpflichtung, das Kind zu betreu- 
en, für seine Gesundheit zu sorgen und 
seine Lebensbedürfnisse zu befriedigen 
oder Unterhaltsleistungen zu erbringen.“ 

















2. Änderung des Gesetzes vom 25. April 
1960 über die Entschädigung bei Inanspruch- 
nahmen nach dem Aufbaugesetz - Entschädi- 
gungsgesetz - (GBI. 1 Nr. 26 8. 257) in der 
Fassungdes Gesetzes vom 14. Dezember 1970 
über die Verleihung von Nufzungsrechten an 
Yolkseigenen Grundstücken (GBI. 1 Nr. 24 
s.372) 





= $10Abs. 2Satz 1 erhältfolgende Fassung: 
„An der Geldentschädigung haben Gläu- 
biger dieselben Rechte, die ihnen in einem 
Verfahren über die Vollstreckung in 
Grundstücke an dem Erlös zustehen.“ 


= $:17.Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„‚Enischädigungsberechtigte und. Gläubi- 
ger, deren dingliche Rechte erloschen sind, 
können bei dent zuständigen Kreisgericht 
die Erlösverteilung nach den Besimmun- 
gen des Verfahrens überdie Vollstreckung 
in Grundstücke beantragen & 
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3. Änderung des Warenzeichengesetzes 
vom 17. Februar 1954 (GBl. Nr. 23 5. 216) in 
der Fassung des Gesetzes vom 15. November 
1968 zur Änderung des Warenzeichengesetzes 
(GBLINE. 218.957) 





= 821 erhält folgende Fassung 
(1) Rechtsfähige staatliche und. wirt- 
Schaftsleitende Einrichtungen können, 
auch wenn sie keine Geschäftstätigkeit 
ausüben, Warenzeichen anmelden, die in 
zugeordneten Beiricben zur Kennzeich- 
nung der Waren benutzt werden sollen. 
(2) Rechtsfähige Verbände (Warenzei- 
chenverbände) stehen den bezeichneten 
Einrichtungen gleich, auch wenn sie keinen 
auf Herstellung oder Vertrieb von Waren 
gerichteten Geschäftsbetrieb. haben. Die 
Bildung von Warenzeichenverbänden er- 
folgt durch Beschluß der Gründungsver- 
sammlung der an ihnen beteiligten Be- 
triebe und Anweisung des Leiters des 
staatlichen oder wirtschaftsleitenden Or- 
gans, dem diese Betriebe unterstellt oder 
zugeordnet sind. Sind die beteiligten Be- 
{riebe verschiedenen staatlichen oder wirt- 

hafısleitenden Organen unterstellt oder 
zugeordnet, haben die Leiter der staatli- 
chen oder wirtschafisleitenden Organe 

‚gemeinsam darüber zu entscheiden, wel- 

‚cher Leiter die Anweisung über die Bil- 

dung des Warenzeichenverbandes erläßt 

Mit dem in der Anweisung über die Bil- 

dung des Warenzeichenverbandes genann- 

ten Zeitpunkt wird der Verband rechtsfä- 
ig, 

(&) Nie Anweisung über die Bildung des 

Warenzeichenverbandes muB enthalten: 

3) den Namen und den Sitz des Verban- 
des, 

b) die Angabe des für die Anleitung und 
Kontrolle des Warenzeichenverbandos 
verantwortlichen staatlichen oder wirt- 
schaftsleitenden Organs oder Betrie- 
bes, 

©) die Bestätigung der Satzung des Waren- 
zeichenverbandes, 

9) den Zeitpunkt der Bildung des Waren- 
Seichenverbandäe‘ 
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Alle in der DDR gebildeten Warenzei- 
chenverbände sind mit den vorgenannten 
‚Angaben auf Antrag ihres Vorstandes in 
das beim Amt für Erfindungs- und Patent- 
wesen geführte Rei 

‚chenverbände einzutragen. 
(4) Für Verbandszeichen gelten die Vor- 
schriften über Warenzeichen, soweit in den 
88 22 bis 26 nichts anderes bestimmt ist." 





4. Änderung des Gesetzes vom 3.Juni 
1959 über die landwirtschaftlichen Produk- 
Honsgenossenschaften (GBL 1Nr. 36 8.577) 


= $14wird durch folgenden Abs. 4 ergänzt: 
.„(4) Die Produktionsgrundmittel- und 
Produktionsumlaufmittelfonds der LPG 
Sind unteilbar und nur entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung zu verwenden. Die 
Pflichtinventarheiträge als Bestandteil die- 
ser Fonds sind unvertelbares genossen- 
Schattliches Eigentum.“ 


=. 824 erhält folgende Fassung: 


„824 
Erbfall 


(1) Beim Tode eines Mitgliedes hat die 
|LPG mit dem Erben eine gegenseitige Ab- 
rechnung durchzuführen. 

(2) Ist der Erbe Mitglied der LPG, gilt das. 
‚vom Erblasser eingebrachte Länd und In- 
ventar als vom Erben eingebracht.“ 


- $ 29 erhält folgende Fassung: 


„829 
'Gärtnerische Produktions- 
genossenschaften, 


Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten 
entsprechend für gürtnerische Produk- 
tionsgenossenschaften.““ 
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III. Schlußbestimmungen 


sı3 
Verweisung auf Bestimmungen, 
(die durch das Zivilgesetzbuch aufgehoben 
oder geändert werden 


(1) Wird in Rechtsvorschriften auf Be- 
Stimmungen verwiesen, die durch das Zivilge- 
setzbuch oder durch dieses Gesetz aufgehoben. 
oder geändert werden, ıreten an deren Stelle 
die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches oder 
dieses Gesetzes, soweit durch besondere 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt 
wird. 

(@) Sind in Rechtsvorschriften zivilrecht 
che Regelungen enthalten, die dem Zivilge- 
setzbuch widersprechen, sind an deren Stelle 
die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches an- 
zuwenden. 








sıs 
Durehührungsterordnungen 
und Durchführungsbestimmungen 


(1) Durchführungsverordnungen zum Zi- 
vilgesetzbuch und zu diesem Einführungsge- 
seiz erläßt der Ministerrat. 

(2) Durchführungsbestimmunger zum 
Zivilgesetzbuch und zu diesem Einführungsge- 
setz erläßt der Minister der Justiz 


sı5 
Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Janvar 1976 
in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 


1. Rechtsvorschriften aus der Zeit vor dem 
8. Mai 1945 


1. Bürgerliches Gesetzbuch vom 18, April 
1896 (RGBI. S. 195) sowie die zu seiner 
‚Ausführung erlassenen landesrechtlichen 
Rechtsvorschriften, 

2. Einführungsgesetz vom 18. April 1896 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch (RGBl. 

5.604), 
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3. Gesetz vom 7. Juni 1871 betr. die Ver- 
bindlichkeit zum Schadensersatz für die 
beidem Beirieb von Eisenbahnen, Berg- 
werken. usw. herbeigeführten Tötungen 
und Körperverletzungen (Reichshaft- 
pflichigeseiz) (ROBI. 5. 207) einschließ- 
Jich der zu seiner Änderung und Ergän- 
zung erlassenen Rechtsvorschriften, 

4. Gesetz vom 16. Mai 1894 betr. die Ab- 
zahlungsgeschäfte (RGBI. 8. 450), 

5, Gesetz vom 20. Mai 1898 betr. die An- 
fechtung von Rechtshandlungen eines. 
Schuldners außerhalb des Konkursverfah- 
tens (RGBI. $. 709), 

6. Verordnung vom 27. März 1899 betr. die 
Hauptmängel und Gewährfristen beim 
Viehhandel (RGBI. S.219), 

7. Gesetz vom 30. Mai 1908 über den Versi- 
<herungsvertrag (VVG) (RGBI. $.263) 
mit späteren Änderungen, 

8. Einführungsgesetz vom 30. Mai 1008 zu 
dem Gesetz über den Versicherungsver- 
trag (RGBI. $. 305), 

9. Gesetz vom 3. Mai 1909 über den Ver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen (RGBI.S. 437), 

10. Gesetz vom 20. Dezember 1911 betr. die 
Aufhebung des  Hilfskassengesetzes 
(RGBI. 8.985), 

11. Verordnung vom 15. Januar 1919 über 
das Erbbaurecht (RGBI. 5.72), 

12. Reichssiedlungsgesetz vom 11. August 
1919 (RGBL.S. 1429) sowie die zu seiner 
Ergänzung und Ausführung erlassenen 
Rechtsvorschriften, 

13. Reichsheimstättengeseiz vom 10.Mai 
1920 (RGBI S. 962; Ber. $, 1218) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
25. November 1937 (RGBI. 1 $.1291) 
und die zu seiner Ausführung erlassenen 
Rechtsvorschriften, 

14. Reichsmietengesetz vom 24. März 1922 
(RGBI. 8 273) und die zu seiner Ausfüh- 
rung erlassenen Rechtsvorschriften, 

18. Gesetz vom 19, März 1924 über hypothe- 
karische Belastung von Reichsbahn- 
grundstücken (RGBI. 1.285), 

16. Gesetz vom 18. Juli 1930.über die Berei 








nigung der Grundbücher (RGBl. TS. 
305), 


17. 





landwirtschaftlichen Schuldverhältnisse 
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(RGBI. 15.331) und die zu seiner Aus- 
führung erlassenen Rechtsvorschriften, 
Gesetz vom 13. Dezember 1935 über die 
Veräußerung von Nießbrauchrechten und 
beschränkten persönlichen Dienstbarkei- 
ten (RGBI. 15. 1468), 

19. Verordnung vom 30. September 1936 
über die Zinsen für den landwirtschafuli- 
chen Auslandskredit (RGBI. 18.859), 
Gesetz vom 4. Februar 1937 über die 
Verwahrung und Anschaffung von Wert- 
papieren (RGBL. 1. 171), 
Reichsumlegungsgesetz vom 26.Juni 
1936 (RGBI.1S. 518), 
Reichsumlegungsordnung ‘vom 16. Juni 
1937 (RGBL.1S. 629), 

Verordnung vom 28. August 1937 über 
Kündigungsschutz. für Miet- und Pacht- 
räume (RGBI. LS. 917) und alle zu ihrer 
‚Ausführung erlassenen. Rechtsvorschrif- 
ten, 

Gesetz vom 24. März 1938 über die Auf- 
lockerung der Kündigungstermine bei 
Mietverhältnissen über Wohnräume 
(RGBI. TS, 306), 

Gesetz vom 31. Juli 1938 über die Errich- 
tung von Testamenten und Erbverträgen 
(ROBL.1. 973), 

Geseiz vom 4.Juli 1939 über die Ver- 
schollenheit, die Todeserklärung und die 
Feststellung der Todeszeit (RGBI. 1 
s. 1186), 

Gesetz vom 29. April 1940 über die Haft- 
Pflicht der Eisenbahnen und Straßenbah 
nen für Sachschäden (RGBI. 15. 591), 
der Ergänzungsverordnung vom 6. Mai 
1941 (RGBI.1S. 252), 

Gesetz vom 1.Juni 1923 über Mieter- 
schutz und Mieeinigungsämter (RGBl. I 
5.353) in.der Fassung der Sechsten Ver- 
ordnung vom 15. Dezember 1942 (RGBl. 
18.712) und die zu seiner Ergänzung er- 
assenen Rechtsvorschriften; 


18. 


20. 


ai, 
2. 
2. 


2. 


26. 





2. 








II. Rechtsvorschriften, die nach dem 8. Mai 


1945 erlassen worden sind 


29. Verordnung vom 22. Februar 1949 über 
die Zulässigkeit von Anträgen auf Todes- 





30, 


31. 





35. 


36, 


37. 


38. 


39. 


#0. 


au. 
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erklärung von  Kriegsteilnehmern 
(ZVOBI. Nr. 15 $. 124) nebst Durchfüh- 
rungsverordnung vom 23.Juli 1949 
(ZVOBI. Nr. 63 8. 550), 

Verordnung vom 4.Juni 1949 über die 
Anzeige- und Ablieferungspficht sowie 
über den Eigentumserwerb des Finders 
(ZVOBI. Nr. 50 8.444), 

Gesetz vom 17. Mai 1950 über die Herab- 
setzung des Volljährigkeitsalters (GBl 
Nr.57 8.437), 

Gesetz vom 8. September 1950 über die 
Enischuldung und Kredithilfe für Klein- 
und Mittelbauern (GBl. Nr. 104 8.969), 


. Gesetz vom 8. September 1950 über Er- 


1aß von Schulden und Auszahlung von 
Guthaben an alte und arbeitsunfähige 
Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik (GBl. Nr. 104 8. 973), 
Verordnung vom 15 November. 1951 
überdie Abkürzung der Verschollenheits- 
Fristen (GBI. Nr. 135 8. 1059), 
Verordnung vom 17. Mai 1956 zur Neu- 
regelung des Kündigungsschutzes für 
Pächter von Kleingärten (GBl. I Nr. 52 
5.457), 

Anordnung vom 17. Mai 1956 über den 
Kündigungsschutz für Pächter von Klein- 
gärien (GBl. Nr. 52 8.457), 

883,9, 10, 12, 13, 15 bi5 25, 26 des Ein- 
rührungsgesetzes zum Familiengesetz- 
buch der Deutschen Demokratischen Re- 
publik vom 20, Dezenber 1965 (GBl. I 
1966 Nr. 15.19), 

8$ 48 bis 53 und 57 bis 60 des Gesetzes 
vom 31. Juli 1963 überdie zivile Luftfahrt 
(GBI. INr.9 8.113), 

Verordnung vom 4. Jul 1946 über die ge- 
riehliche Regelung der Fälligkeit alter 
Schulden (Stundungsverordnung) (Ge- 
setz- und VO-Blatt Land Sachsen 1947 
s.1, 

Gesetz vom 30. September 1948 über die 
‚Aufhebung von Altgemeinden und Be- 
räumung alter Vorrechte (Gesetz- und 
VO-Blatt Land Sachsen 1948 $. 530), 
Durchführungsbestimmung vom 31. März 
1947 über die gerichtliche Regelung der 
Fälligkeit alter Schulden (Stundungsver- 
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22. 


44, 


46. 


. Gesetz vom 3. Juni 1948 betr. die Weite: 
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ordnung) (GBl. des Landes Sachsen-An- 
halt 1947 Nr. 15 S. 120), 

Gesetz vom 5. November 1947 über au- 
Berordentliche Maßnahmen im Pacht-, 
Landbewirtschaftungs- und Entschul- 
dungsrecht (GBl. des Landes Sachsen- 
‚Anhalt 1947 S. 164), 


. Gesetz vom 20. November 1946 über die 


Einführung der „Verordnung über die ge- 
richuliche Regelung der Fälligkeit alter 
Schulden‘ vom 4. Juli 1946 nebst Rechts- 
verordnung 20. November 1946 
(Reg.-Blatt Thüringen 1947 S. 18/19), 
Verordnung vom 4. Juli 1946 über die ge- 
richtliche Regelung der Fälligkeit alter 
Schulden (Stundungsverordnung) 
(Reg.-Blatt Thüringen 1947 S. 18), 












geltung der Stundungsverordnung im 
Lande Thüringen (Reg.-Blatt Thüringen I 
s.m), 

Gesetz vom 28. Februar 1951 über die 
Zuständigkeit in Stiftungssachen (Reg.- 
Blatt Thüringen $. 66), 





a7. 


48. 


99. 


50. 


51. 


2 


Gesetz vom 29. Mai 1947 über die Son- 
dernutzungsrechte von Gemeindeange- 
hörigen oder Klassen von solchen (Alt- 
gemeinden, Realgemeinden, Gemeinde- 
gliedervermögen) (Reg.-Blatt Thüringen 
18. 52) sowie die zu seiner Ausführung er- 
lassenen Rechtsvorschriften, 

Verordnung vom 4. Juli 1946 über die ge- 
richtliche Regelung der Fälligkeit alter 
Schulden (Stundungsverordnung) (VOBI. 
Brandenburg S. 236), 

Gesetz vom 11. Mai 1951 über die Auflö- 
sung von Gemeinschaften der Separa- 
tionsinteressenten (GVOBI. Branden- 
burg 18. 9), 

Verordnung Nr.125 vom 31.August 
1946 über die gerichtliche Regelung der‘ 
Fälligkeit alter Schulden (Stundungsver- 
ordnung) (Amtsblatt Mecklenburg 
s. 101), 

Gesetz vom 29. April 1948 über die Auf- 
hebung von Sonderrechten an Gemeinde- 
vermögen (Reg.-Blatt Mecklenburg 
8.77) sowie die zu seiner Ausführung er- 
lassenen Rechtsvorschriften. 





Durchführungsverordnung zum Zivilgesetzbuch 
über Rechte und Pflichten bei der Reklamation 
nicht qualitätsgerechter Waren 


N vom 27.Dezember1976 
GBI. 11977 Nr. 28.9) 


Aufder Grundlage des$14 Abs. 1desEin- 
führungsgesetzes vom 19. Juni 1975 zum 'Zi- 
vilgeseizbuch der Deutschen Demokratischen 
Republik (GB). IN. 27 8. 517) wird zur Re- 
gelung der Voraussetzung für die Nachbesse- 
rung innerhalb der gesetzlichen Garantiezeit 
sowie für die Reklamation von Waren an ei- 
nem anderen Ort als.dem des Kauf gemäß 
$ 152 und $ 157 Abs. 3 ZGB folgendes ver- 
ordnet: 


sı 
Grundsätze 


(9) Die Betriebe des Einzelhandels haben 
in Verwirklichung der staatlichen Versor- 
gungspolitik planmäßig Konsumgüterentspre- 
(chend dem Bedarf der Bevölkerung in ein- 
wandireier Beschaffenheit bereitzustellen. 

(2) Tritt innerhalb der, Garantiezeit ein 
Mangel auf, kann der Käufer gegen den Ga- 
rantieverpflichteten einen Garantieanspruch 
nach den Bestimmungen des ZGB ($$ 148, 
149 und 151 bis 160) geltend machen. 





32 
Nachbesserung 


(1) Die Nachbesserung muß sichern, daß 
der Mangel einwandfrei beseitigt undder Ge- 
brauchswert der Ware voll wiederhergestellt 
wird, 

(2) Der Garantieverpflichtete kann Ga- 
Tantieansprüche des Käufers durch Nachbösse- 


rung gemäß $ 152 ZGB erfüllen, wenn 

— die Nachbesserung innerhalb einer Frist 
‚gemäß $ 3 dieser Durchführungsverord- 
nung erfolgen kann; 

— bei Überschreitung dieser Frist dem Käufer 
für die Dauer der Nachbesserung ein Leih- 
gegenstand zur kostenlosen Nutzung über- 
geben wird; 

— der Gebrauchswert der Ware durch, Aus- 
wechslung selbständiger und austauschba- 
rer Teile in der Frist gemäß $ 3 dieser 
Durchführungsverordnung umgehend wie- 
derhergestellt werden kann; 

— die Ware nicht mehr als einmal wegen 
schwerwiegender Mängel oder nicht bereits. 
wiederholt wegen anderer Mängel nachge- 
bessert wurde. 

(@) Benötigt der Käufer die Ware umge- 
hend, bleiben seine berechtigten Interessen 
gewahrt, wenn ihm sofort für die Dauer der 
‚Nachbesserung ein Leihgegenstand übergeben 
wird, sofern die persönliche Verwendungsab- 
sicht des Käufers für die Ware dies nicht aus- 
schließt 

(4) Erfolgt die Nachbesserung nicht nach 
demBecingungen der Absätze 1bis3, kann der 
Käufer gemäß $ 152 Abs.2 ZGB und $ 153 
ZGB Ersatzlieferung, Preisminderung oder 
Preisrückzahlung verlangen. 


83 
Nachbesserungsfristen 





(ü) Die Nachbesserungistvon den Garan- 
tieverpflichteien für: die nachstehenden Wä- 
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rengruppen innerhalb folgender 

durchzuführen: 
Reglerbügeleisen, Trockenrasierer 8 Tage, 
Fernsehgeräte 
Kühlschränke 
Wäscheschleudern 
Waschmaschinen 
Fahrräder 
Küchenmaschine 
elektroakustische Geräte 
(außer Fernsehgeräte) 
Pkw, Motorräder, Mopeds. 
Uhren 


Fristen. 


10 Tage, 


18 Tage, 


21 Tage, 


(2) Die Frist für die Nachbesserung von 
Pkw, Motorrdern und Mopeds gilt hinsicht- 
lich der Mängel, die ihre Funktions-, Betriebs- 
oder Verkehrssicherheit sowie die Schutzgüte 
beireffen. 

(®) Für Waren, die keiner Warengruppe 
gemäß Abs. 1 zuzuordnen sind, gilt eine Nach- 
besserungstrist von 14 Tagen. 

() Die Nachbesserungsfrist gemäß den 
‚Absätzen 1 und 3 beginnt mit der Geliendma- 
chung des Mangels bei einem Garantiever- 
pflichteten, Im Falle des $ 158 Abs. I Satz 3 
ZGB beginnt die Frist mit der Mitteilung der 
Anerkennung des Mangels durch den Verkäu- 
fer 

(6) Die Garantieverpflichteten haben 
Nachbesserungsfristen kontinuierlich zu ver- 
kürzen. Von Staatsorganen und wirtschafisei- 
tenden Organen festgelegte kürzere Nachbes- 
serungsfristen werden von den Fristen gemäß 
Abs. 1 nicht berührt 


sa 
Reklamation von Waren. 
an einem anderen Ort 
als dem des Kaufs. 








(1) Der Mangel einer Ware (außer Nah- 
rungs- und Genusmiuel), die in einer Ver- 
kaufseinrichtung des sozialistischen Einzel- 
handels (einschließlich der Kommissionshänd- 
ler) gekauft wurde, kann bei einer anderen. 
Verkaufseinrichtung des sozialistischen Ein- 
zelhandels (einschließlich der Komnissions- 
händler) an einem anderen Ort als dem des, 
Kaufs veklamlert werden: 








‚Reklamation beim Kauf nicht qualitätsgerechter Waren 3 


(2) Für eine Reklamation gemäß Abs. 1 

ist Voraussetzung daß 

= die Reklamation des Mangels beim Verki 
fer besonders aufwendig wäre, 

= die Verkaufseinrichtung, in der reklamiert 
wird, Waren gleicher Art und Güte führt 
und 

— vom Käufer durch Kassenbeleg, Garanı 
schein oder einen anderen Beleg das Ver- 
kaufsdatum und die Verkaufseinrichtung 
des sozialistischen Einzelhandels (ein- 
schließlich der Kommissionshähdler) nach- 
gewiesen werden, 

(8) Die Verkaufseinrichtung am anderen 
Ort ist verpflichtet, eine solche Reklamation 
entgegenzunchmen und sie auf der Grundlage 
der Rechtsvorschrifien zu bearbeiten. 

(&) Die Abwicklung der Garanticansprü- 
he in den zwischenbeirieblichen. Koopera- 
üonsbezichungen erfolgt zwischen dem Be- 
trieb. des sozialisischen Einzelhandels (ein- 
schließlich der Kommissionshändler), zu dem 
die. Verkaufseinrichtung gehört, in der die 
Ware reklamiert wurde, und dem sozialisti- 
schen Großhandelsbetrieb, von dem er Waren 
gleicher Art und Güte bezieht. In den Bezic- 
ungen zwischen den Betrieben des sozialisti- 
schen Großhandels und den Produktionsbe- 
\rieben sind die Garanticansprüche bei dem 
Hersteller geltend zu machen, der die Ware 
produziert hat, Diesgilt sinngemäß für die Be- 
Nieferung des sozialistischen Einzelhandels di- 
rekt vonden Produktionsbetrieben (Direktbe- 
zug). 

(5) Die Bestimmungender Absätze 1bisd 
finden keine Anwendung auf wertgeminderte 
Waren und Gebrauchtwaren, 














9 ZGB 
fen Handel 


Anmerkung: Vel. hierzu auch $ 

Nr. 1) sowie die AO über 

mit Gebrauchtwaren (Reg-Nr. 7) 
85 

Durchsetzung der Garantieansprüche 











(1) Der Käufer hat die Möglichkeit, sich 
(über die Rechte und Pflichten bei der Rekla- 
mation nicht qualitätsgerechter Waren durch 
bestehende Informationszentren, Kunden- 
dienstzentraf®n und ähnliche Einrichtungen 
Vostänler berkten zu Taken 


3 .DVO zum Zivilgesetzbuch 


(2) Ist der Käufer mit der Entscheidung 
über eine fristgemäß vorgebrachte Reklama- 
{ion nicht einverstanden, kann er sich unver- 
züglich an den Leiter des Betriebes wenden, 
bei dem die Reklamation vorgebracht wurde. 
Dieser ist verpflichtet, innerhalb von 7 Tagen 
die Entscheidung zu überprüfen. 

(&) Unabhängig von der Festlegung des 
Abs. 2 kann der Käufer berechtigte Garantie- 
ansprüche unter Beachtung der gesetzlichen 
Fristen durch Antrag bei Gericht durchsetzen. 


56 
Reklamationsbuch 


(1) Die Vertragswerkstatt, der Verkäufer 
und der Hersteller sind verpflichtet, ein Re- 
klamationsbuch zu führen. In dieses ist jede 
von einem Käufer vorgebrachte Reklam: 
einer Ware einzutragen. Die Eintragung hat 
mindestens folgende Angaben zu enthalten: 

a) Name und Anschrift des Käufers, 

b) Bezeichnung der Ware, 

©) Verkaufsdatum und Nummer des Kası 
senbeleges, söweit vorhanden, Angaben über 
andere Belege und Beweise, 

) Bezeichnung des Mangels, den vom 
Käufer gewählten Anspruch und den Tag der 
Beanstandung, 
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©) Vermerk über die Art der Erledigung 
der Reklamation. 

(2) Die Vertragswerksiatt und der Her- 
steller können die nachweisfähige Abwicklung 
der Reklamation auch in anderer Form ge- 
währleisten. Dabei sind die Angaben gemäß 
‚Abs. 1 Buchstaben a bis e zu erfassen. 

(5) Die Leiter der Betriebe und die Vor- 
ıde der Konsumgenossenschaften sind ver- 
Pflichtet, die Nachweisführung vierteljährlich 
zu überprüfen. 





87 
Schlußbestimmungen 


(1) Diese Durchführungsverordnung tritt 
mit ihrer Veröffentlichung in Kraft 


Numerkung: Veröffentlicht am 19. 1. 1977. 


(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
— Anordnung vom 20. Mai 1966 über die Be- 
handlung von Kundenreklamationen (GBI. U 
Nr. 60 $. 386) und 
— Anordnung Nr. 2 hierzu vom 1. November 
1966 (GBI. II Nr. 126 8.792), 
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Gesetz 
über die Anwendung des Rechts 


auf internationale zis 





I, familien- 


und arbeitsrechtliche Beziehungen 


‚sowie auf internationale Wirtschaftsverträge 


— Rechtsanwendungsgesetz'- 


vom 5. Dezember 1975 
(GBI. I Nr. 46 $. 748) 


sı 
Grundsatz 


Die gesetzliche Regelung über die Anwen- 
dung des Rechts auf internationale zivil-, fami- 
lien- und arbeitsrechtliche Beziehungen sowie 
auf internationale Wirtschaftsverträge erfolgt 
auf der Grundlage der allgemein anerkannten 
‚Normen des Völkerrechts. Sie dient der ord- 
nungsgemäßen Gestaltung dieser Rechtsbe- 
ziehungen mit internationalem Charakter und 
sichert die verfassungsmäßig garantierten 
Rechte der beteiligten Staatsbürger und Be- 
triebe der Deutschen Demokratischen Repu- 
like 








92 
Anwendungsbereich 


(1) Dieses Gesetz bestimmt, welches 
Recht auf Verhältnisse des Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechts mit internationalem Cha- 
rakter sowie auf Rechtsverhältnisse des inter- 
nationalen Wirtschaftsverkehrs anzuwenden 
ist, 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes 
Sind nicht anzuwenden, soweit in für die Deut- 
sche Demokratische Republik verbindlichen 
völkerrechtlichen Verträgen etwas anderes 
festgelegt ist. 





83 
Verweisung 


Wird durch das Recht eines anderen Staa- 
tes, auf.das die Bestimmungen dieses Gesetzes 


verweisen, auf das Recht der Deutschen De- 
mokratischen Republik zurückverwiesen, so 
ist dieses anzuwenden. 
s4 

Nichtanwendung des Rechts anderer Staaten 

Gesetze und andere Rechtsvorschriften ei- 
nes anderen Staates werden nicht angewandt, 
soweit ihre Anwendung mit den Grundprinzi- 
pien der Staats- und Rechtsordnung der Deut- 
schen Demokratischen Republik unvereinbar 
ist. In diesem Falle sind die entsprechenden 
Rechtsvorschriften der Deutschen Demokrati- 
schen Republik anzuwenden. 


ss 

Rechtsanwendung bei Staatenlosen. 
oder Bürgern 

mit mehrfacher Stantsbürgerschaft 








Ist nach den Bestimmungen dieses Geset- 
zes die Staatsbürgerschaft für das anzuwen- 
dende Recht maßgeblich, so ist a) bei 
Staatenlosen das Recht des Snates anzuwen- 
(den, in dem sie ihren Wohnsitz oder Aufent- 
halt haben oder zu der maßgeblichen Zeit ge- 
habt haben; 

b). bei Bürgern mit mehrfscher Staatsbür- 
gerschaft, wenn sie zugleich auch Staatsbürger 
der Deutschen Demokratischen Republik 
sind, das Recht der Deutschen Demokrati- 
schen Republik anzuwenden; 

©) bei Bürgern mit mehrfecher Staatsbür- 
gerschaft, wenn sie nicht zugleich auch Staats- 
bürger der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik sind, das Recht des Staates anzuwenden, 
zu dem die engere Beziehung besteht. 





ee ‚Rechtsanwendungsgesetz 


sc 
Handlungsfähigkeit 
von Bürgern anderer Staaten 


(1) Die Fähigkeit eines Bürgers, durch ei- 
genes Handeln Rechte und Pflichten begrün- 
‚den zu können, wird durch das Recht des Staa- 
tes bestimmt, dessen Bürger er ist. 

(2) Die Begründung von Rechten und 
Pflichten aus Verträgen und anderen Rechts- 
geschäften durch Bürger anderer Staaten und 
Staatenlose in der Deutschen Demokratischen. 
Republik int wirksam erfolgt, wenn die Vor- 
aussetzungen für die Handlungsfähigkeit nach 
dem Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik vorliegen. 


87 
‚Entmündigung und Todeserklärung 





Auf die Entmündigung oder die Todeser- 
klärung von Bürgern anderer Staaten oder 
Staatenlosen ist das Recht der Deutschen De- 
mokratischen Republik anzuwenden, soweit 
die Gerichte der Deutschen Demokratischen 
Republik für das Verfahren zuständig sind. 


ss 
Rechtsfühlgkelt von Beirleben 


Die. Rechisfähigkeit von Betrieben ein- 
schließlich ihrer Anerkennung als juristische, 
Personen richtet sich nach dem Recht des Staa- 
tes, durch das ihre Rechtsstellung bestimmt 
wird. 








so 
igentum an Grundstücken und Gebä 





‚den 





Auf das Eigentum und ändere Rechte an 
‚Grundstücken und Gebäuden, insbesondere 
auf das Entstehen, die Veränderung oder das 
Erlöschen, ist das Recht des Staates anzuwen- 
‚den, in dem sich die Grundstücke und Ge- 
bäude befinden. 


sıo 
‚Eigentum an beweglichen Sachen 


‚Auf das Eigentum an beweglichenSachen, 
die sich auf dem Transport befinden, ist das 
Recht des Absendeortes anzuwendei 








su 
Rechte an Schiffen und Luftfahrzeugen 


(1) Auf das Eigentum und andere Rechte 
an Sehitfen und Lufufahrzeugen ist das Recht 
des Staates anzuwenden, in dem das Schiff 
‚oder das Luftfährzeug registriert ist 
(2) Für die Entstehung von Schiffsgläubi 

gerrechten ist das Recht des Staates maßgeb- 
lich, in dessen Hoheitsgebiet sich das Schiffbe- 
findet. Befindet sich das Schiff auf dem Offe- 
nen Meer, ist das Recht des Staates anzuwen- 
den, dessen Flagge das Schiff führt 








sı2 
Rechtsanwendung auf Verträge 


(1) Wurde zwischen den Parinern von in- 
ernationalen Wirtschafisverträgen eine Ver- 
einbarungüiber dasanzunwendende Rechtnicht 
getroffen, ist auf den Vertrag das Recht anzu- 
wenden, das maßgeblich is! am Sitz des 

a) Verkäufers bei Kaufverträgen, 

) Herstellers bei Werkleisuungs- und 
Montageverträgen, 

©) Auftraggebers bei Verträgen über wis- 
senschatlich-iechnische Leistungen und Ver- 
ägen wer die Brtichtung von Indusırieanla- 
gen, 

&) Auftragnehmers bei Dienstleistungs-, 
Kundendienst-, Kontroll- und Beratungsver- 
trägen, € 

©) Auftraggebers bei Handelsverireter- 
verträgen, 

1) Frachtführers bei Gütertransportver- 
trägen, 

8) Spediteurs bei Speditionsverträgen, 

h) Umschlagebetriebesbei Verträgen über 
den Umschlag von Gütern, 

3) Lagerhalters bei Lagerverträgen, 

i) Beförderers bei Verwägen über Perso- 
nenbeförderung, 

%) Bankinstiuts bei Verträgen, die Bank- 
geschäfte betreffen, 

1) Überlassers bei Nutzungsverträgen, 
insbesondere Miet- und Lizenzverträgen, 

m) Verwenders bei Verträgen über die 
Nutzung urheberrechtlich geschützter Werke, 

n) Versicherers bei Versicherungsverträ- 
gen 
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(2) Ist das aufden Vertrag anzuwendende 
Recht nicht gemäß Abs. 1 bestimmt, o findet 
das Recht am Sitz des Partners Anwendung, 
der die den Inhalt des Vertrages bestinmende 
Leistung zu erbringen hat, Kann diese nicht 
fesigestellt werden, ist das Recht des Staates. 
anzuwenden, in dem den Anbietenden die Er- 
Klärung über die Annahme des Angebots zu- 
geht (Vertragsabschlußon), 

(&) Auf Verträge über das Eigentum und 
ändere Rechte an Grundstücken und Gebäu- 
den in der Deutschen Demokratischen Repu- 
Bik ist ausschließlich das Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik anzuwenden. 


sıa 
ntumsibergang bei Verträgen 








Das auf den Vertrag anzuwendende Recht 
ist auch maßgeblich für den Figentumsüber- 
ang an einer beweglichen Sache. Das gleiche, 
gilt für vereinbarte Sicherungsrechte. 








sıa 
Aufrechnung 


‚Auf die Aufrechnung ist das Recht des 
Staates anzuwenden, dem die Forderung un 
terliegt, gegen welche die Aufrechnung gerich- 
tet ist. 


sıs 
Vollmacht 


(1) Bestand und Umfang einer Vollmacht 
richten sich nach dem Recht des Staates, in. 
‚dem von der Volmacht Gebrauch gemacht 
wird, 

(@) Bestand und Umfang der Vollmacht 
feines Vertreters, der für einen Betdieb der 
Deutschen Demokratischen Republikhandelt, 
bestimmen sich nach dem Recht der Deut- 
schen Demokratischen Republik. 





s16 
Form von Verträgen 


Die Form von Verträgen und anderen. 
‚Rechtsgeschäften bestimmt sich nach dem 
‚Recht des Staates, das auf das Rechtsverhältnis. 


‚Rechtsanwendungsgesetz 4 


anzuwenden ist. Die Form ist auch dann ge- 
wahrt, wenn die entsprechenden Vorschriften 
des Staates eingehalten sind, in dem der Ver- 
trag geschlossen oder die einseitige Erklärung 
übgegeben wurde oder in dem die Wirkung des 
Rechtsgeschäfts eintreten soll, 


sı 
Rechtsanyrendung bei Schadenszufügung 
außerhalb von Verträgen 


(&) Aut die Verantworlichkeit für Scha- 
denszufügung außerhalb von Verträgen ein- 
schließlich der persönlichen Voraussetzungen 
und den Umfang des Schadenersatzes ist das 
Recht des Stantes anzuwenden, in dem der 
Schaden verursacht würde. . 

(&) Auf die Schadenszufügung beim Be- 
trieb eines Schiffes oder eines Lufifahrzeuges 
aufoderüber dem Offenen Meerist das Recht 
des Staates anzuwenden, dessen Flagge oder 
dessen Hoheitszeichen das Schiff oder das 
Luftfahrzeug führen, 

(@) Sind Schädiger und Geschädigter Bür- 
ger des gleichen Staates oder haben sie dortih- 
ren Wohnsitz, is dessen Recht anzuwenden. 
Dasgleiche gilt fürBetriche, deren Rechtsstel- 
lung durch das Recht des gleichen Staates be- 
stimmt wird oder die ihren Sitz im gleichen 
Staat haben. 





sıs 
\ Eheschließung 


(9) Die Voraussetzungen für die Einge- 
hung einer Ehe bestimmen sich für jeden der 
beiden Eheschließenden nach dem Recht des 
Staates, dessen Bürger er is. Eheschließungen 
zwischen Staatsbürgern der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und Bürgern eines ande- 
ten Staates bedürfen der Zustimmung der für 
das Porsonenstandswesen zuständigen Staats- 
organe der Deutschen Demokratischen Re- 
publik, auch wenn die Ehen außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik ge- 
schlossen werden, 

(2) Die Form der Eheschließung bestimmt 
sich nach, dem Recht des Staates, das am Ort 
der Ehesihheßung eill 








4 ‚Rechtsanwendungsgeserz 


(8) Wird eine Ehe außerhalb der Deut- 
schen Demokratischen Republik geschlossen, 
so ist die Form auch eingehalten, wenn die 
Formerfordernisse nach dem Recht des Staa- 
tes erfüllt sind, dessen Bürger einer der Eho- 
schließenden ist. 








Beziehungen der Ehegatten 


Die persönlichen Beziehungen, die Unter- 
halısansprüche und die Vermögensverhält- 
nisse der Ehegatten bestimmen sich nach dem 
Recht des Staates, dessen Bürger die Ehegat- 
ten sind. Sind die Ehegatten Bürger verschie- 
dener Staaten, so st das Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik anzuwenden. 


s20 
Beendigung der Ehe 


(4) Die Scheidung einer Ehe regelt sich 
nach dem Recht des Staates, dessen Bürger die, 
Ehegatten zur Zeit der Klageerhebung sind 
Sinddie Ehegatten Bürger verschiedener Staa- 
ten, so ist das Recht der Deutschen Demokra- 
schen Republik anzuwende 

(@) Wird nach Abs. 1 auf das Recht eines 
Staates verwiesen, das eine Beendigung der 
Ehe durch Scheidung nicht oder nur als Aus- 
nahme zuläßt, ist das Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik anzuwenden. 

(&) Die Nichigkeitserklärung einer Ehe 
richtet sich nach dem Recht des Staates, das 
gemäß $ 18 für die Eheschließung maßgeblich 
ist. 





$21 
Abstammung des Kindes 


Die Abstammung eines Kindes sowie die 
Feststellung und Anfechtung der Vaterschaft 
bestimmen sich nach dem Recht des Staates, 
dessen Staatsbürgerschaft das Kind mit der 
Geburt erworben hat. 
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22 
Rechtsverhältnisse 
zwischen Eltern und Kindern 


Das Rechtsvorhältnis zwischen den Eltern 
und einem Kinde bestimmt sich nach dem 
"Recht des Staates, dessen Bürger das Kind ist, 
Das gleiche Recht ist auch auf die Vertre- 
tungsbefugnis des gesetzlichen Vertreters des 
Kindes anzuwenden. 


823 
Annahme an Kindes Statt 


(4) Die Annahme. an Kindes Statt, ihre 
Wirkung und ihre Aufhebung bestimmen sich 
nach dem Recht desStaates, dessen Bürgerder 
Annehmende zur Zeit der Annahme oder 
‚Aufhebung ist. Wird ein Kind von einem Ehe- 
paar gemeinsam angenommen und gehören 
die Ehegatten verschiedenen Staaten an, so ist 
das Recht der Deutschen Demokratischen 
Republik anzuwenden. 

(2) Die Annahme eines Kindes, das Staats- 
bürger der Deutschen Demokratischen Repu- 
Dlik ist, durch den Bürger eines anderen Staa- 
tes, bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Geneh- 
migung des zuständigen Staatsorgans der 
Deutschen Demokratischen Republik. Die 
Annahme ist ferner nur wirksam, wenn die 
nach dem Familiengesetzbuch der Deutschen 
Demokratischen Republik erforderlichen 
Einvilligungserklärungen erteilt sind. 


324 
Vormundschaft und Pflegschaft 





(1) Die Voraussetzungen für die Anord- 
nung und Beendigung einer Vormundschaft 
oder Pflegschaft bestimmen sich nach dem 
Recht des Staates, dessen Bürger das Mündel 
oder der Pflegebedürt 

(2) Eine vorläufige Vormundschaft oder 
Pflegschaft kann auch über den Bürger eines 
anderen Staates nach dem Recht der Deut- 
schen Demokratischen Republik angeordnet 
werden, wenn er der alsbaliigen Fürsorge be- 
dart und seinen Wohnsitz oder Aufenthalt in 
der Deutschen Demokratischen Republik hat 
Sdkr wenn sieh Vermbnen eines Bingsıalı der 
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Deutschen Demokratischen Republik befin- 
det und eine Sicherung und ordnungsgemäße 
Verwaltung durch ihn nicht erfolgt. 

(8) Das Rechtsverhältnis zwischen Vor 
mund und Mündel sowie zwischen Pfleger und 
Pilegebedürftigem richtet sich nach dem Recht 
des Staates, von dessen Organ der Vormund 
oder Pfleger bestellt worden ist. Das gleiche 
Recht ist auch auf die Vertretungsbefugnis des 
Vormunds oder des Pflegers anzuwenden. 








325 
Recht der Erbfolge 


(1) Die erbrechtlichen Verhältnisse be: 
stimmen sich nach dem Recht des Staates, des- 
sen Bürger der Erblasser im Zeitpunkt seines 
Todes war. 

(2) Die erbrechtlichen Verhältnisse in be- 
zug auf das Eigentum und andere Rechte an 
Grundstücken und Gebäuden, die sich in der 
Deutschen Demokratischen Republik befin- 
den, bestimmen sich nach dem Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik. 





826 
Wirksamkeit des Testaments 


Die Fähigkeit zur Errichtung oder Aufhe- 
bung sowie die zulässigen Arten testamentari- 

scher Verfügungen, deren Anfechtung und die 
Rechtsfolgen von Erklärungsmängeln beiihrer 
Errichtung bestimmen sich nach dem Recht 


‚Rechtsanwendungsgeseiz 


des Staates, indem der Erblasser im Zeitpunkt 
der Errichtung des Testaments seinen Wohn- 
sitz hatte. 


827 
Recht des Arbeitsortes 


(1) Auf Arbeitsrechtsverhältnisse ist das 
Recht des Staates anzuwenden, in dem sich der 
Sitz des Betriebes befindet, mit dem das Ar- 
beitsrechtsverhältnis besteht. 

(2) Befindet sich der Arbeitsort im glei- 
chen Staat, in dem der Werktätige auch seinen 
Wohnsitz hat, so ist auf das Arbeitsrechtsver- 
hältnis das Recht dieses Staates anzuwenden, 

(8) Das gemäß den Absätzen 1 und 2 an- 
zuwendende Recht ist auch maßgeblich für die 
Fähigkeit zum Abschluß des Arbeitsvertrages 
und für seine Form. 


328 
Verjährung 


Die Verjährung von Ansprüchen bestimmt 
sich nach dem Recht des Staates, das auf das 
Rechtsverhältnis anzuwenden ist. 


829 
Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1976 in 
Kraft, 


Verordnung 
über die Gründung und Tätigkeit 
'von Vereinigungen 
‚vom 6. November 1975 
(GBI. I Nr. 44 S. 723) 


Zur Verwirklichung des Rechts der Bür- 
ger, ihre Interessen durch gemeinsames Han- 
deln in Vereinigungen entsprechend den 
Grundsätzen und Zielen der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik wahr- 
zunehmen, wird folgendes verordnet: 


sı 


(1) Vereinigungen im Sinne dieser Ver- 
ordnung sind organisierte Zusammenschlüsse 
von Bürgern zur Wahrnehmung ihrer Interes- 
sen und zur Erreichung gemeinsamer Ziele. 
(2) Vereinigungen können tätig werden, 
wenn sieinihrem Charakter und ihrer Zielstel- 
lung den Grundsätzen der sozialistischen Ge- 
sellschaftsordnung entsprechen, ein geistig- 
kulturelles oder ein anderes gesellschaftliches 
Bedürfnis für ihre Tätigkeit besteht und diese 
den Gesetzen undanderen Rechtsvorschriften 
nicht zuwiderlä 








Anmerkung: Vel. hierzu Art. 29 Verl.; unier- 
cheide hiervon Gemeinschaften der Bürger 
266 if. ZGB (Reg.-Nr. 1) 
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(1) Vereinigungen bedürfen zur Ausübung 
ihrer Tätigkeit der staatlichen Anerkennung. 
Mit der staatlichen Anerkennung sind Verei- 
nigungen rechtsfähig. 


Anmerkung: Val. hierzu $ 11 ZGB (Reg-Nr. 
D} 


(2) Über die staatliche Anerkennung von 
Vereinigungen entscheiden: 

a) der Stellvertreter des Vorsitzenden für 
Inneres des Rates des Stadt- oder 
Landkreises, wenn sich die Tätigkeit 
der Vereinigungen auf den Stadt- oder 
Landkreis beschränkt; 

b) der Stellvertreter des Vorsitzenden für 
Inneres des Rates des Bezirkes, wenn 
sich die Tätigkeit der Vereinigungen 
über mehrere Kreise des Bezirkes er- 
streckt; 

©) der Leiter der Hauptabteilung Innere 
Angelegenheiten des Ministeriums des 
Innern, wenn sich die Tätigkeit der 
Vereinigungen über mehrere Bezirke 
erstreckt, es sich um Vereinigungen mit. 
internationaler Bedeutung oder Verei- 
gungen von Bürgern anderer Staaten 
in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik handelt 

(3) Die Gründung und Tätigkeit von Ver- 

einigungen kann durch besondere Rechtsvor- 
schriften bestimmt werden. 
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(1) Die beabsichtigte Gründung einer Ver- 
einigung ist beim Fachorgan des Rates des 
Stadt- oder Landkreises bzw. des Bezirkes 
bzw. zentralen staatlichen Organ, dessen Auf- 
gabenbereich durch den Charakter sowie die 
Zielstellung der Vereinigung berührt wird 
(nachfolgend zuständiges Fachorgan bzw. zu- 

ändiges zentrales staatliches Organ genannt), 
hniklich anaumelden! 
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(@) Gründungshandlungen sind erst nach 
der Bestätigung der Anmeldung durch das zu- 
ständige Fachorgan bzw. zuständige zentrale, 
staatliche Organ zuläsäg und innerhalb von 3 
Monaten abzuschließen. 


sa 


(1) Jede Vereinigung muß nach ihrer 
Gründung eine Leitung sowie ein Statut, eine 
Satzung oder Ordnung (nachfolgend Statut 
genannt) haben. 

(2) Die Leitung muß aus mehreren, ent- 
sprechend dem Statut gewählten Personen be- 
stehen, 


ss 


Das Statut einer Vereinigung muß Festle- 
gungen enthalten über 

a) Name und Sitz der Vereinigung, 

b) Charakter, Ziel, Tätigkeitsben 
‚wie Struktur der Vereinigung, 

©) Aufgaben, Rechte und Pflichten sowie 
Einberufung und Beschlußfassung der 
Mitgliederversammlung bzw. der ande- 
ren durch das Statut bestimmten Orga- 

9) Zusammensetzung, Aufgaben, Rechte 
ind Pnichen sowie Wählbarkeit der 
Leitung, 

©) Rechte und Pflichten der Mitglieder, 

9) Ein- und Austrit der Mitglieder, 

9) Finanzierung, Eigentumsverhältnisse, 
Haftung und Vertretung im Rechtsver- 
kehr, 

h) Beendigung der Täugkeit der Verein 
gung und die damit verbundene Ab- 
wicklung der Geschäfte, 
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(1) Nach erfolgter Gründung 
‚nigung ist beim zustärdigen Fachorgan bzw. 
zuständigen zentralen staatlichen Organ der 
Antrag auf staatliche Anerkennung Zu stellen. 

(2) Dem formgebundenen Antrag sind das. 
Statut, die personelle Aufstellung der Leitung, 
‚Angaben über die Mitgliederstärke und das 
Protokoll der Gründungsversammlung in drei- 
facher Ausfertigung beizufügen. 
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(4) Die Prüfung des Antragesaufstaatliche 
‚Anerkennung einer Vereinigung sowie eine 
Auf die Mitwirkung der Vereinigung bei der 
Erfüllung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben 
ausgerichtete Anleitung und die Kontrolle 
über die Einhaltung der Rechtsvorschriften, 
hat durch das zuständige Fachorgan bzw. zu- 
ständige zentrale staatliche Organ zu erfolgen. 

(@) Die überprüften Antragsunterlagen 
sind mit einer schriftlichen Stellungnahme des 
Leiters des zuständigen Fachorgans bzw. zu- 
ständigen zentralen statlichen Organs dem im 
82 Abs. 2 genannten Verantwortlichen zuzu- 
leiten. Dieser entscheidet über die staatliche 
‚Anerkennung der Vereinigung, Die Entsche 
dung ist der Vereinigung schriftlich mitzutei- 
len. 








se 


‚Änderungen und Ergänzungen des Statuts 
werdenerst wirksam, wennsie innechalb von d 
Wochen, gerechnet vom Zeitpunkt der Be- 
schlußfassung, durch die Vereinigung dem zu- 
ständigen Fachorgan bzw. zuständigen zentra- 
len staalichen Organ zur Prüfung vorgelegt 
und von dem im $ 2 Abs. 2 genannten 
scheidungsbefugten bestäügt wurden. Perso- 
nelle Veränderungen der Leitung sindim gl 
ehen Zeitraum durch die Vereinigung schrift“ 
lich mitzuteilen. 








ss 





(4) Die staatliche Anerkennung einer V. 
einigung kann durch den im $ 2 Abs.2 genann- 
ten Entscheidungsbefugten widerrufen wer- 
‚den, wenn die Vereinigung die im $ 1 Abs. 2 
festgelegten Voraussetzungen nicht mehr er- 
fu, 

(@) Bei Ablehnung oder Widerruf der 
staatlichen Anerkennung hat die Vereinigung 
ihre Tätigkeit einzustellen und die zur Aufd- 
sung erforderlichen Maßnahmen unverzöglich 
durchzuführen. 

(&) Eine Vereinigung, die ihre Tätigkeit 
selbständig beendet, hat dem zuständigen 
Fachorgan bzw. zuständigen zentralen staatli- 











(chen Organ unverzüglich darüber Mitteilung 
zu geben. 

(4) Die schriftliche Bestätigung der staatli- 
chen Anerkennung ist einzuziehen. 


s10 


Die Begründung des Sitzes durch interna- 
ale nichtstaaliche Vereinigungen in der 
Deutschen Demokratischen Republik ist zu- 
lässig, Der Antragist beim zuständigen zentra- 
len staatlichen Organ zu stellen und bedarf 
dessen Zustimmung. 


su 








ie Mitgliedschaft von Bürgern und Ver- 
einigungen der Deutschen Demokratischen 
‚Republik in internationalen Vereinigungen 
sowie in Vereinigungen, die außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik ihren 
Sitz haben, und die Aufnahme von Bezichun- 
‚gen mit diesen sowie die Mitgliedschaft von 
Bürgern oder Vereinigungen anderer Staaten 
und Berlin (West) in Vereinigungen in der 
Deutschen Demokratischen Republik bedarf 
der Zustimmung des zuständigen zentralen 
staatlichen Organs. 
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(&) Gegen die Ablehnung gemäß $ 7 oder 
den Widerruf der statichen Anerkennung 
gemäß $ 9, gegen die Versagung der Zustim- 
mung gemäß den $$ 10 und 11 oder gegen die 
Ablehnung der Bestätigung gemäß $ 8 kann 
Beschwerde eingelegt werden. 

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder 
mündlich unter Angabe der Gründe innerhalb 
einer Frist von 4 Wochen nach Zugang der 
Entscheidung bei dem staatlichen Organ ein- 
zulegen, das die Entscheidung getroffen hat 

(©) Die Beschwerde hat keine aufschie- 
bende Wirkung. 

(4) Über die Beschwerde ist innerhalb von 
2 Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. 
Wird der Beschwerde nicht oder nicht in vol- 
lem Umfangstattgegeben, ist sie innerhalb die- 
ser Frist dem übergeordneten Leiter zur Ent- 
Sneldung suzuleilen Dieser enbiheiielin- 
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nerhalb weiterer 4 Wochen endgültig. Der 
Einreicher der Beschwerde ist von der Weiter- 
leitung der Beschwerde zu informieren. 

(&) Kann in Ausnahmefällen eine Ent- 
scheidung innerhalb der Frist nicht getroffen 
werden, ist rechtzeitig ein Zwischenbescheid 
unter Angabe der Gründe sowie des voraus- 
sichtlichen Abschlußtermins zu geben. 

(6) Entscheidungen über Beschwerden 
sind dem Einreicher der Beschwerde bekannt- 
zugeben und zu begründen, 





sı3 


Für die staatliche Anerkennung, die Bestä- 
tigung von Änderungen oder Ergänzungen des 
Statuts sowie die Anfertigung von Abschrften 
werden im Rahmen der dafür geltenden 
Rechtsvorschriften Verwaltungsgebühren er- 
hoben. 


814 


(4) Die Bestimmungen dieser Verordnung 
gelten nicht für 

2) die politischen Parteien, 

d) die in der Volkskummer vertretenen 
Massenorganisitionen und deren Ar- 
beits- bzw. Interessengemeinschaften, 
Klubs, Freundeskreise, Zirkel sowie 
Fachgruppen, 

©) dieder Nationalen Front derDDR, den 
staalichen Organen und Einrichtun- 
gen, den wirtschaftsleitenden Organen, 
den Kombinaten und volkseigenen Be- 
wwieben sowie den sozlalisüschen Ge- 
nossenschaften angehörenden Arbeits- 
und Interessergemeinschaften, Klubs 
und Zirkelund Gruppen des kulturellen 
sowie künstlerischen Volksschaffens, 

@) Gemeinschaften der Bürger nach dem 
Zivilgesetzbuch der Deutschen Demo- 
kratischen Republik, 

Anmerkung: 
(Reg-Nr. 1) 








1. hierzu 88 266,ff. ZGi 


©) Vereinigungen und Gesellschaften, die 
aufder Grundlage von Rechtsvorschrif- 
ten ökonomische Aufgaben durchfüh- 


131 


(2) Auf Vereinigungen, deren Gründung 
und Tätigkeit durch besondere: Rechtsvor- 
schriften bestimmt wird, sind nur die $$ 4,5, 
11 und 16 anzuwenden. 

(©) Klichen und Religlonsgemeinschaften, 
die beim zuständigen staatlichen Organ erfaßt 
sind, unterliegen, bis auf die Festlegungen des 
$15 Absätze 2 und3, nicht den Bestimmungen 
dieser Verordnung, 


sıs 





(1) Vereinigungen, die gemäß der Verord- 
nung vom 15, Oktober 1952 über die Übertra- 
‚gung der Angelegenheiten der Freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (GBI. Nr. 146. 1057) indas 
Vereinsregister eingetragen sowie nach der 
Verordnung vom 9. November 1967 zur Regi- 
strierung von Vereinigungen (GBl. ILNr. 122 
5.861) inder Fassung der Ziff. 93 der Anlage 1 
zur Anpassungsverordnung vom 13. Juni 1968. 
(GBI. 11 Nr. 625.363) registriert wurden und 
ie Voraussetzungen des $ 1 Abs. 2 dieser 
Verordnung erfüllen, werden staatlich aner- 
kannt und erhalten darüber eine schrfliche 








Anmerkung: Die VO vom 9, 11. 1907 zur k 
istrierung von Vereinigungen wurde durch $ 
$ Abs. 2b) dieser VO außer Kraft geseuz. 








(2) Kirchen und Religionsgemeinschaften, 
ie nach den im Abs. 1 genannten Rechtsvor- 
schriften im Vereinsregister eingetragen bzw. 
beim zuständigen staatlichen Organ angemel- 
det waren, sind rechtsfähl. 

(®) Beschlüsse über die Eintragung in das 
Vereinsregister bzw. Registrierbescheinigun- 
gen verlieren am 31. März 1976 ihre Gültig- 
keit und sind einzuziehen. 


sı16 


(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig enige- 
gen den Bestimmungen dieser Verordnung 
a) eine Vereinigung grindet oder 

Gründung fördert, die Tätigkeit einer 
Vereinigung organisieri bzw. unter- 
stützt, eine Vereinigung nicht unver- 
züglich auflst oder Ihre Tätigkeit frt- 
se, 
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b) Änderungen und Ergänzungen des Sta- 
tuts nicht oder nicht fristgemäß bestäti- 
sen läßt oder personelle Veränderun- 
gen der Leitung nicht fristgemäß mit- 
teil, 

©) den Sitz einer internationalen nicht- 
staatlichen Vereinigung in der Deut- 
schen Demokratischen Republik. be- 
gründet oder einer internationalen 
Vereinigung bzw. einer Vereinigung, 
die außerhalb der Deutschen Demokra- 
(ischen Republik Ihren Sitz hat, als Mit- 
dlied angehört oder Beziehungen mit 
diesen herstellt oder Bürger bzw. Ver- 
inigungen anderer Staaten und Berlin 
(West) als Mitglied aufnimmt oder 
führt, 


kann mit Verweis oder Ordhungsstrafe von 10 
bis 500M belegt werden. 

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach 
‚Abs. 1 aus Vorteilsstreben oder ähnlichen, die 
gesellschaftlichen Interessen mißachtenden 
Beweggründen oder wiederholt innerhalb von 
2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe 
geahndet worden, kann eine Ordnungsstrafe 
bis zu 1000 M ausgesprochen werden. 

(3) Gegenstände, die zur Begehung einer 
Ordnungswidrigkeit benutzt werden oder auf 
die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, kön- 
'nenneben anderen Ördnungsstrafmaßnahmen 
oder selbständig eingezogen werden. 

(4) Die Durchführung des Ordnungsstraf- 
erfahrens obliegt den Vorsitzenden der Räte, 
der Stadt- oder Landkreise bzw. Bezirke, de- 
ren zuständigen Stellvertreter, den Leiter der 
zuständigen zentralen staatlichen Organe, dem 
Leiter der Hauptabteilung Innere Angelegen- 
heiten des Ministeriums des Innern und den 
Leiternder Dienststellen der Deutschen Volks- 
polizei. 


(5) Für die Durchführung des Ordnungs- 
strafverfahrens und den Ausspruch von Ord- 
nungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 
12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ord- 
nungswidrigkeiten - OWG- (GBI. INr. 38. 
101) in der Fassung der Ziff. 29 der Anlage 
zum Gesetz vom 19. Dezenber 1974 zur Än- 
derung des Strafgesetzbuches, des Anı 
sungsgesetzes und des Gesetzes zur Bekämp- 
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fung von Ordnungswidrigkeiten (GBI. INr. 64 
5.59). 
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Der Minister des Innern und Chef der 
Deutschen Volkspolizei und die Leiter der 
zentralen staatlichen Organe erlassen im ge- 
genseitigen Einvernehmen die zur Durchfüh- 
rung dieser Verordnung erforderlichen Be- 
stimmungen. 





sıs 


(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 
1976 in Kraft. 


(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) die $8 38 bis 41 und 43 und 44 der Ver- 
ordnung vom 15. Oktober 1952 über 
die Übertragung der Angelegenheiten 
der Freiwilligen Gerichtsbarkeit (GBl. 
Nr. 1468. 1057), 

b) die Verordnung vom 9. November 
1967 zur Registrierung von Vereini- 
gungen (GBI. II Nr. 122 $. 861) in der 
Fassung der Ziff. 93 der Anlage I zur 
Anpassungsverordnung vom 13. Juni 
1968 (GBI. II Nr. 62 $. 363), 

©) die Erste Durchführungsbestimmung 
vom 25. Januar 1968 zur Verordnung 
zur Registrierung von Vereinigun en 
(GBI. I Nr. 16 8.69). 
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Verordnung 
über die Verhütung 
von und den Ersatz für Wildschaden 
= Wildschadenverordnung — 


vom 28. April 1977 
(GBI: INr. 168.172) 





(1) Diese Verordnung regelt die Verhü- 
tung von und den Ersatz für Schaden, der 
durch freilebende jagdbare Tiere (nachfolgend 
Wild genannt) 

an der Gesundheit oder am Leben der Bür- 

ger sowie an den von ihnen mitgeführten 
Sachen, 
Anmerkung: 
(Reg-Ne.1), 
— auf landwirtschaftlich und gärtnerisch ge- 
nutzten Flächen, 
= in geschlossenen Obstanlagen sozialisti- 
scher Betriebe, 


Vgl. hierzu $ 346 Abs. 2 ZGE 












Anmerkung € Obstanlägen so 
Oha bei Strauchbeeren und Steinobst un 
100 ha bei Kernobst 

— an Schutzpflanzungen bis zum fünften 
Standjahr 


verursacht wird, 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Scha- 
den, der durch Wild 
= auf forstwirtschaftlich genutzten Flächen, 
an Bäumen und Sträuchern und ir den im 
‚Abs. U nicht genannten Obstanlagen sowie, 
in Weidenhegern und Weinbergen, 
an geborgenen Erzeugnissen, 
auf Flächen in geschlossenen Ortslagen. 
und in Gärten, 
‚an Wohngrundstücken und Grundstücken, 
die zur Erholung genutzt werden, 


= an Kraftfahrzeugen, einschließlich Trans- 
portaut, 

— an nitgeführten Tieren 

enisteht. 


Schaden an der Gesundheit 
und am Leben der Bürger 


$2 





(1) Die staatlichen Forstwirtschafisbe- 
triebe und die Jagdgesellschaften haben bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben Einfluß darauf 
zu nehmen, daß Schaden durch Wild an der 
Gesundheit undam Leben dor Bürgersowic an 
den von ihnen mitgeführten Sachen (nachfol- 
gend Schaden genannt) vermieden wird. Die 
staatlichen Forstwirtschaftsbetriebe haben die 
‚Gefahrengebiete und -einrichtungen entspre- 
(chend den dafür geltenden Rechtsvorschriften 
zu kennzeichnen oder für das Betreten zu sper- 
ten. Die Jagdgesellschaften haben bei der 
Durchführung von Jagden und anderen jagd- 
wirtschaftlichen Maßnahmen die erforderliche 
‚Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten. 

(2) Die Bürger haben zur Verhütung von 
Schaden jeglichen Kontakt mit Wild zu ver- 
meiden und sich in Wildvorkommensgebieten 
entsprechend zu verhalten. 
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(1) Bürgern wird für Schaden an der Ge- 
sundheitund am Leben sowie an den von ihnen 
mitgeführten Sachen Ersatz geleistet, soweit 
nicht ein Ersatz auf andere Weise erlangt wer- 
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den kann. Für den Umfang des Schadener- 
Satzes und die Geltendmachung gelten die Be- 
Stimmungen des Zivilgesetzbuches der Deut- 
schen Demokratischen Republik über 
Wiedergutmachung von Schäden. 





Anmerkung: Vpl 
(Reg-Nr. D), 


hierzu $$ 33611. ZGB 


(@) Bei Verletzungen durch Wild sowie bei 
Kontakten mit Wild ist unverzüglich ein Arzt 
aufzusuchen. 

(©) Der Eintritt desSchadens ist unverzüg- 
lieh dem Revier- oder Oberförster oder dem 
staatlichen Forstwirtschaftsbetrieb schriftlich 
oder mündlich mitzuteilen. 

(4) Schadenersatzansprüche sind inner- 
halb von 7 Tagen nach Eintritt des Schadens 
beim zuständigen staatlichen Forstwirtschafts- 
betrieb schriftlich geltend zu machen. Die 
‚Höhe desSchadens ist nachzuweisen. Kann die 
endgültige Höhe des Schadens zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht nachgewiesen werden, ist 
diese bis 7 Tage nach Bekanntwerden schrift- 
lich mitzuteilen. 


Anmerkung: Bei Verdicht auf Tollwut oder 

Wildkrankheiten, die auf den Men- 
ar sind, besteht die Fristin der 
Inkubationszeit plus 7 T 





schen überirag 





Wildschaden auf Iandwirtschaftlich und 
gärtnerisch genutzten Flächen 


sa 


Die Nutzungsberechügten von landwit- 
schaflich und gärtnerisch genutzten Flä- 
ehen (nachfolgend Nutzungsberechtigte ge- 
nannı), die staatlichen Forstwirtschaftsbe- 
riebe und die Jagdgesellschaften sind. im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten zur Verhütung 
von Wildschaden verpflichtet. Sie haben ent- 
sprechende Maßnahmen in ihre Pläne aufzu- 
nehmen. Zwischen den Nutzungsberechtigten, 
den staalichen Forstwirtschaftsbetrieben und 
den Jagdgesellschaften sind Vereinbarungen 
abzuschließen, die konkrete Aufgaben zur 
Verhütung von Wildschaden beinhalten. 








134 


85 


(1) Der auf landwirtschaftlich und gärtne- 
isch genutzten Flächen (nachfolgend Flächen 
genannt) entstandene Wildschaden ist dem 
Nutzungsberechtigten in dem nachfolgend ge- 
regelten Umfang durch den staatlichen Forst- 
wirtschaftsbetrieb zu ersetzen, dem die jageli 
(che Bewirtschaftung der Flächen obliegt. Ist 
der zu ersetzende Wildschaden durch ein 
pflichtwidriges Verhalten der Jagdgesellschaft 
entstanden, so kann diese durch den staatli- 
chen Forstwirtschaftsbetrieb zur Zahlung ei- 
nes Anteils herangezogen werden. 


(2) Bei Wildschaden 

— auf Flächen der LPG, GPG, VEG und de- 
ten kooperativen Einrichtungen, in ge- 
schlossenen Obstanlagen sozialistischer 
Betriebe und an Schutzpflanzungen ist den 
Nutzungsberechtigien der Wildschaden je 
Kultur oder Obstart bzw. je Schutzpflan- 
zungsanlage zu ersetzen, der über 1.000 M 
hinausgeht, 

=. auf Flächen der anderen Nutzungsberech- 
ügten ist diesen der Wildschaden je Fläche 
mit gleicher Kultur zu ersetzen, der über 
10% des Geldwertes des Erirages von der 
Fläche hinausgeht. 


Mehrere nebeneinander liegende Flächen mit 
gleicher Kultur oder Obstart gelten als eine 
Fläche. 

(&) Folgeschaden ist nicht zu berechnen 
und zu ersetzen. 

(4) Die Verpflichtung des staatlichen 
Forstwirtschaftsbetriebes zum Schadenersatz 
istin dem Umfang ausgeschlossen, in dem der 
Nutzungsberechtigte für die Entstehung des 
Wildschadens verantwortlich ist (z. B. durch 
nicht ordnungsgemäße Ernte von Hackfrüch- 
ten und Mais) oder es unterlassen hat, den 
Wildschaden zu mindern oder zu vermeiden. 

(6) Ein Ersatz des Wildschadens steht dem 
Nutzungsberechtigten nicht zu, wenn er 
= Auflagen des Rates des Kreises oder Ver- 

einbarungen mit dem staatlichen Forst- 

wirtschaftsbetrieb oder der Jagdgesell- 
schaft nicht erfüllt hat und dadurch der 

Wildschaden entstanden ist, 

2 &ae Erate landwirschafllicher und aärtne 
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rischer Erzeugnisse verzögert und dadurch 
der Wildschaden eintritt, 
(6) Der Wildschaden auf Flächen 
— der LPG, GPG, VEG und deren koopera. 
tiven Einrichtungen ist von diesen dem Rat 
des Kreises, 
= anderer Nutzungsberechtigter ist von die- 
sen dem Rat der Stadt oder der Gemeinde, 
innerhalb einer Ausschlußfrist von 7 Tagen 
nach Bekanntwerden schriftlich zu melden 
oder zu Protokoll zu geben, 
(7) Der Wildschaden ist durch eine Wild- 
schadenkommission festzustellen. 





‚Aufgaben der örtlichen Staatsorgane 
sc 


(4) Die Räte der Kreise, Städte und Ge- 
meinden haben bei dor Erfüllung ihrer Aufga- 
ben Einfluß darauf zu nehmen, daß Schaden 
durch Wild weitgehendst vermieden wird. Sie 
haben insbesondere 

= durch planmäßige Öffentlichkeitsarbeit 

aufklärend zu wirken, 

= beider Anleitung und Kontrolle der LPG, 

GPG, VEG und deren kooperativen Ein- 

richtungen Hinweise über die Verhütung 

von Wildschaden zu geben. 

(2) Die Räte der Kreise können zur Verhü- 
tung von Wildschaden Auflägen an die Nut- 
‚zungsberechtigten, staatlichen Forstwirt- 
schaftsbetriebe und Jagdgesellschaften ertei 
len. Auflagen an bezirksgeleitete Betriebe sind 
vorher mit den Räten der Bezirke abzustim- 
men. Sofern die Erteilung von Auflagen nicht 
möglich oder nicht zweckmäßig it, können die 
Räte der Kreise Empfehlungen geben oder 
Vereinbarungen abschließen. 

(@) Für die Feststellung des Umfanges des 
zu ersetzenden Wildschadens auf Flächen 
= derLPG, GPG, VEG und deren koopera- 

üven Einrichtungen sind durch die Räte 

der Kreise, 
— der anderen Nutzungsberechtigten sind 
urch die Räte der Städte bzw. Gemeinden 
Wildschadenkommissionen zu bilden. 

(&) Die Räte der Kreise haben innerhalb 
einer Frist von 4 Wochen nach Eingang des 
Protokolls der Wildschadenkomi hi 
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den zu ersetzenden Wildschaden zu entschei- 
den und eine Rechtsmittelbelehrung durchzu- 
führen. 
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(1) Gegen Auflagen des Rates des Kreises 
gemäß $ 6 Abs. 2 sowie gegen Entscheidungen 
(des Rates des Kreises gemäß $ 6,Abs. 4 kann 
von dem Betroffenen Beschwerde eingelegt 
werden. 

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder 
mündlich unter Angabe der Gründe innerhalb 
einer Frist von 4 Wochen nach Zugang der 
‚Auflage bzw. der Entscheidung bei dem Rat. 
des Kreises einzulegen, der die Auflage erteilt 
bzw. die Entscheidung getroffen hat. 

(@) Die Beschwerde hat: aufschiebende 
Wirkung. 

(4) Über die Beschwerde ist innerhalb von 
'4.Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. 
‚Wird der Beschwerde nicht oder nicht in vol- 
lem Umfang stattgegeben, istsieinnerhalb die- 
ser Frist vom Rat des Kreises dem Rat des Be- 
zirkes zur Entscheidung zuzuleiten. Der Ein- 
reicher der Beschwerde ist darüber zu infor-, 
mieren. Der Rat des Bezirkes hat innerhalb, 
weiterer 4 Wochen endgültig zu entscheiden. 

(5) Kann in Ausnahmefällen eine Ent- 
scheidung innerhalb der Frist nicht getroffen 
werden, ist rechtzeitig ein Zwischenbescheid 
unter Angabe der Gründe sowie des voraus- 
sichtlichen Abschlußtermins zu geben. 

(6) Entscheidungen über Beschwerden ha- 
ben schriftlich zu ergehen. Sie sind zu begrün- 
den und den Einreichern der Beschwerden 
auszuhändigen oder zuzusenden. 


ss 

Die Leistung des Schadenersatzes wird 2 

Wochen nach dem Zeitpunkt fällig, an dem die 

[Entscheidung darübernicht mehr angefochten 
werden kann. 





Schlußbestimmungen 
9 


(1) Schadenersatz gemäß $ 3 wird auch 
Büren anderer Slamfen nd Stanfenlaren: 


6 Wildschadenverordnung 


gewährt, wenn sie ihren Wohnsitz in der Deut- 
schen Demokratischen Republik haben. 

(2) Diese Verordnung gilt auch für die 
VEB Militärforstwirtschaftsbetriebe und die 
Jagdgesellschaften der Nationalen Volksar- 
mee mit Ausnahme der Bestimmungen des$ 6 
‚Abs. 2 erster Satz. : 

(8) Durchführungsbestimmungen zu dieser 
Verordnung erläßt der Minister für Land-, 
Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft im Ein- 
vernehmen mit den Leitern der zuständigen 
zentralen Staatsorgane. 
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g10 


(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1977 
in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Verordnung vom 30. Oktober 1958 über 
Schadenersatzansprüche bei Wildschäden 
—Wildschadenverordnung-(GBl. INr. 66 
S. 801); 

=. Ziff, 13 der Anlage zur Verordnung vom 
24. Juni 1971 über die Neufassung von Re- 
gelungen über Rechtsmittel gegen Ent- 
scheidungen staatlicher Organe (GBl. II 
Nr. 54 8. 465). 


Anordnung 
über den Handel mit Gebrauchtwaren. 


vom 8. November 1972 
(GBI. II Nr. 70 8.814) 





Mit Zustin zuständi- 
gen zentralen Staatsorgane und im Einver- 
nehmen mit dem Vorstand des Verbandes der 
Konsumgenossenschaften der DDR wird an- 
geordnet 





sı 
Geltungsbereich 


Die Bestimmungen dieser Anordnung gel- 
ten für den gewerbsmäßigen Handel mit Ge- 
brauchtwaren (Gebrauchtwarenhandel) und 
im Umfang des $2 Abs. 2 sowie des$ 5 Ab- 
sätze 1 bis 3 beim Verkauf von Gebrauchtwa- 
ren zwischen Bürgern. 


52 
Begrifisbestimmungen 





(1) Gebrauchtwarenhandelim Sinne dieser 
‚Anordnung ist die Übernahme von gebrauch- 
ten Konsumgütern (Gebrauchtwaren) auf ei 
gene Rechnung (Ankauf) oder in Kommission 
aus dem Eigentum der Bürger, aus Beständen 
gesellschaftlicher Bedarfsträger, Fundbüros 
und Nachlässen sowie das Anbieten und Ver- 
kaufen dieser Waren an die Bevölkerung und 
an gesellschaftliche Bedarfsträger durch eine 
Verkaufseinrichtung des Gebrauchtwaren 
handels 





ZOB (Ree-Nr. 1) 


(2) Gebrauchtwaren im Sinne dieser An- 
‚ordnung sind für den persönlichen Bedarf be- 


stimmte Konsumgüter, die sich im Besitz des 
Verbrauchers befinden oder befanden, wobei 
es unmaßgeblich ist, ob diese Konsumgüter 
benutzt worden sind, Sie müssen für den glei- 
‚chen oder einen gleichartigen Verwendungs- 
zweck geeignet sein, für den sie im neuen Zu- 
stand bestimmt waren. 

(3) Keine Gebrauchtwaren im Sinne dieser 
Anordnung sind: 


a) gebrauchte Kraftfahrzeuge, soweit sie 
unter die Bestimmungen der Anord- 
nung Nr. Pr. 44 vom 9. Januar 1970 
über die Preisbildung für gebrauchte, 





Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhän- 
gerund Beiwagen (GBL.IINT. 128.62) 
fallen 


b) Erzeugnisse, die unter die Bestimmun- 
gen des Gesetzes vom 26. September 
1955 über den Verkehr mit Edelmetal- 
len, seltenen Metallen, Edelsteinen und 
echten Perlen sowie Erzeugnissen aus 
Edelmerallen, seltenen Metallen und 
Edelsteinen (GBI, I.Nr. 82 5. 654) jal- 
len. 
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©) gebrauchte Gegenstände, di: einen 
Sammler- oder Kunstwert besitzen 
(siehe Anlage 1), 

4) Sekundärrohstoffe, 

und Altpapier. 

(4) Der sozialistische Gebrauchtwaren- 
handel ist berechtigt, auch angeschmutzte oder 
beschädigte Konsumgüter vom Groß- und 
nzelhandel zu übernehmen und in seinen 
Verkaufseinrichtungen anzubieten und zu 
verkaufen, 


wie Allttexülien 
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Übernahmeyerbot 


(1) Zum Gebrauchtwarenhandel nicht zu- 
gelassen sind die in der Anlage 2 genannten 
und neue originalverpackte Konsumgüter. 

(2) Die Übernahme von Gebrauchtwaren 
ist nur von Bürgern gestattet, die ihren ständi- 
gen oder zeitweiligen Wohnsitz in der Deut- 
schen Demokratischen Republik haben. 


s4 
Verantwortung der örtlichen Räte, 








(1) Die Räte der Bezirke und Kreise für- 
dern und kontrollieren die Entwicklung des 
Gebrauchtwarenhandels vorrangig in den Be- 
Airks-, Kreis- und kreisfreien Städten durch die 
Einbeziehung der Aufgaben des Gebraucht- 
warenhandels in die Versorgungspläne und 
Versorgungskonzeptionen. 

(2) Die Räte der Kreise legen fürdie Fälle 
der $8 11 Abs. 1 und 16 Absätze 1 und 2 auf 
der Grundläge und in Durchführung der be- 
Zirklichen Konzeptionen die Versorgungsbe- 
reiche fest, für diedie einzelnen Einrichtungen 
des Gebrauchtwarenhandels versorgungsmä- 
Big zuständig sind. Die Versorgungsbereiche 
sind in den Einrichtungen des Gebrauchtwa- 
venhandels für den Bürger sichtbar durch Aus- 
hang bekanntzugeben. 


85 
Breisbildung 


(1) Für Gebrauchtwaren dürfen aus- 
schließlich Verkaufspreise gefordert und be- 
rechnet werden: die/der Zältwest snlenre 
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chen. Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neu- 
wert abzüglich der eingetretenen Wertminde- 
rungen; er wird in seiner Höhe mitbestimmt 
durch die zur Zeit der Übernahme bestehende 
Nachfrage. Der Zeitwert darf 909% des Neu- 
'wertes nicht übersteigen. 

(&) Die Wertminderung seiztsichausdem 
physischen und moralischen Verschleiß zı 
sammen. Sie wird im einzelnen durch solche 
Kriterien wie 








= den Gebrauchswert und den Grad der 

Werterhaltung (qualitaiver Zustand, Ab- 

nutzungsgrad, Pflegeleichtigkeit, Funk- 

tionstüchtigkeit u.ä); 
= das Alter 

(Besteht für das Erzeugnis noch Garantie? 

Wird das Erzeugnis noch produziert? Be- 

steht bei technischen Konsumgütern noch 

die Pflicht zur Versorgung mit Ersatztei- 

Iend; 
= ie Mediche Aktalid, Fe, Forma 

staltung bestimmt. 

(3) Als Neuwert sind der Preisbildung für 
Gebrauchtwaren die geltenden Einzelhan- 
delsverkaufspreise gleicher oder vergleichba- 
rer neuer Konsumgüter entsprechend den 
staatlichen Preisvorschriften zugrunde zu le- 
gen. Bei der Bestimmung des Zeitwertes der 
Gebrauchtwaren sind branchenspezifische 
Zeitwerttabellen mit herarzuzichen. 

(4) Werden Gebrauchtwaren nach der 
Übernahme durch den Gebrauchtwarenhan- 
del oder auf dessen Rechnung aufgearbeitet 
oderrepariert und ritt dadurch eine Erhöhung 
Ihres Zeitwertes in, können die entstandenen 
Kosten bei der Bildung des Verkaufspreises 
berücksichtigt werden. Der Verkaufspreis darf 
jedoch 90 % des Neuwertes nicht übersteigen. 
Die Kosten sind nachweispflic 












Übernahme 


ss 
Voraussetzungen für die Übernahme, 





Gebrauchtwaren müssen über gute 
Gebrauchseigenschaften verfügen, sauber und 
hygienisch einwandfrei sein und dürfen keinen 
Ungeziefer. und Warmbelall’ aufweisen Bei 
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technischen Konsumgütern muß die Funk- 
ionstüchtigkeit gegeben sein. 


87 
Ankauf 


(1) Der Ankaufhat auf der Grundlage ei- 
Ines Kaufvertrages zu erfolgen, der folgende 
Mindestangaben enthalten muß; 

@) Name und Vorname, Anschrift und 
Nummer des Personalausweises oder 
ihm gleichzusetzende Dokumente (nur 
bei Bürgern) des Veräußerers; 

b), Anzahl und Bezeichnung derangekauf- 
ten Gebrauchtwaren und Angabe der 
Serien- und Fabrikationsnummern bei 
denjenigen Industriewaren, die mit ei 
ner solchen versehen sind (z. B. Uhren, 





Fahrräder, optische Erzeugnisse, 
Rundfunkgeräte, _Schreibmaschinen. 


©) Verkaufspreis (getaxter Zeitwert, so- 

weit nicht $ 5 Abs. 4 anzuwenden ist); 

4) Handelsspanne: 

©) angefallene Kosıen, die vom Veräuße- 

rer zu tragen sind; 

D) auszuzahlender Betrag; 

®) Datum des Ankaufs und Unterschrift 

des Veräußerers. 

(2) Das Eigentumsrecht wird mit der 
Übergabe der Gebrauchtware in der Ver- 
kaufseinrichtung bzw. deren Lager und der 
Bezahlung des dem Veräußerer gemäß $ 9 
Abs. 1 Buchst. a oder Abs. 2 auszuzahlenden 
Betrages auf den Gebrauchtwarenhandel 
übertragen. 

(3) Beim Ankauf von Gebrauchtwaren 
sind Gewährleistungsrechte gegenüter dem 
Veräußerer ausgeschlossen. 





281 3 
ingsrecht 


Anmerkung: Vgl. hierzu $ 159 Ab 
/GB (Reg.-Nr. 1);Für Gewährleis 
lies: G: 





s8 
Übernahme in Kommission 





(1) Werden Gebrauchtwaren in Kommis- 
sion übernommen, ist ein Kommissionsvertrag 
mit mindestens folgenden Angaben abzu- 
schließen: 
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&) Name und Vorname, Anschrift und 

‚Nummer des Personalausweises oder 

gleichzusetzende Dokumente (nur 
bei Bürgern) des Auftraggebers; 

) Anzahl und. Bezeichnung der über- 

nommenen Gebrauchtwaren und An- 
‚abe der Serien- und Fabrikations- 
nummern bei denjenigen Industriewa- 
ten, die mit einer solchen versehen. 
sind, 

©) Verkaufspreis (geiaxter Zeitwert, 

weit nicht $ 5 Abs. 4 anzuwenden ist); 

4) Handelsspanne; 

©) angefallene Kosten, die vom Auftrag- 

geber zu tragen 

9) Datum der Übernahme und Unter- 

schrift des Auftraggebers. 
Diese Angaben sindnach dem Verkaufum das 
Verkaufsdatum und den an den Auftraggeber 
ausgezahlten Betrag zu ergänzen. 

(2) Durch den Kommissionsvertrag ver- 
Pflichtet sich der Gebrauchtwarenhandel, die 
Gebrauchtware zu Übernehmen und sie im ei- 
‚genen Namen auf Rechnung des Auftragge- 
bers zuden vereinbarten Bedingungen zu ver- 
kaufen. Der Auftraggeber verpflichtet sich, im 
Falle des Verkaufs die Vergütung gemäß $ 9 
‚Abs. 1 Buchst. D oder Abs. 2 zu zahlen. 

(&) Der Auftraggeber bleibt Eigentümer 
der Gebrauchtware bis zu Ihrem Verkauf. 

(&) Der Gebrauchtwarenhandel hat die 
übernommene Gebrauchtware sorgfältig. zu 
verwahren und unter Beachtung der Interes- 
sen des Auftraggebers alle erforderlichen An- 
sirengungen zu unternehmen, um die Ge- 
brauchtware zu verkaufen und dem Auftrag- 
geber den Verkauf unverziglich mitzuteilen. 

($) Werden in Kommission übernommene 
Gebrauchtwaren in der vereinbarten Frist 
nicht verkauft, st der Auftraggeber verpflich- 
tet, diese zurückzunehmen. 

(6) Kommt der Auftraggeber der schrifi- 
hen Aufforderung por Einschreiben des G; 
brauchtwarenhandels zur Rücknahme der in 
Kommission gegebenen Gebrauchtwaren in- 
nerhalb eines Monats vom Zeitpunkt der Be- 
nachrichtigung an nicht nach, kann der Ge- 
brauchtwarenhandel diese verwerten. Der Er- 
1ös ist zur Deckung der dem Gebrauchtwaren- 
Kandel Enistandenen Anfwendie fa u ver 
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wenden. Ein darüber hinausgehender Betrag 
ist dem Auftraggeber auszuzahlen. Weitere 
gegenseitige Ansprüche sind ausgeschlossen. 


3 
‚Auszuzahlender Betrag 


(1) Dem Veräußereristvom sozialistischen 
Gebrauchtwarenhandel 

4) beim Ankauf von Gebrauchtwaren ein 
Betrag, der sich errechnet aus dem getaxten 
Zeitwert abzüglich einer Handelsspanne 
= bei Möbeln in Höhe von 22 %, 
= bei_ Bekleidung/Schuhen/ Kinderbedarfs- 

artikeln in Höhe von 20%, 
=. beiallen übrigen Gebrauchtwaren in Höhe 

von 15%, 

b) bei in Kommission übernommenen Ge- 
rauchtwaren ein Betrag, der sich zusammen- 
setzt aus dem erzielten Verkaufserläs abzüg- 
lich einer Handelsspame 
= bei Möbeln in Höhe von 20 &, 
= bei Bekleidung/Schuhen/Kinderbedarfs- 

artikel in Höhe von 16 %, 
= beiallen übrigen Gebrauchtwaren in Höhe 

von 13% 
auszuzahlen, 

Über Sie Handelsspanne hinaus sind die ange- 
fallenen Kosten, die vom Veräußerer/Auf- 
{raggeber zu tragen sind, in Abug zu bringen. 

(2) Der private Gebrauchtwarenhandel 
hat in den Fällen des Abs. 1 Buchstaben a und 
die ihm vom örtlichen Rat genehmigten 
Sätze für Taxgebühren und Provision in Abzug 
zu bringen. 

(8) Der Berrag ist beim Ankauf von Ge- 
rauchtiwaren dem Veräußerer bei der Über- 
gabe sofort auszuzahlen 





s1 
‚Aufwendungsersatz 


(A) Kommt bei Taxierung in den Räumen 
des Veräußerers/Auftraggebers eine "Über- 
nahme aus Gründen, die in der Person des 
Veräußerers/Auftraggebers liegen, sofort 
oder zu einem vereinbarten Zeitpunkt nicht 
zustande, hat dieser an den sozilisischen Ge- 
brauchtwarenhandel bei einem getaxten Zeit- 
wert (insgesamt) 
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bis 10,-M= 0,50M, 
bis 25-M= 1,-M, 
bis 50-M= 2-M, 
bis 100,-M= 5-M, 
bis 250, M = 10,.M, 


bis S00,- M= 15,-M, 
bis 1000, M = 20,.M 


und für jede weiteren angefangenen 500,- M 
;- M mehr als Aufwendungsersatz zu zahlen. 


(2) Kommt bei Übernahme in Kom 
sion der Verkauf von Gebrauchtwaren nicht 
zustande, hat der Auftraggeber an den sozial 
stischen Gebrauchtwarenhandel für die ent- 
standenen Kosten einen Aufwendungsersatz 
entsprechend Abs. 1 zuzüglich der für An-und 
Rücktransport angefallenen Kosten zu zahlen. 


(8) Der private Gebrauchtwarenhandel 
kann in den Fällen der Absätze 1 und 2 einen 
Aufvendungsersätz in Höhe der ihm vom ört- 
lichen Rat genehmigten Sätze für Taxgebühr in 
‚Anspruch nehmen. 











su 
Taxderung und Transport 


(1) Der sozialistische Gebrauchtwaren- 
handel hat bei sperrigen und schwerlastigen 
Gebrauchtwaren auf Wunsch des Veräuße- 
rers/Auftraggebers die Taxierung an dem von 
ihm genannten Ort vorzunehmen, sowei 
ser innerhalb des Versorgungsbereiches liegt. 

(2) Der sozialistische Gebrauchtwaren“ 
handel hat auf Wunsch des Veräußerers/Auf- 
traggebers den Transport von schwerlastigen 
und sperrigen Gebrauchtwaren. für dessen 
Rechnung zu übernehmen oder zu vermitteln. 





sı2 
Nachweispflicht 
für übernommene Gebrauchtwaren 


Der Gebrauchtwarenhandel ist verpflich- 
tet, sein Belegwesen so aufzubauen, daß er je- 
derzeit in der Lage ist, alle übernommenen 
Gebrauchtwaren mit einem Neuwert ab 
30,- M mit den in den $$ 7 und 8 genannten 
"Mindestangaben nachzuweisen, 





141 


Verkauf 


513 
Verkaufspreis 


Der Verkauf von Gebrauchtwaren an die 
Bevölkerung oder gesellschaftliche Bedarfs- 
träger erfolgt zum Verkaufspreis gemäß 8 5. 


sıa 
Eigentumsübergang 


Beim Verkauf von Gebrauchtwaren wird 
das Eigentumsrecht mit der Bezahlung des 
Verkaufspreises und der Übergabe in der Ver- 
kaufseinrichtung und in den Fällen des $ 16 
‚Absätze 1 und 2 mit der Übergabe am verein: 
barten Leistungsort auf den Bürger oder ge- 
sellschaftlichen Bedarfsträger übertragen, 


sı15 
Reklamation. 


Die Reklamationsfrist bei Gebrauchtwa- 
ren beträgt 3 Monate. Einzelheiten sindin dem 
in der Verkaufseinrichtung auszuhängenden 
Merkblatt „Kundenreklamationen im Einzel- 
handel“ geregelt, 


Anmerkung: Das Merkblatt wurde durch $ 
DVO zum ZGBüber Rechte und 

er. Reklamation nicht qualität 
Waren (Reg.-Nr. 3) außer Kraft gı 
Zur G 31.8 159) Abs, 2 












hter 








ZGB 





816 
Kundendienstleistungen beim Verkauf 





(1) Der sc 1e. Gebrauchtwaren- 
handel ist verpflichtet, innerhalb des Versor- 
gungsbereiches sperrige und schwerlastige 
Gebrauchtwaren frei Haus zu liefern. 

(2) Bei gebrauchten Möbeln ist der sozia- 
listische Gebrauchtwarenhandel darüber him- 
aus verpflichtet, diese am gewünschten Ort in- 
nerhalb des Versorgungsbereiches aufzustel- 
len. 

(8) Die Kosten für die Anlieferung inner- 
halb des Versuranbkreiches gehen mi DER 
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sten des soßialistischen Gebrauchtwarenhan- 
dels und sind mit der Handelsspanne abgegol- 
ten. BeiSelbstabholung ist ein Rabatt in Höhe 
von 3% vom Verkaufspreis zu gewähren. 
(&) Die Kosten für das Aufstellen von ge- 
brauchten Möbeln gehen injedem Falle zu La- 
sten des sozialistischen Gebrauchtwarenhan- 
dels. Beim Selbstaufstellen der Möbel ist ein 
Rabattin Höhe von 1% vom Verkaufspreiszu 
gewähren. 
Anmerkung: Ve) 








sı7 
Preisauszeichnung und Rundung 


(1) Die Preisauszeichnung hat auf der 
Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften. 
zu erfolgen. 


Anmerkung: Vgl: hierzu Ann. zu A 






ZGB (R. ) 

(2) Die Verkaufspreise gemäß $ 5 und der 
auszuzahlende Betrag gemäß $ 9 sind auf der 
‚Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften 
zu runden, 


Anmerkung? Z. 2 


über die At 
(GBL. INT. 78.63). 


‚Fonds Handelsrisiko Gebrauchtwaren 


sı18 
Planung und Bildung. 


(Ü) In den sozialistischen. Handelsbetrie- 
ben, denen Einrichtungen für den An- und 
Verkauf von Gebrauchtwaren angeschlossen 
sind, ist ein gesonderter Fonds „Handelsri- 
siko Gebrauchtwaren“ in Höhe von 

3) 3% bei Bekleidung/Schuhen/Kinder- 
bedarfsartikeln, 

b) 1% bei Möbeln und allen übrigen Ge- 
brauchtwaren 
zu planen und zu bilden. Berechnungsgrund- 
Inge dafür ist der geplante Umsatz (zum Ver- 
kaufspreis), der auf den Ankauf entfällt, 
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(&) In den sozialistischen Handelsbetrie- 
ben, die den An- und Verkauf von Ge- 
brauchtwaren über das Netz ihrer Fachver- 
kaufseinrichtungen betreiben, sind die für den 
‚Teil Gebrauchtwaren gemäß Abs. 1 zu pla- 
nenden und zu bildenden Mittel dem einheitli- 
(chen Fonds Handelsrisiko Industriewaren zu- 
zuführen, 

(&) Die Bildung gemäß den Absätzen 1 
und 2 erfolgt zu Lasten der Kosten. Die plan- 
mäßig zu bildenden Mittel ind monatlich dem 
entsprechenden Fonds Handelsrisikound dem 
Sonderbankkonto „Fonds Handelsrisiko“ zuzu 
führen. 

(4) Reichen die planmäßigen Mitel nicht 
aus, um die erforderlichen Absatzmaßnahmen 
durchzuführen, kann derübersteigende Beirag 
zusätzlich zu Lasien der Kosten im Rahmen 
derplanmäßigen Gewinnerwirtschaftungohne 
Reduzierung der geplanten Abführungen an 
den Staatshaushalt verrechnet werden. 

(&) Am Jahresende nicht verbrauchte Mit- 
tel sind auf das Folgejahr zu übertragen. 





s 


Verwendung 


(1) Die Mittel des Fonds „Handelsrisiko 
Gebrauchtwaren“'bzw. die gemäß $ 18.Abs. 2 
dem einheitlichen Fonds Handelsrisiko Indu- 
striewaren zugeführten Mittel sind ausschließ- 
lich im sozialistischen Gebrauchtwarenhandel 
und hier nur für Maßnahmen bei angekauften 
Gebrauchtwaren zu verwenden. 

(2) Aus den Mitteln sind zu finanzieren: 

a) Preisminderungen, wenn de Ge- 

brauchtwaren zum festgesetzen. Ver- 
kaufspreis nicht absetzbar sind, weil 
= der Verkaufspreis zu hoch festgesetzt wor- 
den ist oder 
= für neue Konsumgüter des gleichen Sorti- 
ments kleine Preiskorrekturen oder andere 
zentrale Preismaßnahmen in Kralt getre- 
ten sind, dadurch die Verkaufspreise für 

Gebrauchtwaren in Relation zu diesen zu 

hoch sind, Änderungen in der Nachfrage 

bewirken und die Gebrauchtwaren zum ur- 
sprünglichen Verkaufspreis nicht mehr ab- 
and: 
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b) Wertminderungen sus Transportschäi 
den oder verdeckten Mängeln; 

©) Kosten aus Kleinsireparaturen bzw. 
‚Ausbesserungen, die nicht zu einer Er- 
hohung der Gebrauchseigenschaften. 
der Gebrauchtwaren führen und dem- 
zufolge nicht gemäß$ 5 Abs, #Bestand- 
teil des Verkaufspreises sind; 
Nullabwertungen, wenn sich bestimmte. 
Gebrauchtwaren trotz Preisminderung, 
Werbemaßnahmen u.a. m. alsnichtab- 
satzfähig erweisen. Nullabwertungen 
‚ind durch den Leiter des Handelsbe- 
iriebes zu bestätigen. 


Ü 


s20 
Nachweispflicht und Verantwortlichkeit 


(1) Der Nachweis über die Verwendung 
der Mittelistnach der Gliederung gemäß $ 19, 
Abs. 2 kumulativ seit Jahresbeginn zu führen. 

Jede Inanspruchnahme derMitel stzu proto- 
kollieren. Im Falle von Preisminderungen ge- 
mäß $ 19 Abs. 2 Buchstaben a, b und dmuß 
das Protokoll mindestens folgende Angaben 
enthalten: 

- Datum 

=. Bezeichnung 

= Menge 

= alter und neuer Verkaufspreis 

— Höhe der Preisminderung 

— Ursache für die Preisminderung. 

Im Falle von Kleinstreparaturen oder Ausbes- 
serungen gemäß $ 19-Abs. 2 Buchst. cmuß das 
Protokell Angaben über die Artder Reparatur 
und die Höhe der daraus entstandenen Kosten 
enthalten. 

(2) Die Leiter der sezialisischen Han- 
deisbetriebe sind für den zweckentsprechen- 
den Einsatz der Mittel und dessen Kontrolle 
verantwortlich. 














s2ı 
Ordnungsstrafbestimmungen 


(1) Wer als Leiter einer Verkaufseinrich- 
tung des Gebrauchtwarenhandels vorsätzlich 
oder fahrlässig 
= entgegen den Bestimmungen des $ 3 

Kbstlihrmaaoee Benonen 


übernimmt, die ihren ständigen oder zeit- 
weiligen Wohnsitz nicht in der Deutschen 

Demokratischen Republik oder ihrer 

Hauptstadt Berlin haben, oder 
- der Nachweispflicht für übernommene 

Gebrauchtwaren gemäß $ 12 nicht nach- 

kommt, 
kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10,- bis 300,- M belegt werden. 

(2) Isteine vorsätzliche Handlung gemäß. 
Abs. 1 aus Vorteilsstreben oder ähnlichen, die 
gesellschaftlichen. Interessen mißachtenden 
Bewegeründen oder wiederholt innerhalb von 
2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe 
geahndet worden, kann eine Ordnungsstrafe 
bis zu 1000,- M ausgesprochen werden. 

(&) Die Durchführung des Ordnungsstraf- 
verfahrens obliegt den Vorsitzenden, deren 
Stellvertretern oder den sachlich zuständigen 
hauptamlichen Mitgliedern der Räte der Be- 
Zirke, Kreise und Städte. 

(&) Für die Durchführung des Ordnungs- 
strafverfahrens und den Ausspruch von Ord- 
nungsstrafmaßnahmen gilt das Geseiz vom 
12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ord- 
nungswidrigkeiten - OWG - (GBl. I Nr.3 
s.101). 














Schlußbestimmungen 


s22 


In allen. Verkaufseinrichtungen des Ge- 
brauchtwarenhandels muß ein Exemplar die- 
ser Anordnung vorhanden und ein diesbezüg- 
licher Hinwe sienwbar angebracht sehn, 
‚Auf Wunsch ist die Einsichtnahme in diese. 
‚Anordnung zu gewähren. 


s23 


Einzelheiten zur Durchführung dieser An- 
ordnung werden verbindlich durch den 
Hauptdirektor der Hauptdirektion des volks- 
eigenen Einzelhandels (HO) gemeinsam mit 
dem Präsidenten des Verbandes der Konsum- 
genossenschaften der DDR geregelt, 











s2 


(1) Die Untersuchungsorgane des Mini- 
'sterlums.des Innern und die Hysieneinspek- 
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ion sowie die für die Preiskontrollen zustän 
gen Organe und gesellschaftlichen Kräfte sind 
befugt, die übernommenen Gebrauchtwaren, 
die Rechtmäßigkeit ihrer Übernahme und die 
Oranungsmäßigkeit der Nachweisführung zu 
kontrollieren. 


(@) Die Untersuchungsorgane des Mini- 
steriums des Innern sind außerdem berechtigt, 
Durchschriften der Verträge gemäß 88 7 und 8 
anzufordern. 








825 


(1) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 

1973, der $ 21.am 1. Februar 1973 in Kraft, 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

=. die Preisanordnung Nr. 845 vom 18. No- 
‚vember 1957 über die Preisbildung für ge- 
brauchte Konsumgüter (GBI. 1 Nr. 76 
8.619), 

= die Preisanordnung Nr.849/1 vom 
11. Dezember 1967 — Preisbildung für ge- 
brauchte Konsumgiter - (GBl. IL Nr. 122 
5.860), 

=. die Richtlinien des Ministerlums für Han- 
del und Versorgung vom 7. Februar 1956 
für die Errichtung und Tätigkeit der Ge- 
brauchtwaren-Verkaufsstellen im volksel- 
genen Einzelhandel (HO) (Verfügungen 
und Mitteilungen des Ministeriums für 
Handel und Versorgung Heft 5), 

—. die Mitteilung des Ministeriums fürHandel 
nd Versorgung vom 27. August 1956 über 
die Veränderung der allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen der HO-Gebraucht- 
waren-Verkaufsstellen (Verfügungen und 
Mitteilungen des Ministeriums für Handel 
und Versorgung Heft 19), 

= die Änderung vom 25. Mai 1957 zu den 
obengenannten Richtlinien (Verfügunen 
und Mitteilungen des Ministeriums für 
Handel und Versorgung Heft 21). 

(&) Im Geltungsbereich dieser Anordnung 

ist die Anordnung vom 9. Dezember 1971 

über die Planung, Bildung und Verwendung 

des Fonds Handelsrisiko im Konsumgüterbin- 
nenhandel (GBI, 111972 Nr. 28. 19) nichtan- 
zuwenden. 
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Anlage 1 

zu vorstehender Anordnung 

Gegenstände, die einen Kunst- oder 

Sammlerwert besitzen, können sein: 

1. Kunstgegenstände, kunsthandwerkliche 
und kunstgewerbliche Gegenstände aller 
Zeiten und Völker, nämlich: 

a) Werke der Plastik, zu denen alle über 
das Flächenmäßige hinausgehenden 
Schöpfungen gehören, z.B. Reliefs, 
Plaketten, Münzen, Medaillen, Gem- 
men und Siegel; 

b) Werke der Malerei (Zeichnungen und 
Graphik), zu denen auch Miniaturwer- 
ke, Glasmalereien, Mosaikarbeiten zu 
rechnen sind; 


©) Werke der Schrift-, Druck- und Buch- 
einbandkunst, z.B. Luxus- und Erst- 
ausgaben, alte Drucke, Handschri 
ten, Autogramme und Bücher; 


.d) Altertümer (Antiquitäten). Das sind 
nicht in der Gegenwart oder in der 
‚jüngsten Vergangenheit hergestellte 
Gebrauchs- oder Ausschmückungsge- 
genstände, die neben ihrem Sach- und 
Gebrauchswert einen Kunst- oder 
Sammlerwert haben, z.B. Möbel, 
Hausgeräte (einschließlich von Wagen, 
Schlitten, Krippen), Musikinstrumente 
und Uhren, Schmuck, Handwerkszeug 
und Gewerbeabzeichen, kirchliche Ge- 
rätschaften, alte Waffen und Fahnen, 
Keramiken jeder Art, Porzellan, Fay- 
'ence, Majolika, Terrakotta, Steingut, 
Steinzeug, Hafnergeschirr, Gläser, fer- 
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ner Gegenstände aus Schmiedeeisen 
und Gußeisen, z. B. Öfen, Ofenplatten, 
Messing, Kupfer, Zinn, Bronze, 
Schmelzwerk, Emaille, Elfenbein, 
Bernstein, Bergkristall und Halbedel- 
‚steine, sodann Bucheinbände, Leder- 
arbeiten, Holzschnitzereien, Lackar- 
beiten, Textilien (Spitzen, Borten, Stik- 
kereien, Kostüme, Stoffe, liturgische 
Gewänder, Teppiche, Gobelins, 
Wandbespannung u. ä.). 


2. Briefmarken. 


Anlage 2 
zu vorstehender Anordnung 


Von der Übernahme ausgeschlossen sind 

folgende Gebrauchtwaren: 

= Strumpfwaren, 

=. Untertrikotagen, Miederwaren, Nachtwä- 
sche (ausgenommen sind kochfeste Kin- 
derbedarfsartikei), 

= _Filz- und Strohhüte, 

— Raucherariikel, wie Pfeifen u.ä, 

Bücher und Zeitschriften (außer Kinder- 
bücher), 

Baustoffe aller Art, einschließlich Farben 
und Lacke, 

= Artikel für Kosmetik| und Gesundheits“ 
pflege, | 

-. Drogen und chemische Reinigungsmittel, 

=. Gummierzeugnisse. 


Anordnung 
über Allgemeine Bedingungen 
für die Veröffentlichung von Anzeigen 
in Zeitungen, Zeitschriften und anderen Druckerzeugnissen 


vom 11. Februar 1976 
(GBI. INT. 88.155) 


Auf Grund des $ 46 des Zivilgesetzbuches. 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 
19. Juni 1975 (GBl. 1 Nr. 27 $. 465) wird im 
Einvernehmen mit dem Minister der Justiz fol- 
gendes angeordnet: 


sı 
Geltungsbereich 


Diese Anordnung regelt die Allgemeinen 
Bedingungen für Verträge über die Veröffent- 
lichung von Anzeigen in Zeitungen, Zeitschrif- 
ten und anderen Druckerzeugnissen zwischen 
Verlagen oder den mit der Anzeigenverwal- 
tung beauftragten Betrieben als Auftragneh- 
mer und Bürgern oder den Betrieben als Auf- 
traggeber. 








Anmerkung: Vel. hierzu 8$ 197 ff. 7GE 
(Reg-Nr. 1) 
82 
Inhalt des Vertrages 


(1) Durch den Vertrag über die Veröf- 
fentlichung einer Anzeige ist der Auftragneh- 
mer verpflichtet, die Anzeige entsprechend 
der Vereinbarung über den Inhalt, die Größe, 
ihren Platz, den Zeitpunkt des Erscheinens 
und über das dafür vorgesehene Druckerzeug- 
nis durch einen Verlag zu veröffenilichen. 
(2) Der Auftraggeber ist verpfichtet, die 
erforderlichen Angaben für die Anzeige ord- 
nungsgemäß mitzuteilen und den vereinbarten 
zulässigen Preis bei Vertragsabschluß, späte- 
stens jedoch 10 Tage nach Rechnungserteilung 


Te 


zu zahlen. Im Falle des Verzugs kann der Auf- 
tragnehmer die Veröffentlichung der Anzeige 
bis zur Zahlung des Preises verweigern und 
Verzugszinsen in der durch Rechtsvorschriften 
bestimmten Höhe fordern. 

(3) Der Vertrag ist schriftlich abzuschlie- 
Ben. Die Schriftform des Vertrages ist auch 
eingehalten, wenn der Auftragnehmer ein vom 
‚Auftraggeber unterschriebenes Manuskript 
entgegennimmt, 





83 
Einhaltung von Standards. 


‚Anzeigen werden nur nach den festgeleg- 
ten Standards veröffentlicht. Wird eine Ver- 
einbarung über ihre Größe nicht getroffen, ist 
der Auftragnehmer berechtigt, die Anzeige in 
einer ihrem Inhalt und Textumfang enispre- 
chenden Größe zu veröffentlichen. 


sa 
Beratungs- und Auskunftspflicht 


Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den 
‚Auftraggeber über den Inhalt und die Gestal- 
tung der Anzeige und über die Beschaffenheit 
der Druckunterlagen entsprechend den 
Rechtsvorschriften und der Art des Drucker- 
zeugnisses, in dem die Veröffentlichung erfol- 
sen soll, zu beraten. Entspricht die Anzeige 
nicht den erteilten Hinweisen, ist der Auftrag- 
nehmer berechtigt, ihre Veröffentlichung zu 
verweigern. Der Auftragnehmer ist verpflich- 
tet, dies dem Auftraggeber unverzüglich mit- 
zuteilen. 





8 Veröffentlichung von Anzeigen 


Anmerkung: hierzu $ 199 ZGB 


(Reg-Nr. 1), 


vol. 


85 
Zusätzliche Aufwendungen 


Werden bei der Ausführung im Vertrag 
nicht vereinbarte Leistungen, wie Überset- 
zungen, Gestaltungsarbeiten, die Lieferung und 
Lagerung von Druckstöcken, erforderlich oder 
veranlaßt der Auftraggeber eine Änderungder 
vereinbarten Ausführung, so hat er die da- 
urch entstehenden zusätzlichen Aufwendun- 
gen zu erstatten. 








86 
Unmöglichkeit der Leistung 


Wird dem Auftragnehmer die Veröffent- 
lichung der Anzeige unmöglich, weil der Aut- 
traggeber ihm übergebene Korrekturabzüge 
oder Andrucke nicht zum vereinbarten Ter 
imprimiert zurückgibt, behält der Auftrag- 
nehmer seinen Anspruch auf Zahlung des 
Preises durch den Auftraggeber. 





87 
‚Ansprüche wegen 
nichtqualitätsgerechter Leistung 


(9) Erfolgt die Veröffentlichung der An- 
zeige nicht qualitätsgerecht, kann der Auftrag- 
geber eine Preisminderung, die Veröffenti- 
(chung einer Ersatzanzeige oder die Veröffent- 
Hichung einer Berichtigung und die Erstattung 
notwendiger Aufwendungen verlangen. 


(2) Wurde die Übergabe von Korrektur- 
abzügen oder von Andrucken vereinbart, so 
kann. der Auftraggeber neben Ansprüchen 
nach Abs. 1 den Ersatz eines durch die nicht- 
Quelitätgerechte Leistung entstandenen 
Schadens fordern, wenn die Veröffentlichung 
mit.den durch ihn zurückgegebenen Korrektur- 
abzügen oder Andrucken nicht überein- 
stimmt. 








Anmerkung: 201 2GB 


Reg.-Nr. 1) 


Vgl: hierzu $ 
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ss 
Nicht termingerechte Leistung 


Erfolgt die Veröffentlichung der Anzeige 
nicht zu dem vereinbarten Termin, kann der 
Auftraggeber vom Vertragzurücktreten, wenn 
er.an einer späteren Veröffentlichung kein In- 
teresse hat, und den Ersatz des entstandenen 
Schadens fordern. 


9 
Rücktritt vom Vertrag 


(1) Der Auftraggeber kam vom Vertrag 
‚nur bis zum Anzeigenschlußtermin zurücktre- 
ten. Wurde mit der Bearbeitung der Anzeige 
bereits begonnen (Satz- oder Bildherstellung), 
hat er 20 9 des Anzeigenpreises zu zahlen. 

(&) Der Auftragnehmer kann vom Ver- 
{rag zurücktreten, wenn die Anzeige entspre- 
chend den Rechtsvorschriften, wegen der Be- 
schaffenheit der Druckunterlagen oder wegen. 
ihrer Gestaltung, ihrer Herkunfsangabe oder 
aus einem anderen wichtigen Grund für eine 
Veröffentlichung nicht geeignetist. Der Rück- 
iritt ist dem Auftraggeber unverzüglich mitzu- 
teilen. 





sı0 
‚Aufbewahrung von Antworten 


Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bis zu 
‚einem Monat nach Veröffentlichung die auf 
eine Anzeige eingehenden Antworten entge- 
genzunehmen und unverschlossen. aufzube- 
wahren, Der Auftragnehmer istzur Zustellung 
der Antworten an den Auftraggeber nur ver- 
pflichtet, wenn dies vereinbart wurde. Erfolgte 
die Veröffentlichung der Anzeige unter einer 
Kennziffer, soist der Auftragnehmer nicht be- 
rechtigt, ohne Einwilligung Auskünfte über 
den Auftraggeber zu erteilen, soweit er hierzu 
nicht durch Rechtsvorschrift verpflichtet ist. 


su 
Vermittlung von Anzeigen 





Wird die Veröffentlichung einer Anzeige 
durch einen anderen nur vermittelt, so ist die- 
er Betrich ass ndher de Anftrasseheruur 
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für die ordnungsgemäße Vermittlung verant- sız 
wortlich. Die Vermittlung ist ausdrücklich zu Inkrafttreten 

vereinbaren. Der Vertrag über die Veröffent-, 

ungder Anzeige kommt durchdie Vermitt- Diese Anordnung tritt am 1.März 1976 in 
lung zwischen dem Auftraggeber und dem Kraft. 

Auftragnehmer zustande. 








Anordnung, 
über die Allgemeinen Leistungsbedingungen 
für Wäscherei-, Chemisch-Reinigungs- 





vom 28. Mai 1976 
(GBI. INr. 23 8.312) 


Auf Grund des $ 46 Abs. 2 des Zivilge- 
setzbuches der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 27 
. 465) wird nach Zustimmung durch den Mi- 
nister der Justizund im Einvernehmenmit den 
Leitern der zuständigen zentralen Staatsor- 
gane sowie mit den Vorsitzenden der Räte der 
Bezirke folgendes angeordnet. 


Grundsütze 


sı 
Geltungsbereich 


Diese Allgemeinen Leistungsbedingungen 
regeln die Beziehungen zwischen den Bürgern 
und den Betrieben und Einrichtungen aller Ei- 
gentumsformen, die Wäscherei-, Chemisch- 
‚Reinigungs- und Färbereileistungen für die 
Bürger ausführen oder als Vertragspartnerder 
Bürger die Ausführung dieser Dienstleistun- 
gen anderen Betrieben übertragen. Die vor- 
stehend genannten Betriebe und Einrichtun- 
‚gen werden im folgenden als Dienstleistungs- 
betriebe bezeichnet. 








Anmerkung: Vgl. hierzu $$ 164 ft. ZGB 


Nr. 1), 








82 
Beratungspflicht des 
Dienstleistungsbetriebes 


Der Dienstleistungsbetrieb hat zu sichern, 
(daß die Bürger durch die mit der Annahme be- 
'auftragten Mitarbeiter Über die zweckmäßig- 


ste Beaibeitungsart - z.B. Expreß-, Schnell- 
oder Normalreinigung — beraten und über die 
auf Grund der Beschaffenheit des Gegenstan- 
des oder der Art der Verunreinigung beste- 
henden Bearbeitungsrisiken aufgeklärt wer- 
den. 





Anmerkung 168 761 


(Rew-Nr. 1) 


Vol 


hierzu. $ 





$3 
Mitwirkungspflichten der Bürger 


(1) Bei Wäschereileistungen ist der Bür- 

er en 
die erforderliche Wäscheliste vollständig 
'und richtig, nach Sortiment und Stückzahl 
untergliedert, auszufüllen und der Wäsche 
beizufügen; 

2. die Wäsche getrennt nach Bearbeitungs- 
technologien (kochfeste, nicht kochfeste, 
Sonderwäsche usw.) entsprechend den 
konkreten Forderungen des Dienstlei- 
Stungsbetriebes zu übergeben. 

(2) Bei Chemisch-Reinigungsleistungen 

ist der Bürger verpflichtet: 
1. bei fehlender oder ungenügender Kenn- 
zeichnung des zu reinigenden Gegenstan- 
des mit Behandlungssymbolen die ihm be- 
kannten Tatsachen überdie Durchführbar- 
keit der Dienstleistung (z. B. bereits er- 
folgte chemische oder anderweitige Reini- 
gung, Stoffart) anzugeben; 

die Art der Verschmutzung und der ge; 

'benenfalls selbst vorgenommenen Rei 
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gungsversuche nach Aufforderung durch 
den Diensuleistungsbetrieb anzugeben. 

(8) Der Bürger hat den zu bearbeitenden 
Gegenstand in bearbeitungsfähigem Zustand 
unter Beachtung der Absätze 1 und 2zu über- 
geben. Der Dienstleistungsbetrieb hat die 
Übernahme durch Aushändigung eines Auf- 
tragsbelegs zu bestätigen. 





Anmerkung: Val.bierzu auch 169 und $ 
1bs.2 ZGB (Reg-Nr.1) 





Abschluß von Dienstleistungsverträgen 


$4 
Vertragsabschlußpflicht 
des Dienstleistungsbetriebes 


(1). Der Dienstieistungsbetrieb ist ver- 
pflichte, über alle seiner Versorgungsaufgabe 
entsprechenden. Dienstleistungen. Verträge 
abzuschließen, 

(2) Der Vertragsabschluß darf durch den. 
Dienstleistungsbeirieb nur dann verweigert 
werden, wenn die Unmöglichkeit der Dienst- 
leistung bereits bei der Prüfung durch die mit 
der Annahme beauftragten Mitarbeiter fest 
stellt wird, insbesondere weil 
1. eine Reinigungauf Grund der Art der Ver- 

schmutzung nicht möglich ist oder 
2. die Beschaffenheit des Gegenstandes die 

Bearbeitung ohne Beschädigung nicht zu- 

aß. 

(&) Der Dienstleistungsbetrieb kann auf 
Verlangen des Bürgers in den Fällen des 
"Abs. 2 Ziff. 2 die Bearbeitung unter besonde- 
er Vereinbarung mit dem Bürger überneh- 
nen. 











85 
Hauptpflichten der Partner 


(&) Der Dienstleistungsbeirieb ist ver- 
pflichtet, die im Dienstleistungsvertrag mit 
‚dem Bürger vereinbarte Wäscherei-, Che- 
misch-Reinigungs- oder Färbereileistung un-, 
ter Einhaltung der durch das Amt für Standar- 
disierung, Meßwesen und Warenprüfung 
(nachfolgend ASMW. genannt) festgelegten 
'Qualitätskriterlentermingerecht zu erbringen. 





‚Chemisch-Reinigungs- und Färbereiteistungen 9 


(2) Der Bürger ist verpflichtet, die ver- 
tragsgemäß angebotene Leistung abzunehmen 
und den gesetzlich zulässigen Preis zu bezah- 
Ien. 


56 
Art der Übernahme 


(&) Die zu waschenden, zu reinigenden 
ind zu färbenden Gegenstände werden vom 
Dienstleistungsbetrieb nach Stückzahl und bei 
Feuchtwäsche nach Gewicht übernommen. 
(2) Bei Wäscheist das Ergebnis dergemäß. 
Bearbeitungstechnologie des Dienstleistungs- 
betriebes festgelegten ersten betrieblichen 
Zählung Inhalt des Dienstleistungsvertrages, 


87 
Leistungszeit 





(1) Die Leistung ist innerhalb der vom 
ASMWbaw. vom zuständigen örtlichen Stats- 
Organ für die einzelnen Dienstleistungen fest- 
gelegten Fristen zu erbringen, soweit nicht im 
Dienstleistungsvertrag kürzere Fristen verein- 
barı werden, 

(@&) In Übereinstimmung mit dem zustän- 
digen orlichen Staatsorgen kann dei den 
Diensileistungsformen Selbstausführung und 
Hausbeiiferung mit dem Bürger der Zeit- 
punkt der Durchführung der Dienstleistung 
baw, der Entgegennahme des Gegenstandes 
vereinbart werden. 





88 
Selbstausführung 


Bei Selbstbedienungseinrichtungen erfolgt 
die Bearbeitung dureh den Bürger unter An-, 
leitung einer Fachkraft des Dienstleistungsbe- 
iriebes nach aktenkundiger Belehrung über 
die einzuhaltenden Sicherheits- und Behand- 
lungsbestimmungen mit betriebseigenen Ma- 
schinen und Geräten. Verletzt ein Bürger die, 
sich aus der Benutzung ergebenden Pflichten, 
kann. der Dienstleistungsbetrieb bei groben 
Pflichterletzungen diesem Bürger die Fort- 
setzung der Nutzung der Maschinen und Ge- 
räte untersagen. 








9 Bedingungen für Wäscherei-, Chemisch-Reinigungs- und Färbereileistungen 


9 
Sonstige Pflichten der Vertragspartner 


(1) Der Dienstleistungsbetrieb ist ver- 
pflichtet, den Dürger unverzüglich zu infor- 
mieren über: 

1. Differenzen zwischen den Angaben in der 
‚Wäscheliste und dem Ergebnis der ersten 
betrieblichen Zählung; 

2. festgestellte Beschädigungen und Verluste 
der übergebenen Gegenstände; 

3. die Unmöglichkeit der Dienstleistung unter 
‚Angabe der Gründe; 

4. das Erfordernis und den Inhalt einer Er- 
gänzung des Dienstleistungsvertrages, so- 
fern wegen der stofflichen Beschaffenheit 
oder der spezifischen Art der Verschmut- 
zung des zu bearbeitenden Gegenstandes 
mit dem Nichterreichen der Qualität der 
vereinbarten Dienstleistung oder einer ma- 
teriellen Verschlechterung des zu bearbei- 
tenden Gegenstandes gerechnet werden 
muß, 


‚Anmerkung: Vel. hierzu $ 170 Abs. ZGB 
(Reg-Nr. 1) 


(2) Der Bürger ist verpflichtet, innerhalb 
‚von einer Woche nach Erhalt der Information 
über das Erfordernis der Ergänzung des 
Dienstleistungsvertrages gemäß Abs. 1 Ziff. 4 
eine verbindliche Erklärung abzugeben. 

(&) Der Dienstleistungsbeirieb ist ver- 
pflichet, in Abstimmung mit dem zusändigen 
örtlichen Staatsorgan für jede Annahmestelle, 
und jedes Hausbelieferungsfahrzeug das an- 
zunehmende Leistungssortiment festzulegen 
und den Bürgern bekanntzugeben. 

(@) Der Dienstleistungsbetrieb ist ver- 
pflichtet, die Vorschriften des ASMW über die 
Qualitätsanforderungen an die Diensleistun- 
gen in den Annahmestellen auszulegen, 


Vertragserfüllung 


sı 
Grundsatz, 


Der Vertrag ist erfüllt, wenn die Leistung 
Vertragsgemäß d.h mer für die Deitung 
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vorgesehenen Qualität und termingerecht er- 
bracht worden ist und der Bürger den Gegen- 
stand abgenommen und den dafür fesigesetz- 
ten Preis bezahlt hat. 


su 
Leistungsort 


Leistungsort für die Vertragserfüllung ist 
die jeweilige Annahmestelle bzw. die Woh- 
nung des Bürgers bei Hausbelieferung. 


312 
Nachbehandlung 


‚Zur Entfernung von Restflecken oder be- 
sonders intensiv haftendem Schmutz durch 
Nachbehandlung ist der Dienstleistungsbe- 
trieb nur verpflichtet, soweit keine Schädigun- 
gen des Materislsader Verfirbungen zu erwar- 
ten sind. Der Bürger ist über nichtdurchge- 
führte Nachbehandlungen und ihre Ursachen 
zu informieren. 


s13 
Aushändigung 


(1) Die Aushändigung des Vertragsgegen- 
standeserfolgt gegen Vorlage des Auftragsbe- 
legs und Zahlung des vollen Rechnungsbetra- 
ges. Kann der Auftragsbeleg nicht vorgelegt 
werden, ist der Vertragsgegenstand nur auszu- 
händigen, wenn der Anspruch des Bürgers auf 
‚Aushändigung anderweitig glaubhaft nachge- 
wiesen wird. 





Anmerkung: Zum Auftrag 
70B (Reg-Nr. 1) 





(2) Unverpackte Vertragsgegenstände sol- 
len bereits in der Annahmestelle vom Bürger 
auf qualitätsgerechte Ausführung im Beisein 
einer Fachkraft geprüft werden. 

(8) Dem Bürger isteine Quittung über den 
gezahlten Rechnungsbetrag auszuhändigen. 


Rücktritt vom Vertrag 
314 


(1):Der-Burger st berechtigt, vom Vertrag! 
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Zurlickzutreten, insbesondere wenn bei Nicht- 

einhaltung der Leistungszeit 

1. der Dienstleitungsbetrieb die Leistung 
nicht innerhalb der vom Bürger gesetzten 
Nachtrist erbringt; 

2. unabhängig von einer Nachfrist die Lei- 
stung zu einem späteren Zeitpunkt für ihn 
Ohne Interesse ist 
(2) Der Diensleistungsbetrieb ist berech- 

tigt, vom Vertrag zurückzutreten, wenn 

1. die Dienstleistungen nicht durchführbar 
sind, 

2. der Bürger sich nicht innerhalb der im $ 9 
Abs. 2 festgelegten Frist verbindlich zur 
angebotenen Ergänzung des Vertrages äu- 
Bert bzw. ablehnt 
(©) Der Rücktit ist gegenüber dem ande- 

ren Partner zu erklären. 

(&) Im Falle des Rücktritsist der Gegen- 
stand dem Bürger gegen Vorlage des Auf- 
iragsbelegs unverzüglich herauszugeben. 

(6) Der Bürgeristim Falle des Rücktritisin 
dem Umfange zur Zahlung verpflichtet, wie 
derDienstleistungsbetrieb eine für den Bürger 
verwertbare Leistung erbracht hat. 





Garantie 
sıs 





(0) Der Dienstleistungsbetrieb garantiert 
bei Wäscherei- und Chemisch-Reinigungslei- 
stungen, daß zum Zeitpunkt der Abnahme des 
Gegenstandes durch den Bürger eine quali. 
tätsgerechte, d.h. den ASMW-Vorschriften 
bzw. vertraglich vereinbarten Qualitätsanfor- 
derungen entsprechende Leistung erbracht 
wurde, 

(&) Der Dienstleistungsbetrieb garantiert 
bei Färbereileistungen, daß der gefärbte Ge- 
genstand die vereinbarte oder nach dem Ver- 
rag vorausgesetzte Gebrauchsfähigkeit und 
Beschaffenheit aufweist sowie bei sachgemä- 
Bem Gebrauch während der Garantiezeit 
(6 Monate) behält. 





Anmerku 
Ne), 





u $ 177 ZGB (RL 


(3) Der Bürgersollunverzüglich nach Fest- 
allunz eines Minelk &ine Garantlsansprie 
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‚che gegen den Dienstleistungsbetrieb geltend 
machen. 

(4) Der Bürger hat beim Geltendmachen. 
von Garantieansprüchen die bei Bezahlung 
der Dienstleistung erhaltene Quittung vorzu- 
legen. 

Anmerkung: Vgl. hierzu $ 
N) 


185 ZGB (Reg, 


Schadenersatz, 
516 


(4) Der Bürger kann vom Dienstleistungs“ 
betrieb nach den Bestimmungen des Zivilge- 
setzbuches Ersatz eines Schadens verlangen, 
1. den der Betrieb durch eine Verletzung sei- 

ner vertraglichen Pflichten verursacht hat; 


Anmerku 
Nr.1). 


Val. (hierzu $$ 82ff. ZGB 





2. der während der Garantiezeit durch einen, 
Mangel verursacht wird und nach allgemei- 
ner Erfahrung als Folge des Mangels anzu- 
schen ist 


Anmerkung: Vgl. hierz 
Ned), 


8183 ZGB (Reg.- 


(2) Schadenersatzistin Geldzuleisten. Die 
Vertragspartner können eine andere Form der 
Ersatzleistüng vereinbaren, insbesondere die 
(Übergabe eines Gegenständesgleicher Artund 
Güte. 

(&) Bei Verlust oder Beschädigung von 
Gegenständen des Bürgers ist der Dienstlei- 
Stungsbetrieb zum Ersatz des Zeitwertes ver- 
pflichtet, 


Schlußbestimmungen 
sı 


(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröf- 
fentlichung in Kraft. 


Anmerkung: Veröffentlicht am 30. 6. 1976. 


(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 
20. August 1963 über die Annahme- und Li 

ferbedingungen für Chemischreinigungen und 
'Färbereien (GBLIINr. 798.618) außer Kraft. 
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Anordnung 
über die allgemeinen Bedingungen 
für Leistungen des Reisebüros 
der Deutschen Demokratischen Republik 
— Leistungsbedingungen des Reisebüros - 


vom 27. Juli 1976 


(GBI. 12 





‚Auf der Grundlage des $ 46 des Zivilge- 
setzbuches der Deutschen Demokratischen 
‚Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 27 
5.465) wirdmit Zustimmung des Ministers der. 
Justiz und im Einvernehmen mit den Leitern 
der zuständigen zentralen Staatsorgane fol- 
gendes angeordnet: 


1. 
Geltungsbereich und Leistungsarten 


sı 
Geltungsbereich 


(1) Die Allgemeinen Bedingungenfür Lei- 
stungen des Reisebüros der Deutschen Demo- 
kratischen Republik (nachstehend Leistungs- 
bedingungen des Reisebüros genannı) gelten 
für Verträge zur Gestaltung von Reisen und 
‚Erholungsaufenthalten. 


Anmerkung 
ZGB (F 





(2) Die Leistungsbedingungen des Reise- 
büros regeln die vertraglichen Beziehungen 
zwischen dem Reisebüro der Deutschen De- 
mokratischen Republik (nachstehend Reise- 
büro genannt) und 

a) Bürgern, 

b) Betrieben, staatlichen Organen und 
rechtlich selbständigen staatlichen Ein- 
richtungen, geselischaftlichen Organi- 
sationen und ihren selbständigen Ein- 
richtungen sowie anderen rechtlich 





r. 32 8. 406) 


selbständigen Organisationen und Ver- 
einigungen 
(nachstehend Kunden genannt). 


82 
Arten der Leistung 


Das Reisehüro erbringt insbesondere fol- 
gende Leistungen: 

@) Verkauf von Einzel- und Gruppenrei- 
sen als Erholungs- oder Studienaufent- 
halt innerhalb und außerhalb derDDR 
sowie Einzelleistungen (z.B. Unter- 
bringung, Verpflegung, kulturelle Be- 
euung); 

b) Vermittlung von touristischen und an- 
deren Leistungen. Dazu gehören z.B, 
Beförderungs-, Unterbringungs- und 
kulturelle Leistungen. 


1 
Vertrag über Reise und Erholung 
(Reiseleistungsyertrag) 


93 
Kundendieist 


(1) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben hat 
das Reisebüro einen qualifizierten Kunden- 
dienst durch eine umfassende Auskunftsertei- 
lung und Beratung zu sichern. 





Anınerkung: Vgl. hierzu auch $ 205 ZGB 


(2) Werbematerialien («.B. Reisekatalo- 
‚ge; Prospekte, Aushänge und Presseveröffent- 
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lichungen über Reisemöglichkeiten) dienen. 
der Beratung des Kunden in Vorbereitung des 
Reiseleistungsvertrages, Rechtsansprüche ge- 
gen das Reisebüro kann der Kunde nur aus 
dem Vertrag geltend machen. 

(8) DasReisebüro unterbreitet ausdenihm 
möglichen Leistungen dem Kunden nach des- 
sen Aufforderung ein Vertragsangebot. 

(4) Das Reisebüro ist berechtigt, vom 
Kunden Vormerkungen entgegenzunehmen, 
die für beide Partner unverbindlich sind. 


s* 
Zustandekommen und Form des Vertrages 


(4) Auf der Grundinge des Vertragsange- 
botes wird zwischen dem Reisebüro und dem 
Kunden ein Vertrag abgeschlossen. 

(2) Der Vertrag kommt 

3) bei schriftlichem Abschluß mit der Un-, 
terzeichnung durch beide Partner, 

) bei formlosen Verträgen mit der Be- 
zahlung der Leistungen durch den 
Kunden und der Aushändigung des 
Teilnehmerbeleges durch das Reisebü- 


10, 
©) bei Bestellung von Leistungen außer- 
‚halb vorbereiteier Programme durch 
den Kunden mit der schriftlichen Besti- 
tigung durch das Reisebüro, 
zustande, 





(8) Das Eintreten eines Dritten in den Ver- 
rag kann nur mit Zustimmung des Reisebüros 
erfolgen. 


85 
Inhalt des Vertrages 


(1) Der schriftlich abgeschlossene Vertrag 
hat außer Reisenummer, Namen und An- 
Schrift der Vertragspariner folgende Angaben 
zu enthalten: 
@) genaue Bezeichnung des Vertragsge- 
genstandes, insbesondere, 
= Reiseziel bzw. -route, Dauer der Leistun- 
en und Befordeningsärh‘ 


Leistungsbedingungen des Reisebüros 
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= Kategorie und Spezifizierung der Leistun- 





gen, 

— Art der Unterbringung (Ein-, Zwei- oder 
Mehrbettzimmer), 

= Treftpunkt und zit, Begian und Ende der 
Leistungen, 
‚b) Preis und Höhe der Anzahlung. 


(2) Bei formlos abgeschlossenen Verträgen 
hat der Teilnchmerbeleg neben der Fahrt- 
nummer folgende Angaben zu enthalten: 
a) Fahrtziel, Treffpunkt, Abfahrtzeit und 
Datum sowie Fahrtbeendigung, 
b) Preis. 


56 
Pflichten der Vertragspartner 


(1) Das Reisebüro ist insbesondere. ver- 

pflichtet: 

3) dem Kunden bei Abschluß des Vertra-. 
ges die Teilnahmebedingungen und das 
Reiseprogramm; auszuhändigen oder. 

nn Kunden mündlich oder durch Aus- 
inge über das Reiseprogramm zu 
formieren; 

b) dem Kunden die für die Leistung not- 
wendigen, zum Inhalt des Vertrages. 
‚gehörenden konkreten Informationen. 
mitzuteilen und ihn sachkundig zu be- 
raten sowie ihn bei Reisen außerhalb 
der DDR in erforderlichen Umfang. 
über staatliche Regelungen (z.B 
Grenz-, Zoll-, Gesundheits- und Wäh- 
rungsbestimmungen) zu informieren, 
"Zur Informationspflicht gehören insbe- 
sondere die über $ 5 Abs, 1 hinausge- 
henden Angaben, z.B. über Versiche- 
‚rungsschutz, klimatische Bedingungen, 
Indikationen bei Kurreisen;, 








©) die vereinbarten Leistungen vertrags- 
gerecht zu erbringen und das verein- 
barte Reiseprogramm grundsätzlich 
einzuhalten, wobei unwesentliche Ver- 
änderungen vorbehalten sind; dazu ge- 
hören z. B. geringfügige Zeitverschie- 
'bungen bei Reisebeginn und -ende so- 
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wie innerhalb des Programms und un- 

erhebliche Leistungs- und Programm- 

änderungen; 

(9) den Kunden über alle Veränderungen 
der zu erbringenden Leistungen, des 
Programms u.ä. unverzüglich zu 
formieren. Bei wesentlichen Verände- 
rungen (zB. des Reisezieles bei 
Daueraufenthalten, der Unterbrin- 
gungsart, des Programms, der Beförde- 
rungsart und Preisveränderungen) ist 
dem Kunden gleichzeitigeine Vertrags 
änderung oder beim Rücktritt des 
Kunden ihm im Rahmen der Möglich- 
keiten ein Ersatzangebot zu unterbrei- 
ten. 

(2) Der Kunde ist insbesondere verpflich- 














tet: 


9) die für die Erfüllung des Vertrages e 
forderlichen Angaben zu mache 
b) die konkreien Teilnahmebedingungen 
einzuhalten; 
©) den Hinweisen der zuständigen Mitar- 
beiter oder Beauftragten des Reisebü- 
tos vor, während und bei Beendigung 
(der Reise Folge zu leisen 
sich auch eigenverantwortlich bei Rei- 
sen außerhalb der DDR über statliche 
Regelungen (z.B. Grenz-, Zoll, Ge- 
sundheits- und Währungsbesimmun- 
gen) zuinformieren und diese einzuhal- 
ten; 
die für die Leistungsträger desReisebil- 
0s geltenden Bestimmungen über die 
zu erbringenden Leistungen, insbeson- 
dere zur Gewährleistung von Ordnung 
und Sicherheit beim Benutzen der Ver- 
kehrsanlagen und -mittel sowie der Un- 
terbringungsobjekte, einzuhalten. 


87 
Preis- und Zahlungsbedingungen 














a 








© 








(1) Die Festlegung der Preise für ale touri- 


stischen Leistungen erfolgt nach den von den 
zuständigen staatlichen Organen bestätigten 
Grundsätzen. 


(2) Das Reisebüro ist berechtigt, bei Ab- 


schluß des Vertrages Anzahlungen je Person 





folgt zu erheben: 


a) bei Reisen außerhalb der DDR 100M 
b) bei Reisen innerhalb der DDR 50M 
©) bei Kurzfahrten innerhalb und 

außerhalb der DDR 20M. 

(©) Das Reisebüro istberechtigt, vorläußige 
Preise zu bilden. Der vereinbarte vorläufige 
Preis ist der Höchstpreis. 

(@) Kunden gemäß $ 1 Abs. 2 Buchst. a 
"haben den Preisbei Abholung der Reiseunter- 
lagen zu zahlen. 

(5) Kunden gemäß $ 1 Abs. 2 Buchst, b 
sind verpflichtet, den Teilnehmerpreis vor Lei 
stungsbeginn an das Reisebiro zu zahlen. Das 
gleiche gilt auch bei Reiscleistungen gemäß 
Abs, 6. 

(6) Für Kollektiv- und Betriebsfahrten au- 
Berhalb vorbereiteter Progiamme auf Grund 
von Kundenbestellungen, bei denen vor Lei- 
stungsgewährung nur eine Grobkalkulation 
möglich ist, ist das Reisebtro berechtigt, den 
endgültigen Preis auch dann zu fordern, wenn 
dieser höher als der vorläufig vereinbarte Preis. 
ist. Dies ist im Vertrag zu vereinbaren. 








Rücktritt yom Vertrag 


$8 
Rüicktritt des Kunden 


(1) Der Kunde ist berechtigt, unter Beach- 
tung derin den Teilnahmebedingungen für die 
konkrete Reiseleistung festgelegten Frist vom 
Vertrag zurückzutreten. Der Rücktritt kann 
schriftlich oder mündlich erklärt werden. Die 
Frist beträgt je nach Art der Leistung bis zu 
35 Kalendertagen, bei Kurreisen bis zu 45 Ka- 
Nendertagen vor Beginn derLeistung. Der Tag 
des Leistungsbeginns ist nicht mitzurechnen. 
Bei Kunden gemäß $ 1 Abs 2 Buchst. b kön- 
nen die Vertragspartner davon abweichende 
Fristen vereinbaren. 

(2) Im einzelnen gilt für den Rücktritt des 
Kunden! 


a) Tritt der Kunde bis zum Ablauf der 
Rücktritsfrist vom Vertrag zurück, so 
hat der Kunde dem Reisebüro je nach 
‚Art der Leistung je Person bis zu 20 M 
‚Aufwandskosten zu erstätten. 

b) Tritt der Kunde nach Ablauf der Rück- 
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trittsfrist zurück, so hat er dem Reise- 

büro zu ersetzen: 

= die Aufwandskosten gemäß Buchst. a; 

— den dem Reisebüro aus diesem Rücktritt 
entstandenen Schaden. (Eftcktinkosten). 
Dazu gehören insbesondere Beförderungs- 
kosten, Nichtauslastungsgebühren, son- 
stige Gebühren und Vertragsstrafen; 75% 
des Zimmerpreises und die gesetzliche 
Handelsspanne für vereinbarte Verpfle- 
gungsleistungen bei Leistungen in reiscbü- 
roeigenen Horcls. 
©) Der Kunde ist zur Zahlung der Effek- 

üvkosten nicht verpflichtet, soweit die 
Voraussetzingen für die Befreiung vom 
Schadenersatz vorliegen. Die Ver- 
pflichtung zum Schadenersatz entfällt 
insbesondere, soweit nach Ablauf der 
Rücktrittsist dem Kunden Versiche 
rungsschuts gemäß Abschnitt 2der An- 
lage gewährt wird. In diesem Fall wer- 
den dem Kunden jedoch die Versiche- 
Tungsgebühren berechnet. 

) Der Kunde ist berechtigt, unverzüglich 
‚nach Kenntnis über wesentliche Ver- 
änderungen der zu erbringenden Lei- 
stungen vom Vertrag zurückzutreten, 
wenn durch die Veränderungen der 
Vertragszweck erheblich beeinträchtigt 

ird 

(8) Dem Kunden sind bereits eingezahlte 

Beträge zurückzuerstatten. Dabei muß sich 

der Kunde die Kosten gemäß Abs. 2 Buchst. a 

"bis € anrechnen lassen. 

Zum 

auch $ 209 Abs, 








Anmorkın 





Rücktritt des Kunden xel 
ZGB (Reg-Nr. 1) 


59 
Rücktritt des Reisebüros. 





(1) Eine Berechtigung des Reisebüros, 
vom Vertrag wegen Leistungsunmöglichkeit 
zurückzutreten, liegt auch dann vor, wenn 
a) die Durchführung der Reise infolge be- 
sonderer Ereignisse, die das Reisebüro. 
nicht zu vertreten hat, unmöglich wird 
(@.B. Naturkatastrophen); 
) die Durchführung der Reise wirtschaft- 
lich nicht zu vertreten ist (2. B.Minder- 
auslastung). 


Leistungsbedingungen des Reisebüros 





Bei Leistungsunmöglichkeit ist das Reisebüro, 
verpflichtet, zum nächstmöglichen. Termin 
‚dem Kunden ein Ersatzangebot zu unterbrei- 
ten. 

(2) Bei einem Rücktritt des Reisebüros 
sind dem Kunden bereits eingezahlte Beträge 
zurückzuerstätten. 


Aumerkung: Zum Rücktritt des Reisehtir 
vol. 8 209 Abs, 2 ZGB (Reg.Nr. 1), 





sıo 
Materielle Verantwortlieikeit 





(1) Die Vertragspartner sind einander für 
Schäden, die aus der Verletzung von Rechts- 
vorschriften unddes Vertragesentstehen, nach 
den allgemeinen Rechtsvorschrften verant- 
wortlich, soweit nachstehend nichts anderes 
bestimmt 

(&) Für Ansprüche in den Beziehungen 
zwischen dem Reisebüro unddem Kunden gel 
ten die zivilrechtlichen Vorschriften. 
Anmerkung: Vel 
(RENT) 


hierzu 9 8211, ZGB 


(&) Das Reisebüro istnur in dem Umfange 
für seine Leistungsträger verantwortlich, W 
esdie fürsie geltenden Rechtsvorsehriften vor- 
schen, 

(4) Im Falle eines Rücktritis gemäß $ 8 
‚Abs. 2 Buchst. d hat das Reisebüro dem Kun- 
den den Teilnehmerpreis zurückzuerstatten 
'und den darüber hinausgehende Schaden zu 
ersetzen, sofern das Reisebüro für die Ursache 
des Rücktrits verantwortlich ist, Der Kunde 
hat sich dabei die Aufwendungen anrechnen 
zu lassen, die er auch ohne Vertragsabschluß 
mit dem Reisebüro gehabt häte 

(6) Wird ein Schaden durch ejaen an der 
Vorbereitung der Erfüllung oder an der Er 
Tung des Vertrages nicht mitwirkenden Dritten 
verursacht, so ist das Reisebüro gegenüber 
(dem Kunden nicht verantwortlich, Das Reise- 
büro unterstützt den Geschädigten bei der 
Durchsetzung. seines Schadenersatzanspru- 
ches gegen den Dritten, sofern der Schaden im 
Zusammenhang mit Leistungen des Reiscbü- 
Tos entstanden ist und gegenüber dem Dritten. 
Beltend saracht wrden 














10 


si 
Versicherung 


(1) Jeder Kunde, der einen Vertrag abge- 
schlossen hat, ist gegen 
= Reiseunfall- und Reisegepäckschäden, 
— finanzielle Folgen wegen seines kurzfristi 

‚gen Rücktrtts sowie seiner vorzeitigen 

‚oder verspäteten Rückreise aus dringen- 

den Gründen 
gemäß Anlage versichert. Den gleichen Versi- 
Cherungsschutz erhält der Reiseteilnehmer bei 
Verträgen mit Kunden, gemäß $ 1 Abs. 2 
Buchst. b, 

(2) Maßgebend für die Schadensregulie- 
rung sind die zwischen dem Reisebüro und der 
Staatlichen Versicherung der Deutschen De- 
mokratischen Republik abgeschlossenen Ver- 
träge sowie die diesen Verträgen zugrunde lie- 
genden Allgemeinen Versicherungsbedingun- 
gen, über die der Kunde in den Teilnahmebe- 
dingungen informiert wird, : 

(8) Der Kunde bzw. Reiseteilnehmer känn 
durch Vereinbarungen mit der zuständigen 
Kreisdirektion der Staatlichen Versicherung 
der Deutschen Demokratischen Republik 
bzw. mit dem Reisebüro seinen Versiche- 
rungsschutz auf eigene Kosten erhöhen oder 
erweitern 








1. 
Beauftragte des Reischüros 


sız 


(1) Reiseleitern und anderen Beauftragten 
des Reisebüros obliegt insbesondere, die ver- 
tragsgemäße Leistungsgewährung und den 
Programmablauf sichern zu helfen, gegebe- 
nenfalls Ersatzleistungen zu organisieren und 
die Kunden bei Schadensfällen umfassend zu 
unterstützen und zu beraten. 

(2) Reiseleiter und andere Beauftragte, 
(@.B. Ortsbeauftragte) des Reisebüros han-- 
deln als Vertreter des Reisebüros. 





Leistungsbedingungen des Reisebüros 
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W. 
Vertrag über die Vermittlung touristischer 
und anderer Leistungen 
(Wermittlungsvertrag) 


$13 


(1) Das Reisebüro erbringt Vermittlungs- 
leistungen, indem es dem Kunden die Leistun- 
gen anderer Leistungsträger verkauft oder 
vermittelt, 

(2) Beim Vermittlungsvertrag ist das Rei- 
sebüro nicht selbst Erbringer oder Organisator. 
von Leistungen. Der Vertrag über die vermit- 
telte Leistung kommt zwischen dem Kunden 
und dem die Leistung gewährenden Leistungs- 
träger zustande. 

(8) Die Vermittlertätigkeit des Reisebüros 
besteht insbesondere in 

a) der Vermittlung von Verkehrsleistun- 
gen durch den Verkauf von Beförde- 
rungsdokumenten der Verkehrsbe- 
iriebe und Versicherungsleistungen der 
Staatlichen Versicherung der Deut- 
schen Demokratischen Republik, 
der Zimmervermitilung, der Vermitt- 
ung gastronomischer Leistungen, dem 
Verkauf von Eintrittskarten zu kultu- 
rellen Veranstaltungen, der Einholung 
von Visa und der Vermittlung anderer 
Leistungen. 
(4) Der Verkauf von Leistungen gemäf 
‚Abs. 3 Buchst. a erfolgt nach den für den j 
weiligen Leistungsträger gültigen Bestimmun- 
gen ohne Berechnung von Vermittlungsge- 
bühren gegenüber dem Kunden. 

(6) Für die Vermittlung von Leistungen 
gemäß Abs, 3 Buchst. b hat der Kunde eine 
Gebührauf Grund der Preisfesisetzung deszu- 
ständigen Preiskoordinierungsorgans zu ent- 
richten. 

(6) Die Verantwortlichkeit des Reisebüros 
bei.der Vermittlung von Leistungen ist auf die 
ordnungsgemäße Vermittlung beschränkt, 


») 





‚Anmerkung: Vgl 
(Reg.-Nr. I 


hierzu .$ 211. ZGB 
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v 
Verjährung, Rechtsanwendung, 
Zuständigkeit bei Streitigkei 
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Verjährung 


Die Verjährungsfristen betragen 

9) für Ansprüche bei nicht vertragsgemä- 
Ber Erfüllung gemäß $ 210 des Zivilge- 
setzbuches der Deutschen Demokrati 
schen Republik 6 Monate, 








b) für alle übrigen Ansprüche aus dem 
Vertrag 1 Jahr. 


Anmerkung: Zur Verjähru 








sıs 
Rechtsanwendung 


Soweit in diesen Leistungsbedingungen 
keine Regelungen getroffen sind, gelten die 
Bestimmungen 
a) des Zivilgesetzbuches der Deutschen 
Demokratischen Republik, sofern die 
Kunden dessen Geltungsbereich unter- 





Anmerkung: Vel 
Reg.-Nr. 1), 


hierzu 88 








b) des Vertragsgesetzes vom 25. Februar 
1965 (GBI. I Nr. 7 8. 107), sofern die 
Kunden dessen Geltungsbereich unter- 
liegen, 


316 
Zuständigkeit bei Streitigkeiten 


(&) Für die Entscheidung von Streitigkei- 
ten zwischen dem Reisebüro und dem Kunden 
gilt das für den Sitz der Zweigstelle des Reise- 
büros, die den Vertrag abgeschlossen hat, zu- 
ständige Gericht als vereinbart. 

(2) Streitigkeiten zwischen dem Reisebüro 
und Kunden, die dem Geltungsbereich des 
Vertragsgesetzes unterliegen, entscheidet das 
örtlich zuständige Staatliche: Vertragsgericht. 


Leistungsbedingungen des Reisebüros 


vL 
Schlußbestimmungen 
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(1) Diese Anordnung tritt am 1. Oktober 
1976 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 
10. Mai 1967 über die Allgemeinen Bedin- 
‚gungen für Leistungen des Reisebüros der 
Deutschen Demokratischen Republik — Lei- 
stungsbedingungen des Reisebüros— (GBl. U 
Nr. 43 8. 289) außer Kraft. 


Anlage 
zu $ 11 vorstehender Anordnung 


Versicherungsschutz 


Die Staatliche Versicherung der Deut- 
schen Demokratischen Republik versichert 
jeden Kunden bzw. Reiseteilnehmer des Rei- 
scbüros bei Reiseleistungsverträgen gemäß $ 2 
Buchst. a der Leistungsbedingungen des Rei- 
Acbüros zu nachfolgenden Bedingungen: 
1. Versicherungsschutz gegen 
gepäck- und Reiseunfall 
Die Entschädigung beträgt je Person; 
1. auf Grund der Unfallversicherung: 
bei dauernden Körperschäden, 
bis.zu 4000M 








Reise, 








im Todesfall 
für Kinder bis zum vollendeten 
7. Lebensjahr. S00M 
für Personen bis zum vollendeten 
17. Lebensjahr 1.000M 
für Personen über 17 Jahre. 2000M 
. auf Grund der Reisegepäckversiche- 
rung bis zu 2 000M. 
Für den Versicherungsschutz sind die 
entsprechenden Bedingungen der Un- 
fallversicherung und der Reisegepäck- 
versicherung der Staatlichen Versiche- 
rung der Deutschen Demokratischen 
Republik maßgebend. 
Unfallversicherungsschutz. 
nicht 
- für Unfälle und deren Folgen, die 


12. 


13. besteht 


Leistungsbedingungen des Reisebüros 


nicht zu einem Dauerschaden oder 
Todesfall führen; 

= für eintretende Krankheitsfälle und 
‚daraus entstehende Kosten. 





Versicherungsschutz gegen Kosten 
folge kurzfristigen Rücktritis sowie ei- 
ner vorzeitigen oder späteren Rückreise 
aus dringenden Gründen 
Versicherungsschutz wird gewährt, 
wenn 

der Kunde. aus nicht vorhersehbaren 
Gründen nach Ablauf der Rücktritts- 
frist vom Reiseleistungsvertrag zurück- 
treten muß und dieser Rücktritt Kosten 
gemäß $ 8 Abs.2 Buchst. b der Lei- 
stungsbedingungen des Reisebüros 
verursacht. Als nichtvorhersehbare 
Gründegemäß$ 2 Abs. | des Versiche- 
Tungsvertrageszwischen dem Reisebüro 
und der Staatlichen Versicherung der 
Deutschen Demokratischen. Republik 
gelten insbesondere: 


Erkrankung, Unfall oder Tod nach Ab- 

auf der Rücktritsfrist und kurzfristige 

Einsätze von Werktätigen durch staatli- 

che Anweisungen bei Katastrophen. 

Versicherungsschutz besteht dann, 

wenn von vorstehenden Rücktritts- 

gründen betroffen werden: 

= der Kunde bzw. Reiseteilnehmer, 

= sein Ehegatte, 

= sein Lebenskamerad, mit dem er in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, 

= seine Kinder, 
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=. seine Eltern und Schwiegereltern, 

= seine Geschwister, 

= zum Haushalt des Kunden bzw. Re 
seteilnehmers gehörende Personen 
einschließlich Pflegepersonen, 

— andere Personen, die mit. dem Kun- 

;ame Reise gebucht 








. der Kunde von seinem Urlaubsort vor- 





oder verspätet aus dringenden 
Gründen zurückreisen muß, 

Dringende Gründe sindgemäß $ 1 Abs. 1 
Buchst. b_ des Versicherungsvertrages 
zwischen dem Reisebüro und der Staat- 
lichen Versicherung der Deutschen 
Demokratischen Republik Erkrankung, 

Unfall oder Tod des Personenkreises 
‚gemäß Abschnitt 2.1.1. dieser Anlage. 

Der Versicherungsschutz umfaßt die 
Kosten für die Unterkunft während des. 
notwendigen verlängerten Aufenthaltes 
außerhalb der DDR sowie die Mehrko- 

sten der Rückreise des betroffenen 
Kunden bzw. Reiseteilnehmers und der 
gegebenenfalls zu ihm gehörenden oder 
zur Hilfeleistung verpflichteten Perso- 
nen vom Urlaubsort außerhalb der 
DDR. 

Die Mehrkosten der Rückreise werden 
auch übernommen, wenn diese für den 
Kunden außerhalb der DDR auf Grund 
einer Nachricht über Erkrankung, Un- 
fall oder Tod des vorgenannten Perso- 
nenkreises notwendig wird 
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Anordnung 
über die Lieferung von Elektroenergie, Gas 
und Wärmeenergie an die Bevölkerung 
—ELB- 


° vom 18. November 1976 
(GBI. INr. 518.571) 


‚Auf Grund der $$ 46 und 161 desZivilge- 
setzbuches der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 27, 
S. 465) und des $ 37 Abs. 1 der Energiever- 
ordnung vom 9. September 1976 (GBI. INr.38 
S.441) wird im Einvernehmen mit den Leitern 
der zuständigen zentralen Staatsorgane fol- 
gendes angeordnet; 


1. 
Geltungsbereich 


$s1 


(1) Diese Anordnung regelt die wechsel- 

seitigen Beziehungen bei der Lieferung von 
Elektroenergie, Gas und Wärmeenergie 
(nachfolgend Energie genannt) zwischen den 
Energieversorgungsbetrieben und den Bür- 
gern. 
(2)Diese Anordnunggilt auch für Energie- 
ferverhältnisse der Energieversorgungsbe- 
triebe mit Abnehmern, die weder Bürger sind 
noch dem Geltungsbereich des Vertragsgeset- 
zes vom 25.Februar 1965 (GBl. I Nr. 7 
S. 107) unterliegen. 

(&) Aufdiein dieser Anordnung geregelten. 
Beziehungen sind die Energieverordaung mit 
den dazu erlassenen Durchführungsbestim- 
mungen sowie. die Bestimmungen des Zivil- 
rechts ergänzend anzuwenden. 





1. 
Energieliefervertrag 


s2 
Vertragsabschluß 


(1) Der Energieliefervertrag kommt zu- 

stande 

1. durch Zustimmung des Energieversor- 

gungbetriebes zum schriftlichen An- 

schlußantrag des Abnehmers (Bestätigung 
der Energiebezugsanmeldung); 

2. mit der Aufnahme des ordnungsgemäßen 
Energiebezugs durch den Abnehmer, der 
eine bisher nicht bewohnte Wohnung In ei- 
nem neuen Gebäude bezogen hat; 

. durch Zustimmung des Energieversor- 
gungsbetriebes zum schriftlichen Antrag 
des Abnehmers auf Übernahme des Be- 
triebs einer bestehenden Abnehmeranlage. 
(2) Der Anschlußantraggemäß Abs. 1 Zt. 

1 muß überseinen Hersteller, dem die dazu 

forderliche energiewirtschaftliche Berechti- 

gung erteilt istund der die Ausführung der Ar- 
beiten übernommen hat, gestellt werden. 

(8) Der Übernahmeantrag gemäß Abs. 1 
Zift. 3 muß angeben, wann und mit welchem 
Zäblerstand die Übernahme: stattgelunden 
hat, Wird der Energieverbrauch gemäß den 
Rechtsvorschriften pauschal bestimmt, sind in 
‚dem Antrag die Ausgangswerte der Pauscha- 
Nierung (Anschlußwert, Personenzahl bzw. 
Benutzungsstunden) anzugeben; Entspre- 
chendes gilt, wenn mit dem bisherigen Ab- 
nehmer eine solche Verbrauchsermittlung 
Verelübart wär: 
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Vertragszeit, Vertragsbeendigung 


(&) Der Energieliefervertrag gilt grund- 
sätzlich auf unbestimmte Zeit, Erwirdbeendet 
1. mit der Zustimmung des Energieversor- 
gungsbetriebes zum Übergang des Betrie- 
besder Abnehmeranlage aufeinenanderen 

Abnehmer; 

2. durch Vereinbarung; 

3. durch Kündigung. 

Die bis zu diesem Zeitpunkt nach dieser An- 
ordnung begründeten. Zahlungsverpäichtun- 
gen bleiben bestehen. 

(®) Als Angebot der Vertragseendigung 
gemäß Abs. 1 Ziff 1 gilt die Mitteilung an den 
Energieversorgungsbetrieb, wann und. mit 
welchem Zählerstand die Übergabe staige- 
funden hat. 

(©) Der Abnehmerkann mit einer Frist von 
einem Monat kündigen. Der Energieversor- 
gungsbetrieb kann mit einer Frist von 6 Mona 
ten kündigen, wenn aus volkswirtschaftlichen 
Gründen der Betrieb eines öffentlichen Gas- 
oder Wärmeenergieversorgungsnetzes plan- 
mäßig eingestellt wird, 

(&) Der Energieliefervertrag über zeitlich 
begrenzte Lieferung wird mit dem Einritt des 
vereinbarten Termins oder Ereignisses been- 


der. 
sa 
‚Energielieferungen 





(&) Der Energieversorgungsbetrieb ist ver- 
pflichtet, den Abnehmer entsprechend den 
Rechtsvorschriften kontinuierlich mit Energie 
zu beliefern. Leistungsort ist die Übergabe- 
stelle (Endpunkt der Anschlußanlage). 

(2) Elektroenergie ist in der vereinbarten. 
Stromart und Spannung zu liefern. Als verein- 
art gelten die Nenngrößen, mit denen das 
Versorgungsnetzbei Anschluß der Abaehmer- 
anlage betrieben wird, Der Energievors 
gungsbetrieb hat seine Anlagen so zu betrei- 
ben, daß die Nennfrequenz 50 Hz mit der To- 
leranz & 1% und die Nennspannung mit der 
Toleranz + 5% eingehalten werden. 

(&) Gas ist in der vereinbarten Gasart und 
Druckstufezuliefern. Als vereinbart gelten die 
‚Nenngrößen, init denen das Versorpanganeiz 








Lieferung von Energie 
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bei Anschluß der Abnehmeranlage betrieben 
‚wird, Der Energieversorgungsbetrieb hat seine 
‚Anlagen so zu betreiben, daß der statische 
Druck (des strömenden Gases) am Endpunkt 
der Anschlußanlage (bezogen auf unmittel- 





bare _Niederdruckversorgung) mit 
600...1500Pa (60...1;0mm WS) bei 
Stadigas und 1700....2300 Pa 
(170... .230 mm WS) bei Erdgas eingehalten 


wird, ausgenommen kurzzeitige Abweichun-, 
gen zum Ein- und Ausschalten der Gasstra- 
Benbeleuchtung. Für die Gütewerte gelten 
staatliche Standards. 

(4) Wärmeenergie ist mit Wärmeträgern 
des vereinbarten Zustands zu liefern. Als ver- 
einbart gelten grundsätzlich die Nenngrößen, 
mit denen das Versorgungssystem bei An- 
schluß der Abnehmeranlage betrieben wird. 

die Wärmeenergie als Dampf geliefert, 
das Kondensat kontinuierlich zurüekzulie“ 
fern; nicht gütegerechtes Kondensat kann zu- 
rückgewiesen werden und gilt als nicht zurück- 
geliefert. Wird die Wärmeenergie als Heiß- 
wasser oder Warmwasser geliefert, ist der 
Wärmeinhalt so auszunutzen, daß unter Be- 
rücksichtigung der Außenlufttemperatur die, 
vereinbarte Differenz zwischen Vorlauf- und 
Rücklauftemperatur eingehalten wird. Der 
‚Wärmeträger darf dem Versorgungsneiz nur, 
wenn des mit dem Energieversorgungsbeirieb, 
vereinbart ist, unmittelbar entnommen wer- 
den. Für die Gütewerte der Wärmeträger und 
des Kondensats gelten staatliche Standards. 
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Wärmeenergielieferungen für Raumheizung 


Die Wärmeenergie für Raumheizung istin 
Abhängigkeit von den örtlichen meteorologi- 
schen Bedingungen zu liefern. 


Anschlußanlage 
8° 


(4) Die Anschlußanlage ist vom Energie- 
versorgungsbetrieb entsprechend den Rechts- 
vorschriften zu errichten, zu erweitern, zu än- 
dern, zu betreiben und instand zu halten. 

(2) Zur Anschlußanlage gehören, unge- 
ächtek.der Übergabestelle, auch die der-Ver- 
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brauchsermittlung dienenden Meß- und Zu- 
satzeinrichtungen sowis, wenn nichts anderes. 
vereinbart ist, periphere Geräte, Meßwandier, 
Volumenumwerter, Differenzdruckmesser, 
Mehgeräte für Druck und Temperatur. 

(&) Der Energieversorgungsbetrieb be- 
stimmt, soweit das nicht durch staatliche Stan-. 
dards geschieht, den Einbauort, die Art und 
ie Anzahl der Verrechnungsmeßeinrichtun- 
gen, bringt sie an und nimmt sie unter Plom- 
benverschluß. Die Aufwendungen für den 
Einbau und, soweit cas nicht zur Wartung, 
notwendig ist, das Auwechseln hat der Ab- 
nehmer zu tragen. Sie betragen beim Einbau 
einer Meßeinrichtung für Elektroenergie ohne, 
Wandler oder für Gas bis Nennbelastung 
6m?/h SM; sie werden beim Einbau größerer 
oder anderer Meß- und Zusatzeinrichtungen 
in der tatsächlich entstehenden Höhe berech- 
net, 

(&) Der Anschluß der Abnehmeranlage 
oderdie Erweiterung der Anschlußanlage muß 
beim Energieversorgungsbeirieb. spätestens 
2 Jahre vor der Inbetriebnahme der Anlage 
bzw. der zusätzlichen Energicanwendungsan- 
Iagen beantragt werden. Hat der Abnehmer in 
Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften 
die Anschlußanlage erichtet oder erweitert, 
ist die Anlage mit der Inbetriebnahme dem 
Energieversorgungsbeirieb für die Dauer des, 
Energieliefervertrages unentgehlich zu über- 
lassen und von diesem unentgeltlich instand zu 
halten. 

(6) Die Anschlußanlage, die der zeitlich 
begrenzen_Lieferung ent, hatder Abnehmer 
aufseine Kosten zu errichten, zu erweitern, zu 
ändern, zu betreiben, instand zu halten und zu 
beseitigen. 

(6) Eine Anschlußanlage, die längerals ein 
Jahr nicht benutzt wurde, kann der Energie- 
versorgungsbetrieb nach Abstimmung mit 
dem Abnehmer vom öffentlichen. Versor- 
gungsneiz abtrennen. 
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(1) Der Abnehmer ist verpflichtet, 
in seinem Bereich die Anschlußanlage vor 
Schäden zu schützen und auf schriftliches 
Verlangen des Energieversorgungsbetrie- 
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bes die Verrechnungsmeßeinrichtungen 
(unter Verschluß zu nehmen; 

2. dem, Energieversorgungsbetrieb unver- 
züglich nach Kenninis Schäden und Fehler 
an Verrechnungsmeßeinrichtungen. bzw. 
das Abhandenkommen derselben und das 
‚Abschmelzen von Spannungswandlersi 
cherungen, die Undichtheiten an Wär- 
meenergieanlagen, das Fehlen von Plom- 
ben ‚an plombierten Anlageteilen sowie 
Störungen und Beschädigungen an der 
‚Anschlußanlapı; durch Dritte anzuzeigen; 

3. dem Roaufiragten des Energieversor- 
gungsbetriebes die Anschlußanlage und 
die Abnehmeranlage während der Tages- 
zeit, bei schwerwiegenden Störungen der 
‚öffentlichen Energieversorgung erforder 
lichenfalls jederzeit, zu Instandhaltungs- 
arbeiten, Messungen und anderen Kon- 
trollen zugänglich zu machen. 

(2) Verletzt der Abnehmer die Pflicht ge- 
mäß Abs. 1 undister dafür verantwortlich, hat 
erden daraus entstehenden Schaden zu tragen. 
Der Mindestbetrag ist SM. 


ss 
‚Abnehmeranlage 








(1) Der Abnehmer hat seine Anlage ent- 
sprechend den Rechtsvorschriften zu errich- 
ten, zu erweitern, zu ändern, zu betreiben und 
instand zu halten. Verluste, die beim Betrieb 
seiner Anlage entstehen (z.B. durch Erd- 

schluß, Tsolationsfehler, Undichtheiten u. a 

gehen zu Lasten des Abnehmers, 

(®) Zur. Abnchmeranlage gehören auch, 
ungeachtet der Übergabestelle, 

1. bei Elektroenergie Befestigungsmöglich- 
keiten für Verrechnungsmeßeinrichtungen 
und periphere Geräte in notwendiger 
‚Größe und Anzahl, Meß-, Impulsübertra- 
gungs- und Steuerleitungen, Geräteschalt- 
uhren; 

2. bei Gas die äußere Umgehungsleitung der 
Regleranlage, Meßleltungen, Vorrichtur 

gen zur Mengenbegrenzung; 

bei Wärmeenergie - Wärmellbertrager, 

Mischstationen, Reduzier- und Sicher- 

heitseinrichtungen, Kondensatbehälter, 

und -pumpen, Geräte zur Einregelung der 
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Höchstleistung und Vorrichtungen zur. 

Mengenbegrenzung. 

(3) Der Abnehmerhat seine Anlage soein- 
zurichten, zu betreiben und instand zu halten, 
(daß die Öffenuliche Energieyeisorgung durch 
sie weder gestört noch behindert werden kann. 
Er hat entsprechend den Verhältnissen des Öf- 
fentlichen Versorgungsnetzes und seiner An- 
lage Schutzeinrichtungen (z.B. Überstrom- 
Zeit-Relais, Unterspannungsschutz, Gasman- 
geisicherung u.a.) einzubauen; ihre Einstel- 
lung bedarf der schriftichen Einwilligung des 
Energieversorgungsbeiriebes. 

(4) Die Abnehmeranlage muß ständig in 
technisch sicherem Zustand sein, erforderli 
(chenfalls ist sie sicherheitstechnisch oder in 
anderer Weise zu verbessern. Sie ist im Stö- 
Fungsfall unverzüglich instand zu setzen und 
mindestens alle 15 Jahre von einem Betrieb 
oder einer Person, dem bzw. der die dazu er- 
forderliche energiewirtschaftliche Berechti-. 
gung erteilt oder die als Sachverständiger zu- 
gelassen ist, technisch durchsehen zu lassen. 
Rechtsvorschriften, die einen kürzeren Turnus, 
bestimmen, bleiben unberührt, 

(6) Der Energieversorgungsbetricb ist be- 
echtigt, die Abnehmeranlage vor der Inbe- 
iriebnahme und in angemessenen Zeitabstän- 
den erneut zu prüfen. Er hat dem Abnehmer 
eine Ausfertigung des Prüfberichts zu überge- 
ben. Der Abnehmer hat die notwendigen 
‚Aufwendungen zu ersetzen und die bei der 
Prüfung festgestellten Mängel innerhalb der 
angemessen festzulegenden Frist zu besei 
gen; die Vorschriften der technischen An- 
schlußbedingungen bleiben unberührt. Der 
Aufwendungsersatz für die Erstprüfung be- 
trägt 3M. 

(6) Muß für Arbeiten ander Abnehmeran- 
lage oder in ihrer Nähe die Öffentliche Versor- 
gungsanlage abgeschaltet werden, ist das beim 
‚Energieversorgungsbeirieb rechtzeitig zu be- 
antragen undsind die Pflichten gemäß $ 9 Abs. 
Zanstelle des Energieversorgungsbetriebes zu 
erfüllen. Der Abnehmer hat den Aufwand für 
die Ab- und Wiedereinschaltung und den 
Schaden zu erseizen, der bei Nichterfüllung 
der Pflichten entsteht. An Mischstationen und 
im Primärkreis der Wärmeenergiefortleitung 
awinchen de Bade east de Anschiukinlae: 
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und dem Wärmeübertrager darf nur mit Ein- 
willigung des Energieversorgungsbeiriebes, 
gearbeitet werden. 


so 
Liefereinschränkung und -unterbrechung 


(4) Der Energieversorgungsbetrieb ist be- 
rechtigt, die Energielieferung einzuschränken 
oder zu unterbrechen, wenn 
1. planmäßige Arbeiten in den öffentlichen 
Versorgungsanlagen ausgeführt werden 
2. die öffentlichen Versorgungsanlagen zeit- 
weilig außer Betrieb gesetzt werden müs- 
sen, um Unfälle oder Schäden größeren. 
‚Ausmaßeszu vermeiden oderum Störungen 
in diesen Anlagen zu beheben; 
3. das zuständige operative Leitungsorgan das 
angewiesen hat 
(@) Bei planmäßigen Arbeiten hat der 
Energieversorgungsbeirieb den Beginn und 
die voraussichtliche Dauer der Lieferein- 
schränkung bzw. -unterbrechung rechtzeitig, 
mindestens 3 Tage vordem Beginn, öffentlich 
oder in sonst geeigneter Weise bekanntzuge- 
ben. Während der so bestimmten Zeit ruht die 
Lieferplicht 
(6) Die Wärmeenergielieferung darf wäh- 
tend der Heizperiode für planmäßige Arbeiten 
nur insoweit, als sie dem Anschluß neuer Ab- 
nehmer oder der erforderlichen Erweiterung 
‚der Anschlüsse vorhandener Abnehmer di 








(4) Bei Liefereinschränkung oder -unter- 
brechung gemäß Abs. 1 Ziff. 2 soll der Ener- 
‚gieversorgungsbetrieb die voraussichtliche 
Dauer öffentlich oder in sonst geeigneter 
Weise bekanntgeben, wenn das den Umstän- 
den nach möglich oder angemessen ist. 

(6) Der Abnehmer hat die Weisungen des 
Energieversorgungsbeiriebes zur Sicherung 
und Betriebeweise seiner Anlage während der 
Liefereinschränkung oder-unterbrechung und 
unmittelbar nach ihrer Beendigung zu befol- 
gen. 


Umstellung des öffent 
Versorgungsnetzes 
510 





(4) Der Energieversorgungsbeteicb it be- 

rechtigt, das Öffentliche Versorgungsnetz um- 

zustellen, wenn erdadurch seine Versörgungs- 

Pflicht besser erfüllen kann. 

(2) Umstellungen im Sinne des Abs. 1 sind 
1. bei Elektroenergie Änderung der Siromart, 
der Nennspannung, der Schutzmaßnah- 
men, der Kursschlußleistung, der Zufüh- 
Fungsleitungen; 
bei Gas Änderung der Gasart, des Nenn- 
rucks, der Schutzmaßnahmen, der Zufüh- 
rungsleitungen; 

3. bei Wärmeenergie Anwendung eiresande- 
sen Wärmeträgers oder Änderung seines 
planmäßigen_ Betriebszustands (Druck, 
Temperatur), Änderung der Zuführungs- 
leitungen. 

(&) Die Umstellung ist dem Abnehmer, 
‚mindestens 1 Jahr vorher schriftlich enzukün- 
digen. Der genaue Zeitpunkt ist spätestens 1 
Monat vor dem Beginn der Umstellungsarbei- 
ten schriflich bekanntzugeben. Der Energie- 
versorgungsbetrieb darf mit kürzeren Fristen 
umstellen, wenn dafur dringende volkswirt- 
schaftliche Gründe vorliegen. 

(4) Umstellungsbedingte Änderungen an 
ortsfesten Anlagen zur Fortleitung (Instl 
üonsanlagen) und von Anlagen zur Anwen- 
dung des betreffenden Energieträgers sind 
vom Abnehmer zu veranlassen und während 
des mit dem Energieversorgungsbeirieb ver- 
einbarten Zeitrams durchzuführen. Der 
Energieversorgungsbetrieb hat durch Zusam- 
menwirken mit den zuständigen örtlichen 
Staatsorganen und wirtschaftsleitenden Orga- 
nen zu gewährleisten, daß die Änderungen 
materiell-technisch, personell und zeitlich 
vollständig in die Pläne der berechtigten Her- 
sieler eingeordnet sowie die erforderlichen 
Arbeiten koordiniert durchgeführt werden. 














su 


(1) Der Abnehmer hat Anspruch auf Er- 
satz der für die umstellungsbedingten Ände- 
Tungen notwendigen Aufwendungen Die 
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durch die Umstellung anfallenden Geräte, Ma- 
terialienu. a. sind dem Energieversorgungsbe- 
trieb unentgeltlich zur Verwertung zu überge- 
ben, 

(2) Der Abnehmer muß ich auf den Auf- 
wendungsersatz bei teilweiser oder vollständi 
ger Erneuerung der Installtionsanlage 50% 
der Aufwendungen, jedoch 100%, wenn die 
Erneuerungen infolge des technisch unsiche- 
ren Zustands geboten war, als Werterhöhung 
änrechnen lassen. Umstellungsbedingte Lei- 
tungsverlängerung in der Installationsanlage 
gilt nicht als Werterhöhung. In Härtefällen 
kann der Energieversorgungsbetrieb auf die 
‚Anrechnung der Werterhöhung verzichten. 


(&) Die notwendigen Aufwendungen um- 
fassen bei Änderung der Gasart insbesondere 
die Aufwendungen für Auswechseln der 
Brenner und Zündvorrichtungen, Nachstellen 
der Brener bei Allgasgeräten, Erwerb lei- 
Stungsgleicher Austausch-Gasgeräte, soweit 
die vorhandenen noch technisch sicher undbe- 
iriebsfähig, aber nicht umsiellbar sind, sowie, 
notwendige Durchsichten infolge der bevor- 
stehenden Umstellung. 








(4) Der Abnehmer hat Anspruch auf 
Wertausgleich, wenn das nicht umstellbare 
Gasgeräi leistungsstärker als das erworbene 
Austausch-Gasgerät ist, einen höheren Zeit- 
wert als dieses hat und dem Energieversor- 
gungsbeirieb unentgeltlich zur Verwertung 
übergeben wird. Erwirbt der Abnehmer als 
Austausch für das nicht umstellbare Gasgerät 
nach seinem Wunsch ein leistungsstärkeres, 
hat er die Preisdifferenz. zu einem leistungs- 
gleichen Gasgerät zu tragen. 





(5) Der Abnehmer soll zwischen Umstel- 
Nungsankündigung und -durchführung die In- 
stallationsanlage nicht erweitern und keine 
‚Anwendungsanlagen erwerben. Der Energie- 
versorgungsbetrieb ist zum Ersatz von Umstel- 
Nungsaufwendunger dafür nur verpflichtet, 
wenn erin die Installationsarbeit oder den Er- 
‚werb schriftlich eingewilligt hat, 


(6) Die Absätze 1 bis 5 sind entsprechend 
anzuwenden, wenn der Energieliefervertrag 
wegen Einstellung des Betriebs des Öffentli- 
‚chen Versoraungmetzes gekündigt wird, 
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sı2 
Liefereinstellung 


(1) Der Energieversorgungsbetrieb ist be- 
rechtigt, die Energielieferung frisloszeitweilig 
einzustellen, wenn der Abnehmer 


‚Pflicht gemäß $ 7 Abs. 1 Zift. 1 oder 

Zift. 3 schuldhaft verletzt; 
Dficht gemäß $ 8 Abs. 1 Satz 1 derart 

verletzt, daß der Zustand der Anlage ge- 
fahrdrohend ist oder daß, bei Wärmeener- 
gitanlagen, der Wärmeträger entweichen 
kann; 

3. Kondensat nicht vereinbarungsgemäß zu- 
rückliefert; 

4. in anderer Weise die öffentliche Energie- 
versorgung schuldhaft stört oder gefährdet. 
(2) Der Energieversorgungsbetrie ist wei- 

terhin berechtigt, die Energielieferung zeit- 

weilig einzustellen, wenn wrotz entsprechender 

Androhung 


1. nach Ablauf yon 7 Kalendertagen nach Ab- 
‚sendung der zweiten Mahnung die fällige 
Zahlung für den Energieverbrauch nicht 
geleistet wurde, soweit nicht Ziff, 2 zutrifft; 


‚ach Ablauf van 7 Kalendertagen nach Fäl- 
ligkeit die Zahlung für den Energiever- 
brauch nicht geleistet wurde und der Ab- 
‚nehmer bereitsmit Zahlungen fürden lau- 
fenden oder den vorangegangenen ‚ Ab-, 
rechnungszeitraum rückständig ist oder 
schuldhaft rückständig war. 

















Die Energielieferung kann auch zeitweiligein- 
gestellt werden, wenn ein zuständiges Staats- 
Organ darum ersucht. 

(8) Sind die Gründe, die zur Liefereinstel- 
lung geführt hatten, entfallen und hat der Ab- 
nehmer die Geldforderungen des Energiever- 
sorgungsbetriebes befriedigt, ist die Energie- 
lieferung wieder aufzunehmen. Den genauen 
Termin, bestimmit der Energieversorgungsbe- 
trieb nach den. orgahisatorisch-technischen 
Möglichkeiten. 

(4) Unbeschadet weitergehender Ansprü- 
che sind dem Energieversorgungsbeirieb die 
‚Aufwendungen für die Sperrung des Anschlus- 
ses und deren Aufhebung, mindesters jedoch 
jeweils 3M zu ersetzen. 
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813 
Schriftform 


Der Schriftform bedürfen 


1. die Einzelhieiten des Vertragsverhältnisses, 
deren Vereinbarung in dieser Anordnung 
gefordert oder zugelassen wird; 


2: die Vertragsaufhebung durch Vereinba- 
rung und die Kündigung; 


3. die weiteren Rechtshandlungen, für die das 
in dieser Anordnung gefordert wird. 


1m. 
Verbrauchsermittlung und -abrechnung 


Verbrauchsermittlung, 
814 


(1) Der Energieverbrauch ist vom Ener- 
gieversorgungsbeirieb grundsätzlich durch ge- 
eichte Meßeinrichtungen zuermitteln, im Aus- 
nahmefall auf der Grundlage von Rechtsvor- 
schriften oder der Vereinbarung mit dem Ab- 
nehmer als Pauschale zu bestimmen. 

(2) Der Energieversorgungsbetrieb ist be- 
rechtigt,mit Abnehmern, beidenen besondere 
Abnahmebedingungen besiehen, zu vereinba- 
ren, daß sie den Energieverbrauch zu festen. 
Zeiten selbst ablesen. Die betreffenden Ab- 
nehmergruppen sind im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Staatsorgan auszuwählen. 

(8) Der Energieverbrauch ist pauschal zu 
bestimmen, wenn und solange die Verrech- 
nungsmeßeinrichtungen des Energieversor- 
gungsbetriebes versagen. Die Pauschale istaus 
früheren Verbrauchsmessungen oder aus dem 
Fesibetrag der Abschlagzahlung ($ 16 Abs. 2) 
abzuleiten. Die Pauschale des Wärmeenergie- 
verbrauchs ist auf der Grundlage vergleichba- 
rer Messungen des Verbrauchs, in Ermange- 
lung dessen nach den Preisbestimmungen, 
nach denen Wärmeenergie beim Fehlen von 
Verrechnungsmeßeinrichtungen zu bezahlen 
ist, zu bestimmen, 

(@) Die Pauschale gemäß Abs. 3istmit dem 
‚Abnehmer zu vereinbaren, wenn die Ver- 
brauchenessung imasr a Monate seälit: 
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(1) Der Energieversorgungsbetrieb kann 
jederzeit eine Befundprüfung an der Verrech- 
nungsmeßeinrichtung vornehmen lassen. Er 
hat sie unverzüglich vornehmen zu lassen, 
wenn das der Abrehmer schriftlich beantragt. 

(@) Der Abnehmer hat die Aufwendungen 
dervonihm beantragten Befundprüfungzuer- 
seizen, wenn sie ergibt, daß die Verrech- 
aungsmeßeinrichtung in Ordnung ist 

&) Ergibtdie Befundprüfung, daß die Ver- 
rechnungsmeBeinrichtungnichtin Ordnung ist, 
kann der Verbrauch für den laufenden und 
vorangegangenen Abrechnungszeitraum ent- 
sprechend $ 14 Abs, 3 bestimmt werden. 


Verbrauchsabrechnung 
$16 


(1) Dem Abnehmer ist über den ermittel- 
ten Energieverbrauch eines festgelegten, 
grundsätzlich gleichbleibenden Zeitraums 
(Abrechnungszeitraum) eine Rechnung zu er- 
teilen, 

(2) Der Energieversorgungsbeirieb darf 
'von Abnehmern Abschlagzahlungen (Festbe- 
räge) fordern, wenn der Abrechnungszeit- 
raum länger als 3 Monate ist, Er bestimmt die 
Höhe. der Abschlagzahlungen nach dem 
durchschpittlichen Verbrauch des laufenden 
Abrechnungszeitraums, 

(8) Der Energieversorgungsbetrieb darf, 
ungeachtet des Abs, 2, einen einmaligen Vor- 
ausbetrag fordern, wenn der Abrechnungszeit- 
raum länger als ein Mönat ist. Die Höhe des 
"Vorausbetrages is nach den Formeln 1 und 2 
(Anlage 2) zu berechnen. Wenn sich der Ab- 
rechnungszeitraun, der Tarif oder inerhebli- 
(chem Moße der Energiebezug verändert, ist 
(der Vorausbetrag proportional umzurechnen 
und bei der nächsten Schlußrechnung zu be- 
rücksichtigen. Der Vorausbetrag ist bei der 
Beendigung des Energieliefervertragesmit der 
letzten Rechnung auszugleichen. 

(4) Soweit die Absätze 5 und Önichtsande- 
resbestimmen, gelten für die Erfüllung der fäl- 
ligen Zahlungsverpflichtungen aus.dem Ener- 
gieverbräuch die allgemeinen Bestimmungen 
Ges Zwirechte Haider Eon ri 
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betrieb in seinem Versorgungsgebiet Kassie- 
Tungsstellen eingerichtet, snd sie während der 
festgelegten Zeiten wahlweiser Leistungsort 
für Barzahlungen. 








Anmerkung: Zur 
fichtungen vel. 88 7 ff, ZGB (Ror-Nr. 1) 
(5) Das Inkasso durch einen Beauftragten 
des Energieversorgungsbeiriebes ist rechtzei 
{ig vorker anzukündigen. Die beim Inkasso 
vorgelegte Rechnung wird sofort fällig und 
muß an den Beauftragten mit Bargeld oder 
Scheck bezahlt werden. Der Bürger hat dafür 
zu sorgen, daß die Zahlungsverpflichtung auch 
während seiner Abwesenheit termingerecht 
erfüllt werden kann. 

(6) Der Bürger ist berechtigt, dem Ener- 
gieversorgungsbeirieb jederzeit mitzuteilen, 
daß er ein Kreditinstitut ermächtigt hat, die 
fälligen Zahlungsverpflichtungen aus dem 
Energieverbrauch zugunsten des Energiever- 
sorgungsbeiriebes abzubuchen. Das Abbu- 
chungsverfahren geht dem: Inkasso gemäß 
Abs. 5 vor. 

(7) Der Bürger, der eine bisher nicht be- 
wohnte Wohnung in. einem neuen. Gebäude. 
bezogen hat, kann dem Energieversorgungs- 
betrieb innerhalb einer Woche nach dem Ein- 
zug den Zählerstand bei Aufnahme des Ener- 
giebezugs mitteilen, wenn er mit dem Stand 
des Zählers beim Einbau nicht übereinstimmt. 
Wird die Mitteilung des Bürgers vom Rechts- 
träger bzw. Eigentümer des Gebäudes bestä- 
tigt, wird der so ermittelte Energieverbrauch 
mit dem Rechtsträger bzw. Eigentümer abge- 
rechnet; wird die Bestätigung nicht bis zum 
Ende des Abrechnungszeitraums gegeben, 
sind der Bürger und der Rechtsträger bzw: Ei 
gentümer dem Energieversorgungsbeirieb für 
den so ermittelten Energieverbrauch als Ge- 
samtschuldner verpflichtet 



































ur gemeinschaftlichen‘ Ver 
43426B 





pilichtung mehrerer Schulduer v 
(RegNt. 1) 

(8) Einwände gegen die Ricı 
‚Rechnung oder die Höhe der Abschlagzahlun- 
'gen berechtigen nicht, die Erfüllung der tälli- 
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gen Zahlungsverpflichtungen aufzuschieben 
oder zu verweigern. 


sız 


(4) Hat der Betreiber der Abnehmeranlage, 
gewechselt, ohne daß der Vertrag mit dem bis- 
herigen Abnehmer beendet und der Vertrag 
mit dem neuen Abnehmer abgeschlossen wur- 
de, sind beide dem Energieversorgungsbetrieb, 
als Gesamtschuldner für den Energiever- 
brauch des Abrechnungszeitraums verpflich- 
tet. 


Anmerkung: Zur gemeinschäftlichen Ver 
pflichtüng mehrerer Schuldner val, 9434 ZG% 
(Reg-Nr. 1) 





(2) Wird der Energieverbrauch gemäß den 
Rechtsvorschriften pauschal abgerechnet oder 
war eine solche Abrechnung mit dem bisheri- 
gen Abnehmer vereinbart, ist der Verbrauchs- 
ermitlung bis zur Einigung über das Ver- 
ragsangebot diese Patschale zugrunde zu le- 
‚gen. Hat der neue Abnehmer größere Aus- 
gangswerte für die Pauschalierung, kann der 
Energieversorgungsbeirieb insoweit die Vor- 
schriften über unberechtigen Energiebezug 
anwenden. 
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() Für jede schriftliche Mahnung bei un- 
pünktlicher Zahlung hat der Abnehmer 1 Mzu 
bezahlen. 

(2) Will der Abnehmer abwenden, daß der 
‚mit der Sperrung Beauftragte des Energiever- 
sorgungsbetriebes handelt, muß er die rück- 
ständigen Zahlungsverpflichtungen erfüllen 
und die zur Vorbereitung der Sperrung ent- 
standenen, mindestens 3 M betragenden Auf- 
wendungen ersetzen, Der $ 16 Abs. 5 Satz 2 
gilt entsprechend. 


w. 
|Unberechtigter Energiebezug. 


so 


(4) Durch den unberechtigten Energiebe- 
Abe anktehllemürBerchekerrorhiltne idee 
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den Bestimmungen dieser Anordnung unter- 
egt. Der Bezieher hat alle Pflichten, jedoch, 
icht die Rechte eines Abnehmers, 
(@) Unberechtigt ist der Energiebezug, 
1. eine Verrechnungsmeßeinrichtung noch 
nicht angebracht ist und keine Ausnahme 
‚gemäß $ 14 Abs. 1 vorliegt oder wenn di 
Verrechnungsmeßeinrichtung umgangen, 
beeinflußt oder unzulässig belastet wird; 








. die Zustimmung zum Anschluß der Ab- 
nehmeranlage an das öffentliche Versor- 
gungsnetznicht rteiltoder die Abnehmer- 
anlage gesperrt ist; 


3. die Erhöhung des Anschlußwerts oder der 
„Personenzahl bzw. der Benutzungsstunden 
"bei pauschaler Verbrauchsermittlung nicht 
unverzüglich angezeigt wird, in Höhe des 
Mehrverbrauchs gegenüber den angemel- 
deten Werten; 


4. der Wärmeträger ohne oder entgegen der 
Vereinbarung aus dem Primärkreis ent- 
nommen oder der Dampfaustritt aus einem 
‚offenen Kondensatkreis nicht unverzüglich 
angezeigt wird; 


in anderer Welse ohne oder entgegen der 
Vereinbarung mit dem Energieversor- 
gungsbetrieb Energie bezogen wird, ausge- 
nommen der Fall, daß bei Übernahme des 
Betriebes der Abnehmeranlage durch ei- 
nen neuen AbnehmerderEnergielieferver- 
trag noch nicht zustande gekommen ist. 
(&) Wer unberechtigt Energie bezieht, hat 
dafür den zweifachen Tarifpreis zu bezahlen. 
Darüberhinaussind die Aufwendungen für.die 
Feststellung, Berechnung und sonstige Bear- 
beitung des unberechtigten Energiebezugs so- 
‚wie der weitere Schaden zu ersetzen, soweit ie, 
den einfachen Tarifpreis überschreiten. Die 
Vorschriften des Strafgesetzbuches der Deut- 
schen Demokratischen Republik in der Neu- 
fassung vom 19. Dezenber 1974 (GBI. 1 1975 
Nr. 38. 14) über Straftaten gegen das sozial 
stische Eigentum bleiben unberührt, 

(4) Dem Abnehmer ist der unberechtigte 
Energieverbrauch gemäß den Normativen der 
Anlage 1 zu berechnen, Kann die Dauer des 
unberechtaten @rareieherim Pnichktzäns 
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12 Monaten an- 





festgestellt werden, ist sie, 
zunehmen. 

(S) Der Abnehmer kann nachweisen, daß. 
der Energieverbrauch ordnungsgemäß gemes- 
sen würde oder daß bestimmte, bei der F 
stellung angetroffene Anwendungsanlagen 
während des unberechtigten Energiebezugs 
nicht betrieben wurden, nicht vorhanden oder 
nicht verwendungsfähig waren; die Berech- 
nung ist sodann entsprechend zu verändern. 
Geldzahlungen für Energielieferungen im 
Zeitraum des unberechtigten Energiebezugs 
sind anzurechnen. 





v. 
Verantwortlichkeit für Schadenszufügung 


$20 
Verantwortlichkeit 
des Energieversorgungsbetriehes 


(1) Der Energieversorgungsbetrieb ist für 
die Nichterfüllung oder nicht gehörige Erfül- 
ung des Energieliefervertrages verantwort- 
lich 


Anmerkung: Vel. hierzu 88 821. 7Gn 


(Reg-Nr. 1), 


(2) Die Verartwortlichkeit des Energie- 

versorgungsbetricbes ist insbesondere ausge- 

schlossen, wenn die Nichterfüllung oder nicht 
gehörige Erfüllung des Energieliefervertrages 

(dadurch verursacht wird, daß 

1. der Verbrauch die mit den Jahresbilanzen, 
insbesondere Staatsplanbilanzen, ausge. 
wiesenen Lieferkapazitäten des Versor- 
gungssystems überschreitet; 

2. die öffentlichen Versorgungsnetze überla- 
stet sind, soweitder Energieversorgungsbe- 
{trieb seine Pflicht zur Instandhaltung und 
Rekonstruktion der Versorgungsretze er- 
füllt hat, 





s21 
Umfang der Schadensersatzpflicht 
des Energieversorgungsbetriebes 


(1) Der Energieversorgungsbeirieb. hat 
den unmittelbaren Sachschaden, den Gesund- 
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heitsschaden und Schaden infolge Todes eines 
Bürgerszu ersetzen, den erunter rechtswidri- 
ger Verletzung der Lieferpflicht durch Liefer- 
einschränkung oder -unterbrechung, Fre- 
quenz- oder Spannungsabweichungen bei 
Elekiroenergie oder Güteverletzungen bei 
Gas und Wärmeenergie verursacht, 

(2) Der Abnehmer hat, von Preisminde- 
Tungsansprüchen abgesehen, keine anderen als 
die im Abs. 1 genannten Ansprüche wegen 
Verletzung der Lieferpflicht 





Anzeige von Güteyerletzung und Schaden 
822 


(1) Güteverletzung, Liefereinschränkung 
und -unterbrechung sind unverzüglich, späte- 
stens innerhalb der Ausschlußfrist von 6 Wo- 
chen nach Kenntnis von dem Ereignis, dem 
Partner anzuzeigen. 

(2) Die Anzeige muß Ort und Zeit des Er- 
eignisses, Art des Schadens und, bei Preismin- 
derungsinsprüchen, die Gebrauchswertmin- 
derungsangaben enthalten, 

(&) Preisminderungsansprüche setzen vor- 
aus, daß der Abnehmer die dafür erforderli- 
chen meßtechnischen Einrichtungen hat oder 
die Güteverleizung sonst unzweifelhaft fest- 
stellbar st. 





vi 
Besonderheiten 
der Energielieferbeziehungen 
mit Abnehmern, die nicht Bürger sind 


2 


Die Bestimmungen der $$ 24 bis 26 gelten 
für Abnehmer, die nicht Bürger sind. 
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(1) Der Energieliefervertrag mit dem 
Großabnehmer, seine Ergänzung und Ände- 
rung bedürfen der Schriftform. Die Ziffern 2 
und 3 des $ 13 bleiben unberührt, 

(2) Der Antrag des Großabnehmers auf 
Übernahme des Betriebs der bestehenden 
Abnehnieranlage von einem anderen gilt'ale 


11 


‚Aufforderung an den Energieversorgungsbe- 
trieb zur Abgabe eines Vertragsangebots, 

(3) Großabnehmer ist der Abnehmer, der 
Elektroenergie zu einem Großabnehmertarif 
oder der ber eine Anschlußanlage & 
6 000 m’/Monat oder & 50.000 m’/a Stadtgas 
oder = 170 Geal/a Erdgas oder & 1 Geal/h 
oder 2 3000 Gcal/a Wärmeenergie bezicht. 


s25 


(1) Die Rechtsvorschriften über die Liefe- 
fung von Energie an Abnehmer, die dem Gel- 
tungsbereich des Vertragsgeseizes unterlie- 
gen, sind entsprechend anzuwenden auf 

1. Errichtung, Instandhaltung und Betrieb 
von Notversorgungsanlagen; 
2. Parallelbetrieb von Elektroenergieerzeu- 
gungsanlagen mit den öffentlichen Ver- 
sorgungsanlagen; 
Einbau, Betrieb und Instandhaltung von 
Einrichtungen zur Überwachung, Steue- 
rung und Regelung der Energieanlagen; 
4. Begrenzung des Energiebezugs während 
er Haupibelastungszeiten durch Verein- 
barung; 
5; Maßnahmen zur Verbesserung des Lei- 

stungslaktors cos 9; 

6. Weiterlieferung von Wärmeenergie an 

Di 
7. Qualiätssicherung bei Kondensatrücklie- 

ferung; 

8. Ermitlung des Gasverbrauchs durch 

Meßeinrichtungen; 

9. Probemessung der Leistungsinanspruch- 
nahme und des Leistungstakto 











Bestimmung des Verbrauchs an Wärme- 
‚energie und Kondensat im Ausnahmefall, 





Rechtsvors 





riften über 
die Lieferung von Energie an Abnehmer, die 
dem Geltungsbereich.des Vertragsgesetzes un- 
n. val. AO vom 18, 11. 1976 über die 
ng von Elektroenergie, Gus und Wü 

-ELW= (GBI. 











Nr. 508. 


(2) Der $ 3 Abs. 3 Satz 2 gilt auch für öf- 
fentliche Enereieversorgunkenieise) 


Lieferung von Energie 
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(8) Der $8 Abs. 5 Satz 4istnichtanzuwen- 
den. 

(4) Der Großabnehmer hat bei Umstellung 
des Öffentlichen Versorgungsnetzes keinen 
Anspruch auf Ersatz der notwendigen Auf- 
'wendungen gemäß $ 11 Abs. 1 für seine Trans- 
formatoren-, Umformer- und Regleranlagen. 
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(4) Mitdem Großabnehmer kann die Tole- 
ranz der Spannung bei Lieferung aus Versor- 
gungsneizen der Nennspannung > 1 KV oder 
des Druckbereiches bei anderer als unmittel“ 
barer Niederdruckversorgung abweichend von 
$4 Abs. 2 bzw. Abs, 3 vereinbart werden. 

(2) Der Energieversorgungsbeirieb ist be- 
rechtigt, von dem Großabnehmer Zwischen- 
Zahlungen zu fordern, die zeilich wie folgt ge- 
saffelt sind 





Rechnungsbetrag für 
den Vormonat 


Zwischenzahlung. 
im Abstand von 





=1000M 1Monat 
>1000...1500M "15 Tagen 
>1500... 3000M 10 Tagen 
>3000...20000M 5 Tagen 
>20000M 1 Arbeitstag 





Den Zwischenrechnungen sind die geschätzten. 
anteiligen Verbrauchsmengen des Zeitab- 
schnitts zugrunde zu legen. 


vor 
Schlußbestimmungen 


927 
Mehihelt von Bürgern als Abnehmer 


(1) Abnehmer (Betreiber der Abnehmer- 
anlage oder eines durch entsprechende Vor- 
richtungen abgegrenzten Teils davon) in Woh. 
nungen und zum persönlichen Eigentum gehö- 
renden Freizeit- und Erholungsbauten sowie 
Garagen sind beide Ehegatten. Im Falle.der 
Ehescheidung besteht das Veriragsverhäliis 
mit demjenigen weiter, der das Mietverhältnis. 
an der Wohnung alleinfortseizt oder dasEigen- 
Timer de BER TERErholing ba ee 
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der Garage erlangt hat bzw. das Mietverhältnis 
daran fortsetzt und damit Betreiber der Ab- 
nehmeranlage bleibt. 


Anmerkung: Zur Wirksamkeit des Vertrngs 





abschlusses für beide Ehegatten vgl. $ 100 
Abs. 3 ZGB (Reg.-Nr. 1), 
(2) Der Energieliefervertrag zwischen 


dem Energieversorgungsbetrieb und einer 
‚Gemeinschaft von Bürgern als Betreiber der 
zentral angeschlossenen Abnehmeranlage und 
‚Abnehmer ist durch einen Bevollmächtigten 
der Gemeinschaft abzuschließen. Der Bevoll- 
mächtigte ist dafür verantwortlich, daß. die 
Geldzahlungen für den Energieverbrauch der 
Gemeinschaft pünktlich geleistet werden. 





ft der Bliger 
$8 266 It. ZGB (Reg-Nr. 1) 


928 
Verpflichtung des Eigentümers der 
Abnehmer-Gesamtanlage 


(1) Dem Energieversorgungsbetrieb sind 
ausden$$7,8,$10.Abs. 4,8 11 Abs Sund$ 
25 Abs. 1 Ziff, 1 sowohl der Abnehmer. als 
auch der nicht mit ihm identische Eigentümer 
der Abnehmer-Gesamtanlage (Mehrheit von 
Abnehmer-Teilanlagen, die durch entspre- 
(chende Vorrichtungen voneinander und von. 
der Abnehmer. Gesamtanlage abzegrenzt 
sind) verpflichtet. Ihre Verpflichtung unter- 
einander bestimmt sich nach-dem zur Benut- 
zung der Abnehmeranlage berechtigenden 
Rechtsverhältnis 

(2) Für den Betreiber einer Abnehmer- 
Gesamtanlage gelten in bezug auf Anschluß- 
und Abnehmerunlagen sowie auf die Umstel-, 
lung des öffentlichen Versorgungsnetzes 
‚Rechtsvorschriften über die Lieferung von 
Energie an Abnehmer, die dem Geltungsbe- 
reich des Vertragsgesetzes vom: 25. Februar 
1965 unterliegen Bei Umstellung aufeine an- 
dere Gasarı können andere Regelungen ge- 
roffen werden: 





‚Lieferung von Energie 
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829 
Sachen 


Elektro- und Wärmeenergie sind Sachen 
im Sinne des Zivilrechts. 2 


Anmerk 
(Reg-Nr. 1), 


Vgl. hierzu $ 467. ZGR 





830 
Übergabestelle für Gas 


Bis zur Neufassung der technischen An- 
schlußbedingungen für Gasanlagen wird die 
Übergabestelle für Gas (Rechtsträger- bzw. 
Eigentumsgrenze zwischen Anschluß- und 
Abnehmeranlage) so bestimmt: 

1. bei Niederdruckversorgung die. Hauptab- 
sperreinrichtung des Energieversorgungs- 
betriebes; 

2. bei Mittel- und Hochdrickversorgung der 
Ausgangsflansch bzw. die Ausgangs- 
schweißnaht des Eingangsschiebers_ des 
Energieversorgungsbeiriebes vor der Reg- 
eranlage. 

Der Energieversorgungsbetrieb kann davon 

abweichende Forderungen stellen, wenn das 

durch die Besonderheiten der Abnehmeranla- 
ge, die Eigenart seiner Anlagen oder sonst 
technisch oder volkswirtschaftlich begründet 
ist und nicht im Widerspruch zu staatli 

Standards oder anderen Rechtsvorschriften 

sieht. 





831 
Inkrafttreten. 


(1) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 
1977 in Kraft, 

(2) Gleichzeitig titt die Anordnung vom 
31. Januar 1961 über die Bedingungen für die. 
Lieferung von Elektroenergie und Gas an 
Haushaltabnehmer und sonstige private Ab- 
nehmer (GBl. II Nr. 15 8.69) außer Kraft. 





Anoı 
über den 
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rdnung 
Sparverkehr 


bei den Geld- und Kreditinstituten der DDR 


vom 28.Oktober 1075. 


(GBI. IN: 


‚Auf der Grundlage des Zivilgeseizbuches 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 
19. Juni 1975 (GBl. INr. 278.465) sowie des. 
Gesetzes vom 19. Dezember 1974 über die 
Staatsbank der Deutschen Demokratischen 
Republik (GBl. INr. 62 8.580) gelten für den 
Spargiroverkehr und das Sparen mit dem 
Sparbuch folgende Bedingungen: 





Allgemeine Grunc 
sı 


(ü) Die Sparkassen der DDR, die Bank 
für Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirt- 
schaft der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik, die genossenschaftlichen Geldinstitute 
der DDR (im folgenden Kreditinstitute ge- 
nannt) sind verpflichtet, Sparkonten bzw. 
Spargirokonten für Bürger der DDR und Bür- 
ger anderer Staaten, die entsprechendden gel- 
tenden Rechtsvorschriften. Deviseninländer 
sind (im folgenden Sparer genannt), zuführen. 
(2) Das Sparkonto bzw. Spargirokonto 
wird durch den Abschluß eines Sparkontover- 
tragesin schriftlicher Form eröffnet. Durch den 
Sparkontovertrag übernimmt das Kreditinsti- 
tut die Verpflichtung, für den Sparer ein Spar- 
konto bzw. Spargirokonto einzurichten, Geld- 
beträge als Spareinlagen entgegenzunehmen, 
zu verzinsen, für den Sparer seinen persönli-. 
‚chen Zahlungsverkehrentsprechend den dafür 
geltenden Rechtsvorschriften. durchzuführen 
und die Spareinlagen auf Verlangen des Spa- 
rers ganz oder teilweise zurückzuzahlen, Der 
Sparer kann den Sparkontovertrag bzw. Spar- 
‚girokontovertrag jederzeit kündigen. 





r. 43 8. 705) 


Anmerkun; 
(Reg-Nr. 1), 





um Vertragvgl. $$233 1. ZGB 


(3) Der Zinssatz für Spareinlagen beträgt 
3%/% jährlich. Pfennigbeträge werden nicht 
verzinst Die Zinsen werden dem Sparkonto, 
bzw. Spargirokonto jährlich gutgeschrieben. 
bzw. bei Kündigung des Sparkontovertrages 
bzw. Spargirokontovertrages am Tage der 
Auflösung zur Verfügung gestellt. 

(4) Spareinlagen sowie die Zinsen daraus 
sind nach den. geltenden Rechtsvorschriften 
steuerbefreit 


Anmerkung: Vgl. hierzu VO vom 21.9. 1971 
über finanzrechtliche Bestimmungen „Spar 
einlagen“ (GBI. IL Nr. 70 8, 605) 
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(1) Bei der Eröffnung von Sparkonten 
bzw. Spargirokonten sind auf dem Sparkonto- 
vertrag bzw. Spargirokontovertrag Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Beruf und Wohnan- 
schrift des Sparers einzutragen. Der Sparer ist 
verpflichtet, Namens- und Adressenänderun- 
gen dem Kreditinstitut mitzuteilen. Bei der 
‚Eröffnung von Sparkonten bzw. Spargirokon- 
ten für Jugendliche sind außerdem der Name, 
Vorname und die Wohnanschrift des gesetzli- 
(chen Vertreters im Sparkontovertrag festzu- 
halten. 

(2) Im Sparkontovertrag bzw. Spargiro- 
kontovertrag kann vereinbart werden, daß das 
Sparkonto bzw. Spargirokonto auf.die Namen 
mehrerer — im Höchstfall drei - Bürger einge- 
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richtet werden soll. In diesem Fall gilt jeder 
eingetragene Bürger als Sparer, d.h, jeder 
einzelne kann über die Spareinlage voll verfü- 
gen und für Verpflichtungen aus dem Spar- 
konto bzw. Spargirokonio voll in Anspruch 
genommen werden. 

(@) Jugendliche ab 16 Jahre können für 
sich selbst Sparkontöverträge bzw. Spargiro- 
kontoverträge abschließen. Der gesetzliche 
Vertreter it von der Eröffnung des Sparkon- 
tosbzw. Spargirokontos durch das Kreditinsti- 
tut zu informieren. 

(&) Bei Abschluß des Sparkontovertrages 
bzw. Spargirokontovertrages at sich der Spa- 
serzulegitimieren. Die Legitimation bat durch 
die Vorlage des Personalausweises oder eines 
gleichgestellten Dokuments zu erfolgen. Für 
Jugendliche ohne PersonalausweisistdieLegi- 
ümation des Sparers durch Geburtsurkunde, 
oder durch Nachweis der Eintragung des Kin- 
des im Personalausweis dos gesetzlichen Ver- 
ireters notwendig. 
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(1) Die Kreditinstitute sind berechtigt, 
dem Sparer in verschlossenem Briefumschlag. 
Miıteilungen zu übersenden, die sein Spar- 
konto bzw. sein Spargirokonto betreffen. 

(@) Die Führung von Sparkonten bzw. 
Spargirokonten ist gebührenfrei. Ausgenom- 
mensind verauslagte Portokosten. Das Kredit- 
institut kann den Ersatz von Auslagen für vom 
Sparer veranlaßte unberechtigte Reklamatio- 
nen sowie für besondere auf Verlangen des 
Sparers durchgeführte Leistungen in Rech- 
nung stellen. 

(&) Aufträge der Sparer sind auf den dafür 
von den Kreditinstituten verbindlich vorge- 
schriebenen Vordrucken zu erteilen. 


3a 


(1) Bei der Auszahlung von Bargeld sind 
vom Zahlungsempfänger festgestellte Fehl- 
‚oder Mehrbeirägesofort dem Kassierer mitzu- 
teilen. Zur Anerkennung von Fehlbeträgen ist 
die-auszahlende Stelle nur verpflichtet, wenn 
der Fehlbetrag in einer sofort nach Empfang 
Klee Geldee/im Bösen era Mitarbeiters der‘ 
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auszahlenden Stelle vorgenommenen 
Nachzählung festgestellt worden ist. 

(2) Das Kreditinstitut erteilt dem Sparer 
bei Einzahlungen sofort eine Quittung. Es ist 
verpflichtet, durch Aushang Im Kassentaum 
den Sparer über die Quittunsberechtigten zu 
informieren. 

(&) Das Kreditinstitut ist verpflichtet, Re- 
klamationen des Sparers sofort zu bearbeiten 
und das Sparkonto bzw. Spargirokono unver- 
züglich entsprechend zu berichtigen. Ansprü- 
(che aus Reklamationen einschließlich Schaden 
'ersatzansprüche verjähren nach Ablauf von 2 
‚Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem er- 
sten Tag des Monas, der auf den Tag folgt, an 
dem die Quittungserteilung über den rekla- 
mierten Betrag erfolgte. 








Anmerkung: Zur Verjährung vel. 88 472 
CB (Reg.Nr. 1) 


(4) Das Kreditinstitut istohne Auftragdes 
Sparers berechtigt und verpflichtet, Verände 
rungen auf dem Sparkonio bzw. Spargiro- 
konto vorzunehmen, wenn es sich um 
= eine irrtümlich vorgenommene und s: 
ich unrichtige Buchung 
= eine den Sparer nicht betreffende Gut- 

schrift oder Lastschrift, 

— die Ausführung von Vollstreckungsmaß- 
nahmen, 

= die Aufrechnung begründeter Gegenfor- 
derungen des Kreditinsituts 

handelt. Der Sparer wird hiervon informiert 
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(1) Beim Ableben eines Sparers kann das 
kontoführende Kreditinstitut Aufträge zur Er- 
füllung von NachlaBverbindlichkeiten aus den 
Spareinlagen des Verstorbenen durchführen. 
(2) Der Sparkontovertrag bzw. Spargiro- 
kontovertrag kann nur von Sparer beim kon- 
toführenden Kreditinstitut aufgelöst werden. 
Sofern ein Sparkonto bw. ein Spargirokonto 
für mehrere Sparer besteht, bedarf die Auflö- 
sung des Sparkontovertrages bzw. Spa 
kontovertrages der Zustimmung aller- Sparer. 
Der Antrag auf Auflösung des Sparkontover- 
VEN REN 





h- 
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bei einem anderep Kreditinstitut gestellt wer- 
den, sofern der Sparer die Überweisung der 
Spareinlage an dieses Kreditinstitut beantragt. 
Die Auflösung des Sparkontovertrages bav. 
Spargirokontoverrages kann auch durch den 
oder die Erben vorgenommen werden. 





Besondere Bedingungen 
für den Spargiroverkehr 
sc 

(1) Der bzw. die Sparer können andere 
Bürger als Verfügungsberechtigte über die. 
Spareinlage im Spargirokontovertrag eintra- 
gen lassen. Verfügungsberechtigte gelten nicht 
als Sparer, Verfügungsberechtigte müssen 
handlungsfähig sein. Erteilte Verfügungsbe- 
rechtigungen gelten über den Tod des Sparers, 
hinaus, 

(2) Der bay. die Sparer sowie die Verfü- 
gungsberechtigten haben ihre Unterschriften 
beim Kontoführenden Kreditinstitut zu hinter- 
legen und sich durch Vorlage des Personal- 
ausweises oder eines gleichgestellten Doku- 
ments zu legitimieren. Es kann vereinbart 
werden, daß mehrere Sparer bzw. Verfü- 
gungsberechtigte nur gemeinsam Verfügungen 
vornehmen dürfen. 

(8) Für Jugendliche unter 16 Jahren ist der. 
Spargirokontovertrag von einem gesetzlichen 
Vertreter abzuschließen. Verfügungen sind 
nur durch den gesetzlichen Vertreier oder 
durch von ihm eingesetzte Verfügungsberech- 
tigte möglich, 

(4) Das Kreditinstitut ist verpflichtet, den 
Sparer über Gutschriften und Lastschriften 
durch Kontoauszüge zu informieren. Die Ab- 
holung von. Kontoauszügen beim kontofüh- 
renden Kreditinstitut ist sowohl durch den 
Sparer als auch durch die Verfügungsberech- 
'en möglich. An andere Bürger eriolgt die 
‚Ausgabe nur dann, wenn sie im Besitz eines 
vom Kreditinstitut an den Sparer ausgegebe 
nen Postabholerausweises sind. Der Sparer 
kann mit dem Kreditinstitut vereinbaren, daß 
ihm die Kontoauszüge gegen Erstattung der 
Portoauslagen zugesandt werden. Der Sparer 
ist verpflichtet, die Kontoauszüge zu prüfen. 
und Unstimmigkeiten dem kontoführenden. 
Kreditinstitut unverzüglich mitzuteilen! 











AO über den Sparverkehr 


172 


87 


(4) Bareinzahlungen auf Spargirokonten. 
"können bei allen im $ 1 Abs. 1 genannten Kre- 
itinsüituten und der Deutschen Post vorge- 
nommen werden. 





(©) Der Sparer kann sich Beträge bargeld- 
los auf sein Spargirokonto überweisen lassen. 
Erkann dazu auch Aufträge zur regelmäßigen 
Überweisung ihm zustehender Einnahmen an 
die jeweiligen Zahlungspflchtigen erteilen. 
(®)Bar- und Verrechnungsschecks können 
zur Gutschrift auf Spargirokonten eingereicht 
(werden. Die Gutschrift erlolgt unter Vorbe- 
halt der Einlösung des Schecks durch das kon- 
toführende Kreditinstitut des Ausstellers. 





ss 


(1) Der Sparer und die von ihm eingesetz- 

ten Verfügungsberechtigten können über die 

Spareinlagen beim kontoführenden Kreditin- 

stitut durch 

=. Barebhebung mittels Auszahlungsquittung 
oder Scheck, 

= Überweisung, 

=. Abbuchungs- und Dauerauftrag für stän- 
dig wiederkehrende Zahlungen, 

=. telegrafische Überweisung und telegrafi- 
sche Geldanforderung gegen Erstattung 
der Portokosten 

bis zur Höhe der Spareinlagen verfügen. Die 

dazu erforderlichen Auftrige sind von den 

Sparern bzw. Verfügungsberechtigten zu un- 

terzeichnen. Vollmachten werden nicht aner- 

kannt, 

(2) Das Kreditihstitut ist berechtigt, Ver- 
fügungen über die Spareinlagenzu verweigern, 
sofern Zweifel an der Verfügungsbefugnis be- 
stehen. 

(3) Der Sparer und die Verfügungsberech- 
tigten können beim kontoführenden Kreditin- 
sttut die Aushändigung eines Scheckheftes 
beantragen. Für Jugendliche ab 16 Jahreist die 
‚Ausgabe des ersten Scheckheftes nur mit Zu- 
Stimmung desgeseizlichen Vertreters möglich. 
Für den Scheckverkehr gelen die dafür erlas 
senen Rechtsvorschriften, über die der Sparer 
Anrch kan Krediiisatut informiere 
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Anmerkung: Zur Zustimmung des gesetzli- 
‚n Vertreters vgl. $ 50 ZGB (Reg.Nr. 1) 











(4) Die Bedingungen für die Durchführung 
von: Daueraufträgen werden zwischen. dem 
Sparer und dem Kreditinstitut besonders ver- 
einbart, Die Kreditinstitute nehmen Abbu- 
chungsafträge sowie Änderungen und 
Löschungen entgegen und leiten sie an die 
‚Empfänger der Zahlungen weiter. 

(6) Das Kreditinstitut ist berechtigt, Abbu- 
(chungsaufträge und Schecks, für die keine aus- 
reichenden Spareinlagen vorhanden sind, in- 
nerhalb von-S Werktagen nach Absuchung 
vom Spargirokonto zurückzuverrechnen, 
Reicht die Spareinlage wiederholt nicht aus, 
kann das Kreditinstitut Dauer- und Abbu- 
chungsaufträge löechen bzw. die Löschung 
veranlassen. Sofern keine Rückyerrechnung 
erfolgt, kann das Kreditinstitut für den über 
die Spareinlage hinaus verfügten Betrag Zin- 
sen in Höhe von 6% berechnen. Der Sparer ist 
verpflichtet, den entstandenen Schuldbetrag 
unverzüglich abzudecken. Von Überziehun. 
‚gen und Rückverrechnungen sowie Löschung 
von Dauer- und Abbuchungsaufträgen ist der 
Sparer zu unterrichten 


ss 





(1) Der Sparerist berechtigt, die im Spargi- 
rokontovertrag gemäß $ 2 Abs, 2 und$ 6 Abs. 
1 getroffenen besonderen Vereinbarungen je- 
derzeitdurch das kontoführende Kreditinstitut 
ändern zu lassen. Sofern ein Spargirokonto für 
mehrere Sparer besteht, bedarfjede Änderung 
des Spargitokontovertrages der vorherigen 
Zustimmung aller Sparer. 

(2) Die Rechte aus einer Spareinlage kön 
nen durch schrifliche: Abtretungserklärung 
und Umschreibung des Spargirokontovertra“ 





ges auf einen anderen übertragen werden. Die- 


Verpfändung von Spareinlagen durch den Spa- 
rer ist nicht zulässig. 
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(1) Die Kreditinstitute sind für Schäden, 
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ie durch Nichtbeachtung der für ie gültigen 
Bestimmungen enistehen, verantwortlich. 

(2) Die Kreditinstitute sind nicht verant- 
worlich für den Zahlungsverzug, wenn der, 
Auftrag wegen (ehlender Spareinlagen oder 
‚wegen fehlerhafter oder umollständiger Aus- 
fülung der Belege nicht ausgeführt wird oder 
wenn der-Auftrag nicht zum Zahlungstermin 
beim Kreditinstitut vorliegt. 

(&) Die Sparer sind ihrem Kreditinstitut 
gegenüber für ale Schäden verantwortlich, die 
Sie oder die von ihnen eingesetzten Verfü- 
gungsberechtigten durch die Nichteinhaltung 
ser Bedingungen verursachen. Die Kredit- 
institute sind berechtigt, sich direkt an die 
Verfügungsberechtigten zu halten, sofern von 
diesen Schäden aus der Nichteinhaltung dieser 
Bedingungen verursacht wurden. 

(6) Haben die kontoführenden Kreditinst 
tute beim Tod eines Sparers Aufträge zur Er- 
fülung von Nachlaßverbindichkeiten aus des- 
sen Spareinlagen durchgeführt, so sind sie 
nicht für Verfügungen verantworlich, die ent- 
gegen den erbrechilichen Bestimmungen vor- 
genommen wurden. 











Besondere Bedingungen für das Sparen 
mit dem Sparbuch 
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(4) Auf der Grundlage des Sparkontover- 
trages wird dem Sparer ein auf seinen Namen 
Tautendes Sparbuch ausgestellt. Das Sparbuch 
ird auf der 1. Titelseite mit einem Stempel 
des kontoführenden Kreditnstituts gesichert 
Die Kreditinstitute nehmen Spareinlagen auf 
Sparbücher von IM an entgegen. Die Aus 
händigung des Sparbuches erfolgt bei der er- 
sten Einzahlung an den Vertragschließenden. 








(2) Im Sparkontovertrag kann yereinbart 
werden, daß das Sparkonto und das’ Sparbuch 
aufden Namen eines Dritten eingerichtet wer- 
den sollen. In diesem Fall gilt der Dritte als 
Sparer. Entgegenstehende Abreden sind nich- 
tig. Der Dritte bzw, dessen pesetzlicher Ver-- 
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treter wird von der Eröffnung des Sparkontos. 
durch das Kreditinstitut unterrichtet. Neben 
der Legitimation des Dritten ist auch die Legi- 
timation des Vertragschließenden erforder- 
lich. Kann die Legiiimation des Driven nicht 
sofort beigebracht werden, ist sie spätestens. 
bei der 1. Abhebung nachzuholen. 

() Für Jugendliche unter 16 Jahren ist der. 
Sparkontovertragvon einem volljährigon Bür- 
‚er abzuschließen. 





812 


(4) Alle Gutschriften und Verfügungen 
müssen in das Sparbuch eingetragen und mit 
Stempel und Unterschrift des Kreditinstitus. 
bzw. derDeutschen Post versehen werden. Die 
mit Stempel und Unterschrift versehenen Ein- 
ragungen über Gutschriften und Verfügungen 
im Sparbuch gelten als Quittung für die getä- 
ligten Umsätze. Eintragungen in den Sparbü- 
chern dürfen nur von den Kreditinstitaten und 
der Deutschen Post vorgenommen werden. 
Der Sparer ist verpflichtet, die Eintragungen 
im Sparbuch zu prüfen und Unstimmigkeiten 
unverzüglich zu reklamieren. Sofern bei einer 
Einzahlung das Sparbuch ausnahmsweise nicht 
vorgelegt werden kann, wird über den einge- 
zählten Betrag eine besondere Quitung er- 
teilt. Die Eintragung dieser Einzahlung erfolgt 
nach Eingang des Beirages in dem kontofüh- 
enden Kreditinstitut bei Vorlage desSparbu- 
ches, 

(2) Der Sparer ist verpflichtet, sein Spar- 
buch auf Anforderung bei seinem kontofüh- 
renden Kreditinstitut vorzulegen. 
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(1) Bareinzahlungen auf Sparbücher kön- 
nen beiallenim $ 1 Abs. I genannten Kreditin- 
stituten und der Deutschen Post gegen Vorlage 
des Sparbuches vorgenommen worden. 

(2) Der Sparer kann sich Beträge bargeld- 
los auf sein Sparkonto überweisen Iasen. Die 
Eintragung in das Sparbuch erfolgt nach Ein- 
gang des Betrages in dem konioführenden 
Kreditinsitut 

(®) Bar- und Verrechnungsschecks können 
Zur‘ Gulschrift- af Sparkanien chigereicht, 
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werden. Die Gutschrift erfolgt unter Vorbe- 
halt der Einlösung des Schecks durch das kon- 
toführende Kreditinstitut des Ausstellers. Die, 
Eintragung im Sparbuch erfolgt, nachdem der 
Scheck vom kontoführenden Kreditinstitut des 
Scheckausstellers eingelöst wurde. Schecks bis 
zu 500 M sowie alle von staatlichen Institutio- 
nen, volkseigenen Betrieben und  sozialisti- 
schen Genossenschaften ausgestellten Schecks. 
werden sofort der Spareinlage im Sparbuch 
zugeschrieben. 
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(1) Verfügungen über Spareinlagen. in 
Sparbüchern sind nur bei Vorlage des Sparbu- 
ches möglich. Verfügungen können bar oder 
durch Überweisung erfolgen. 

(2) Das kontoführende Kreditinstitut ist 
berechtigt, an jeden Vorleger des Sparbuches 
zu zahlen, es sei denn, daß ihm die fehlende 
Verfügungsbefugnis des Vorlegersbekanntist. 
Das Kreditinstitut kann vom Vorleger des 
Sparbuches den Nachweis seiner Verfügungs- 
efugnis verlangen. Solange der Nachweis 
nicht erbracht ist, kann das Kreditinstitut die 
Auszahlung verweigern. 





Anmerkung: hierzu $ 429 ZGB 


(RSR-NT. 1) 
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(8) Durch eine im Sparbuch und im Spar- 
kontovertrag zu vermerkende Vereinbarung 
hen Sparer und Kreditinstitut kann die 
Berechtigung des Kreditinstituts ausgeschlos- 
sen werden, an jeden Vorleger des Sparbuches 
zu zahlen. 

() Auszahlungen von Spareinlagen in 
Sparbüchern können außer bei dem kontofüh- 
renden Kreditinstitut auch beiden im $ 1 Abs. 
1 genannten Kreditinstituten und der Deut- 
schen Post erfolgen (Freizügigkeitsverkehr). 
Im Freizögigkeitsverkehr erfolgen Auszahlun- 
gen nur an einen im Sparbach eingetragenen 
Sparer gegen Vorlage des Sparbuches und des. 











Dokuments. Die Teilnahme am Freizügig- 
keitsverkehr wird im Sparkontovertrag ver- 
einbart und vom kontoführenden Kreditinsti- 
‚tut im Sparbuch eingetragen. Das Kreditinsti- 
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tut kann die Zulassung zum Freizügigkeitsver- 
kehr versagen, wenn dies durch Rechtsvor- 
schriften bestimmt ist. Auf Sparbücher von Ju- 
gendlichen können Auszahlungen im Freizü- 

igkeitsverkehr auch an den gesetzlichen Ver- 
ireter geleistet werden, wenn der im Sparbuch 
genannte Sparer im Personalausweis des Vor- 
legers eingetragen 
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Im Fall des Verlustes oder der Vernichtung 
des Sparbuchesist der Sparer verpflichtet, dem 
kontoführenden Kreditinstitut unverzüglich 
Mitteilung zu machen. Diese Mitteilung neh- 
men auch alle anderen im$ 1 Abs. I genannten 
Kreditinstitute an. Auf Antrag des Sparers 
wird durch das kontoführende Kreditinstitut, 
ein neues Sparbuch ausgestellt. 
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(4) Der Sparer ist berechtigt, die im Spar- 
'kontovertrag gemäß $ 14 Absätze 3 und 4 ge- 
roffenen besonderen Vereinbarungen jeder- 
zeit durch das kontoführende Kreditinstitut, 
ändern zu lassen. Sofern ein Sparkonto für 
mehrere Sparer besteht, bedarfjede Änderung 
des Sparkontovertrages der vorherigen Zu-, 
stimmung aller Sparer. 

(2) Die Rechte aus einer Spareinlage kön- 
nen nur durch den Sparer durch schriftliche 
Abtretungserklärung und Umschreibung des 
Sparkontos auf einen anderen übertragen 
werden. Das Sparbuch ist durch das kontofüh- 
rende Kreditinstitut auf den Namen des neuen 
Berechtigten umzuschreiben und diesem zu 
übergeben. An unrechtmäßig erlangten Spar-, 
büchern kann kein Eigentum erworben wer- 
den. Die Verpfändung von Spareinlagen durch 
den Sparer ist nicht zulässig. 
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(1) Die Kreditinstitute sind für Schäden, 
die durch Nichtbeachtung der für sie gültigen 
Bestimmungen entstehen, verantwortlich. 

(2) Die Sparer sind ihrem Kreditinstitut 
gegenüber für alle Schäden, die sie durch 
Nichteinhaltung dieser Bedingungen verur-, 
sacht haben, verantwortlich. 

(8) Haben die kontoführenden Kreditinsti- 
tute beim Tod eines Sparers Aufträge zur Er-, 
füllung von Nachlaßverbindlichkeiten aus des- 
sen Spareinlagen durchgeführt, sind sie nicht 
für Verfügungen verantwortlich, die entgegen 
den erbrechtlichen Bestimmungen vorge- 
nommen wurden. 





sıs 
Schlußbestimmungen 


(1) Diese Anordnung trit! am 1. Januar 

1976 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 
18. Juni 1965 über die Einführung des Spargi- 
roverkehrs (GBl. IINT. 72 5.551) außer Kraft. 

(8) Die Bedingungen gelten nicht für Kon- 
toverträge, auf die das Entschädigungsgeseiz 
vom 25. April 1960 (GBI. INr. 26 8. 257) und 
die dazu erlassenen Durchführungsbestim- 
mungen sowie die Verordnung vom 26. April 
1962 über das Inhabersparbuch (GBI. 1 Nr. 
30 8. 279) anzuwenden sind. 

(4) In vor dem 1. Januar 1976 abgeschlos- 
senen Kontoverträgen getroffene abw 
chende besandere Vereinbarungen gelten w. 
ter. Dabei handelt es sich um besondere Ver- 
einbarungen über die 
— Führung von Sparkonten mit Gläubiger- 

vorbehalt, 

- Führung von Sparkonten bzw. Spargiro- 
'konten für Vereine ohne wirtschaftliche 
Tätigkeit und für Gemeinschaften von 
Bürgern, 

= Sperre von'Sparkonten auf-Zeit. 
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Anordnung 
über den Scheckverkehr 


vom 25. November 1975 
(GBI. INr. 47 5.760) 


Zur sicheren und rationellen. Durchfüh- 
rung des Scheckverkehrs der Bürger und Be- 
\riebe wird im Einvernehmen mit den Leitern 
der zuständigen zentralen Staatsorgane fol- 
gendes angeordnet; 


sı 


Diese Anordnung gilt für 
&) Bürger mit Wohnsitz in der Deutschen 
Demokratischen Republik (nachfol- 

gend „Bürger“ genannt); 

b) volkseigene Betriebe, sozialistische 
Genossenschaften, übrige Betriebe ein- 
schließlich Handwerks und andere 
Gewerbebetriebe, staatliche Organe 
und deren Einrichtungen, gesellschaft- 
liche Organisationen und deren Ein- 
richtungen sowie andere rechtlich selb- 
ständige Organisationen und Einrich- 
tungen (nachfolgend „Betriebe“ ge- 








mann); 
©) Banken, Sparkassen, genossenschaftli 
che Geldinstitute, Postscheckämter 


(nachfolgend „Geld- und Kreditinstitu- 
te" genanaı) sowie Postämter und Post-, 
stellen (nachfolgend „Postämter“ ge- 
nanne). 





Anmerkung: 


Vgl. hie, 
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(1) Für die Durchführung des Scheckvei 
kehrsder Bürger und Betriebe mit Schecks die 








in der Währung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik ausgestellt und auf ein Geld- 
oder Kreditinstitut der Deutschen Demokr: 
schen Republik bezogen sind, gelten die in der 
‚Anlage veröffentlichten „Bedingungen fürden 
Scheckverkehr“. 

(2) Für die Verwendung von Schecks zur 
Verrechnung von Geldforderungen aus zwi 
schenbetrieblichen Ware-Geld-Beziehungen 
finden außerdem die dafür geltenden Rechts- 
vorschriften Anwendung. 


Anmerkung: Vgl. hierzu Verrechnungsver- 
vom. 12.6.1968 (GBl. I Nr. 64 














(8) Für die Verwendungvon Schecks durch 
ie Betriebe zur Abhebung von Bargeld finden 
außerdem die Rechtsvorschriften über den ba- 
sen Zahlungsverkehr der Betriebe Anwen- 
dung. 

Anmerkung: Va} 
ber (len baren Zahlung 
108.263), 





hierzu AO vom 12.5.1069 


ü ‚verkehr (GBI. II Nr. 
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Andere scheckrechtliche Bestimmungen 
bleiben von dieser Anordnung unberührt. 
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(1) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 
1976 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
— Anordnung tom 20.:Jun 1964 über die: 
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freizügige Auszahlung von Schecks (GB. 
INT. 648.596), 

— Anordnung vom 3. September 1964 über 
die Verrechnung von Geldforderungen 
und Geldverbindlichkeiten aus zuischen- 
beirieblichen Ware-Geld-Beziehungen im 
Scheckverfahren — Scheck-Anordaung — 
(GBI. II Nr. 935. 768). 


Anlage, 
zu vorstehender Anordnung 


Bedingungen für den Scheckverkehr 


1. Der Scheck muß folgende Besiandteile 
enthalten: 

= die Bezeichnung „Scheck“; 

= die Zahlungsanweisung über enen be- 
siimmien Geldbetrag; 

= die Bezeichnung des. kontofthrenden 
Geld- oder Kreditinstitut des Scheckaus- 
stelle; 

= den Zahlungsert; 

= den Tag und den Ort der Ausstellung 

=. die Unterschrift des Ausstellers. 
Fehlt einer. dieser Bestandteile, wird der 
Scheck von den Geld- und Kreditinstituten 
sowie Postämiern nicht angenommen. Das 
giltauch, wennder Scheck mit Blebtftaus- 
geschrieben oder unterschrieben ist oder 
Änderungen (mit Ausnahme der einge- 
ruckten Kontobezeichnung auf Post- 
schecks) einschließlich Rasuren aufweist 
Als Scheck werden nur die von den Geld- 
und Kreditinstiuten ausgegebenen Scheck- 
vordrucke angenommen. 

2. Bei Abweichungen zwischen dem in Ziffern 
und Buchstaben angegebenen Beirag auf 
dem Scheck gli der in Buchstaben angene- 
bene Betrag 
Leerräume in den Betragsspallen der 
Schecks sind so zu entwerten, daß Zusätze 
nicht möglich sind. 

3. Bürger, die des 16, Lebensjahr vollendet 
haben, und Betriebe können von dem 
Geld- oder Kreditinstitut, bei dem sie ein 
Konto unterhalten, die Ausgabe eines 
Scheckheftes beantragen. Bei Bürgern zwi- 
schen 16 und 18 Jahren bedarf dererstma- 
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lige Antragauf AusgabeeinesScheckheftes 
‚der Einwilligung des gesetzlichen Vertre-, 
ters 





Anmerkung: Zum Veriragsübschluß durch Ju- 
50 ZGB (Reg,-Nr.1)5$2Abs, 


der AO über den Sparverkeht 





gendliche 
und sB ABS, 
(Ree.-Nr. 12) 


Die Geld- und Kreditinstitute sind berech: 
tigt, die erstmalige Ausgabe eines Scheck- 
heftes an Bürger von bestimmten Bedin- 
gungen abhängig zu machen, 

Bei der Entgegennahme des Scheckheftes 
hat der Empfänger die Vollzähligkeit der 
Schexkvordrucke zu prüfen. Scheckvor- 
drucke,sind sorgfältig aufzubewahren und 
vor mißbräuchlicher Verwendung zu 
schützen. Der Verlust von Scheckvordruk- 
Ken ist dem kontoführenden Geld- oder 
Kreditinstitut unverzüglich mitzuteilen. 
Verlustmeldungen > für Scheckvordrueke, 
der Kreditinstitute nehmen auch alle ande-, 
ren Kreditinsuitute entgegen. 

Unbrauchbar gewordene Scheckvordrucke 
sind sofort zu vernichten, Nicht benutzte, 
Scheskvordrucke sinddem kontoführenden, 
Geld- oder Kreditinstitut auf Verlangen — 
bei Auflösung des Kontos unaufgefordert — 
unverzüglich zurückzugeben. 








4. Schecks dürfen nur im Rahmen des Konto- 


guthubens oder eines vom kontoführenden 
Gelc- oder Kreditinstitut zugesagten Kre+ 
ditsausgestelltund für de in Ziff. 6 genann- 
en Zwecke verwendet werden. Die Geld- 
und Kreditinstitute sind berechtigt, b 
Ausstellung nicht gedetkter Schecks dem 
Kontoinhaber zeitweilig die Ausstellung 
weiterer Schecks zu untersagen. Eine wei- 
tergehende strafrechtliche Verantwortlich“ 
keit wird hiervon nicht berührt 

5. Schecks sind bei Vorlage zahlbar. Angaben 
auf dem Scheck über eine Zahlungsfrist 
oder einen Zahlungstermin sind unwirk- 
sam. 
Die Zahlung erfolgt entsprechend den Be- 
Stimmungen in Zi. 6 an den Scheckinha- 
ber. Schecks, aufdenen der Vermerk „oder 
Überbringer“ gestrichen ist, werden von 
den Geld- und Kreditinaituen sowie Post- 
ämten nicht angenommen, 
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6. Schecks können für folgende Zwecke ver- 
wendet werden: 
@) Beim kontoführenden Geld- oder Kre- 
itinsitut können Barschecks 
= von Bürgern im Rahmen des Kontogut- 








betragsmäßige Begrenzung; 
— von Betrieben im Rahmen der Rechts- 
vorschriften über den baren Zahlungsver- 
kehr 

zur. sofortigen Barauszahlung vorgelegt 
werden. 

Der Vorleger hat den Empfang desScheck- 
etrages durch seine Unterschrift auf der. 
Rückseite des Schecks zu quittieren. 

b), Auf die Stautsbank der Deutschen De- 
mokratischen Republik, die Bank für 
Landwirtschaft und Nahrungsgterwirt- 
schaft der Deutschen Demokratischen Re- 
publik, die Sparkassen, die genossenschaft- 
lichen Geldinsttute und die Postscheckäm- 
ter bezogene Barschecks bis zu einem 
Höchstbetrag von 500,-M je Scheck kön- 
nen von Bürgern im freizügigen Scheckver- 
kehr zur soforügen Barauszahlung vorge- 
legt werden. Die Vorlage kann bei den 
Sparkassen, der Bank für Landwirtschaft 
und Nahrungsgüterwirtschaft, den genos- 
senschaftlichen Geldinstituten sowie. bei 
Postämtern erfolgen. Die auszahlende 
Stelle nimmt die Barauszahlung für Rech- 
nung des kontoführenden Geld- und Kredit- 
instituts des Scheckausstellers vor. 

Der Vorleger hat auf der Rückseite des 
Schecks seine Unterschrift zu leisten und 
seinen Namen und die Wohnanschriftsowie 
ie Nummer seines Personalausweises oder 
eines dem Personalausweis gleichgestellten. 
bzw. der Legitimation des Vorlegers die- 
inenden anderen Ausweises (Ausweis) an- 
zugeben, sofern diese Angaben nicht be- 
reits im Scheck eingedruckt sind, Schecks, 
auf deren Rückseite diese Angaben gestri- 
chen oder geändert oder Personalien ande- 
rer Personen vermerkt sind, werden zur 
Barauszahlung im freizügigen Scheckver- 
kehr nicht entgegengenommen. Die Aus- 
Zahlung des Scheckbetrages erfolgt nur an 
den Inhaber des auf der Rückseite des 
Schecks angegebenen Ausweises sofern 
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dieser das 16. Lebensjahr vollendet hat 
Die Geld-und Kreditinstitute und die Post- 
imterhaben die Legitimation des Vorlegers, 
anhand seines Ausweises zu prüfen. 





Anmerkun; 
eisordnun 
s. 700), 


Zum Ausweis vel, Personal 
ie vom 23.9.1953 (GBI. IN: 





) Schecks können zur Erfüllung einer 
Geldleistung an andere Bürger und Be- 
\riebe weitergegeben werden. Die Erfül- 
hung tritt mit der Gutschrift des Scheckbe- 
rages auf dem Konto des Scheckempfän- 
gers ein 





Aumerku 





Zur Zahlung durch 
ZGB. (Reg.-Nt. 1) 





Vor der Weitergabe eines Schecke sind auf 
dessen Rückseite — sofern das vom Emp- 
fänger des Schecks verlangt wird — der 
Name und die Wohnanschrift sowie (wenn 
es sich bei dem Weitergebenden um einen. 
Bürger handelt) die Nummer des Auswei- 
ses anzugeben. 
&) Schecks können von Bürgern und Be- 
irieben bei einem Geld- oder Kreditinstitut 
zur Gutschrift auf ein Konto bzw. zum Ein- 
zug eingereicht werden. 
Der Binreicher hat auf der Rückseite des 
Schecks seinen Namen anzugeben und die 
Schecks auf der Vorderseite mit dem Ver- 
merk „Nur zur Verrechnung“ zu versehen. 
Beiricbe haben außerdem gegenüber dem 
Geld: oder Kreditinstitut einen Nachweis 
zu führen, aus dem für jeden eingereichten 
Scheck der Scheckbeirag und die Konto- 
nummer des Scheckausstellers ersichich 
sind. 
Die Gutschrift auf dem Konto erfolgt unter 
dem Vorbehalt der Einlösung des Schecks 
durch das kontoführende Geld. oder 
Kreditinstitut des Scheckausstellers. 
Bei Einreichung von Schecks zum Einzug 
inn über den Scheckbetrag erst verfügt 
werden, wenn die Bestätigung des konto- 
führenden Geld- oder Kreditinsitts des 
Scheckausstelers über die Einlösung des 
Schecks vorliest, 
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7. Der Aussteller und jeder Inhaber eines 
Schecks können durch den Vermerk „Nur. 
zur Verrechnung“ auf.der Vorderseite des. 
Schecks ausschließen, daß der Scheck von 
einem Geld- oder Kreditinstitut oder Post- 
amt bar ausgezahlt wird 

8. Schecks werden nur innerhalb von 8 Ka- 
lendertagen nach dem Tag der Ausstellung 
von einem Geld- oder Kreditinstitut oder 
einem Postamt entgegengerommen. 

9. Die Geld- und Kreditinstitute nehmen die 
Einlösung der Schecks im Rahmen des 
Guthabens oder eines Kredits vom Konto 
des Scheckausstellers vor. Teileinlösungen 
werden nicht vorgenommen. 

Die Nichteinlösung eines Schecks ist dem 
Geld- oder Kreditinstitut, bei dem der 
Scheck zur Gutschrift auf ein Konto bzw. 
zum Einzug vorgelegt wurde, spätestens in- 
nerhalb von 10 Kalendertagen nach dieser 
Vorlage vom kontoführenden Geld- oder 
Kreditinstitut des Scheckausstellers schrift- 
lich mitzuteilen. Die, Mitteilung kann auf 
dem Scheck oder in anderer Form erfolgen 
und muß die Gründe für die Nichteinlösung 
enthalten. 

Wurde der Scheck zur Gutschrift auf ein 
Konto vorgelegt, veranlaßt das Geld- oder 
Kreditinstitut spätestens am Arbeitstag 
nach dem Eingang dieser Mitteilung die Be- 
lastung des Kontos des Einreichers mit dem 
Betrag des nicht eingelösten Schecks und 
übergibt ihm den Scheck sowie die Mittei- 
Tung über die Nichteinlösung. 
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Wurde der Scheck zum Einzug vorgelegt, ist 
der Einreicher spätestens am Arbeitstag 
‚nach Eingang der Mitteilung von der Nicht- 
einlösung zu informieren. 

Wurde der nicht eingelöste Scheck beim 
kontoführenden Geld- oder Kreditinstitut 
des Scheckausstellers zur Barauszah- 
lung vorgelegt, sind der Scheck und die Mit- 
teilung überdie Nichteinlösung an den Vor- 
leger zu übergeben. 


10. Für Schäden, die durch Verstöße gegen 
diese Bedingungen sowie durch Fälschung 
oder Verfälschung von Schecks entstehen, 
sind die Geld- und Kreditinstitute und 
Postämter einerseits und die den Scheck- 
verkehr nutzenden Bürger und Betriebe 
andererseits ersatzpflichtig. 

Der Eintritt und Umfang der Schadenser- 
satzpflicht für die Bürger ergibt sich ausden 
Bestimmungen des Zivilrechts über die 
Verantwortlichkeit für Schadenszufügung. 
Beider Bemessung der Höhe der Schadens- 
ersatzpflicht sindinsbesondere die Artund 








1e sowie die Anstrengungen, 
Bürger zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens unternommen hat, zu berück- 
sichtigen. 

Der Eintritt und Umfang der Schadenser- 
satzpflicht der Betriebe ergibt sich aus den 
Bestimmungen über die wirtschaftsrechtli- 
che materielle Verantwortlichkeit. 


14 


Anordnung [Nr.1] 
über Kundendienstleistungen 
beim Verkauf neuer Möbel an Bürger 


‚vom 30. 


‚Juni 1972 


(GBI. II Nr. 46 $. 531) 
i.d.F. der AO Nr.2 vom 12. Dezember 1974 


(GBI. 1197. 


Zur Sicherung der Rechte der Bürger beim 
Kauf neuer Möbel und zur einheitlichen An- 
wendung der in Preisanordnungen dazu ent- 
haltenen Regelungen wird im Einvernehmen 
mit den Leitern der zuständigen zentralen 
Staatsorgane und in Übereinstimmung mit 
dem Vorstand des Verbandes der Konsumge- 
nossenschaftender DDR -VdK- angeordnet: 





sı 
Geltungsbereich 


(1) Die Bestimmungen dieser Anordnung 
gelten für Handels-, Produktions- und Hand- 
werksbetriebe (nachfolgend Handelsbetriebe 
genannt) beim Verkauf von neuen Möbeln so- 
wie Matratzen und Matratzenböden (nachfol- 
gend Möbel genannt) an Bürger einschließlich 
der Kundendirektbelieferung _ durch den 
Großhandel, 

(2) Die Bestimmungen dieser Anordnung 
gelten auch für den Versandhandel, soweit es 
den Preisrabatt für das Selbstaufstellen der 
Möbel betrifft, Im übrigen gelten seine Liefer- 
bedingungen. 

(8) Sind Händwerksbetriebe nach den 
Preisvorschriften nicht verpflichtet, „(rei Haus 
aufgestellt“ zu liefern, finden die Bestimmun- 
gen dieser Anordnung keine Anwendung. 
Über die Anlieferung und das Aufstellen der 
Möbel sind zwischen Handwerksbetrieb und 
Bünser gesunder Vereinbarungen alehien. 





75 Nr.4 8.106) 


$2 
Versorgungsbereich 


(1) Der Versorgungsbereich einer Ver- 
Kaufseinrichtung ist das Gebiet, in welchem 
diese die Versorgung der Bevölkerung mit 
Möbeln durchzuführen hat. Der Versorgungs- 
bereich ist vom Rat des Bezirkes, Abteilung 
Handel und Versorgung, ausgehend von der 
Sicherung der Versorgung der Bevölkerung 
‚jeweils für ein Möbelsortiment einschließlich 
solcher Möbelmodelle, die nur konzentriert in 
bestimmten Verkaufseinrichtungen zum An- 
gebot kommen, in Abstimmung mit den Räten 
der Kreise, Abteilung Handel und Versor- 
‚gung, den wirtschaftsleitenden Organen des 
sozialistischen Einzelhandels, der Industrie- 
und Handelskammer und dem Großhandels- 
betrieb festzulegen und den Handelsbeirieben 
bekanntzugeben. 





(2) Der Handelsbetrieb ist verpflichtet, 
Versorgungsbereiche in der Verkaufseinrich- 
tung unter Angabe aller dazu gchörenden Orte 
(auch Ortsteile) einschließlich ihrer Entfer- 
nungen für den Bürger sichtbar durch Aus- 
"hang bekanntzugeben. Dabei ist für jeden Ort 
(bzw. Ortsteil) eine einheitliche Durchschnitts- 
entfernung festzulegen. Für Großstädte gelten 
die jeweiligen Straßenentfernungen von der 
Verkaufseinrichtung bis zur Grenze des Ver- 
soraunsabererhes 
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$3 
Verkauf an 
innerhalb eines Versorgungsbereiches. 
wohnende Bürger ; 


(1) Der Handelsbetrieb ist verpflichtet, in- 
nerhalb des Ortes am Sitz der Verkaußseinrich- 
tung mit einer Fristvon 14 Kalendertsgen und 
innerhalb eines über ihre Grenzen hinaus als 
Versorgungsbereich festgelegten Gebietes mit 
einer Frist von 21 Kalendertagen ab Verkaufs- 
tag die Möbel beim Bürger anzuliefern und 
aufzustellen. Mit Einverständnis des Bürgers. 
können darüber hinausgehende Fristen ver- 
einbart werden. 

Anmerkung: Vgl 
(Rez-Ne. 1) 


hierzu auch $ 140 ZGB 





(2) Die Anlieferung umfaßt alle Be- und 
Entladeleistungen, den Transport vom Lager 
des Handelsbetriebes bzw. des von ihm mit der 
Auslieferung beauftragten Betriebes Bis in die 
Wohnung des Bürgers oder zum mit Ihm ver- 
einbarten Leistungsort, unabhängig von der 
Beschaffenheit und Lage der Wohnung oder 
des Leistungsortes, jedoch unter der Voraus- 
seizung, daß der Transport der Möbel in die 
Wohnung oder zum Leistungsort unter Beach- 
tung der Arbeitsschutzanordnungen möglich 
ist 

(&) Das Aufstellen hat an der vom Bürger, 
gewünschten Stelle innerhalb der Wohnung.zu 
erfolgen und umfaßt alle Formen des Zusam- 
mensetzens von Möbeln einschließlich der 
handwerklichen. Leistungen, die zur ge- 
brauchs- und funktionsfähigen Übergabe er- 
forderlich sind (z.B. das Justieren von Mö- 
bein, das Einsetzen von Einlegeböden und 
Scheiben, die Verschraubung von Möbeltilen 
und Zubehörteilen, das Anbringen von Be- 
schlägen, das Zusimmensetzen zerlegt gelie- 
ferter Möbel, insvesondere von Schränken, 
das Montieren sogenannter Montagemöbel, 
(das Einlegen von Matratzenböden und Ma- 
tratzen usw.). Nicht dazu gehören die Befesti- 
gung von Hängemöbeln aller Art (z.B. Dübel- 
arbeiten) und die Ausführung von Installa- 
tionsleistungen aller Art (z.B. der Anschluß 
RENNER ER RE 








‚Kundendienstleistungen beim Verkauf neuer Möbel an Bürger 


öhen Tel yon Möbeln m elskisheLei 
hangender Anschluß bite Kchenmb: 
Be We Spilen us, aa Waserelungen 

%) Derttandetveeban dem Di. 
ve nee bee ausee 
Kuren de Sabsabung undlader di 





54 
Verkauf an 
außerhalb eines Versorgungsbereiches. 
wohnende Bürger 


Ein. Bürger, der außerhalb des Versor- 
gungsbereiches wohnt, hat keinen Anspruch 
auf Anlieferung und Aufstellen der Möbel. 
Der Verkauf kann jedoch davon nicht abhän-, 
gig gemacht werden. Mit dem Bürger kann di 
Anliefenine und/oder das Aufstellen der Mö- 
"bel durch den Handelsbetrieb jedoch verein- 
art werden. 








ss 
Leistungsort 


(1) Bei AnlieferungistderLeistungsortmit 
(dem Bürger zu vereinbaren, soweit die Vor- 
aussetzungen gemäß $ 3 Abs, 2 vorliegen. 

(2) Bei Selbstabholung st der Leistungsort 
das Lager des Handelsberiebes bzw. des von 
ihm mitder Auslieferung beauftragten Betric- 
bes mit der Maßgabe, daß die Beladung durch 
‚den Handelsbetrieb zu erfolgen hat. 


s6 


Gefahrtragung bei Selbstabholung. 
und Selbstaufstellen 





(1) Bei Selbstabholung während des 
‚Transpartes verursachte Schäden oderein ein- 
iretender zufälliger Untergang gehen zu La- 
sten des Bürgers. 

(2) Das gleiche gilt bei Selbstaufstelen der 
Möbel, es sei denn, daß ein Schaden trotz ge- 
nauer Befolgung der Montogeanleitung einge- 
{weten ist bzw. nicht vermeidbar war. 

(8) Die Handelsbetriebe sind verpflichtet, 
den Bürger auf die vorstehende Regelung der 
Gekahrirasung Ausaracklic hinzuweisen and 








14 


sich dies vom Bürger schriftlich bestätigen zu 
Tassen. 


87 
Kostenregelung und Preisrabatte 


(1) Die Kosten für die Anlieferung bis zur 
Grenze des Versorgungsbereiches gchen zu 
Lasten des Handelsbeiriebes, 

(@) Die Kosten für die Anlieferung ab 
Grenze des Versorgungsbereiches gehen zu 
Lasten des Bürgers. Sie sind dem Bürger vom 
Handelsbetrieb in Höhe von 50% der Beträge 
nach Tabelle II (Anlage 1) in Rechnung zu 
stellen und von diesem zusammen mit dem 
Kaufpreis zu bezahlen. 

(©) Bei Selbstabholung istin den Fällen der 
‚Absätze 1 und 2 für die Kosten, die bei einer 
Anlieferung dem Handelsbetrieb innerhalb 
des Versorgungsbereiches entstanden wären, 
(dem Bürger ein Preisrabatt zu gewähren, der 
sich zusammensetzt aus 
= einem Grundbetragnnach Tabelle I(Anlage 

1) und 
=. einem Zusatzbeträg nach Tabelle II (An- 

Inge 1). 

(6) Die Kosten für das Aufstellen der Mö- 
ei gehen in jedem Fall zu Lasten ces Han- 
delsbetriebes. Bei Selbstaufstellen der Möbel 
durch den Bürger ist ihm ein Preisrabatt nach 
Tabelle der Anlage 2 zu gewähren. 

(5) Der Handelsbetricb hat die Preisra- 
batte sofort vom Rechnungsbetragabzusetzen, 














ss 
Schlußbestimmungen 


(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröf- 
fentlichung in Kraft. 

(2) Gleichzeitigistim Geltungsbereich die- 
ser Anordnung die Preisanordnung Nr. 1872 
vom 8. April 1960- Frei-Haus-Lieferung von 
Konsumgüter - (GBI. 1 Nr. 25 8. 250) nicht 
mehr anzuwenden. 

(3) Diese Anordnung ist in allen Verkaufs- 
einrichtungen, die neue Möbel an Bürger ver- 
kaufen, für jeden Bürger sichtbar auszuhän- 
gen. 





Anmerkung: Veröffenflicht am 28:7. 19 


‚Kundendienstleistungen beim Verkauf neuer Möbel an Bürger 
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Anlage 1 
zu vorsichender Anordnung 


‚Tabelle I Grundbetrüge bei Selbstabholung 
(8 7A. 3) 

Höhe des Kaufbetrages Höhe des 

(auf- baw. abgerundet) __Grundbetrages 


ab 100- 500M 400M 
S01-1000M 5,00M 
1001-1500 M 6.00M 
1 501-2 000M 7,00M 
2001-2 s00M 8.00M 
2501-3000 M 9,00M 
3001-3 500M 10,00 M 
3501-4. 000M 11,00M 
von 4.001 für jede 
weiteren ange- 
fangenen 500 M 1,00M 
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Anlage 2 
zu vorstehender Anordnung 


"Tabelle Preisrabatte für das Selbstaufstellen 





(87 Abs. 4) 
Höhe des 
Art der Möbel Preisrabattes 
Gruppe I Gruppe IL 


Möbel mit geringem oder ohne 





Montageaufwand 0,80% vom EVP 
das sin 

Möbel mit fest verklebten Korpussen. 

im einzelnen; 





Schlafzimmer und Einbeitzimmergarnituren, 
Einzelmöbel für Schlafzimmer 
(Etagebetten einschließlich Rollbetten, 
Wandklappbetten, Einzelbetten, 
Kleiderwäscheschränke), 

Wohn- und Arbeitszimmergarnituren, 
Küchenmöbel, 

alle, soweit die Schränke nicht zerlegt 
angeliefert werden, 

Kinderbettgestelle, 

Tische für Wohnräume, 

Küchentische, 

Sitzmöbel, Polstermöbel, 

Kleinmöbel, 

alle, soweit zerlegt in Einzelteilen 

mit Zubehör angeliefert 


Möbel mit mittlerem Montageaufwand 
2,20% vom EVP 

im einzelnen: 

Schlafzimmer und Einbettzimmergarnituren, 

Typensätze für Wohn-, Schlaf-, Kinder- und 

Jügendbereich, 

Einzelmöbel für Schlafzimmer 

(Kleiderwäscheschränke mit und ohne 

Aufsatz), 

alle, soweit die Mehrzahl der Korpusse 

verklebt ist und nur vorhandene Schränke 

zeilegt geliefert werden, 

‚Anbauküchen mit losen Arbeitsplatten 





Gruppe III 


Möbel mit hohem Montageaufwand 
4,00% vom EVP 

das sind: 

Möbel ohne fest verklebte Korpusse 

(zerlegt in Einzelteilen mit Zubehör 

angeliefert) 


‚Sachregister 


Die halbfetten 
nummern der Rechtsvorschriften entsprechend dem 
Inhaktsverzeichns dieser Ausgabe, Die folgenden 
mögeren Zahlen verweisen auf.die jeweiligen Par 
phen und die in Klammern stehenden Zah 
ze der Para, 

















Abgabepflicht des Finders 1358 

‚Abnahme der Leistung 1771 (4) 

= als Pflicht des Bürgers bei Dienstleistungsverträ- 
gen 1 165.0) 

— bei Texüilreinigungsleistungen 9 5 (2) 

‚Abnahmeverweigerung 1 82 (1) 

— bei nicht quaitätsgerechter Leistung 1 84 (2) 

— bei unvollständiger Leistung 189 (1) 

Abtretung 

= des Ersatzanspruchs an Gläubiger 1 91 

= einer Forderung durch Vertrag 1 436, 

Eifüllung einer abgetretenen Forderung 1.437 

Erklärung der - der Rechte aus einer Spareinlage 1 
240 @)129(2) 16.() 

Unzulässigkeit der — einer Forderung 1436 


Allgemeine Bedingungen a 

Ausgestaltung der vertraglichen Beziehungen durch 
-146.(1) 

Bedingungen fürdie Veröffentlichung von Anzeigen 
als- 81. 

Bekanntgabe 1.46.03) 

Energielieferbedingungen als —11 1 f. 

Erlaß 1 46 (2) 

Leistungsbedingungen des Reisebüros al -10 1 ft. 








Leistungsbedingungen für die Textireinigung als-9 
1. 
Versicherungsbedingüngen als — 1247 





Änderung 
einer freiwiligen Versicherung 1257 = 259 s. 
auch freiilige Versicherung 

= von besondeien Vereinbarungen. im Spargiro- 
kontovertag12 9 (1) 

— von besonderen Vereinbarungen im Sparkonto- 
verras 12 16.M: 





= von Reiseleistungsverträgen 10.6 (1) 

= von Verträgen durch das Gericht 1 78 

— von Verträgen durch die Partner 1 77 

Wirkung der — von Vertragen 1 19 

Anfechtung 

=. der Annahme und Ausschlagung der Erbschaft1 
405 

Frist für die Erklärung der - 1.405 (1, 2) 

Wirkung erfolgreicher -1 405 (3) 

‚Anfechtung tesiamentarischer Verfügungen 1374 

Frist für Erklärung der — 1374 (2) 

Wirkung erfolgreicher - 1405 (2) 

‚Anfechtung von Verträgen 

= bei. arglistiger Täuschung oder. rechtswidriger 
Drohung 170 (1) 

=: bei Irrtum oder fehlerhafter Übermittlung der 
Erklärung 170 (1) 

Frist für Erklärung der - 1.70 (2) 

Wirkung erfolgreicher — 1 70 (3) 

‚Angebot und Annahme 

= als Voraussetzungen für das Zustandekommen 
eines Vertrages 1.63 

— beim Reiseleistungsvertrag 10 3 (3) 4 

‚Annahme der Eibschaft s. Erbschaft, Annahme und 
Ausschlagung 

‚Annahme mit Änderungen als neues Angebot 164 
@ 

mündliches Angebot 1.64 (1) 

schriftliches Angebot 1 64 (2) 

Zustandekommen des Vertrages bei yerspäteter 
Annahme 164 (3) 

Zustandekommen des Vertrages ohne Annahmeer- 
klärung 1.65 


‚Annahme an Kindes Statt, Rechtianwendung 4 23 
a 


‚Ansehen s. Persönlichkeitsrechte 
Ansprüche 


s; auch Verantworlichkeit 
Z des Besitzen 133 (3) 


(noch) Ansprüche 


= des Eigentümers (Herausgabe der Nutzungen 
ıd des Eigentums) 133 (2) 

Verjährung von — 14721. 

‚Ansprüche bei Pflichtyerletzungen außerhalb von 
Verträgen 13231. 

= aufBescitigung und Unterlassung von Störungen 
1328 

= auf Herausgabe des Erlangten 1356, 

2 Be Abmel von Schäden und Gefahren 1326 

= bei Immissionen I 

I Bel Veneieng von ernichkeitreehen 1327 

‚Ansprüche bei Pfichtverlezungen aus Verträgen 1 
sa. 

= bei Nichterfüllung wegen Unmöglichkeit der 
Leistung 1.90 ff 

= bei nicht quaitäsgerechter Leistung 184 

— bei nicht termingerechter Leistung durch den. 
Gläubiger 187 

= bei nicht termingerechter Leistung durch den 
Schuldner 1851 

= beisonstigen Pflichtverletzungen 1192 

= bei unvollständiger Leistung 1.89 

Anwendung des ZGB auf 

= andere Eigentunsformen 2 3 

= das Erbrecht 28 

= Grundstieksbelasungen 26 

— Nutzung von Grundstücken und Gebäuden 2 5 

= Pfandrechte 2 7 

= Versicherungsverhältnise 2 4 
Ziilrechtsverhälnisse 2 2 

Anzeigen 

Allgemeine Bedingungen für die Veröffentlichung 

von- Bit 

‚Ansprüche wegen nichtqualitätsgerechter Leitung 
87 

‚Aufbewahrung von -8 10 

Beratungs- und Auskunftsplicht des Auftragneh- 
mers 8.4 

Einhaltung von Standards bei der Veröffentlichung 
von-83 

Inhalt des Vertrages über die Veröffentlichung von— 
82 

nieht termingerechte L 

Rücktrit vom Verurg 89 

Unmöglichkeit der Leistung 8.6 

Vermitlung von Lestungen ® 11 

zusätzliche Aufwendungen bei der Veröffentlichung 
von-85 

Anzeigepflicht 

Wohnungsmietverhältnis 1 107 

Versicherungsverhälinissen 1252 (1) 

arglistige Täuschung 170 (1) 

‚Aufbauliypoihek 5 Hypothek 























ung 88 








186, 


Aufbewahrungsvertrag, Inhalt 1266 


‚Aufbewahrungsvertrag, Plichien des Betriebes, 

Rückgabe der Sache 1 226 (1) 

vertragsgemäße Aufbewahrung übergebener Sa- 
nen 1226 (1) 


‚Aufbewehrungsvertrag, Pflichten des Bürgers 
Rücknahme der Sache 1226 2) 
Zahlung des Preises 1 226 (2) 


‚Aufbewahrung von Sachen, 

Aufbewahrungspflicht staatlicher und gesellschaft 
(her Einrichtungen 1 230 

Autbewahrun -r Sachen durch, 

2 

(übergebener Unterlagen 1 200 (2) 

Aufbewahrung von Garderobe in Gasistäten 1216 

Bankdepot 1 229 

Beendigung der - 1228 

Gegensuund 1 225 

Mitteilungsplichten bei der -1 227 

Aufgaben des sorialistischen Ziräre 
1M. 


Aufgebot von Urkunden, Kraftloserklirung 1.465 





den 











a1 PräL 











durch gerichtliche Ent- 





scheidung 4 120 - 1 
= von Rechtsvorscheiften 2 15 
= von Verträgen durch das Gericht 178 
= von Verträgen durch die Partner 1 77 
Wirkung der von Verträgen 1 79, 
Auflage 1392. 
= im gemeinschaftlichen Tesaament 1.389 (1) 
= im Testament 1371 (1) 
Aufrechnung. 
= des Kreditnstituis mit eiter begründeten Ge- 
genferderung 1.236 (1) 
= von Zahlungsverpflichtungen 1.432 (1) 
Rechtsanwendung bei - 4 1d 
Unzuläsigkeit der -1 432 (9) 
Wirkung der - 1.432 (2) 
Aufsiehtspflichtige 
Verantwontlichkeit für Schadenzufügung 1 351 
Auftrag 
& Hondeln im Auftrag 
$. Handeln ohne Auftrag. 
Auftragsbeleg 
= als Urkunde 1.429 
— bei Textireinigungsleistungen 93 (3) 13 (1) 
‚Aufwendungen 
Aufrechnung der — gegen den Mietpreis 1 109 (2) 
= bei Gesundheitsschäden 1338, 
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Aufwendungen, Ersttung von 
bei Abwehr von Schäden und Gefahren1326 (1) 

= bei Änderung oder Aufhebung des Vertrages 1 
0) 

— bei Anfechtung eines Vertrages 1 70.0) 

— bei Garantie wegeminderter und gebrauchter 
Waren 1159 (2) 

= bei Geltendmachung von Garantiearsprüchen 
beim Kauf 1 155 (1) 

— bei Geltendmachung von Garantiearsprüchen 
im Diensuleistungswesen 1 182 

= bei Gläubigerverzug 1 88 (1) 

= bei Herausgabe des Eigentums 133 (2) 

= vei Kündigung des Dienstieistungwertrages 1 
186 (1) 

= bei Mängelbeseitigung durch den Mieter 1 109 
© 

— beim Ausleihdienst 1.220 (3) 

= bei persönlichen Dienstleistungen 1203 (2) 

= bei Rücktritt von bestätigter Vorbestellung bei 
Unterbringung in Hotels, Pensionen und Frem- 
denzimmern 1213 (1) 

= bei stnalich angeordneten Baumaßnahmen 1 
10 @) 

= bei unvollständiger Leistung 189 (2) 

= bei Verletzung der Mitwirkungspflicht des Bür- 
ers bei hauswirischäflichen Dienstleistungen 
und Reparaturen 1 171 

= bei Verletzung der Übergabepflicht des Bürgers 
bei Dienstleistungsverträgen 1.169 (2) 

= des Finders 139) (9) 

= durch Wohnungstauschpartner 1 127 (3) 


Auskunftsplicht 
= des Auliragnehmers bei persönlichen Dienstlei- 

stungen 1199 (2) 
= des Betriebes bei Dienstleistungen 1 168 (2) 
= des Veräußerers eines Grundstücks 1 300, 
Austeihdienst 
Ausleihe von Sachen aus gesellschaflichen Fonds 1 

n 

Beendigung der Audeihe 1 222 
Gegenstand 1217 
Informations- und Miteilungspflchten 1219, 
Inhalt des Vertrages 1218 
Prüfungspflicht bei Rückgabe der Sache 1223 
sonstige Pflichten der Partner 1220 (2) 

Erstattung von Aufwendungen 1.220 (3) 

ig. der Kosen 1.220 (2) 
isn der Suche an andere 1220 (1) 
Verantwortlichkeit fr Mängel der Sache 1 221 
‚Ausleihvertrag, Plichten des Betriebes, 
Übergabe der Sachein einem zum Gebrauch geeig- 
ven Zustand 1218 (1) 

Überlassung der Sache für vereinbarte ZeitL218(1) 









































Baumaßnahmen 


Ausleihvertrag, Pflichten des Bürgers 

pflegliche Behandlung der Sache 1 218 (2) 

Rückgabe nach Beendigung der Ausleihzeit 1 218 
& 

Zahlung des vereinbarten Preises 1218 (2) 

‚Ausschlagung der Erbschaft s. Erbschaft, Annahme 
und Ausschlagung. 

AWG-Wohnungen 

Mitgliedschaft als Voraussetzung des Nutzungsver- 
hältnises 1.132 (1) 

Statut als Grundlage der beidersetigen Recht 
Pichten 1.132 (2) 


und 


Baufreiheit 

Gewährleistung der - durch Bürger 1 191 

Vereinberung der Schaffung der—im Vertrag 1 190 
® 

Banleistungen 

Baufreiheit 1 191 

Garantieeistung 1190 (3) 

Garantiezeit 1 196 

Gegenstand 1 189 

Gewährleistung der Bausicherheit durch Baubetrieb 
1193 

Inhalt des Vertrages über - 1.190 

Leistungangebot 1194 

Überschreitung des vereinbarten Preises oder Ko- 
Stenanschlages 1 195 








Umfang der— 1 192. 

Bauleistungsvertrag, Pflichten des Baubetriebes 1 
190 (1) 

termin- und qualtätsgerechte Erbringung der Bau 





Teistung 1 190 (1) 
Verschaffung des Eigentums 1190 (1) 


Bauleistungsvertrag, Pflichten des Bürgers 1190 (2) 

"Abnahme der Bauleitung 1 190 (2) 

Erbringung notwendiger Mityirkungshandlungen 1 
190 @) 

Zahlung des Preises 1190 (2) 

Baumaßnahmen 

— bei bestehende Mietverhälinis 1 110 

Enifernen von Einriehtungsgezenständen 1 113 

Baumaßnahmen, bauliche Veränderungen ‚durch 
Mieter 11111. 

Einigung über Erstattung der Kosten 1112 (1) 

Ersetzung der Zustimmung 1111 

Herstellung des ursprünglichen Zustands bei Nicht- 
Zustimmung 1 112 (2) 

Zustimmung des Vermieler 1111 


Bedingungen 


Bedingungen 

Allgemeine - 1.46 s. Allgemeine Bedingungen 

Verbot der Annahme oder Ausschlagung der Erb- 
schaft unter 1402 (3) 

Verbot der Eigentumsübertragung an Grundstücken 
unter 1297 (1) 

Verbot der Erklärung der Aufrechnung unter — 1 
32. (1) 

Verbot der Kündigungserklärung unter -181 (1) 

‚Verbot der Rückıritserklärung unter - 180 (1) 

Verbot der Schenkung unter - 1.282 (2) 

Beendigung 

anderweitige - der Versicherung 1261 

= der Aufbewahrung von Sachen 1 228 

= der Ausleihe von Sachen 1 222 

= der Gemeinschaften von Bürgern 1273 

— des Energieliefervertrages 11 3 (1) 

= des Mietverhälnsses durch gerichtliche Ent- 
scheidung 1 121. 

= desMiewverhältnissesdurch Kündigung1 120.2) 

= des Mietverhältissesdurch Vereinbarung 1120 
@ 

= von Verträgen 177. 

Beitragsregelung bei vorzeitiger 
1262 

Folgen der - des Mietverhälinisses 1 123 

Beglaubigung 

= "der Ausschlagung einer Erbschaft 1.403 (2) 

= der Erklärung des Ehegatten beim Enwerb von. 
Grundstücken 1.299 (2) 

= einer Vollmacht 1 57 (2) 

= von Verträgen 167 

= von Verträgen über die Abtretung einsr Farde- 
rung und den Übergang der Hypothek1.454 (3) 

= von Verträgen über die Einräumung des Vor- 
kaufsrechts am Grundstück 1306 (1) 

= von Verträgen über Hypotheken 1.453 ff 











der Versicherung 





Begriftsbestimmung, 
= der Abnahme 171 (4) 

— der Abtretung 1436 (1) 

= der Allgemeinen Bedingungen 1.46 (1) 

= der Betriebe 1 11 

= der Einwilligung und Genehmigung 1469. 

= der Ersatzlieferung 1 151 (1) 

= der Fristen 1.470 

= der Hondlungsfänigkeit 1 49 

= der Leistungszeit1 73 (1) 

= der Mieipreisminderung 1 108 (1) 

= der Nachbesserung 1 151 (1) 

= der Notwehr 1352 

= der Preisminderung 1 151 (1) 

= der Preisrückzahlung 1 151 (1) 

= der Verschollenbeit 1.461 (1) 

= der Vertretung (gesetzliche und rechisgeschäftli 








1536) 

= des Erbscheins 1413 (1) 

= des Gesamtschuldners 1.434 

= des Inhaberpaplers 1.465 

= des Leistungs 172 (1) 

7 des Nachlasses 1.362 (2) 

=. des Nottunds 1353 

= des Schadens 1336 (1) 

= des silisischen Eigentums 1 18 (1) 
= des Testamentsollsrecken 1 371 (9) 
= des unabwendbaren Ereigisses 1343 (2) 
= des Wohnsites 1.466 

= von Sachen 1.467 

7 Son wesentlichen Destondkilen 1.467 
= von Zubehör 1.468 





Begünstigter 1.441 

Behandlangssymbole 93 (2) 

Beratungspflicht 

= bei Verträgen über die Veröffentlichung von 
Anzeigen 8 4 

= des Aufiragnehmers bei persönlichen Dienslei« 
stungen 1 199 (1), 

= des Betriebes bei Dienstleistungen 1 1689 2 

= des Reiseveranstalters 1 205 

= des Verkäufers 1137 158 (1) 

= in Versicherungsverhältnisen 1.252 

Besitz 

Ansprüche des Besitzers 133 

Inbesitzrahme einer Sache, ander Eigentum aufge- 
geben wurde 132 

Vereinbarung des — beim Eigentumserwerb 1 26, 

Besitzbefugnis 

= des Bürgers 124 

= geselbchafticher Organisationen 1 19 (2) 

= sozisästischer Genossenschaften 1 19 (2) 

= staatlicher Organe 119 (1) 

= volkesigener Betriebe 1.16.(1) 


Bestandteile, wesemliche 1467 
Betebe 1 11 
s. auch Dienstleistungsbeiriebe 
5. auch Einzeihandelsbeiiebe, Pflichten der 
Anspruch des- auf Schadenenatz als mittelbar Ge- 
schädigter 1332 
‚Anspruch des = bei Verletzung von Persönlichkeit 
rechten 1327.) 
Aufgaben der -als Vernieerzur Verbesserung er 
Wohnverhälnisse 
Unterstützung von Mitergemeinschfien 1 
ss“ 
Verwendungder Mitelzur Plee, Erhaltung 
und Modernisierung des Wohnraums 1 95 
a) 


189. 


‚Ausleihe von Sachen aus gesellschafichen Fonds 
durch - 1.224 
Befreiung des - vor. der Verpflichtung zım Scha- 





denematz 1 334 


is Erben durch Testament 1363| 





Errichtung von Gebiluden durch volkseigene - auf 
vertraglich genutzten Grundstücken 1.459, 
Leistungswert des —1 72 (2) 
Pflicht des —, erforderliche Maßnahmen zum Um- 
weltschutz zu treffen 1329 (1) 
Pflicht des —, Leben und Gesundheit der Bürger 
nicht zu verlezen 1324 
Pitch des, soanlisisches und persönliches Eigen- 
tum vor Schäden zu bewahren 1 324 
Pflicht des — zum Abschluß und zur Erfülung des 
Vertrages entsprechend der ihm übertragenen 
staatlichen Veramwortung 1.43 (2) 
Phicht des - zum Schadenersatz bei Schadenszuft- 
gung 1330 
Pficht des -zur Abwehr von Schäden und Gefahren 
1325 
Pflicht des - zur Aufbewahrung 1.230 (1) 
Pflicht des - zur Herausgabe 1 356 
Pflicht des — zur Schadensverhütung und Abwehr. 
von Gefahren 1 323 
Plichten der Energieversorgungsbetriebe 114 
Sicherung der Forderung volkseigener — durch 
Pfandrecht ohne Übergabe der Sache 1.448 (1) 
Stellung der im Zbilrecht 1 10-12 
Begrifisbestinmung 1 11 
Gestaltung zinlrechtlicher Beziehungen 112 
Grundsatz 1 10 
Übertragung und Natzung von Grundstücken und 
Gebäuden durch 1.286 (4) 
Verantwortlichkeit der Verkehrsbetriebe für Scha- 
denszufügung 1345 
Verantwortlichkeit des — aus Quellen 
ah 1 344 
Verantwortlichkeit des 
Verantwortichkeit des — 
den verursacht haben 1.331 
Vertretung von 155 
Zusammenwirken von - und Bürgern 1 13. 
Allgemeine Verhaltenspflicht 1 13 
Pflicht zur Zusammenarbeit 1 14 4 
Rechtsschutz1 16. 
verantwortungsbewußte Rechtsausibung 1 
15 
Beurkundung. 
= einer Vollmacht 157 2) 
= eines Testaments 1 383 
=. von Verträgen 1.66.67 297 


Bewußiseinsstörung 
Schadenersatzpflicht bei —1 349 











Bürger, 


Verantwortichkeit für Schadenszufügung bei — 1 
349 


Bil s. Persönlichkeitsrechte 


Boden 

Eigentum an Wochenendhäusern auf vertraglich ge- 
nutzten Bodenflächen 1206 

Gewährleistung einer ratonellen Bodennutzung 
durch den Staat 1.284 (1) 

Nutzung von Bodenflächen zur Erholung 1 312 f. 

persönliche Nutzung genossenschaflich genutzten - 
1291. 

Sicherung des sozllisischen Eigentums bei Bau- 
maßnahmen auf vertraglich genutztem = 1.459, 

Verbot der Bodennutzung eatgegen den gesell- 
schaflichen Erfordernissen 1 284 (2) 





Bürger 

Anspruch des bei Verletzungvon Persönlichkeits- 
rechten 1327 

‚Ansprüche des — us mitelbar Geschädigier 1 332. 

‚Ansprüche des — auf Beseitigung und Unterlassung 
von Störungen 1.328 

Ausschluß der Verantwortlichkeit eines für Scha- 
denszufügung 1 348 ff 

Befreiung eines - von der Verpflichtung zum Scha- 
denenatz 1333 fi. 

Entwicklung der Persönlichkeit der — durch Zivil- 
recht 1 Präambel 

Erstauturg von Aufsendungenbei Abwehr von Ge- 
fahren 1 326 (1) 

Formen der Nutzung von Grundstücken durch - 1 
286 

Mitwirkung der - in Beiräten und Ausschüssen in 
Verkäufseinrichtungen 1135 

itwirkung der — in Dienstlestungsbeziehungen 1 

163.0) 

Mitwirkung der- in Mietergemeinschaften 1 114 

Nutzung und Mehrung.dessozilisischen Eigentums 
durch-1 18.) 21 

Pflicht des — zum Schadenersatz bei Schadenszufü- 
ung 1.330 

Phicht des zur Abwehr von Schäden und Gefahren 
1325 

Pflicht des- zur Herausgabe 1356 

Pflicht dee _ zur Schadensyorhütung un 
von Gefahren 1 323 ft 

Schutz der Rechte der — durch Zivilrecht 1.4 

Schutz des persönlichen Eigentumsder 1 Präambel 
42.8) 

Schutz des sozialistischen Eigentums durch -14 20 
2a) 

Stellung der - im Zivilrecht 16 #1. 

"Achtung der Persönlichkeit 17 








Abwehr 


(noch) Bürger 


Gestaltung der ziilrechlichen Beziehungen 
durch - 18 
Grundsatz 16 
Recht auf Mitwirkung 19 
Vertretung der —beim Abschluß von Verträgen 153 
Zusammenwirken von - Betrieben 1 13 f. 
Allgemeine Verhaltenspflcht 1 13 
Pflicht zur Zusammenarbeit 1 14.44 
Rechtsschutz 1 16 
verantwortungsberußte Rechtsausübung 1 
15 
Bürgschaft 
= als Kreditsicherung 1242 
= alsSicherheitfür Darlchnsforderungen 1244 (4) 
Entstehen und Inhalt der - 1.450. 
Erlöschen der — bei Schuldnerwechsel 1.440, 
Rechte des Bürgen 1.45! 








Chemisch-Reinigungsleisungen s, Dienstleistungen 





Darlehnsgeber 1 244 f. 
Darlehnsnehmer 1 244 f 
Darichnsvertrag 
Aufgaben und Ziele 12: 
Inhalt des - 1 244 
Rückzahlung 1245. 
Rückzahlungspflicht des Darlehnsnehmers1243(1) 
Sicherheiten 1.244 (4) 
Überlassung eines bestimmten Geldbetrages du 
Darlehnsgeber 1.244 (1) 
Zinsen 12448) 
Dienstleistungen 
Anwendung der Bestimmungen über- beigegensei- 
iger Hilfe 1279 
‚Aufgaben und Ziele bei der Versorgung mit -1162 
Chemisch-Reinigungsleisungen 9 1 f. 
Fürbereileistungen 9 1 f. 
Wäschereileistungen 9 1. 
Dienstleistungen über Bauleistungen 1 190 
Phlchten des Bauhetriebes 
igentumsverschaffung 1 190 (1) 
termin- und qualitätsgerechte Leistung 1 190, 
© 
Pflichten des Bürgers, 
Abnahme der Lebtung 1 190 (2) 
Vornahme notwendiger Mitwirkungshand- 
lungen 1 190 (2) 
Zahlung des Preises 1 190 (2). 





h 
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Dienstleistungen überhauswirtschatliche Dienstlel- 
stungen und Reparaturen 1 165 #1. 9 1 I. 
Phichten des Bürgers 
Abnahme der Lebtung 1165 (2) 9 5 (2) 
Vornahme erfordericher Mitwirkungsht 
lungen 1.165 (2)93 
Zahlung des Preises 1 165 (2) 95 (2) 
Piichten des Diensuleistungsbetriebes 
Eigentumsverscheffung 1 165 (1) 
termin- und qualitäitsgerechte Leistung 1165, 
W935) 








jenstleistungen über pers 
1810.81. 
Pichten des Auftraggebers 
Mitwirkung 1 198 (2) 82 (2) 
Zahlung der Vergütung 1198 (2) 82 (2) 
‚Plichten des Auftragnehmers. 
Leistungserbringung 1.198 (1) 82 (1) 
iensleistungsarten 
‚Aufbewahrung von Sachen 1.225 f 
Austeiidienst 1 217 ft. 
Bauleistungen 1 189 f. 
hauswirtschafiliche Dienstleistungen und Reparatu- 
ven 1 164.9 1. 
persönliche - 1 197.8 1 f 
Reise und Erholung 1.204 #. 10 1. 
Verkehrs- und Nachrichtenleistungen 1.231 f 
Dienstleistungsbetriehe 1163 
Ausiegen der Kundenbücher 1 163 (3) 
Beratung und Auskunfiserteilung 1 108.9 2 
Erhöhung der Qualität der Leistung 1 163 (1) 
Gewährleistung der Mitwirkung der Bürger 1 163 
@ 
Planmäßige Versorgung mit Dienstleistungen 1 162 
© 
rationelle Nutzung der Kapazitäten 1 163 (1) 
Verbesserung des Kundendienstes 1 163 (1) 
Verkürzung der Warte- und Lieferzeiten 1 163 (1) 
Dienstleistungsvertrag 
= über Aufbewahrung von Sachen s. Aufbewah- 
Fungsvertrag 
= über Ausleihe s. Auskihvertrag 
— über Reise und Erhalung s. Reisleistungsver- 
trag 
Rechtsanwendung bei -412 (1) 
Dritter 
= als Sparer 12 11.2) 
gesetzlicher Vertreter des — im Sparverkehr 12 11 
@& 
inichtung eines Sparkoatosund Sparbuchsaufden. 
Namen eines - 12392) 
Eintreten eines - in den Reiseleistungsvertrag 10.4 


3) 


1 Dienstleistungen 
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Einwendungen des zur Leistung Verpflichteten 1 
441) 

Ersatzansprüche des. Versicherungsnehmers, des 
Versicherten oder des Eigentümers gegen — 1 
256 

Verantwortlichkeit fr das Verhalten - 182 (2) 

Vertrag zugunsten 1 44 





Drohung, rechtswidrige s. rechtswidrige Drohung 


Ehegatten 

abweichende Vereinbarung der- nach FOD2 12 (1) 

= als Abnehmer bei Enegilieferungen 11 27 (1) 
als Mieter einer Wohrung 1 100.0) 

Erbrecht des -1 368. 

Erwerb von Grundstücken durch — 1 299 

gemeinschaftiches Testament der -1 388 f. 

Ehre s. Persönlichkeitstechte 

Eigenbedarf 1122 (1) 

Auihebung des Mietverhäliisses 
ters 1122 

Kündigung eines Nutzunssverhältnises über eine 
Bodenfläche zur Erholung bei -1 314 (3) 

Eigenheim 

Nutzung von Grundstücken zum Bau und zur per- 
Sönlichen Nutzung vor — 1 286 f, 

Eigentum 

s, Eigentum geselschaflicher Organisationen 
genossenschafliches Eigentum 
persönliches Eigentum 

5. sozialistisches Eigentum 

5: Volkseigentum 

Eigentümer 

Ansprüche des- auf Schutz vor rechtswidriger Ver- 
Tetzung und Beeinträchtigung der Nutzung 133 

Befugnisse des-—1 24 

Nutzungsbefugnise der Miteigentümer 1 35 

Rechte und Pfichten der Gesamteigenüümer 1 42 
@) 

Vorkaufsrecht der Miteigentümer 1.38 

Wechsel des - im Wohnungsmictverhälinis 1 124 

Zustimmung des - zur Mabenutzung 1321 322 

Eigentum gesellschalicher Organisationen. 

Belugnis, — zu besitzen, zu nutzen und darüber zu 
verfügen 119.0) 

= als Form des sozialistischen Eigentums 1.18 (1) 

Zweckbestimmung des—1 18 (4) 

Eigentumserwerb, 

Ansprüche des Eigentümers 133 

= an im Einzelhandel gekauften Sachen 
Sokl’und Tokaberpapieren 13% 











des Vermie- 











ind an 





izelhandelsbetriebe 


= an nicht abgeholten Fundsachen 1360 

= an Sachen, an denen Eigentum aufgegeben 
würde 132 

= auf Grund suatlicher Entsch 

= bei Gebrauchtwaren 77 (2) 14 

= bei Grundstücken und Gebäuden durch Eintra- 
gung im Grundbuch 126 (2) 

= bei Verarbeitung einer Sache 131 

= bei Verbindung oder Vermischung einer Sache 1 
30 

= dureh anderen Vertrag 125 

= durch Entscheidung eines Gerichts, Staatlichen 
Notariats oder eines anderen staatlichen Organs. 
12529 

= dureh Erbschaft 125 

— durch Kauf 125 

= durch Schenkung 125 

= durch Vertrag 126 fl 

= kraft Gesetzes 125 30 31 32 

Formen des- 1 25 

Übergang des Eigentums 1 26 139 (3) 

Voraussetzung für den—1 27. 

Eigentumsgemeinschaft 1 34 

Aufhebung der — durch Miteigentümer 141 (1) 

Eigentumsschutz, Ansprüche des Eigentümers 

Herausgabeanspruch 1 33 (2) 

Schutz gegen rechtswidrige Verletzung des Eigen- 
tums und Beeinträchügung der Nutzung 133 (1) 

Eingaben 

Stellungnahme der Dienstleistungsbetriebe zuden— 
1106) 

Stellungnahme der Einzelhandest 
136 

Eimigung 

= der Erben über Aufteilung des Nac) 

— über den Inhalt von Verträgen 1.63 

Einrichtungen 

s.gesellschafiliche Einrichtunger 

Ss. gesellschafiliche Organsatio 








dung 129 








iebezuden-1 





asses 1426 











Einwilligung 1.469. 
= zu Verträgen von Kindern und Jugendlichen 150 


Einzäunung von Grundstücken 1317 


Einzelanfertigung von Sachen auf Bestellung 

s-hauswirtschafliche Dienstleistungen und Repara- 
turen 

Einzeihandelsbetriebe, Pflichten der 

‚Auslegen von Kundenbüchern 11136, 

Bedarfsermitlung und Führung des vorgeschenen 
Warensortiments 1 134 (2) 

bedarfsgerechte Versorgung mit Konsumgütern 1 
13211) 


(noch) Einzelhandelsbetriebe 


Beratung und Information 1 137. 

Gestaltung der Beziehungen zu Großhanllels- und 
Herstellerbeirieben 1 134 (4) 

Hebung der Verkaufskulur 1 134 (4) 

zum vollstindigen Warenangebot 1138. 

Zusammenarbeit mit den Mitwirkungsorganen 1 
1356) 

Eiern 

Erbrecht der - 1367. 

Nichtausübung des Erziehungsrechts 2 12 (1) 

Rechtsanwendung auf Rechtsverhältnise zwischen 
=und Kindern 422. 

Verantworliehkeit der—Ar Schäden auf Grund der 
Verletzung von Erziebungs- und Aufsichtspfch 
ten 1351 (1) 

Energie 

Lieferung von—1 16141 1 ff 

Mitbenutzung von Grundstücken zur Durchführung, 
von Maßnahmen der Energiewirtschaft 1 321 
@ 

Energieliefervertrag 11 2. 

‚Aboehmeranlage 11 8 

Ansehlußanlage 11.6 

Besonderheiten der Energielieferbeziehungen 11 
21. 5 

Energie als Sache 11.29 

‚Liefereinschränkung 119. 

Liefereinstellung 11 12 

Lieferunterbrechung 11 9 

Mehrheit von Bürgern als Abnehmer 11.27 

Umstellung des öffentlichen Versorgungsnetzes 11 
10 

unberechtigter Energieentzug 11 19 

Verantwortlichkeit bei Schadenszufügung 11 20 fi. 

Verbrauchsabrechnung I1 16 17 18 

Verbrauchsermithung 111415 

Vertragsabschluß 11.2 

Vertragsbeendigung 113 

Vertragszeit 113 

Wärmeenergielieferung fir Raumheizung 11 5 

Entgelt bei gegenseitiger Hilfe 1 279 

Entmündigung 

Handlungsunfähigkeit bei 1 52.@) 

Rechtsanwendung bei - 47 

Voraussetzungen für - 1460 (1,2) 

Vormund bei - 1.460 (4) 

Wegfall der Gründe für - 1460 (3) 

Entschädigung 

bei AbwehrvonSchäden und Gefahren 1326 (1) 

= bei Enızug des Nutzungsrechts 1 290 (2) 

= bei Immissionen 1329 (3) 

= bei Mitbenutzungsrecht an Grundstücken 1 321 














) 
= Bei Überbau 1.320. 
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Entschädigungsgeseiz, Änderung des — durch, 
E6ZGB2 12.0) 
Erbbaurecht 25 (2) 


Erbe 

Ss. auch Erbunwürdigkeit 1 406-108 

s; auch Nachlaßverbindlichkeiten, Erfüllung 1 
109-412 

‚Anspruch der - auf die Versicherungsleistung 1265 

Ausfall testamentarischer - 1 379 

‚Einigung im Verfahren zur Aufteilung des Nachlas- 
ses1426 

Erbengemeinschaft 1.400 

Erbfähigkeit 1.363 (2) 

Erbschaftserwerb 1.399 

Erbschein 1.413 

Erbschein, beschränkter 1 414 

Erfüllung von Auflagen durch — aus Mitteln des 
Nachlasses 1 382 

Ersatzerbe 1378. 

esetzliches Erbrecht 1364 

estamentariseher— 1 373 

Übergang des Nutzungsrechts auf den -1283 (2) 

Verfügung über Erbteil 1 401 

Vermächtnis 1380 

Erbengemeinschaft 

Aufhebung der— 1.423 

‚Eingehen von Verpflichtungen 1 400 (2) 

Geltendmachung von Forderungen 1400 (3) 

Verfügung über die Erbschaft 1.400 (1) 

Erbfähigkeit 

Eintritt der —1 363 (2) 

Voraussetzungen der — 1.363 (2) 

Erbfolge, gesetzliche, 

s. auch Erbrecht 1 365-360 

Grundsatz 1364 

Rechisansendung bei - 425 

Erbfolge, testamentarische 1.3701. 

Errichtung des Testaments 1 370 

Rechtsanwendung bei -4 25 

Erblasser 

Bestimmung des Inhalts des Testaments durch 
TU. 

Ehegatten und Kinder des —1 365 369 (1) 

‚Eitern des und deren Nachkommen 1 367 396 (1) 

Errichtung des Testaments durch — 1 370 fl 

Großeltern des - und deren Nachkommen 1.368 

Nachlaßverteilung entsprechend dem Willen des - 
1362 (1) 

Widerruf des Testaments durch — 1.387. 

Erbrecht 

=. der Eltern und deren Nachkommen 1 367. 

ger Großckern und’deren Nachkommen des: 
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= des Ehegatten und der Kinder 1365. 
= des Stantes 1.369 


Erbschaft, Annahme und Ausschlagung 1.402 
Anfechtung der - 1405 

Erklärung der Ausehlagung 1.403 

Grundsatz 1.402 

Rechtsfolgen der Ausschlägung 1.404 


Erbschein 

Erteilung des - durch das Staaliche Notar 
a) 

gegenständlich beschränkter - 1.414 

inhalt des -1.413.@) 

Unrichtigkeit des -1413.@) 


1a 





Erbunwürdigkeit 
Geltendmachung der — 1407 
Gründe der 1.406 
Rechtsfolgen der - 1.408 


Erfinderrechte 4. Neuerer: und - 


Fatätung 
usch Aufrechnung 1.432 
= durch eine andere Leistung oder Hinterlegung 1 
328 
= einer abgetretenen Forderung 1.437 
Nachlaßverbindlichkeiten 1 409, 








Folgen der Nichterfüllung wegen Unmöglichkeit der 
Leistung 190 

Geldzahlung und Überweisung 175 

Grundiatel 71 

Leitung an Inhaber einer Urkunde 1.429 

Leistungsort 1 72 

Leistungszeit 173 





nicht vertragsgemäße — bei persönlichen Dienste 
stungen 1 201 

nicht vertragsgemäße — bei Reise und Erholung 1 
210 





Pflicht zur serragsgemäßen Erfüllung 1 

Rechnung und Qultung 1 74 

Verrechnung von Geldzahlungen 1 431 

Währungsklausel 1430, 

Zahlung durch Scheck 1 76, 

Ersatzansprüche, 

= des Gläubigers bei Nichterfüllung wegen Un- 
möglichkeit der Leistung 191 

Übergang von-auf Versicherungseinrichtung 1256 

Ersatzerbe, Bestimmung eines 1.378 389 


Eatleitung 
als Anspruch bei nicht vertragsgemäßer Erfül- 
Hung von Reiseverträgen 1 210 

= als Anspruch bei unvollständiger oder mangel- 
hafter Unterbringungsleistung 1 214 (1) 








93 SoblAnkkerlaiigen. ! 


freiwillige Versicherung 


Ersatzlieferung 1151 (1) 

= als Garantieanspruch beim Kauf 1 151 (1) 152 
@32@) 

Garantiezeit bei - 1154 (2) 

Ersaz- und Zubehörteile 

Bereitstellung von - 110.2) 

Versorgung der Bevölkerung mit -1 134 (4) 

Ersparnisse als Gegenstand ds persönlichen Eigen- 
tums123 (1) 

Erwerb, 
= des Eigentums an Grundstücken 1 297 f. 

= des Eigentums an Sachen 125 f 

= des Eigentums an Wochenendhäusern undande- 
ren Baulichkeiten 1.296 

= von Grundstücken durch Ehegatten 1299. 

= von Rechten 1.6.(2)34(3) 


Erziehungsrecht, Nichtausübung des 2 12 (1) 














Fahrzeughalter, erweiterte Verantwonlichkeit des 1 
345 


Famlengesetzbuch 

Geltung des - für gemeinschafiches Eigentum der 
Ehegtten 1.42.) 

Färberelistungen s. Dienstlestungen 9 1 

Finder 1358 I. 

Finderiohn, Anspruch aut 1 399, 

Fonds s.gescllschaliche Fonds 





Abtretung einer - durch Vertrag 1436 

Erfüllung einer abgetretenen - 1.437 

gemeinschafiche - mehrerer Gläubiger 1.435, 

gesetzlicher Übergang einer -1.438 

Verpfändung von - 1.449. 

Formvonchriten 

= beim Reisleistungsverrag 10.4 (2) 

= bei Verträgen 1.66 

Rechtsanwendung bei - 4 16 

Forstwirtschaftsbetieb. 5 
Schafsbetrieb. 

Frei-Hars-Lieferung, Anlieferung von Möbeln und 
anderen sperrigen oder schwerlastigen Gütern 
als-1 140 155.0) 

reiwilige Versicherung 

s. auch Versicherung. 

5; such Versicherungsvertrag 

‚Abschluß einer - durch Vertrag 1 246 (2) 

‚Änderung und Kündigung der— 1 257-259 





staticher Forst 





(noch) freiwillige Versicherung 


Beitragszahlung bei- 1.250 

Kündigung einer — durch Erwerberziner Sache 1 
23.6) 

Rücktrit bei -1 260 

Versicherungsbedinzungen 1247 (2) 

Freizägigkeitsverkehr 12 14 (4) 

Fristen 

Beendigung der - 1471 

Berechnung der — 1.470, 

= für Nachbesserungen beim Kauf 3 3 

= für Textilreinigungsleistungen 9 7 (1) 

Verjährungsfrissen bei Inkrafreten des ZGB 2 11 

Verlängerung der — 1.470 (1) 

Verschollenheitsfiten 1.462 

Fand 

Abgabepflicht 1358 

Anspruch auf Finderlohn 1 359. 

Auffinden kulturhistorischer wertvoller Gegen- 

tände 1 361 

Eigentumserwerb ar nicht abgeholten Fundsachen 1 
360 

=. einer Sache im Bereich statlicher Einrichtungen 
und geselschafticher Organisationen 1 358 (2) 

Verwahrungspflicht 1 358 (4) 











Garagen. 

Aufhebung des Nutzungsverhältnissesan einer mit- 
bebauten Bodenfläche 1314 (4) 

Begründung des Eigentums an — auf vertraglich ge- 
nutzten Flächen bei Inkrafttreten des ZGB 2 5 
a) 

Eigentum an -1296 

Errichtung von - durch Bauleistungen 1 189 (1) 

Kündigungsschutz 1129 

Garantie 

Garantieansprichebei Verkaufvon Grundstücken 
302 

= bei Verkauf von Grundstücken 1.301 

Garantieforderungen als Form der Verantwortlich- 
keit für Pfichtverletzungen aus Verträgen 1.82 
84) 

Garantieeistungen bei Bauleistungen 1 190.) 

Garantiezeit bei Bauleisuungen 1 196 

Garanılezeit bei Verkauf von Grundsiücken 1 303 


Garantie bei hauswitschaflichen Dienstleistungen 
1177915 

Garanticansprüche 1 179 

Garantiezeit 1 178, 

Garanticzeit bei Nachbesserung 1 181 

Geltendmachung von Garanticansprüchen 1185 
196. (2) 





weitere Ansprüche aus —1 182. 
Zusatzgerantie 1184 








Garantie beim Kauf 
Folgen nicht ordnungsgemäßer Nachbesserung 1 
153 


Garanıeansprüche 11513 12) 
= wertgeminderter und gebraichter Waren 11159 
Garantiezei 114931.) 

Geltendnachung von Garanticansprüchen 1 187 1 
19 € 

Insel der 1 1 

Nachbesterung 1152 32H. 

Übergang der Garaniereche 1 160, 

Verlängerung der Garantiezei bei Nachbesserung 
und Ersatzlieferung 1 154 

iere Ansprüche aus -1 155 f. 

Zusatzgerani 1.150 

Garantleschein 

= als Beleg bei Reklamation von Waren am ande- 
en Ort als dem des Verkaufs 34 02) 

= als Beleg über Zusatzgaranie 1 150 (3) 184 (2) 

= als Beweismitel bei der Geltendmachung von 
Garanticansprüchen 1 157.0) 

Garderobe 

Aufbewahrung von - in Gasısätten 1216 

‚Aufbewahrung von - in sachen und genossen- 
chaflichen Einrichtungen 1.230 

Gebinde 

Ausübung des Vorkaufsrch 
einem - 1.39 (4) 

Belastung eines - mi einer Hypothek 1 452 

Eigentum an -, die auf genossenschallich genutzten 
Bodenlächen errichtet wurden 1291 Mi. 

Figentum an -, die auf volkseisenen Grundstücken 
reiht würden 1288 (4) 

Eigentum an Wochenendhäusem und anderen Bau- 
Tichkeiten auf vertraglich genutzten Bodenfä- 
chen 1296 

gemeinschfiches Eigentum an — 1 34 (1) 

Nachlaßouteilungbei=-durch Begründung son Mit 
eigennum 1.427 (3) 

Nutzungsecht zur Errichtung eins Eigenheims 1 
2870 

Rechisanvendung beim Eigentum an — 49 

staatliche Leitung des Orundstücksverkchrs 1285 

Übergang des > in Volkseigentum bei Entaug der 
Nutzungsrechte 1290. 

Umfang der Bigentums- und Nutzungsrechte an 1 
25 

Verantwonichkeit des Gebäudeeigentümers für 
Schadenszufügung 1 347 

Veräußerung und Vererbung von — an Bürger, 
nen genossenschaftich genutzter Boden zuge- 
le RR 























über einen An 
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Veräußerung und Vererbung von- aufvolkseigenen 
Grundstücken 1289 (1) 

zweckgebundene Nutzung von - 1284 (2) 

Gebrauchsüberlassung 

Püicht des Ausleihen, die Sache in einem zum ver- 
Tragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustandzur 
Nutzung zu überlassen 1 218 (1) 224 

Pficht des Vermieters, die Wohnung in einem zum 
Gebrauch geeigreten Zustand zu überlassen 1 
101 

Gebrauchtwaren 

Ankauf von - 77, 

Aufwendungsersatz bei 7.10, 

Begriffsbesiimmung der - 7 2, 

Eigentumsübergang bei - 7 14 

Garantie bei- 1199715 

Kundendiensileistungen beim Verkauf von - 7 16 

Preiauszeichnung bei - 7 17 





Preisbildung bei 75 
Reklamation bei 715, 
Taxierung bei-7 11 





Transport bei = 11 

Übernahme der - 768 

Übernahme in Kommission 7 8 

Übernahmeverbot kei - 73 

Verkaufspreis bei -7 13 

Verkauf von —713 

gegenseitige Hilfe, 

Aufgaben und Ziel der - 1274 

Erstattung von Aufwendungen 1 277 

Handeln im Auftrag 1 275 

Handeln ohne Auftrag 1276 

Leihe 1.280 

Tätigkeit gegen Entgelt 1.279 

Überlassen von Sachen zum Verbrauch 1 281 

Verantwortlichkeit 1278 

Geldzahlung und Überweisung 175 

Geltungsbereich der allgemeinen Bestimmungen 
Über Verträge 148 

(Gemeinschaften von Bürgern 

"Aufgaben und Ziele der — 1.266 

‚Ausscheiden von Vertragspartner aus 1.272 

Beendigung der - 1273 

Eigentumsverhälnise 1 269 

Energieliefervertrag mit - 11 27 (2) 
ülung von Verpflichtungen 1 270 

Inhalt des Vertrages über die Bildun 

Pflichten aus dem Vertrag 1 268 

Vertretung der— 1271 

gemeinschaftliches Eigentum 

‚Ansprüche aus Miteigentum 1.40 

Arten des- 134 (2) 

Aufhebung des Mitdigentums 1.41 











von -1267 


‚Gericht 


Ausübung des Vorkaufsrechts 139 

= der Ehegatten 142 (9) 

= der Ehegatten am Grundstück 1.299 

= der Gemeinschaften der Bürger 1 269. 

— der Mietergemeinschaft 1 118 

Gesamteigentum 142 

Nutzungsbefugnisse der Miteigentümer 1 35, 

Rechte und Pflichten bei Verwaltung des Miteigen- 
tuns136 

Verfügung über Miteigentum 137 

Vorkaufsrecht der Miteigentümer 138. 


gemeinschafliches Testaments. Testament 


Genehmigung 1.169 

5 auch sntliche Genehmigung 

= der Verträge von Kindern und Jugendlichen 150 
& 

= der Zahlung in anderer Währung 1.430 (2) 

= des Handelns ohne Vertretungsbefugnis 1 59. 

= des Kaufpreises für das Grundstück durch das 
stsaiche Organ 1.305 

= des Wohnungstausches du 
gan 1126 0) 

Nichtigkeit des Vertrages bei Fehlen der vorge- 
schriebenen -1.68 (1) 

Genossenschaften, sozialistische 5. sozilisische 
Genossenschaften 








h das zuständige Or- 





genossenschaftiches Eigentum 

Befugnis, — zu besitzen, zu nuuzen und darüber zu 
verfügen 119.2) 

Befugnis, übertragenes Volkseigentum zu nutzen 1 
Bo 

= als Form sozilisischen Eigentums 1 18 (1) 

Miteigentumsanteil 1.459 (4) 

Sicherung - bei Baumaßnahmen auf vertraglich ge- 
nutzten Grundstücken 1.450 

Zweck ds 118 

Gericht 

Änderung und Aufhebung von Verträgen dureh das 
-ım 

‚Aufhebung von Mietverhältnsen durch das - 1 
12011, 

igentunserwerb durch Entscheidung des-125 29 

Einziehung des aus nichtigem Vertrag zu Unrecht 
Erlangtem durch das - 19 

Entmündigung durch gerichtliche Entscheidung 1 
60 

Entscheidung des - bei der Verweigerung der Zu- 
stimmung des Vermieters zu baulichen Verände- 
Tungen durch den Mieter 1 111 

Entscheidung des - über die Aufhebung des Nut- 
"zungsverhältnisses an Bodenflächen 1 314 (4) 














(noch) Gericht 





Mietverhältnises durch das -1 123 
Feststellung der rechtswidrigen Verletzung von Per- 
sönlichkeitsrechten dureh das — 1 327 


Geltendmachung der Erbunwürdigkeit vor - 1407 

Gewährung von Rechtsschutz nach eingeiretener 
Verjährung 4.472 

Herabsetzung des Schadenersatzesdurch dis 1340, 

Miirkung der Bürger an der Rechtspflege 116 

Rechtsschutz durch das- in ziilrechtlichen Angele- 

‚heiten 1 16 

Schadensschätzung durch das — 1.336 (2) 

Todeserklärung durch gerichtliche Entscheidung 1 
“or 

Verjährung gerichlich festgesellter oder für voll- 
Streekbar erklärter Ansprüche 1.480, 











Gesamteigentum 

= als Art des gemeinschafilichen Eigentums 1 34 
® 

= der Erbengemeinschaft 142 (2) 400 

= der Gemeinschaft von Bürgern 142 (2) 269. 

= der Mietergemeinschaft 1.42 (2) 118 

Rechte und Pfichten der Gesamteigeniümer 1.42 
© 

Gesamtgläubiger 1435 

Gemeinschaften der Bürger a 

Gesamthypothek 1452 (1) 

Gesamischuläner 1.434 

Erben als-beiderErfüllunggemeinsamerNachlaß- 
verbindlichkeiten 1.412 

Gemeinschaften der Bürger als - 1270 (1) 

= bei Energieliefenungen IL 16 (7) 17 (1) 

Verantwortlichkeit mehrerer Schadensyerursacher 
als-1342.(1) 

Geschädigter 

rhöhte Aufwendungen des - 1338 

Ersatzpficht beim Tod des — 1.33 

minelbar - 1332 

Mitverantwortlichkeit des 

Verantwortlichkeit des Beu 
Ei 

Geschäftsbedingungen s. allgemeine Bedingungen, 

gesellschaftliche Einrichtungen 

Aufbewährungspiicht 1 230. 

‚Ausleihe von Sachen aus gesellschafilichen Fonds 1 
24 

gesellschatliche Fonds 

Ausleihe von Sachen aus 1 224 

Nutzung - durch Bürger 1 Präambel 21 








12700) 











13a 
‚des gegenüber dem—1 








gesellschafliche Organisationen, 
Aufbewahrungspflicht — 1230 (1). 
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IE von Sachen aus gesllschafichen Fonds 

dureh 1.224 

Befugnis -, Eigentum zu bestzen. zu nutzen und 
darüber zu verfügen 119 (2) 

Befugnis. übertragenes Volkseigentum zu nutzen 
1106) 

Eigentum -1 18. 

Fund einer Sache,im Bereich - 1358 (2) 

Nutzung und Mehrung des Volkseigentums durch — 
1180) 

Sicherung des Eigentums - bei Baumaßnahmen auf 
vertraglich genutzten Grundstücken 1459 (4) 

Teilnahme — am Rechtsverkehr 1 11.8) 

gesetzliche Erbfolge s. Erbfolge, gesetzliche 

gesetzlicher Erbe 1.363 f. 


gesetzlicher Vertreter 

Nachlaßpfleger als - der Erben 1.415 (2) 

Nachlaßverwalter als — der Exben 1421 (2) 

Zusüimmung des - zu Verträgen von Kindern und 
Jugendlichen 1 50 


gesetzliche Vertretung s. Vertretung 











Gesundheitsschäden. 

‚Ausgleich bei, die durch Wild verursacht wurden 6 
if. 

‚Ausgleich bei -, die zur Einhränkung der Teil 
nahme am geselschaflichen Leben führen 1338 














@ 
Ersatzpficht bei - 1338 
Folgen von- als Bestandteil des Schadens 1336 (1) 





Geldrente bei - mit ständiger Einkommensminde- 
tung oder dauernden erhöhten Aufwendungen 1 
338.0) 

(Gewerberäume, Anwendung der Bestimmungen 
über Wohnungsmiete auf1 131 

Gtäubiger 1 71.2) 

Abnahmeverweigerung des —bei nicht qualitätsge- 
rechter Leistung 1 84 (2) 

‚Abnahmeverweigerung des — bei unvollständiger 
Leistung 189 (1) 

Abnahmeverzug des - 1428 (2) 

‚Aufrechnung mit einer Gegenforderung 1.432. 

Erfllung dureh Abnahme einer anderen Leistung 1 
28) 

Erfüllung einer abgetretenen Forderung 1.437 

Erteilung von Rechnung und Quittung durch —174 

gemeinschaftliche Forderungen mehrerer — 1.435 

Gesamigläubiger 1435 

gesetzlicher Forderungsübergang 1.438 

Inhaber einer Urkunde 1.429 

licht des—1 71 (4) 87 

niit iomminkerscht er kng darch aa 1.87, 
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Pflicht des 
o 

Bricht des — zur Abnhme der Lesung L71.() 

Rechte und Pfichten des Prandglaubigers 14.4 

Rechtsstellung mehrerer 1.433 

Übertragung anderer Rechte 1.439 

Verrechnung von Geldzuhlungen 1.431 

Verzug des 1871 

Nom = verursachte Unmöglichkeit der Leitung 190, 
@ 

Wechsel des -1 436 

Wechsel des Schuldners 1440 


zum Eisatz des Verzugsschülens 138 











Großeltern, Erbrecht der 1368 


Großhandel 

Abwicklung 
@ 

‚Aufgaben des 11 


34 





Garanmeauspruche mit dm 





o 





Eigentumsuberg a 
gung im 





Eihtragung des Verachts 
Grundstücken ın 


nut dns Eigentum: 
13100) 
& wer Üben 










1306 (1) 

Entstehung einer Hypothick durch 
43) 

Verpflichtung des Vorkuufs 
des Vorkaufsrechts ın 

Grundsätze: 

= für das Zusammenwirken von Bürgern und Be 
trieben 1 131 

— für den Sparverkehr 12 1 f. 

= für die Rechtsansendung 4 1 

= zu den Aufgaben der Verträge 143 f. 

= zu den Aufenben des Zivlrechts 1 1 

= zum Entstehen des Mietverhältnisses und zu den. 
Haupipfichten der Partner 1.98 

= zum persönlichen Eigentum 1 22 

= zum sozialistischen Eigentum 1 17 

zur Erfüllung von Verträgen 1 71 

= zur gesetzlichen Erbfolge 1364 

= zur Stellung der Betriebe 1 10 

— zur Stellung der Bürger 1.60) 

= zur Verantwortlichkeit für Pfichwerktzungen 
aus Verträgen 192 

= zur Verhütung von Schäden und Abwehr von 
Gefahren 1.323 

Grundstück 

Anwendung des ZGB auf 

‚Erbbaurechte 25 (2) 
"Gründsiicksbelastungen.2 6: 





jechtiten. Löschung 
zubewilligen 1.307.) 





‚Grundstücksbelastungen 





Heinstätten 25 &) 

Nutzung von. 25 
Auskunfispficht des Veräußerers eines - 1.300. 
Ausubung des Vorkaufsrechts 1.307 39 (4) 
Beendigung des Nutzungsverhälinisses 1 314 
Belistung eınes — durch Aufbauhypothek 1.456 
Belastunz eines - durch Hypathek 1.452 
Besonderheit bei Nutzung von Bodenflächen in 











Erlöschen des Mubenutzungsrechts an — 1.322 (3) 

Errichtung von Gebäuden auf veriraglich genutzten 
1459 

Erwerb von - durch Ehegutten 1 299 

Formen der Nutzung von — durch Bürger 1286 

Garantie] 301 

Guranueanspruche 1 302 

Garantiesen 1.308 

gemeinschufliches E 














num am = 134 (1) 
icher Beziehungen 1.316, 







Kennzeichnung der Grundstucksgrenzen 1318 

Kosten dex Eigentumswechsel 1 304 

Mibenuzungsrechte an _1 321 £. 

Nichtausibung des Vorkaufsrechts 1 308 

Rechte und Pflichten des Nutzungsberechuten 1 
33 s 

Rechtsamvendung bei Eigentum am 49 

Rechisansendung bei erbrechiichen Verhältnis en 
bezüglich des Eigentüms am - 425 (2) 

Rechsamvendung bei Grundstücksbelastungen 
uch Inkrafttreten ues ZGB 2 7 

Rechisfoigen be) Nichtbeachtung des: Vorkaufs- 
rechts 1.309 

Schutz und Sicherung 
zung 1% 

staatliche Leitung des Grundsücksverkehrs 1 285 

Trennung des Eigentums zwischen _ und Gebäu 
12950) 

Überbau auf Nachba 

Übergang des Mitbenutzun 

Übenh Nachbargrundstück 1 319. 

Umfang der Eigentums- und Nutzungsrechte an-1 
205 

yereinfachtes Verfahren zum Erwerb von — 1 298 

Verträge zum Erwerb von - 1297 (1) 

Vertragzur Nutzung von Bodenflächenzum Zwecke 






























Verzicht auf Eigentum an — 1310, 

Verzichtserklärung des Berechtigten 1311 

Vorkaufsecht 11306. 

Wege- oder Überfahrtrecht 1322 (1) 

Grundstücksbelastungen, Anwendung des ZGB auf 
36 


Grundstücksgrenzen 


Grundstüicksgrenzen. 

Bau über - 1320, 

Kennzeichnung der — 1318 

(Grundstücksnachbarn s. unchbarliche Beziehungen 
Zwischen Grundstücksuuzern 

Grundstücksverkehr staliche Lei 

Gütertransport 1231 (1) 

Gütevorschrften, statliche s. stanliche Gltexor- 
schriften 

GWG-Wohnüngen 11323) 








ing des 128: 


Haftplichtversicherung 

Ersatz von Schäden, für die der Verichere nach, 
Rechtvorschriften verantwortlich ist 1264 (1) 

Zahlung von Schadenesctverpfichtungen an 
Geschädigten 1.264 (0) 

Handeln im Auftrag, 

persönliche Hilfeleistung 1275 (2) 

Püichten des Auftraenchners 1 275 (1) 

Rückgabe des Aufirases 1275. 0) 

Handeln ohne Auftrag 

Berücksichtigung der Interessen des anderen 1 276 








© 
= gegen den Willen des anderen 1.276 (2) 
Mandlungsfähigkeit " 


= des Erblasser 1370 (1) 

= von Bürgern anderer Stanten 4 6 
von Kindern und Jugendlichen 1 50 if 

Handlungsunfähigkeit 1.52 

Inhalt der —1.49, 

Hausordnung 

gemeinsame Ausarbeitung der - 1106 

= as Bestandteil des Wohnunssmietverirages 1 
106 

Hauswarisohnung 1122 (3) 

hauswirtscaftliche Diensleistungen und Reparatu- 

s. auch Diensileistungen 

Beachtung der Sicherheits- und Schutzbestimmun- 
gen 1166 

Beratungs- und Auskunftspficht des. Diensle. 
stungsbetriebes 1 1689 2 

‚Chemisch-Reinigungsleisungen 9 1 

Färbereileitungen 9 1 

Frist für Nachbesserung in Garantefal 1 180 

Garanticansprüche 1 1701. 

Garantie für 1 1779 15(1,2) 

Garanticzeit bei Nachbesserung 1 181 

Garantiezeit für 1 178 











198 


and 11649 1 
Geltendmachung von Ga 
156.4) 
Inhalt des Vertrages über - 1 165 9 5 
Kündigung des Dienstleitungsverhälnisses 1 186. 
Teistungszeit 117397 
Pflege- und Wartu ir 
Pflichten des Bürgers bei Übergube der Sache an 
Dienstlestungsbeirich 1 169 9 3 
Prüfungs- und Nitteilungpflichten 1 170 9 39 
Rechtsfolgen bei Nichtabholung von Sachen nach 
Ausfohrung der Dienstleistung 1188 
Rückgabe von Unterligen. Mater usw. nach Be‘ 
enüigung des Diensilestungsserhälunsses 1 187 
Selbstausführung emer Leitung 1175 98 
Sorgfälipficht 11 
Texülreimigungsleistungen 9 1 
Übertragung der zu erbringenden Leistungan einen 
anderen Betrieb 1 1679 1 
Vereinbarung des Leistungsortes 1 1749 11 
Verletzung der Mitwirkungspflicht 1 171 
weitere Ansprüche aus der Garantie, 
Erstattung notwendiger Aufwendungen des 
Bürgers 1 182 
Schadenersatz 11839 16 
Zusatzgaranie 1 1 





ieunsprüchen 1 18 





























Heimstätten, Anvendung des ZGB auf 25.6) 

Herausgabepflicht 

= bei persönlichen Diensleistungen 1.203 (1) 

— bei unberechtigt erlangten Leistungen 1.356, 

— gegenüber dem Eigentümer 133 (2) 

Umfang des Herausgabeanspruchs bei unberechtigt 
erlangten Leistungen 1.357 








Hersteller von Konsumgitern 

Geltendmachung der Nachbesserung gegen den 
151 @) 

Geltendmachung von Garantieansprchen gege 
den-1157(1) 

Gewährung von Zusatzgerantie durch den— 1150 

Pliht der -, planmäßig Konsumgüter bereitzuste 
en 1133 (1) 

Zusicherung von Eigenschaften durch den - 1148 
@ 

Hinterlegung 1.428 

Hypothek 

‚Abhängigkeit der - von der Forderung 1454 

‚Aufbauhypothek 1 456 

Aufbauhypoihek durch suailiche Anordnung 1457. 

Entstehen der 1.453 

Gesamihypothek 1.452 (1) 

Inhalt der - 1452 

Rechtswirkung der - 1.455 

Sicherang von Darlehnkferderung durch 1244.44). 
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Sicherung von Krediten durch - 1242 
Stundung von —1.458 


Immisionen 11320, 
Informationspflicht 

= des Beiriebes im Ausleihe 
= des Reiseveransulters 12 
= des Verkäufers 1137 
Vereinbarung der -im Vert 
Inhaberpagier 1.468 
Inkrafttreten des ZGB 2 1 
Instandhaltung 

= der Wohnung durch Vermieter 1 101 
malermäßige - der Wohnung 1 104 











Jugendliche 

Abschluß von Sparginokontoverträgen für- 126.6) 

Abschluß von Sparkontoverträgen für - 12 11 () 

Ausgabe des Scheckheftes für - 12.8.) 

nestählgkeit von — 1 SOf. 

Schadenersatzpflicht 1 350 

Teilnahme von - am Sparverkehr 12 2 

Verantwortichkeit fir Schadenszufügung 1 348 

Wohnsitz des 1.466 (2) 

Juristische Person. 

Anerkennung von Betrieben als -1 11(1) 

Rechtsanwendung kei der Anerkennung von Be 
trieben als - 48 




















Kassonzettel 1157 2) 34) 

Kauf 

Anlieferung von Möbeln und anderen sperrigen 
oder schwerlistigen Konsumgütern 1 140 

‚Aufgaben und Zieleder staatlichen Versorzungspo- 
nik 1 133 

Folgen nicht ordnungsgemäßer Nachbeserung 1 
is 

Garanticansprüche 1 151 

Garantie bei wertgeninderten und gebrauchten Wa- 











Geltendmachung von Garanticansprüchtn 1157. 

Informations- und Beratungspflicht des Verkäufers. 
1137 

= auf Teilzahlung 1 141 


Kleingartenanlagen 


= nach Erprobung 1 144 
= nach Muster 11143 
- von Rechten 1 147 
Kundentücher 11136. 
Lieferung von Enereie und Wasser 1 161 
Miwirkung der Bürger 1 135 
schbeserung 1 152 
Phlchten aus dem Kaufvertrag 1 139 
Phlchten der Betriebe des Einzelhandels 1 134 
Pflicht zum vollständigen Warenangebot 1 138 
Übergang der Garantierechte 1 160 
Umtausch 1 146 
Verkauf im Auftrag 114572 (1) 
Verlängerung der Gurantiezck bei Nachbesserung, 
und Ersatzlieferung 1 154 
Versendungskauf 1 142 
weitere Ansprüche aus der Garantie 1 155 ff. 











Kaufpreis 
Bezahlung des - 1139 (2) 
Herabsetzung des-- beim Kauferigeminderter und 





gebrauchter Waren 1180 (1) 
= für Grundstück 1305 
Preisauszeichnungspflcht 1 138 (2) 
Rückzahlung des -1 151 302 





Kuufvertrag 
Pflichten des Kaufe 
“Abnahme der Ware 1 139 (2). 
Zihlung des Kaufpreises 1 139 (2) 
Pflichten des Verkäufers 
'oidnungsgemäßte Verpackung der W 
139 (4) 
Übergabe der einwandfreien Ware 1139 (1) 
schaffung des Eigentums an der Ware 1 
139.0) 
Rechtsarwendung bei - 412 (1) 








1 





Kinder 

‚Anspruch auf Schadenersatz bei Tod des Unter- 
halıspflichtigen dureh Pfichtverletzung 1 339 (2) 

recht der - 1.365 

Handlungsfähigkeit von — 150 

Handlungsunfähigkeit von - 152 (1) 

Rechtsanvendung bei Rechtsverhälinissen zwischen. 
Eltern und 4 22 

Schadenersatepflicht 1.350 £. 

Verantwortiehkeit für Schaderszufügung 1 348 ft 

Wohnsitz der — 1.466 (2) 

Kind, ungeborenes. 

‚Anspruch auf Schadenersatz bei Tod des Unter- 
haltspflichtigen durch Pfichwerletzung 1.339 (2) 

Brbfähigkeit eines — 1 363 (2) 


Kleingartenanlagen 1315 














‚Kommission 


Kommission 
Kommissionsventrag 78 
Übernahme in 78 
Verkauf im Auftrag 114572 (1) 
Kontoinhaber 1234 f 
Kontovertrag 
Aufgaben und Ziele des - 1 
Einrichtung und Führung von Konten auf Grundbe- 
sonderer Rechtsvorsehriften 1237 
Inhalt des— 1.234 
Kündigung des - 1236 6) 
des - 12340) 
das Konto 1236 
& und Pflichten 1 238 
Kostenanschlag 
= als Bestandteil des Leistungsangebois bei Bau- 
leistungen 1 194 (2) 
Überschreitung des — bei Bauleistungen 1 195 
Kraftfahrzeug 
Schadensverursachung durch - 1.345 
Wildschaden am 61 @) 
Kreditinstitut 1234.12 11 
Kreditnehmer 1241 
Kreditvertrag 
aben und Ziele des 1 
des 1241 
Rückzahlung des Kredits 1243 
Sicherung des Kredit 1242 
Kundenbucher 
= in Beirieben des Einzelhandels 1 136 
= in Dienstleitungsbeireben 1163 (3) 
Kundendienst 1.10.(2) x 
‚iterung des bei der Versorgung mit Dienst! 
stungen 1.163 (1) 
Erweiterung des - beider Versorgung mit Waren 1 
16) 
= beim Kauf von Möbeln 14 1 
Kundendienstzentralen 35 (1) 
Pic der Betriebe zur Erweiterung des- 110 (2) 
Umtausch von Waren als -1 146 
Versendung von Waren als -1 142 







































Kündigung 
:r Gemeinschaft von Bürgern 





1220) 

= des Darlehns 1245 

= des Dienstleistungsserhältnises 1 186 195 202 
= des Energieliefervertiges 11 3 (1) 

— des Kontovertrages 1236 (3) 

= des Kreditverirages 1243 





= des Nutzungsverhältnbses von Bodenflächenzur 
Erholung 1314 








= des Sparkomtovertrages 121 (2) 
des Versicherungsverrages 1 257 (2) 

= des Wohnungsmietvechältisses 1 120 (2) 
von Verträgen 181 

Verbot der von Hypoiha 
dung 14 








enforderungen beiStun-, 














Aufhebung des Mietverhiltnisses durch gerichtlich 
Entscheidung 
bei dringendem 
1122 
bei gröblicher Verletzung der Mieterpflich“ 
ten 1121 (1) 
bei gröblicher Verletzung der Rechte unde- 
 Hausbewohner 1121 (1) 
ing des Mietserhältnisses durch Vereinba- 
rung 1120.) 
Kündigung durch Mieter 120 (2) 
bei Gewerberäumen 1 131 
= bei Untermiewserhöltissen 11128 (&) 
= bei Werkwohnungen 1 130.6) 
bei Woche 
hungszwecke und Garıgen 1.129, 
= für Mieter 1120 (1) 
= fürNutzer von Boden 
@ 





Igenbedarf des Vermicters 











in für Eike 








lichen zur Erholung 1314 


Lagergebühren des Dienuleistungsbetriebes 1 188 
a) 

Leihe 

Pflichten des Leihers 1280 (1) 

Pichten des Verleihers 1280 (2) 

Rückgabe der Sache an den Verleiher 1280 (3) 

Leihgegenstand bei Nachbesserung 32 (2. 3) 

Leistung 

Folgen der Nichterfüllungwegen Unmöglichkeit der, 
100 

Herausgabe der — auf Grund nichtigen Vertrage 
© 

= aus Versicherung 1.251 

nicht qualitätsgerechte 1 84 

nicht termingerechte — durch Gläubiger 1.87 f 

nicht termingerechie — durch Schuldner 1 85 

Rückgabe unberechtigt erlangter — 1 356 I, 

Umfang und Quäliän der- 1 61 

unvollständige - 1.89 

Verweigerung der - 182 (1) 

Verzug der —1.85 86 87 

Lebtungabn 


1 








Inungen <A lIscmeinf/Bedio rungen 


201 


Leitungsort 
Ertullung von Ve: 
a) 
= bei Dienstleistungen 1.173 9.11 
= bei Energieieferung 114 (1) 
— bei Verträgen alljemein 172 (1) 
= des Betriebes 1 72 (2) 
Vereinbarung des -im Vertrag 1.60 
Leistungsverweigerung 192 (1) 
Leistungsverzug 1 85-88 
Leistungszeit 





igen am vereinbarten Ort 171 











Vereinbarung der -im Vertrag 1.60 

vorzeitige Leistung 173 (2) 

Lieferbedingungen s Allgemeine Bedingungen 

Lieferzeiten 

= bei der Anlieferung von Möbeln 143.(1) 

Verkürzung der — durch Dienstleistungsbeiribe 1 
161) 

LPG-Gesetz, Änderung des - durch EGZGB 2 12 
“ 

Luftfahrzeug 

Ausschluß der Befreiung von der Verpflichtung zum 
Schadenersatz 1343.) 

Rechtsanwendung bei Eigentum am — 4 11 (1) 

Rechtsanwendung bei Schadenszufügung beim Be 
trieb eines 4 17.) 














Mahgebühren des Diensteistungbeirickes 1 188 
@ 
malermäßige Instandhaltung 
anderweitige Vereinbarung in bedug auf —1 104 (2) 
Pflicht des Mieters zur — 1 104 (1) 
Übergabe der Wohnung durch Vermicter 1104 (1) 
Mängelbeiiigung 
im Diensleistungsverhälinis A 179. 196 201 
zu 
= im Kaufrech 1151. 
Wohnungsmietverhälnis 
Aufrechnung. notwendiger Aufwendungen 
gegen Mietpreis 1 109.0) 
Durchführung notwendiger Reparaturen 
durch MieterA 109.01) 
Sigene Beseilgung von Mängeln, deinfoge 
Verletzung von Mieterpfichten entstanden 
and 1070) 
Erstattung von Aufwendungen des Wieters 1 
1001) 





Mietpreis. 


Information der Mietergemeinschaft 1.107 
@ 

Nietpreisminderung bei yom Vermieter zu 
yeneienden Mängeln 1 108 () 
Schadenersatz bei Nichtanzeise 
2611076) 

Schadenersatz bei Verletzung der Instand- 
hulungspficht1 108 () 

ünverzügliche Anzeige eines. Mangels an 
Vermieter 11107 () 

Verhinderung weiterer Mängel durch Micter 


Man- 





110700) 
Miete, 
s: Wohnangsmiete 
5. Wo 





Ssmietverträg 


Mieter 
auch Wohnungsmiete 








Abschluß von Vortrigen über die Mitwirkung der — 
1114 

Aufgabe der — bei gerichlicher Aufhebung. des 
Mienerhälisses 1121 (1) 

‚Aufhebung des Mietverhältnises 1.121 

Ausübung des demokratischen Rechts auf Mitge- 
staltung durch die - 197 0) 

Beilegung von Konflikten durch - 1119 

gemeinschafliches Eigentum der — A 118 

information der - über Mängel 1 I 

Information der. über Märtgebesei 
rechnung 1.100 (2) 




















Inhalt der Vertrage über 
Aufstellung eines Reparatur- und Instand- 
. haltungsplanes 1 115 
Höhe der Mittel, über die die — verfügen 


Kann 1115 
Piege von Grünanlagen und Gärten 1 115 
Pflegliche Behandlung der Wohnungen und 
Mängelinzeige 1 115 
Pünktliche Mietpreiszahlung, Inkasso-Voll- 
macht und Maßahmenbei Mietrückständen 
1115 
Verantworlichkeit der Mieter, die im Rahmen der- 
Häig waren 1 117 (2) 

Verhälins zwischen Mitwirkung der- und Mietwer- 
ig 1116 

Wirkungen des Handelns def- 1117 


Mietpreis 

Aufrechnung gegen den - 1 109.(2) 

Einfluß der Mietergemeinschaft auf die Zahlungdes 
119 





(noch) Mietpreis 





Erhebung einer Gebühr beiverspäte 
-1102.0) 

Minderung des - 1108 

Neubestimmung des zulässigen - 1 103 (2) 

Vereinbarung des - entsprechend den Rechtsvor 
Schriften oder gemäß staatlichen Festlegungen 1 
103 (1) 


alung.des 








Verpflichtung zur pünktlichen Zahlung ds - 1 102 
a) 
Zeitpunkt der Zahlung des — 1 102 (1) 


Mitrbeiter von Beticben 

Handeln der = ohne Vertretungen 19 () 

Verantworichkeit er Beiich ürihre Aurbeter 
1331 

Vertretung der Betiebe drchhre Mitar 
o 

Mienatzungsrecht am Grundstück 1280 (3) 300 
© 

ieigentum 

5. auch gemeinschafliches 

Ansprüche ans 140 

Aufhebung des= 141 

Ausübung des Vorkaufsrchts 139 

Entstehungvon- durch Verbindung. Vermischung 
30 (1) 

gerichtliche Entscheungüberdi Verwa 
136 (2) 

= als Arı desgemeinschftichen Eigentums 1 

Miteigentumsanteil geslschafticher Organist 
nen 1499.) 

entumsameil sa 

ten 1459 (4) 

Nachlaßaufteilung durch Begründung son — 
Grundstücken und Gebäuden 1.427 () 

Nurzungsbefügnise der Miteigentümer 15 

Rechte und Pflichten beider Verwaltung von -136 

Verfügung über- 137 

volkaigener Miegentumsantel 450 (1) 

Vorkaufsrech der Miteigentümer 138 

Miterben, Erülung von Nachlabverindichkeiten 
dureh 1412 

Miteilungspficht 

= bei Vertagsiörungen 1 83 

— des Betriebes bei Dienstleistungen 1 170 (1) 

Z. Ges Bürgersbei Aufbenahrungvon Sachen 1227 
© 

= des Bürgers bei Dienstleistungen 1 170 (2) 

= des Bürger beim Auleihdienst 12192) 

imitteibur Gescädige . Geschiter 

itverantrorlichkit des Geschädigte s. Gesch 
dir 

Mitirkung der Börger 

Sean ran Selallte nen Rochkenfleke 176 











155 





ges 








m 





Isischer Genossenschi 














= an derstautlichen Leukungdes Wohnraums1 96 

= in Mietergemeinschäften 197 114 

Recht auf - 1 9 Präumbel 

Mitwirkung der Bürger in Versorgungsbeziehungen 

Einfußnhme auf Dedurfsormütlung, Soriment und 
Verkaufskultur 1135 (2) 

Einflußnahme auf die Entwicslung des Dienslei- 
stungwesens 1 103 (2) 

Kundenteiräte und Ausschüsse 1 135 (1) 

Untersükzung der Beiräte und Ausschüsse durch 
Beiricbe 1135 (9) 















= bei Texülreinigungsleistungen 9 3.9 (2) 
100 


Vereinbarung von - durch Vertr 
bei der Erbringung von Di 

165 (2) 190. (2) 108 (2) 
Versicherungsverbälnise 
Verletzung der Pflicht zur Ertringu 











Mitvickungspflicht s. Nitwirkungshundlung 
Möbel 

Anlieferung von - 1 110 14 148 

Fristen bei der Lieferung von - 143 (1) 
Kosten für das Aufstellen von 147 (4) 
Kosten für die Anlieferung vo 
Leistungort bei Anlieferung 
Preisrabatt 147 9)5 6 
Selbstabholung der 143.9)6 
Seibstaußtellen der 143 (4) 6 
Umfang der Anlieferung der- 143 (2) 
Umfang des Aufsellens der. 143.6) 
Versorgimasbereich bei der Lieferung von. 











14234 





Moral, sizilisusche s sozalisische Moral 





nachbarlche Beziehungen zwischen Grundstücks: 
nutzern 


rundstücken 1317 





Kennzeichnung der Grundswucksgrenzen 1.318 
Mitbenutzungsrecht an Grundtucken 13211. 
Überbau auf Nachbargrundsuück 1 320 
Überhang auf Nachbargrundstick 1.319 
Wege: oder Überfahrtrecht 1322 
Nachbesserung 
= als Garantieanspruch bei der Versorgung mit 
Dienstleistungen 1 179 (1) 180 181 
= als Garantieanspruch beim Kauf 1151 (1) 1523 
2. 
Nachlaß 
Aufieilung des — 
‚Aufhebung der Erbengemeinschaft 1.423 
Entscheidung durch das Staatliche Notariat 1 
7 











203 


gütliche Einigung der Erben 1.426 
Verhähnis zu erbreehtlichen Bestimmungen 
anderer Rechsvorschriften 1 424 

Vermittlung durch das Staatliche Notariat 1 








Ichlaßverbindlichkeiten 1.109 I. 

lung des Erbscheins 1.413 

gegenständlich beschränkter Erbschein 1414 

Maßnahmen zur Sicherung und Verwaltung des- 1 
sistt 

Anordnung der Nachlaßverwaltung 1 420 

‚Aufhebung der Nachlaßverwaltung 1.422 

Befugnisse des Staulichen Notariat 1419. 

Folge eines unriehigen Nachlaßverzeichniises 1418 

Fürsorge des Staatlichen Notariat 1418 

Inhalt des Nachlaßverzeichnisses 1417 

Nachlaßverzeichnis 1 416 

Stellung des Nachlaßverwalters 1.421 

Nachlaßverbindlichkiten, Erfüllung. 

Besonderheiten 1.411 

Grundsatz 1.409 

— aus Spareinlagen 123 (1) 

= durch Miterben 1.412 

Pnichttilanspruch - 1396 (3) 

Rangfolge 1.410 














Nachlaßverwalter 

Aufhebung der Nachlaßerwaltung 1.422 

Bestellung eines — durch Staatliches Notar 
a 

Rechenschaftslegung des — 
Nachlaßverwaltung 1 4 

Stellung des — 142) 


Nachlaßyerzeichnis 

Aufstellung eines — 1416 

Befugnisse des Staalichen Notarias 1.419, 

Folge eines unrichtisen - 1 411 (4) 412 @) 418 

Inhalt des 1 417 

Nachrichtenleistungen, anzusendende Bestimmun- 
gen bei 1231 

Nachriehtenübermitlung 1 231 (1) 

Mitbenutzung von Grundsicken zur Durchführung 
von Maßnahmen der - 1 321 (4) 

‚Ansprüche bei Verletzung von - 1.327 

vermögensrechtliche Ansprüche aus - 123 (1) 

‚Name s. Personlichkeitsrechte 





1420 


sch Aufhebung der 
3 











Neuerer- und Erfinderrechte 
Nichterfüllung wegen Unmöglichkeit der Leistungs. 
Unmöglichkeit der Leistung 


Nichtigkeit 
= testamentarischer Verfügungen 1 373 
Ei on lAbreden beim Soarkantörertras 221112) 


‚Nutzungsrecht des Mieters. 


Nichtigkeit von Verträgen 
= bei erfolgreicher Anfechtung 170.) 
= bei Nichtbeachtung eines Vorkaufsrechts 1 39, 





& 
= bei Nichtertilung einer neswendigen Genehmi- 
gung1 68 (1) 


= bei unmöglicher Leistung 1.68 (1) 
bei Verstoß gegen sozialisische Moral 1.68 (1) 
= Handungsunfähiger 152 () 
„wenn Inhalt gegen in Rechisvorschriften enthal- 
tenes Verbot verstößt 168 (1) 
Rückgabe unberechtigt erlanger Leistungen 1.69 
teilweise -1.68.(2) 





Noistand, Zulössigkeit der Handlung bei - und Aus- 
'schlus der Verantwontlichkeit für Schäden 1393. 





Notwehr, Zulässigkeit der Handlung bei- und Aus- 
Schluß der Verantwortlichkeit für Schäden 1352 





Nutzung 

auch Nutzung von Grundstücken und Gebäuden 
zum Wohnen ünd zur Erholung 

5; auch Nutzung von Volkseigentum 

Ausprüche bei Beeinträchtigung der — 1133 
‚des Eigentums gesellschafticher Organisationen 

1100) 

— des Eigentums sozial 
1190) 

= gemenschaflichen Eigentums 135, 
persönlichen Eigentums 124 295 If 

= sorilstischen Eigentums durch Bürger 121 

= von Wohnraum 194 ff, 

persönliche — genossenschäflich genutzten Bodens 
1291 

Organisisrung der - von Volkseigentum durch den 
sozinästischen Staat 118 (2) 








scher Genossenschaften 


Nutzungıbedingungen s. Allgemeine Bedingungen 

Nutzungsbefugnis, ® 

= als Besitzer 133.3) 

= der Niteigentümer 1 35 

= der Rechtsträger von Volkseigentum 1.19, 

= des persönlichen Eigentümers 1 24 

Nutzungsrecht des Mieters 

5. auch Wohnungsmiete 

s; auch Wohnungsmieiverträg 

gegenseiige Rücksichtnahme bei Nutzung der 
Wohnung und der Gemeinschaftseinrichtungen 
1105) 

vertragsgemäße Nutzungund pflegliche Behandlung 
der Wohnung und der Gemeinschaftseinrichtun- 
sen1105A). 





‚Nutzung von Grundstücken 


Nutzung von Grundstücken und Gebäuden zum 
Wohnen und zur Erholung 

illgemeine Bestimmungen 1 284 
Formen der Nutzung von Grundstücken 
(durch Burger 1 286 
Schutz und Sicherung einer rationellen Bo. 
dennuzung 1284 
staaliche Leitung des Grundstücks 
1 

Nutzung persönlichen El 

nd Gebäuden 1298 1 








ches 





uiktucken 














Nutzung von Bodenlachen zur Erfolung 1 312 
Abschluß des Vertrages 1 
Beendigung. ces Nutzungsverhalinisen 1314 





Rechte und Pichten des Nutzungsbeiechtig. 
wen 1313 
persönliche Nutzung genossenschafthch genutzten 
Bodens 1.291 ft. 
Entstehung des Nutzüngsrechts 1 201 
Entzug des Nutzungsrechts 1 04 
Inhalt des Nuzungsrechts 1 202 
Übergang des Nutzungsrechte 1.243 
Verleihung von Nutzungsrechten an volksergenen 
irundscken 1287 1 
Entstehung des Nutzungsrechts 1287 
Entzug des Nutzungsrechte 1 290 
Inhalt des Nutzungsrechts 1 288 
Übergang de Nutzungsrechts 1289 
Natzımg son Volksegentum 1.18 (2) 19. 
durch gesellschufliche Orgunsauonen 1119 (3) 
durch soziahsische Genossenschaften 1 19 (9) 
durch saliche Organe 119 (1) 
durch volkseigene Betriebe 119 (1) 




















Organisationen s. geelkschaftiche Organisationen 


Personenbeforderung 1231 (1)232 330 11.4121) 

Personenversicherung 

Anspruchsberechtige 1265 (2) 

Einsetzung eines Dritten al Beguistigten 1265 (3) 

Eine des Anspruchs des Begunstigten 1265 (4) 

Leistung für zusätzliche Versorgung 1 265 (1) 

persönliche Dienstleistungen 

5. auch Dienstleisungweriräg, 

Ansprüche bei nich! veririgsgemäßer Erfüllung 1 
201 

Beratungs: und Auskunftsplicht 1199 

besondere Pflichten des Auftragnehmers 1 200 

Erstattung von Aufvendungen 1 203 (2) 

Gegenstand 1 197 

Herausgabepflicht 1203 (1) 

Kündigung des Diersleistungsverhältnisses 1 202 

‚Veröffentlichung von Anzeigen als — 8 1 If. 














persönliches Eigentum 
S. auch Eigentümer 

s auch Eigentumserwerb 
5 auch Ei 





Befugnise des Eigentümers 124 
nisse als Gegenstand des 


1230) 






alsGrund- 
Ihe für den Erwerb - 13 

Schu des - 1 Präambel 1 (0) 

Sozinhstsches Eigentun ak Gründ 
wicklung ws 122 (1) 

Vermeidung von Schäden und Gefähren für das 1 
a 

vermogensechliche Ang s Urheber, 
Neuerer und Erfinderrechten 123 

Vorsorge bei umorhergeschenen Schaden am 1 
2100) 

personliches Figent 
Bauden 

Auskunfispficht des Vernußerens eines Grund: 
Stücks 1.3000 

‚Ausübung des Vorkaufstechts 1307 

Eigentum an Wochenendhausern undunderen Bau. 
Tiehkenen auf veriglich genutzten Bodenfla 
chen 1290 

Erwerb von Grundstücken durch Ehegatten 1299 

‚pruche bey Mängeln am Grundstück 1 




















‚dstucken und Ge- 













Veraußerung emes Grundstücks 1 301 

1308 

Kaufpres 1305 

Kosten des Figentumswechek 1 304 

Nichtausubung des Vorkaufsechts 1 308 

des  auf.den Erwerber 1 297 (2.3) 

Umfang der Eigentums- und Nutzungsrechte 1 295, 

sereintichtes Verfahren für Erwerb von Grundstuk- 
ken 1208 

Vertrag zum Erwerb - 1.297 (1) 

Verzicht auf Eigentum an Grundstücken 1 3107. 

1.306 

















Persönlichkeit 
Entwicklung der - auf der Grundlag 
des Bürgers 13 
Einwicklunader - durch dassorialsische 
1170) 
Entwicklung der - dureh das Ziilrecht 1 Präambel 
Schutz der - durch das Zivilrecht 11 (2) 7 
Persönlichkeitsrechte, Ansprüche bei Verleizung 
Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes 1327 (1) 
gerichliche Feststellung der rechtswidrigen Verlet- 
zung 1327 (1) 





der Leistung 





igentum 
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Schadenersatz 1.327 (1) 

Unterlassung gegennärtiger und künftiger Verlet- 
zungen 1327 () 

Persönlichkeitsrechte. Recht des Bürgers auf Ach- 
Yung seiner 17 

Recht am eigenen Bild 17 

Recht auf Achtung der Ehre 1 7 

Recht auf Achtung des Ansehens A 7, 

Recht auf Achtung des Namens A 7 

Urheberrechte 17 

Piandrecht 

‚Anwendung des ZGB 27 

Erlöschen des 1.416 

Erlöschen des — bei Schuldnerwechsel 1.440, 

= ohne Übergabe der Sache 1.448 

Rechte und Pflichten des Pfandgläubigers 1 444 

Übergabe einer Sache als Pfand 1.443 

Unzulässigkeit der Verpfändung von Spareinlagen 
1290)16@) 

Vereinbarung eines - zur $ 
forderungen 1 244 (4) 

Vereinbarung eines- zur Sicherung von Krediten 1 
242 

Verpfändung von Forderungen 1.449, 

Verwertung der Pfandsache 1.445 

Pflegearbeiten 

5; hauswirtschafliche Dienstleistungen und Repara- 

5. persönliche Diensleistungen 

Pflge- und Wartungsverträge bei Dienstleistungen. 
1176 

Pfiegschaft, Rechtsarwendung bei 424 

Pflichten, allgemeine, 

= bei.der Erfüllung von Verträgen 144 

= bei.der Verwaltung des Miteigentums 1.36 

= der Betriebe des Einzelhandels 1 134 138 

T der Betriebe in den zivilrechtlichen Beziehungen 
110 

= derBürgerin denzivilrechlichen Beziehungen 1 
6 

= des Vertreters 156 

= zur Verhütung von Schäden und zur Abwehr von 
Gefahren 1.323 

= zur vertragsgemäßen 

=. zurZusammenarbeit von Be 
118 

Verhaltenspficht 1 13 

Pfichtteil 

Anspruch auf - 1396 

Erfüllung des 1.398 

Erfüllung des Pfiehweilanspruchs als Nachlaßver- 
bindlichkeit 1.396 (3) 410 

Verhältnis des — zur Erbeinsetzung 1 397. 

















herung yon Darlehns- 








füllung 1.47 
den und Bürgern 














Pflichtelsberechtigte 1396, 
Pflichtveletzung 

= aus Verträgen 1 2 8485 8789.92 
Verantwortlichkeit bei außervertraglicher 


1330, 
‚Vereinbarung der Folgen von - im Vertrng 1.60 
Pflichtversicherung, 





B 





wündang einer = durch Rechtssorschften 1246 

@) 

Inhalt der 1248 

Verschenngsbedingungen 1217 (2) 

Postsendangen 1231 (1) 

Preis 

Hecabseuung den — bei wertgemindert 
brauchten Waren 1.189 (1) 

Höhe des icipreises 1 103 

= bei Texlreinizungslistungen 9 5 (2) 

= beim Reiselistungsvering 10,5 7 

Überschreitung des- bei Baukistungen 1 195 

Vereinbarung des - in Vertrag eniprechend den 
gesewichen Vorschriften 1.60 62 

Wirksamkeit eines Vertrages bei Preiwersien 1 
sc 

Zahlung des Kaufpreises 1 139.2) 305 

ahlung des Mietpreis 1 102. 

Zahlung des — für Aufbewahrung von Sachen 12 
& 

Zahlung des - für Ausleihe von Sachen 1 218 (2) 

Zahlung des — fr Bauleistungen 1 190 (2) 

Zahlung des für haussitschällieh Dienstlitun- 
gen 1105 @) 

Zahlung des — für persönliche Dienstleistungen 1 
198 0) 

Zahlung des = für Reise und Erholung 1 206 (2) 

Preisminderung 

="ais Anspruch bei Beeintächtigung der Ge- 
rauchsähigkeit der gelichenen Sache 1 

= als Anspruch bei nicht venragsgemäßer Erfül- 
ung von Reiseverträgen 1 210 

= als Anspruch bei unvollständiger oder mangel- 
after Unerbringunglestung 1.214 (1) 

=. als Garanticanspruch bei Demieisungen 1.179 
180 

is Garanticanspruch beim Grundstückserneib 

1302(1) 

als Garantieanspruch beim Kauf 1 151 (1) 152 

918320) 

= al Garanticanspruch bei meht verragsgemäßer 
Erfüllung bei persönlichen Dienslistungen 1 
00) 

= als Garanticanspruch bei werigeminderten und 
üebrauchten Waren 1 159 (2) 

Preisrückzahlung 

= "ls Anspruch bei nicht vetagsgemäßer Ei 
Hung von Reiseverträgen 1210 (2). 



































(noch) Preisrückzahlung. 


= als Garantieanspruch beim Grundstückserwerb 
1302 (1) 

= als Garamicanspruch beim Kauf 151 (1 152 
15332) 

= als Garantieanspruch hei wertgeminderten und 
gebrauchten Waren 1159 (2) i 

Prüfungspflicht 

= bei Rückgabe der Sache nach Ausleihe 1 223 

= des Betriebes bei Dienstleistungen 1170 (1) 


qunlktätsgerechte Leistung 

Inhalt der Garantie 1 148 177 

nicht -1 84 

ordnungsgemäße Erlülung von Verträgen 171 (1) 

Reklamation bei nicht - 3 1 f 

Umfang und Qualität der Leistung 1 61 

Vereinbarung der QualtätbeiLeistungim Vertrag 1 
© 

Quellen erhöhter Gefahr, erweiterte Verimwort- 

keit aus 1.344 

Quittung 

Erteilung einer —1 74 

= bei Einzahlungen des Sparers 124 (2) 





Räumung einer Wohnung 11123 

reale Erfüllung von Vertigen 147 

Rechnung und Quittung auf Verlangen des Schüld- 
nes 174 

Rechtsannendung, 

Abstammung des Kindes 4 21 

‚Annahme an Kindes Statt 4 23 

Aufrechnung 4 14 

Beendigung der Ehe 4 20 

Eheschließung 4 18 

Eigentum an beweglichen Sachen 4 10, 

Eigentum an Grundstücken und Gebäuden 4 9 

Eigentumsübergang bei Verträgen 4 13 

Entmündigung und Todeserklärung 47 

Form von Verträgen 4 16 

Handlungsfähigkeit von Bürgern anderer Staaten 4 
6 


Nichtanwendung des Rechts anderer Stuten 44 

persönliche und vermögensrechtliche Bezichungen. 
der Ehegatten 419 

Recht der Erbfolge 4 25 

Recht des Arbeitsones 427 

= bei Schadenszufügung außerhalb von Verträgen, 
a 

= bei Stantenlosen oder Bürgern mit mehrfacher 
Staatsbürgerschaft 4 5. 


Rechte an Schiffen und Luffchrzeugen 4 11 

Rechtsfähigkeit von Betrieben 1 11.4 8 

Rechtsverhältisse zwischen Eltern und Kindern 4 
2 

Verjährung 4 28 

Verweisung 43 

Vollmacht 4 15 

Vormundschaft und Pflegschaft 4 24 

Wirksamkeit des Testaments 4 26 

Rechtsarwendung auf Verträge 4 12 

Dienstlestungsverträge 4 12 (1) 

Gütertransporwerträge 4 12 (1) 

Handelsverreterverträge 4 12(1) 

Kaufsertäge 4 12 (1) 

Kundendienstvertäge 412 (1) 

Lagervenräge 4 12 (1) 

Lizenzverträge 4 12 (1) 

Montageverträge 4 12 (1) 

Nutzungsverträge 4 12 (1) 

Personerbeförderungsverträge 412 (1) 

Speditionsverträge 4 12 (1) 

Yersicherungeverträge 4 12 (1) 

Verträge, die Bankgeschäfte betreffen 4 12 (1) 

Verträge über das Eigentum und andere Rechte an 
Grundstücken und Gebäuden 4 12 (3) 

Verträge über den Umschlag von Gütem 4 12 17 

Verträge über die Nutzung urheberrechllich ge- 
schüuter Werke 4 12 (1) 

Verträge über wissenschaftlie-technische Leistun- 
gen 12 (1) 

Rechtsfäigkei 

Rechisarwendung bei 

= von Beirieben 111 

= von Vereinigungen 52 (1) 

Rechtsgeschäfte 

(Geltung der allgemeinen Bestimmungen über Ver- 
träge für einseitige - 1.48 (2) 

Recht des Bürgers zur Vornalme von —1 6.02) 

Rechtsanwendung bei der Begründung von durch 
Bürger anderer Staaten und Staatenlose 4 6 (2) 





von Betrieben 4 8 











"Vertretung bei einseitigen - 153 


Vornahme einseitiger - von Kindern und Jugendli- 
chen 150 (2) 

Vornahme von - durch Handlungsunfühige 132 (3) 

rechtsgeschäfiche Vertretung . Vertretung 

"Rechtsschutz bei Verletzung der Rechte aus ziil- 
rechtlichen Beziehungen 1 16. 

Rechtsstellung 

Gestaltung zivlrechtlicher Beziehungen durch die 
Betriebe 112 

Gestaltung zivlrechiicher Beziehungen durch die 

«Bürger 18 
Reihisanweudung bei Besttnmung der 48 
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— der Betriebe 1 101. 

- der Bürger 161. 

rechtswidrige Drohung 170 (1) 

Registrierung des Vertrages über die Bildung einer 
"Gemeinschaft 1267.02) 

Reinigungsarbeiten s. hauswirtschftliche Dienste 
stungen und Reparaturen 

Reise 

Ansprüche beinicht verragsgemäßer Erfüllung des 
Reisevertrages 1 210 10 10, 

Arten der Leistung 102 








126 





Information und Beratungdurch Reiseveranstlter1 
205 1036.(1) 

Inhalt des Reisevertrages 1 206 10 5 

Kundendienst bei Reiselentungen 10 3 (1) 

Pflichten bei Reiseverträgen 1 206 10 5 6 7 

Reiseleiter und andere Beauftragte 1 208 10 12 

Rücktritt vom Reisevertrog 1.209 108 9 

Unterbringung in Hotels, Pensionen, Fremdenzim- 
mem 1212 

Verjährung bei Reiseeisuungen 10 14 

Verlust oder Beschädigung eingebrachter Sachen 1 
as 

Vermittlung von Leistungen 1211 10 13 

Versicherung bei Reiselebtungen 10 11 

Vormerkungen bei Reisekistungen 10 3 (4) 

Zustandekommen des Reisevertrages 1 207 10.4 












Reiseleistungsvertrag, Pflichten des Bürgers 

Einhaltung der Teilnahmebedingungen 1.206 (2) 10 
@ 

Zahlung des vere 





harten Preises 1206 (2) 10 5 7 

Reiseleistungsvertrag, Pfichten des Reiseveranstal- 

Gestaltung der Reise gemiß Programmen und Teil- 
nahmebedingungen 1.206 (1) 10 6 (1) 

Vertragsgemäße Erbringung der vereinbarten Lei- 
stung 1206 (1) 10.6 (1) 

Reklamation. 

= am anderen Ort als dem des Kaufs 1157 9)34 

= des Sparers 12 2.(2) 49) 12 (1) 

= von Waren 1 19711. 3 [Mt 

Reklamationsbuch 3 6 

Reparaturen s, hauswirtsch 
und Reparaturen 

Rückgabe unberechtigterlangter Leistungen. 

Herausgabepflicht 1356 

— bei nichtigen Verträgen 1.69 

Umfeng.des Hernuszübeansprucha 11357. 





tiche Dienstleistungen 


‚Schadenersatz 


Rücktritt 

= bei Dienstleistungen 1179 193201 209 213 214 
89914 

— bei freiviliger Versicherung 1260, 

— bei nicht termingerechter Leistung durch den 
Schuldner 1.86 (1) 

= bei Pfichterletzung aus Verträgen 1182 (1) 

= bei Überschreitung der Leistungszeit bei Dienst- 
leistungen 1 173 (3) 

= bei Verletzung der Miyirkungspflicht dureh den 
Bürger 171 

= vom Kreditertrag 1243 

= xom Tauschverirag 1127 

= von Venrägen 1.80, 








Rückzahlung 
= des Darlehns 1245, 

= des Kaufpreises 1151 302 
= des Krediis 12 








Sachen 
Abgabepficht bei gefundenen - 1358 
‚Aufbewahrung von —1 225 
Ausleihe von —1 217 
Begriffsbestimmung 1.467 (1) 
Energie als - 11 20 
Leihe von — 1.280, 
Nichtahholung von — bei Diensileistungen 1188 
Pfandrecht ohne Übergabe der - 1.448 
Saehversicherung 1263 
Übergabe einer — als Pfand 1.443 
Verlust oder Beschädigung von — 
bei Beförderung durch Verkehrsbetriebe 1 
232 
bei Reise und Ertolung 1215 
Suchversicherung 
nur in Versicherung durch Erwerber einer Sache 
126.0) > 
Ersatz von Schäden, die versicherte Sachen erlitten 
haben 1 263 (1) 
Höhe der Leistung 1 263 (1) 
Kündigung einer (reiwiligen Versicherung durch 
Erwerb einer Sache 1263 (3) 
Schaden 1.336 (1) 
Schadenersatz. 
Herabsetzung des - 1,340, 
Mityerantwortlichkeit des Geschädigten 1 341 
= aus Garantie bei Dienstleistungen 1 183 
= aus Garantie beim Kauf 1 156 
= aus gegenseitiger Hilfeleistung 1 278 
=. aus Verträgen zur Unterbringung in Hotels 1213 
= bei Abwehr von Schäden und Gefahren 1326 

















(noch) Schadenersatz: 


bei Energieleistungen 117 (2) 8.(6) 
bei Gesundheitsschäden 1 338. 
bei Immissionen 1.329 (2) 
beim Fund 1338 (4) 








ingsbefugnis 1,59 
so. 


beim Tod eines Bürgers 1 339 
bei Nichtanzeige von Mängeln der Wohnung 1 
1076) 
bei Nichterfüllung” wegen Unmöglichkeit. der 
Leistung 1 90 
bei nicht qualitätsgerechter Leistung 184 
bei nicht iermingerechter Erfüllung van Verträ® 
gen 186.88 
bei nicht termingerechter Veröffemlichung von 
Anzeigen 88 
bei nicht vertragsgemäßer Erfüllung des Reise- 
vertrages 1.210 10 10 
bei nicht vertragsgemßer Erfüllung persönli- 
her Dienstleistungen 1 201 
bei Personenbeförderung 1232 
bei Pflichiverletzungen aus Verträgen 1 82.93 
330 
bei Quellen erhöhter Gefahr 133 
bei rechtswidriger Verletzung von Pflichten. 
Befreiung. von der Verpflichtung zum 
3331. 
Herabsetzung des - 1340, 
Mitverantwonlichkeit des Geschädigten 1 
341 
Umfang und Arı des 13301. 
Verantwortichkeit mehrerer Schadensver- 
ursacher 1342 
Dei Rückurt vom Reiseleistungsvertrag 10.8 (2) 
bei Schadensterursachung durch Selbsthilfe 1 
355 
bei Schenkung 1.283 
beisonstiger Pfichtverletzungaus Vertrag 1921. 
"bei Textlfeinigungsleitungen 9 16 
bei unvollständiger Leistung — 1 89 (3) 
bei Verletzung der Erziehungs- oder Aufichts- 
pflichr1 35 
bei Verletzung der Instandhaltungspflicht 1108 
& 
bei Verletzung von Persönlichkeitsrechten 1327 
/etust oder Beschädigungeingebrachter‘ 
hen in Hotel, Erholungsheimen. Pensionen 
2is 
"bei Verlust von Sachen in staatlichen oder gesell- 
schaftlichen Einrichtungen 1.230 
























bei Wildschäden 6 1. 
des Fahrzeughalters 1345. 

des Gebiudeeigentümers oder Nutzungsberech- 
sten 1347 
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= des Sparers 12.10.) 17 (2) 

— des Tierhalters 1346. 

= im Rahmen der Mietergemeinschaft 1 117.(2) 

= im Scheckverkehr 13 

Übergang von Schadenersatzinsprüchen auf Yers 
herungseinrichtungen 1.256 


Schadensminderung, Pflicht zur 

= bei drohenden Vertragssbrungen 183 (2) 

= bei Mitverantworlichkeit des Geschädigten 1 
3 

= in Versicherungsverhältnisen 1.254 

Schadensschätzung 1336 (2) 

Schadensverhltung 

Ansprüche beider Abwchr von Schäden und Gefah- 
ten 1326 

‚Aufgaben der örtlichen Organe 

Grundsaz 1 323 

Plichtzur Abwehr vonSchäden und Gefahren 1325 

Pficht zur — in Versicherungsverhältnissen 1 293 

Pficht zur Vermeidung von Schäden undGefähren 1 
324 

= als Aufgabe des sozilisischen Ziilrechts 1 
Pränmbel 4 








ider- 66 











Scheck 
Bedingungen für den Scheckverkehr 13 
inreichang des - zur Gutschnft auf Spargirokonto 
12702) 
 ügung über Spareinlagen mittels 12 8 (1) 
punkt der Erfüllung bei Zahlung mit—1 76 
Schenkung 
Bedingung oder Auflage bei- 1282 (2) 
Inhalt der - 1.282 
Schenkungsversprechen 1 282 (3) 
Verantwontlichkeit bei —1 2 
Widerruf einer— 1.282 (2) 




















ung eines schrflich.abgeschlossenen Ver- 

wages 1812) 

Rücktrit; von einem, schriftich abgeschlossenen 
Vertrag 1.80 (2) 

— bei.Änderung des Versicherungsvertrages 1257 
wz8 





Sei vera chertnpanne Lass) 

= bei Verpfändung von Forderungen 1.449 (1) 

= der Kündigung des Nutzungsverhältnisses von 
Bodenflichen zur Erholung 1314 (4) 

= der Vereinbarung einer Hipothek 1.433 (1) 

= des ogenhändigen, gemenschäflichen. Testa- 
ments 1391 (1) 

= des eigenhändigen Testaments 11393 (1) 385 

= des Koninvertreses 123413) 12.1191; 
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= des Kreditverrages 1241 (2) 

= des Mietvertages 1 100, 

= des Mietvertrages Über Werkwchnung 1 130 (1) 

= des Vertrages über die Begründung eies neuen, 
Nutzungsverhältnisses 1296 (2) 

= des Verirages über die Bildung, 
schaft 1.267 (2) 

= des Vertrages über die Nutzung von Bodenfli- 
ehen zur Erholung 1 314 (4) 

= des Vertrages zur Überlassung einer Baulichkeit 
auf den nachfolgenden Nutzungsberechtigten 1 
206 0) 

= des Wohnungstauschvertrages 1126 (2) 

= von Verträgen 166 


Schuld, Formen der 
Fahrlässigkeit 1.333 (3) 

grobe Fahrlässigkeit 1 333 (4) 

Vorsatz 1.333 (2) 

Schuldanerkenntnis, Verjährungstristen 1.474 (1) 


Schuldner 171 (2) 

Abnahme einer anderen Leistung durch Gläubiger] 
#28 (1) 

‚Aufrechnung mit eier Gegenforderung 1432 

Erfüllung einer abgetretenen Forderung durch — 1 
437 

gemeinschafliche Verpflichtung mehrerer -1 434 

Gesamtschuldner 1434 

gesetzlicher Forderungsübergang 1.438 

Hinterlegung bei Abnahmeverzug des Gläubigers 1 
28 0) 

Leistung an Inhaber einer Urkunde 1 429 

Nichterfüllung wegen Unmöglichkeit der Leistung 
so 


iner Gemein- 





Pflichten des bei envlltändiger Leistung 1 89 

Rechtsstellung mehrerer 1.433 

Sit des — als Leitungsort 1.72 

Übermitlung von Geld durch den -1 75 

Übertragung anderer Rechte 1.430 

Verrechnung von Geldzahlungen 1 431 

Verzug des 1 85 £ 

Wechsel des Gläubigers 1436 

Wechsel des 1.440, 

Schutz 

= der Persönlichkeit der Bürger 17 

= der Rechte der Bürger 14 

= des persönlichen Eigentums der Bürger 1 
Präambel 22 (3) 

= dee sorilitischen Eigentums 1 Präambel 4 20 

= von Leben, Gesundheit und Eigentum vor Scha- 
denszufügung 1323 

Schutzvorsehriten s Sicherheits. und Schutzvor- 
schriften 


Schweigepflicht 1200 (3) 





EN, 


‚sonlalstische Genossenschaften 


Seibstausführung von Dienstleistungen 1 175 98 

Selbsthie, 

"Ausschluß der Verantwortlicheit bei 

Zulässigkeit der -1 3541. 

Sicherheits. und Schutzvorschrften 

Einhaltung der - bei Bauleistungen 1 193 

Einhaltung der „bei hauswirtchafichen Dienslei- 
stungen 1 166 177 

Einhaltung der-beiPflege- un! Wartungsverträgen 
1176 

‚Einhaltung der - bei Selbstausführung von Dienst- 
leistungen 1.175. 

Einhaltung der— bei Waren 1148 (1) 

Nachbesserungstrsten zur Einhaltung der—3 3 (2) 

nicht qualtätsgerechte Leistung bei Nichteinhaltung 
der 184 

= als Vertragsinhält, auch werneie nicht vereinbart 
wurden 1.61 

Sicherungsübereignung, Anwendung des ZGB auf 
bestehende 27 

Sicherung von Forderungen 

Bürgschaft 1 1501. 

Dariehnssicherung 1244 (4) 

Grundsam 1.422 

Hypothek 1.452 ft. 

Kredisicherung 1242 

Pfandrecht 1443 ft 

Sicherung sozialistischen Eigentums bei Baumaß- 
nahmen auf vertraglich genutzten Grundstücken 
1459 


13531, 








Sorgaltspficht des Betriebes bei Dienstleistungen 1 
172 

Sortiment 

Einflußnahme der Mitwirkungsorgane auf das — 1 
135.0) 

= der Einzelhandelsbetriebe 1 134 (2) 

sozialistische Beziehungen, Förderung - durch das 
Zieht 1 2 


soBalistische Genossenschaften 

Befugnis -, Eigentum zu besizen, zu nutzen und 
darüber zu verfügen 1 19 (2) 

Befugnis-, übertragenes Volkssigentum zu nutzen 
0 

Eigentum -1 18 (1) 

Miteigentumsanteil -1.459 (4) 

Nutzung und Mehrung des Volkseigentums durch — 
1180) 

Sicherungder Forderungen - durch Pfindrechtohne 
Übergabe der Sache 1.448(1) 

Teilnahme am Rechtsverkehr durch -1 11 (2) 

Zuweisung genossenschaflich genutzten Bodens 
durch-1286 (1), 


‚sozialistische Moral 


sorialitische Moral 

aktives Handeln beider Schadensverhltung auf der 
Grundlage der- 1323 

Durchsetzung der_ mit dem Zivilrecht 1 Präambel 2 

gegenseitige Hilfe uf der Grundlage der - 1 272 

Nichtigkeit eines Testaments bei Unvereinbarkeit 
mit den Orundeizen der -1 373 (1) 

Nichtigkeit von Venrägen bei Unvereinbarkeit mit 
den Grundsätzen der —1 68 (1) 69 

Rechtsausübung aul der Grundlage der -1 15 

Zusammenarbeit auf der Grundlage —1 14.44 

sozialistische Staat 

(Aufgaben der stanlichen Organe beider Durchset- 
zung des Zivirechs 1 5 

insetzungdes- alsErbe durch Testament1363 &) 

Erbrecht des - 1.369 

Organisation der Nutzung und Mehrung des sol 
Stschen Eigentums 118 (2) 

Schutz und Sicherung einer raionellen Bodennut- 
zung durch den -1 284 

siatliche Leitung des Grundstücksverkehrs 1285, 

Stasliche Lenkung des Wohnrauns 2.96 

sozialistische Eigentum 

S auch Eigentum genossenschficher Ortaniatio- 

genossenschafliches Eigentum 

Volkseigentum 

‚Abwehr von Schäden und Gefahren für dis- 1325 
392353 

Aufgaben des 118 

Ausübung der Befugnisse aus dem-1 19 

Begriffsbestimmung 1 18 

Belastungen 1.459.) 

Formen des -1 18 

Grundsatz 1 17 

Mehrung des— 1 Präambel 13 10 17 

Nutzung. des — durch Bürger 1.62 21 

Schutz des - 1 Präambel 34 10 (1) 20 21 (3) 

Sicherung des-—bei Baumaßnahmen auf vertraglich 
genuizien Grundstücken 1.459 

= als Grundlage für die Entwicklung despersönli 
hen Eigentums 1 22 (1) 

= als ökonomische Grundlage der Entwicklung der 
soriaisischen Oesellschaft 1 17 

volkseigener Miteigentumsantil 1.459 () 


Sparbuch 

Aushändigung eines—12 11 (1) 

Ausstellung eines —1 239 (1) 12 11 (1) 

besondere Bedingungen für das Sparen mit - 12, 
11. 

Einrichtung des- 
1a) 

Kraltloserklärung eines - 1.465 
itteilungspflicht bei Verlust des —12 15 























‚ufden Namen_eines Driten1239 
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Verfügungen über die Spareinlage 1 240 

Sparer 1138 #121 ff. 

Driter als- 12 11.) 

Verfügungsberechtigter des -12 6 (1) 

Spargirokomtorertrag 

s. auch Sparkontovertrag. 

Abschluß des - durch Jugendäche 12 2 (3) 

Abschluß des — für Jugendliche 12 6 (3) 

Abtretungserklärung beim — 12 9 (2) 

Änderung der im = getroffenen besonderen Verein 
barungen 12 9 (1) 

Aufgaben und Ziele des - 123411. 12 

besondere Bedingungen beim - 12 6 f. 

Eintragung des Verfügungsberechtigten im — 
a 

Verfügungen über Spareinlagen im - 12 8 (1) 

Zinsen beim — 12 1 (3) 

Zinsfestetzungen beim — 125 

Sparkomiovertrag 

Abschluß des = durch Jugendäche 12.2 (3) 

‚Abschluß des — für Jugendliche 12 11 (3) 

Abtretungserklärung beim 12 16 (2) 

Änderung der im getroffenen besonderen Verein- 
barusgen 12 16 (1) 

Aufgaben und Ziele des - 1233 

Auflösung des - 12 5 (2) 

besondere Bedingungen für das Spa 
Sparbuch 12 If. 

Einrichtung des-aufden Namen eines Dritten 1211 
@ 

Inhalt des 1238 12 1 (2) 

Kündigung des - 12 1 (2) 

Sparbuch 1239 12 11 (1) 

Spargirokonio 1238 (2) 

Verfügungen Über Spareinlagen 1240.12 2 (2) 6 

Verjährung von Ansprüchen 12 4 (3) 5 () 

Zinsen beim - 12 1 (3) 

Zinsfestetzung beim — 1 235 (1) 


Spedition 1231 (1) 
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@ 





en mit dem 








staatliche Genehmigung 

5. auch Genehmigung 

= "der Verzictserklitung über das Eigentum an 
Grundsicken 1310 (1) 

= des Erbschaliserwerbes durch Betrieb oder Or- 
ankation 1399 (1) 

= des Venrages über die Abtretung einer Forde- 
tung 1.454.6) 

= des Vertrages über die Begründung 
ne 26 

= des Vertrages über die 
Grundstücken 1297 () 

= des Vertrages über die Eierdumung eines Vor- 
kaufsrechts 1.306 (1). 








au 


= des Vertrages über die Nutzung von Bodenflä- 
hen zur Erholung 1312 (1) 
= von Verfügungen über das Ei 
stücken und Gebäuden 1.285 


‚tum an Grund- 





staatliche Gütevorschriten 
Begriff der nicht qualititgerechten Leistung 1 83 
Inhalt der Garantie bei Dienstleistungen 1 177 
Inhalt der Garantie beim Kauf 1 148 (1) 

Qualität der Leistung enisprechend den - 1.61 (1) 
Vereinbarung der Abweichung von—1 61 (2) 








Staatliche Orgene 

Anmeldungder Gründung einer Vereinigung beim-— 
ss 

Anzeige des Fundes kulturhitorisch werwoller Ge- 
genstände beim -1 361 (2) 

/Aufbauhypothiek durch Anordnung eines — 1.457 

Aufbewahrungspilicht — 1 230 

Aufgaben der—beider Durchsetzung des Zivilrechts 
15 

Aufgaben der- beider Verhütung von Wildschäden 
so, 

‚Ausübung der Befugnisse aus dem sozialistischen 
Eigentum durch -1 19 (1) 

Beurkundung und Beglaubigung von Verträgen 
durch —1.67 

Entscheidungen der - als Grundlage für die Täig- 
keit der Betriebe und die Versorgung der Bürger 
150) 

Enz des Nutzungrechs duch 1290 (1) 294 

irung des - zum dringenden Eigenbedarf des 

Vermieters 1 122 (1) 

Erklärung des Verzichts auf das Eigentum an 
Grundstücken gegenüber - 1 310 

Errichtung von Gebäuden durch — auf vertraglich 
genutzien Grundstücken 1.459 (1) 

Festlegung der Leistungzeit für Dienstleistungen 
durch 1.1732) 

Festlegung von mietvertraglichen Rechten und 
Pflichten durch - 1.100 (2) 

‚Fund einer Sache im Bereich - 1 358 (2) 

Genehmigung des Kaufpreises für das Grundstück 
durch das -1 305 

"Nutzung und Mehrung des Volkseigentums durch — 
118.0) 

Registrierung des Vertrages über die Bildung einer 
‚Gemeinschaft durch das 1.267 (2) 

Sicherungder Forderungen- durch Pfandrecht ohne 
Übergabe der Sache 1.448 (1) 

Teilnahme der am Rechtsverkehr 111 (3) 

Unterstützung und Genehmigung des Wohnungs- 
tausches durch das - 1 126 

Verleihung des Nutzungsrechts an volkseigenen 
"Grundstücken an Bürger durch — 1.287 (2) 











Tausch 


Zuweisung von Wohnraum an Untermieter durch — 
11280) 
Zuweisung von Wohnraum durch - 1.99 


Staalicher Forstwirtschaftsbetrieb. 
Auigaben des- beider Verhütung von Wildschäden 
62 
Geltendmachung 
beim —63 (4) 
Verantwortichkeit des - für Schäden durch jagd- 
bare Tiere 1346 (2) 
Staatliches Notariat 
Ablieferung des Testaments beim - 1 394 
‚Anfechtung der Annahne und Ausschlagung der 
Erbschaft vor dem - 1.405 (1) 
‚Ausschlagung der Erbschaft vor dem - 1 403 (2) 
Beurkundung eines Testaments durch das - 1383 
Beurkundung und Beglaubigung von. Verträgen 
durch das - 1.67 
Eigentumserwerb durch Entscheidung des—125 29. 
Erklärung der Unwirksamkeit des Erbscheins durch 
das bei Unrichtigkeit 1.414 (9) 
Erteilung des Erbscheins durch das 1.413 (1) 
Hinterlegung beim -1 428 
Maßnahmen zur Aufteilung des Nachlasses 
Entscheidung über Aufteilung bei Nichteini 
gung der Erben 1.427 
Hinwirken aufgütiche Einigung der Erben1 
326 
Vermitlung durch Staatliches Notariat 1.425, 
Maßnahmen zur Sicherung und Verwaltung des, 
Nachlasses 
Anleitung des Nachlaßverwalters 1 421 (4) 
Anordnung über Verwaltung des Nachlasses 
1415 @)420 
‚Aufhebung der Nachlaßverwaltung 1.422 
Bestellung eines Nachlaßpflegers 1.415 (2) 
Ermittlung der Erben 1.415 (1) 
Verpflichtung bei Auftellung eines Nach- 
Iaßverzeichnisses 1 416 419, 
Testamentseröffnung durch das — 1359 
Vermittlung durch das — bei Aufhebung der Erben- 
gemeinschaft 1.425 
Statut 
‚Änderung des - einer Vereinigung 5 8 
Ergänzung des - einer Vereinigung 5 8 
Suttungen 2 9 
Stundung von Hypotheken 1.458 


von. Schadenersatzansprüchen. 





Tarife bei Versicherungsverhälinissen 1247. 
Tausch 
5 auch Wohnungstäisch. 


(noch) Tausch 


Bestimmungen über den Kauf gelten für den - ent- 
sprechend 11147 

Täuschung, arglistige 1 70 (1) 

Teilzahlung, Kauf auf 1 141 

Termin s. Leistungseit 


termingerechte Leistung 
s. Leitungszeit 
5. Leistungsverzug 


Testament 
Ablieferungspflicht des - 1394 
"Anfechtung testamientarischer Verfügungen 1 374 
Atıen des - 1383 
Ausfall testamentaricher Erben - 1.379 
Auslegung des — 1 372 
eigenhändiges —1 385 
Brbeinsetzung ohne nähere Bestimmung 1.377 
Erhöhung und Minderung der Erbteile 1 376, 
Eröffnung des -1 395 
Errichtung des 1.370, 
Ersatzerbe 1.378 
gemeinschaftliches - 1.388 ff 
‚Aufhebung 1393 
Form 1391 
Inhalt 1 389 
Widerruf 1392 
Wirkung 1390, 
Zulässigkeit 1388 
Inhalt des - 1 371 
Nichtigkeit testamentarischer Verfügungen 1.373 
otarielles — 1 384 
Nottestament 1386 
Recht des Bürgers, iber sein Eigentum durch - zu 
verfügen 1 6.(2) 
Rechtsanwendung bei - 426 
testamentarische Auflagen 1 382 
Vermächtnis 13801. 
Widerruf des 1.387 
Wirksamkeit eines vor Inkrafttreten des ZGB er- 
richteten -28 (2) 
testamentarische Erfolge, Erfolge, testamentari- 
sche 
testamentarischer Eibe 1363 if, 


‚Testamentsyollstrecker, Bestimmung durch den 
Erblasser 1371 (3) 389 (1) 

Textilreinigungsleistungen 

5. auch Dienstleistungen 

Abschluß des Vertrages über - 9.4 

Allgemeine Leistungsbedingungen 9 1 f. 

"Aushändigung der Sache bei - 9.13 

Behandlungssymbole bei — 9 3 

Beratungspflicht des Betriebes 9 2 

Garantie 9 15 








Hauptpfichten der Parıner 9 5 

Leistungsort 9 11 

Leistungszeit 97 

Mitwirkungspflicht des Bürgen 9 3 

Nachbehandlung 9 12 

Rücktritt vom Verwrag über -9 14 

Schadenersatz 9 16 

Selbstausführung von -9 8 

sonstige Pflichten der Partner 9 9 

Übernahme der Sache 9,6. 

Vertragsibschlußpficht 9 4 

Vertragsrfüllung 9 10 

Tierhalter, erweiterte Verantwortlichkeit für Schä- 
(den durch Tiere 1 346 

Todeserklärung 

Feststellung des Todeszeitpunstes 1.464 

Folgen der— 1.461 

Rechtsanvendung bei -4 7 

Todeszeipunkt 1 463 

Verschollenheitsristen 1462 

Voraussetzungen der - 1 461 


‚Transport und Transportkosten 1 160, 





Überbau 1.320 


Übereinstimmung der persönichen Interessen mit 
den geelschatlichen Erferdernisse 1 Pran- 
bel? 

Aufgabe der Vertäpe 1 43 €) 

Gebrauch des persönlichen Eigentums auf der 
‚Grundlage der - 1 22 (3) 

Zusammenerbeit auf der Grundinge der 1 14 

Überhang, Duldung des 1319 

Überlassung von Sachen zum Gebrauch 1281 f. 

 Überwebung und Geldzahlun 175 

Umtausch einer Ware 1116 

Umweltshutz 1 329 

unsbwenäbares Eregnis 1343 (2) 

Unnöglihkeit der Leistung 

Folgen der Nichterfüllung wegen 1 90 

Nichtigkeit von Verträgen bei= 1.68 (1) 

‚Rücktritt des Reisebüros bei - 10 9 (1) 

= Dei Tetieinigungseisungen 9 4 (2) 

= bei Veröffentlichung einer Anzeige 8 6 

Unwirksamkeit dr Auflage bei 1.382.) 

‚Unwirksamkeit des Vermächtnisses bei - 1 380 (3) 

Untermietverhätis 

Entstehung des= durch Vertrag 1 128 (1) 

Kündigungsschutz 1128 6) 

Pricht zam Vertragsabschluß bei Zuweisung des 
ER SEEN 
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Untervollmacht 1:53 (2) 

unvollständige Leistung 187 

Urheberrecht 

‚Ansprüche bei Verletzung von - 1.327 (1) 
Recht des Bürgers, - zu erwerben 1 6.(2) 

= als Persönlichkeiistecht 17 
vermögensrechtliche Ansprüche aus - 123 (1) 
Urkunde 

‚Aufgebot von - 1465 

Leistung an Inhaber einer — 1.429 12 14 (2) 
= als Gegenstand einer Leistung 1428 0) 


Verantwortlichkeit hei Schadenszufigung 1 323 

s; auch Verantwortlchkeit, erweiterte 

‚Ansprüche mittelbar Geschädigter 1 323 

Ausschluß der -1 335 

Ausschluß der bei Notwehr, Notstand und Selbst- 
hilfe 1 352 

Befreiung des Betriebes von der — 1 334 

Befreiung des Bürgers von der — 1 333 

Ersatzpflicht bei Gesundheitsschäden 1338 

Ersatzpficht beim Tod eines Bürgers 1 339. 

Herabsetzung des Schadenersatzes 1 340 

Mityerantwortliehkeit des Geschädigten 1341 

Umfang und Art des Schadenersatzes 1 336 f. 

= der Betriebe für ihre Mitarbeiter 1 331 

— mehrerer Schadensverursacher 1342 

Verpflichtung zum Schadenersatz 1 330, 





Verantwortlichkeit, erweiterte 

Inhalt der -1 343 

= aus Quellen erhöhter Gefahr 1.344 

= der Verkehrsbetriebe und Halter von Fahrzeu- 
gen 1345 

= des Gebäudeeigentümers oder Nutzungsberech- 
igten 1347 

= für Schäden durch Tiere 1346 6 U. 


Verantwortlichkeit fir Plichtverletzungen aus Ver- 
frägen, 

Ersatzanspruch 19 

‚Folgen der Nichterfüllung wegen Unmöglichkeitder 
Leistung 190 

Grundsatz 1 82 

Mitteilung über Vertragsstörungen 1.83 

Schadenersatz 1 93 

Sonstige Pfichtwerleizungen 192 

= bei Energieliferungen 11 20 f. 

— bei Reiseleistungen 10 10 

= bei Sparkontovenrägen 121017 

/ermittlungsserträgen 10 13 (6) 

Gel air ouallthessrechier Ting Bl 





Verjährung 


= beinich termingerechter Leistung durch Oläu- 
biger1 871. 
= bei nicht termingerechter 
Schukner 1851. 
= bei unvollständiger Leistung 1 89 
Verbot es Ausschlüsses under Einschränkung der 
=13(@) 
Verantwortichkeit von Kindem, Jugendlichen und 
Aufsichtsplichtigen 
Aufichupflichge 1351 
er und Jugendliche 1348 
Schadenersatz bei besonderen Umständen 1350 
= bei Bewußtseinsstörungen 1 349 
Verantwontichkelt, zivilrechtliche 
erweiterte - 1343. 
=" Plichweretzungen aus Verträgen 1 82 f. 
= für Schadenszufügung 1330 
Verarbekung von Sachen, Rechte und Pfichen des 
Eigentümers und des Hersellers 1 31 
Yerbindeng, Vermischung von Sachen 
Entsichung yon Miteigentum bei 1.20 (1) 
Rechte und Pflichten der Miteigentümer bei- 1 30 
@ 
Vereinigung 
Anmeldung der Gründung einer - 8 3 
Antrag aut staliche Anerkennung der - 8 67 
Stat der- 545 
Verfägungbetgnis. 
Fehlen der - des Inhabers der Urkunde 1.429 
Fehlen der= des Inhabers des Sparbuches 1240 (1) 
gemeinschafliche - der Vertregspariner einer Ge- 
meinschaft der Bürger 1.269 (2) 
= des Kontoinhabers 1236 () 
= des persönlichen Eigentümers 124 
Verjährung 
Anwending des ZGB bei -211 
Beginn cer- 1475 
Erfüllung verjhter Ansprüche 1473 
Fristen für 
Ansprüche auf Herausgabe von Sachen 1474 
‚Ansprüche aus Verträgen 1.474 
Garanticansprüche 1.474 
Schadenersatzansprüche 1.474 
Zihlungsverplichtungen aus scrftichem 
Schuldanerkeantis 1.474. 
Grundsnz 1.472 
Hemmung der - 1477 
Rechtsanvendung bei - 4 28 
Sonderfäe der - 14781. 
Unterbrechung der - 1.476 
= von Ansprüchen aus Sparkontoverträgen 12 4 
O5@) 
Vollstreckungswerjährang 1.480. 


Leistung durch 











Verkehrsbetriebe 


Verkehrsbetiebe, erweiterte Verantwortichkeit 1 
3 

Verkehrseistungen 

anzuvendende Bestimmungen bei-1 231 

Verantwortichkeit der Verkehrsbetriebe für 
andere Schäden 1232 (2) 
Beschädigung oder Verlust des Handge- 
ichs und anderer Sachen 1 232 (1) 
Personenschäden 1232 (1) 

Verleiher 1.280. 


Verleihung von Nutzungsrechten 1286 (1) 

= an volkseigenen Grundstücken 1 287 #. 

Verlierer 1358 

Vermächtnis 1371 (1) 380 381389. 

Vermieter 

s. Wohnungsmiete 

s. Wohnungsmietverrag 

Verpfändung 

— von Forderungen zur Sicherung von Darlehns- 
forderungen 1 244 (3) 

= von Forderungen zur Sicherung von Krediten 1 
22 

— von Wertpapieren und gesetzlichen Piandrech- 
ten 1447 


Verrechnung von Geldzahlungen 1431 


Verschollenhelt 1.461 (1) 
Verschollenheitstrisen 1462 








Versendungskauf 1142 


Versicherung 

5. auch (reiwilige Versicherung 

Änderung und Kündigung, einer freiiligen - 1 
257 

Aufgaben und Ziele der- 1 246 

Bedingungen und Tante der — 1 247 

Beendigung der - 1261 

Begründung einer -1 246 (2) 

Beitrag 1.249 

Beitragsregelung beivorzeitiger Beendigung der-1 
262 

Beratungs-, Anzeige- und Mitwirkungspflicht 1252 

HaftplichtVersicherung 1.264 

Inhalt der 248 

Personenversicherung 1265 

Pfichtersicherung des. Versicherungsnehmers 1 
255 

Phicht zur Minderung von Schäden 1 254 

Pfichtzur Schadensverhütung 1 253 

Rechtsanwendung bei 412 (1) 

Sachversicherung 1263 

Übersung von Erontzansnrürhend 256 


Versicherungsleistung 1 251 

Versicherungsverhälnis bei Betrieben und Organi- 
sationen 2 4 

Versicherungstll 1248 (1) 251 252 (2) 

Versicherungsnehmer 1 248 IL 

Versicherungsschutz 1246 1 

Versicherungsvertrag 

Pficht der Versicherungseinrichtungzur Erbringung 
der Versicherungsleistung bei Eintritt des Versi- 
cherungsalles 1.248 (1) 

Picht des Bürgers zur Zahlung der Beiträge nach 
Tarif1 248 (2) 

Vertrag 

Abtretung einer Forderung durch —1 436 

Erwerb des Eigentums durch - 1 25-28 

= zugunsten Driter 1.441 

Vertrag, Abschluß und Form 

5, auch Vertragsinhlt 

Anfechtung des - 170, 

Angebot und Annahme 1.641 

Beteiligung mehrerer Partner an einem —1 433 f. 

Beurkundung und Beglaubigung 1.67 

Einigung über Vertragsinhält 1 63 

mündiicher und schriftlicher -1.66 

Nichtigkeit von —1 66 (2) 68. 

Preis102 

Rechisanwendung bei Begründung von Verträgen d 
6“) 

Rechtsstellung mehrerer Gläubiger und Schuläner 4 
Bft 

Sicherung von Forderungen 1442 

Umfang und Qualät der Leitung 1 61 

Wechsel des Gläubigers oder Schuldners 1436. 

Vertrag, allgemeine Bestimmungen, 

Aufgabe der Verträge 1.43 

Bestimmung des Vertragsinhats 145 

Geltungsbereich der — 148. 

Pflicht zur vertragsgemäßen Erfüllung 1.47 

Pficht zer Zusammenarbeitzwischen Betrieben und 
Bürgern 1.44 

Verbindächkeit Allgemeiner Bedingungen 146 

Vorberetung des Vertrages 144 

Vertrag, Handlungsfähigkeit und Vertretung 

Handlungfähigkeit von Kindern und Jugendlichen 
1506 

Inhalt der Handlungsfählgkei 1.49 

Rechtsarwendung bei Handlungstähigkeit 4 6 2) 

Vertretung 133 

Vertretung von Betrieben 1 55 

Vollmacht 157 


Vertragserfüllung 
"Besonderheiten der —1.428 fi. 
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Geldzahlung und Überweisung 1 75 
Grundsatz 171 
Leistungsort 172 
Leistungszeit 173 
Nichterfüllung wegen Unmöglichkeit der Leistung 
Ei 
nicht qualiätsgerechte Leistung 1.84 
nicht termingerechte Leistung 
durch den Gläubiger 188 
durch den Schuldner 1 85f. 
Rechnung und Quittung 1 74 
Sonstige Pfichtverlezung 1 92 
unvollständige Leistung 1 89 
Verantworulichkei für Pfichtverletzungen 1 82 
Zahlung durch Scheck 176 
Vertragsinhalt 
Bestimmung des— 1.45 
Folgen von Pflichtverletzungen 1.60, 
Leistungsont 160 
Leistungszeit 1.60 
Mitwirkungshandlungen 1.60 
Preis 1.60 
Qualität 1.60, 
Transport 1.00 
Voraussetzungen füreine Änderung des Vertrages 
“o 
vorzeitige Beendigung des Vertrages 1 60 
Vertragsstörungen 
Mitteilung über — 183 (1) 
Mitteilung über — bei Dienstleistungen 1.170, 


Vertragstreue 147 (1) 





Vertragswerkstätten 

Geltendmachung der Garanticansprüche gegenüber 
1151 0)152 

Information des Einzelhandels über - 1 137 (2) 

Vertretung 


‚Arten der -153 (3) 
Erlöschen der Vollmacht 1.58 421 (2) 
"Form der Vollmacht 1 57.415 (2) 
Inhalt der 1 
Plichen des Vrteiers 1 56 117 () 
der Gemeinschaften von Bürgern 1 271 
= des Reisebüros durch Reiseleiter und andere Be- 
aufıragte 10 12 02) 
= im Sparverkeht 122.6 6) 8(3) 11.) 
= von Beisjeben 1.55 


Vertretungsbetugnis 
Fehlen der - 154 

Handeln ohne —1 59 

Mitarbeiter eines Betriebes 159.6) 
Rechtsanwendung bei -4 22 24 (9) 
Schadenenatz 159 

Obktehreitung de 1.59. 





Vorerwerbsrecht des Stastes 


Unteng der- 
ei gesetzlicher Vertreiung aus Rechtsvor- 
schriften 154(1) 
bei rechtsgeschäflicher Vertretung aus 
Vollmacht 154 (1) 

Untervolmacht 154 (2) 

Veriretener 13 
ats Rechisvorschrften 1 33 @) 
aus Vollmacht 153 (9) 

Verweisung auf Bestimmungen, die durch das ZGB 

ufgehoben oder geändert wurden 2 13. 

Verwertung 

= Bei Gläubigerverzug 1 88) 

= bei Nichtbholung von Sachen aus 

Dienstestungbeirieben 1188 

— der Pndsache 1.445 

Verzicht 

= auf Eigentum an Grundstücken 1310 

= auf im Grundbuch eingetragene Rechte 1 

au 

Verzug 

= a0s Gläubigers 1871. 

= des Schuldners 185. 

Verzugsinsen 1.82 (1) 86 (3) 

Volkselgentum 

5; auch sozilisisches Eigentun 

Befugnis, - zu besitzen, zu nutzen und dar- 

über zu verfügen 1 19 
Form des sozialistischen Eigentums 118 (1) 
Grundlage der sozialistischen Produktions- 
Verhliise 1 18.02) 

"Nutzung und Mehrung des -118 (2) 

Schutz und Unantasibarkeit des — 

Verbot der Verpfändung, Pfindung und Be- 
Intung von -120 () 

velkseigener Miteigentemsanteil 1459 (1) 
= an Öcbäuden und Anlagen aut vertag- 
lich genutzien Grundsticken 1.459 (1) 

Volljährigkeit 1.49 

= des Erblassers 1370 (1) 

Vollmacht 153 6) 

Erlöschen der - 158 

Form der —1 57 

Nichtanerkennung der - im Spargiroverkehr 

12800 

Rechisanvendung bei - 

Unterrolmacht 1.54 (2) 

Vorberetung des Vertrages 

Plichwerletzung bei - 192 (2) 

Zusammenarbeit bei -1.44 

Vorerwerberecht des Stantes bei Grundstük- 

a esen, 





aıs 


Vorkaufsrecht 


Vorkaufsrecht 

‚Ausübung des — bei Grundstücken 1.307 

Ausübung des - bei Miteigentum 1 39 

Löschung des — 1.307 (3) 308. 

Nichtausübung des-bei Grundstücken 1309 

Nichtbeachtung des — bei Grundstücken 1 
309 

Vertrag über - bei Grundstücken 1306 

= bei Miteigentum 1:38 

= der Miterben 1.401 0) 

= des Erbbauberechtigten 2 5 (2) 

Vormundschaft 

Rechtsanwendung bei- 424 

— bei Enmündigung 1.460 (4) 

Vorsatz 133 





Währungsklausel 

Zahlung in anderer Währung 1.430 (2) 

Zahlung in Mark der DDR 1.430 (1) 

Warenzeichengeset, Änderung des - durch 

EGZGB 212 (9) 

Wartezeiten, Verkürzung der 1.163 (1) 

Wartungsarbeiten s. hauswirtschafiche 
Dienstleistungen und Reparaturen 

Wartungeventräge s. Pflege- und Wartungs- 
verräge 

Wäschereiteistungen 

5. Dienstleistungen 

& Texülreinigungsleistungen 

Wasser 

Lieferung von-1 161 

Mitbenuteng von Grundstücken zur Durchführung 
von Maßnahmen der Wasserwirtschaft 1321 (4) 

Wege- oder Überfahrtrecit, Begründungeines1322. 


Werkwohnungen 

‚Anwendung der Bestimmungen über Wohnungs- 
miete 1130 (2) 

Kündigung durch Betrieb bei Beendigung des Ar- 
beitsverhälnisses 1 130 (3) 

Kündigungsschutz 11303) 

Wertpapiere 

Verpfändung von —1 447 

= als Gegenstand einer Leistung 1428 (2) 

Widerruf 

Verbot des - der Schenkang 1282 (2) 

= der Vollmacht 158 () 

= des Testaments 1387 





Wiedergutmachung von Schäden s. Verantwontlich- 
Leit bl Schadensaufirun 


216 


Wildschaden 

Ersatz von = 1346 (2) If. 

Schadensverhütung 6 2 

Schaden an der Gesundheit und am Leben der Bür- 
ger61(13 (1) 

Schaden an mitgeführten Sachen 6 1 (1)3 (1) 

= auf landwirtschatlich und gärtnerisch genutzten 
Flächen 61 (1) 4 

Wochenendhäuser 

‚Aufhebung des Nutzungwerhältnisses einer mit ei- 
nem — bebauten Bodenfläche 1 314 (4) 

Bestimmung des Eigentums an - auf vertraglich ge- 
nutzten Flächen bei Inkrafttreten des ZGB 2 5 
a) 

Eigentum an 1296 

Kündigungsschutz 1 129 

Wohnsitz 1.466 (1) 
der Kinder und Jugendlichen 1466 (2) 

= des unter Vormundschaft stehenden Bürgers 1 
466.) 

= eines Bürgers 1 466 

= von Bürgern mit voribergehendem Aufenthalt 
außerhalb der DDR 1466 (4) 


Wohnungsmiete 
Anzeige und Beseitigung von Mängeln 1.107. 
Aufgaben der Beiriebe als Vermieter zur Verbesse- 
rung der Wohnverhältnisse 1.95 
‚Aufgaben und Ziele der Bestimmungen über die -1 
9 
‚Aufrechnung gegen den Mietpreis 1 109.02) 
bauliche Veränderungen durch den Mieter 11 f. 
Einigung über Rechte und Pflichten 1 112 
Enıfernen von Einrichtungsgegenständen 1 
13 
Beilegung von Konflikten 1119 
Erstattung von Aufwendungen 1 109 (1) 
Folgen der Beendigung des Mietverhältnisses1 123 
Fortsetzung des Mictveruältnlses mit Famitienan- 
gehörigen 1125 
Gebrauchsüberlassung und Instandhaltung 1 101 
gemeinschafliches Eigentum der Mieter 1 118 
gerichtliche Aufhebung des Mietverhälinisses 1 
aut. 
bei dringendem Eigenbedarf 1 122 
bei gröblicher Verletzung der Rechte ande- 
rer Hausbewohner 1121 (1) 
bei wiederholter gröblicher Verletzung der 
Mieterpfichten 1121 (1) 
Gestaltung des Mietverhiltnisses infolge Baumaß- 
nahmen 1 110 
Gewerberäume 1 131 
Hausordnung 1106 
Höhe des Mietpreises 1103 
Inhalt der Verträge über die Mit 











irkung der Mieter-. 
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gemeinschaft 1 115 

Kündigungsschutz 1120 

malermäßige Instandhaltung 1 104 

Mängelbeseitigung 1 109 (1) 

Mieipreisminderung und Schadenersatz 1.108. 

Mietverhältnisse über Wochenendhäuser, Zimmer 
für Erholungszwecke und Garagen 1 129 

Mietvertrag als Grundlage für die Gestaltung der 
Beziehungen 198 

Nutzungsrecht des Mieters 1 105 

Rücktritt vom Wohnungstauschvertrag 1 127 

staatliche Lenkung des Wohnraums 1.96. 

Stellung der Mieter 1 97 

Verhältnis zwischen Mitwirkung der Mietergeimein- 
schaft und Mietvertrag 1 116 

Verträge über die Mitwirkung der Mietergemein- 
schaft 1114 

Vertragsabschluß 1 100, 

Wechsel des Eigentümers 1 124 

Werkwohnungen 1 130 

Wirkungen des Handelns der Mietergemeinschaft 1 
17 

Wohnungen der AG 1 132 

Wohnungstauschvertrag 1 126 

Zahlung des Miespreises 1 102. 

Zuweisung des Wohnraumes 199 


Wohnungsmietveruag 
Abschluß des 1 100 
Aufhebung des -durch gerichtliche Entscheidung 1 
mu 
Aufhebung des — durch Vereinbarung 1.120 (9) 
Eigentümerwechel1 124 
Gebrauchsüberlassung und Instandhaltung 1 101 
Grundsatz 198 
Hausordnung als Bestandeil des -1 106 
Höhe des Mieipreises 1 103 
Kündigung des Micıers 1 120 (3) 
malermäßige Instandhaltung 1 104 
Nuizungsrecht des Nies 1.105 
‚Schriftform für — 1 100 (1) 
Verbindliche Festlegungen der Rechte und Pflichten 
‚bei Nichteinigung 1 100 (2) 
Voraussetzungen für Begründung eines Mietver- 
hälnisses 1.99 
Zahlung des Mieipreises 1102 
Wohnungstaisch 
Rücktritt vom Tauschvertag 1.127 
Erstattung von Aufwendungen 1 127 (9) 
Frist fürEfülung des Tauschveteges1127 
@ A 
Zulisigkeit des Rüektrits 1 127) 
Tauschvenrag 
gesenselige Übernahme von Rechten und 
Piichten 1126.) 
Ciehehenlizung des asailigen small 














Zusammenarbeit 


Organs 1126.(2) 
Schrifform 1.126 (2) 
Unterstützung durch staliches Organ 1126 
@ 

Zustimmung des Vermieters 1 





62 





Zahlungsbedingungen s. Allgemeine Bedi 
Zahlungwverpflichtungen, 
Aufrechnung mit einer Gegenforderung 1.432. 
Verrechnung von Geldzahlungen 1.431 
ahlungszeitpunkt 1 75 

— bei Bahrzahlung 175 (2) 
= bei Überweisung 175 (2) 
= bei Zahlung durch Scheck 176 

bei Übergabe des Schecks 176 (1) 

bei Übersendung des Schecks 1 76 (1) 
= bei Zahlung mittels Bareinzahlung 1 75 (2) 





zungen 





6. auch Verzugssinsen 
‚Anspruch des Kontoinhabers auf — enisprechend 
den allgemeinen Zinsfestsewzungen 1235 (1) 238 
121,4) 
Berechtigung des Kreditinstituiszu höherer Verzin- 
sung 1243 0) 128 (5) 
Bestcher der Hypothek in Höhe der -1 454 (1) 
Darlehnszinsen 1 244 (9) 
Sicherung der — durch Bürgschaft 1.450 (2) 
Sicherung der — durch Pfandrecht 1.443 (2) 
Stundung der — bei Aufbauhypothek 1458 
"Zahlung von — bei Nachlaßverbindlichkeiten 1.411 
® 
— für Spareinlagen 12 1 (3) 
=övilrechliche Verantwortlichkelt s. Verantwort- 
lichkeit, ziilrechliche 
Zubehör1 468 
Zubehör. und Ersatzteile s. Ersatz- und Zubehör- 
seile 
zugesicherte Eigenschaften. 
Garantie bei Dienstleistungen 1.177 (1) 
Garantie beim Grundstückserwerb 1 302. 
Garantie beim Kauf 1 148 
nicht quliätsgerechte Leistung 1.84 (1) 
= des Grundstücks 1 301 








Zusammenarbeit 
= derBürger und Berriebe im Zivilrechtsverhältis. 
algemeine Verhaltensplicht 1 13 
Picht zur Zusammenarbeit 1 14 
Rechtsschutz 116 
verantwortungsbewußte Rechtsausübung 1 
15 





(noch) Zusammenarbeit 


— der Grundstücksnachbarn 1 316 ff. 
der Vertragspartner zur Erfüllung von Verträgen 
144 

bei Dienstleistungen 1 163 (2) 165 (2) 170 
bei gegenseitiger Hilfe 1 274 ff. 
bei Gemeinschaften der Bürger 1 266 ff. 
beim Kauf 1135 
im Wohnungsmietverhältnis 1 106 107 110 
12a) at. 


Zusatzgarantie 

— bei hauswirtschaftlichen Dienstleistungen und 
Reparaturen 1 184 

— beim Kauf 1150 


Zustimmung 
Einwilligung als vorherige - 1 50 (2) 469 (1) 
Form der — 1.469 (2) 

Genehmigung als nachträgliche — 1 50 (2) 469 (2) 


— der Genossenschaft zur Veräußerung des Ge- 
bäudes 1.293 (1) 

—. des Eigentümers zur Mitbenutzung 1321 (1, 2) 
322 (2) 

— des gesetzlichen Vertreters zur Ausgabe des er- 
sten Scheckheftes 12 8 (3) 

= des gesetzlichen Vertreters zu Rechtsgeschäften 
von Kindern und Jugendlichen 1 50 ff. 

— des staatlichen Organs zu Vereinigungsproble- 
men 5 10.11 

— des Vermieters zu baulichen Veränderungen 1 
u 

— des Vermieters zum Wohnungstausch 1126 (2) 

= des Vertretenen bei Untervollmacht 1 54 (2) 

— des Vertretenen zu Rechtsgeschäften, das der 
Vertreter mit sich selbst abschließt 1 56 (3) 

Zuweisung 

— von Wohnraum 199 

— von Wohnraum an Untermieter 1 128 (2) 


‚Grundriß Zivilrecht 





Lieferbar: 


Heft 4 
Mühlmann, M. 


Miete 


90 Seiten - Broschur- 2,10 M 
Bestellangaben: 771 081 9 / Grundriß Zivir.4 


Gliederung: 


Aufgaben und Anwendungsbereich des Wohnungsmietrechts 

Die Aufgaben des Wohnungsmictrechts bei der Verwirklichung der wohnungspolitischen 
Zielstellungen und des Grundrechts auf Wohnraum / Die Einheit von staatlicher Wohn- 
raumlenkung und Wohnungsmietrecht bei der Gestaltung von Wohnungsmietverhält- 
nissen / Stellung und Verantwortung der Vermieter/Stellung und Verantwortung der 
Mieter 





Die Begründung des Wohnungsmietverhältnisses 

Die Funktion des Mietvertrages / Mietvertrag und staatliche Wöhnraumzuweisung / Ab- 
schluß und Form des Mietvertrages / Die Partner des Mietvertrages / Die Festlegung von 
Rechten und Pflichten durch das für die Wohnraumlenkung zuständige Organ 


Die Rechte und Pflichten aus dem Wohnungsmietverhältnis. 
Die Pflicht des Vermieters zur Gebrauchsüberlassung und zur Erhaltung des vertragsge- 
maßen Zustandes / Die Pflicht des Mieters zur Mietpreiszahlung / Die Pflicht zur maler- 
mäßigen Instandhaltung / Die Nutzungsrechte und Pilegepflichten des Mieters / Inhalt 
und Umfang der Nutzungsrechte und Pflegepflichten / Die Hausordnung / Die Bezi 
hungen zwischen den Mietern bei der Ausübung von Nutzungsrechten /Die Pflichten des 
Mieters zur Anzeige und Beseitigung von Mängeln / Rechte des Mieters beim Vorhanden- 
sein von Mängeln / Mietminderung / Schadenersatz { Beseitigung des Mangels / Rechte, 
und Pflichten der Vertragspartner bei Baumaßnahmen / Gestaltung des Mietverhältnisses. 
bei Baumaßnahmen / Bauliche Veränderungen durch den Mieter 





Die Mietergemeinschaft 
Die Funktion und der Charakter der Mietergemeinschaft / Der Vertrag über die Mi 
wirkung der Mietergemeinschaft / Die rechtlichen Wirkungen des Handelns der Mieter- 
‚gemeinschaft / Die Eigentumsrecht? der Mietergemeinschaft 





Die Beendigung des Wohnungsmietverhältnisses 
Die Grundsätze der Beendigung und der verfassungsrechtlich garantierte Kündigungs- 
schutz / Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Aufhebung des Mietverhältnisses durch 
gerichtliche Entscheidung / Folgen der Beendigung des Mietverhältnisses 


Der Wechsel der Vertragspartner im Wohnungsmietverhältnis 
Wohnungstausch / Eigentumswechsel am Wohngebäude / Tod des Mieters 


Besondere Mietverhältnisse, 
Mietverhältnisse über Werkwohnungen / Untermietverhältnisse / Mietverhältnisse über 
Wochenendhäuser, Zimmer für Etholungzwecke und Garagen / Mietverhältnisse über 
Gewerberäume 





Die Wohnungsbaugenossenschaften 

Bedeutung und Aufgaben der Wohnungsbaugenossenschaften / Die Mitgliedschaft in der 
AWG und die Grundsätze der genossenschaftlichen Tätigkeit / Die Nutzungsverhältnisse 
über Genossenschaftswohnungen 


Heft 5 
Göhring, J.; Kurzhals, P. 


Kauf 


79 Seiten - Broschur - 1,80 M 
Bestellangaben: 771 083 5 / Grundriß Zivilr. 5 


Gliederung: 


Die Kaufbeziehungen und ihre staatlich-rechtliche Leitung 

Die gesellschaftliche Bedeutung der Kaufbeziehungen / Die Leitung der Kaufbeziehungen 
durch den sozialistischen Staat / Die Leitung durch die zentralen staatlichen Organe / Die 
Aufgaben der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe / Die Verantwortung der 
Produktionsbetriebe / Die Aufgaben der Großhandelsbetriebe / Die Stellung der Einzel 
handelsbetriebe in den Kaufbeziehungen / Die Einzelhandelsbetriebe in der DDR / Die 
Versorgungspflichten der Einzelhandelsbetriebe / 











Die Rechte und Pflichten beim Kauf 

Der Abschluß des Kaufvertrages / Die Pflichten der Einzelhandelsbetriebe beim Vertrags- 

abschluß / Der Kaufvertrag / Die Pflichten des Verkäufers aus dem Kaufvertrag / Die 
lichten des Käufers aus dem Kaufvertrag / Die Erscheinungsformen der Kaufver- 








träge / Der Bedienungskauf / Der Selbstbedienungskauf / Der Bestellkauf / Der Kauf nach 
Muster /Der Kauf nach Erprobung /Der Kauf auf Teilzahlung /Der Versendungs- 
kauf /Der Kauf gebrauchter Waren /Der Verkauf im Auftrag/ Der Vorkauf/ Der 
‚Rückkauf / Der gerichtliche Verkauf / Die Anwendung der Bestimmungen über den Kauf 
auf den Kauf von Rechten und den Tausch 


Rechtsfolgen dernicht qualitätsgerechten Leistung 

Die Bedeutung der Garantieregelung / Die Garantie / Der Inhalt der Garantie / Die Garan- 
tiezeit / Die Zusatzgarantie / Die Garantieansprüche / Grundsätzliche Fragen / Die Nach- 
besserung Die Ersatzlieferung / Die Preisminderung / Die Preisrückzahlung / Auswir- 
kungen der Realisierung von Garantieansprüchen auf die Garantiezeit / Garantierechte bei 
wertgeminderten und gebrauchten Waren /Nebenansprüche aus ‚der Garantie / Der. 
Schadenersatzangpruch des Käufers / Die Geltendmachung von Garantieansprüchen / Die 
(Geltendmachungbei den Garantieverpflichteten / Diegerichtliche Geltendmachung 


Taschenbuchreihe 
Recht in unserer Zeit 


Hrsg.: Staatsverlag der DDR in Zusammenarbeit mit der „URANIA“ 
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100 Fragen zum Kauf 
2., überarb. Auflage 
192 Seiten - Broschur - 2,80 M 
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‚Nur ums Strafen geht es nicht 
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Grandke, A. 

Junge Leute in der Ehe 
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Bestellangaben: 770 955 1 / Grandke, Familienr. 


Drews, W. 

Der Nachlaß und die Erben 

112 Seiten - Broschur - 1,75 M 
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Kreutzer, C.J. 

In Gaststätte und Hotel 

160 Seiten » Broschur - 2,50 M 
Bestellangaben: 771 145 9 / Kreutzer, Hotels 


Mühlmann, M. 
Sozialistische Lebensweise 
und persönliches Eigentum 
112 Seiten - Broschur - 1,75M 
Bestellangaben: 771 1811 / Mühlmann, Lebensweise 


In Vorbereitung 


Heft 10 Klenner, H. 


Freiheit, Gleichheit und so weiter 

Etwa 144 Seiten - Broschur - 2,25 M 
Bestellangaben: 771 129 9 / Klenner, Freiheit. 
Erscheint voraussichtlich im II. Quartal 1978 
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Etwa 144 Seiten - Broschur - 2,25 M 
Bestellangaben: 771 183 8 / Toeplitz, Bürger 
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Cöhring, I. 

Wenn’s um Dienstleistungen geht. 
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Bestellangaben: 771 216 0 / Göhring, Dienstleistungen 
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Rühl, H.; Weiße, H. 
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Bestellangaben: 771 130 1 / Rühl, Sozialpolitik. 
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